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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geschätzten Kolleginnen und Kollegen!

Einige Tage interessanter Diskussion liegen vor uns.

Ich eröffne die 48. Sitzung des Wiener Gemeinderates.

Entschuldigt für diese Sitzung sind Dipl-Ing Omar Al-Rawi, GRin Cammerlander, GR Parzer, GR Prof Kopietz, GRin Praniess-Kastner und GR Dipl-Ing Stiftner. Es sind mir auch einzelne Personen genannt worden, die sich für wenige Stunden entschuldigt haben.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des SPÖ-Klubs eine, des Grünen Klubs vier und des ÖVP-Klubs gleichfalls vier eingelangt sind. 

Anträge sind logischerweise keine eingelangt. Wir werden uns aber sicher über viele Anträge im Laufe der nächsten beiden Tage freuen.

Die Postnummer 1 der Tagesordnung betrifft den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2008. 

Für die Beratung und Erledigung des Rechnungsabschlusses schlage ich folgende Vorgangsweise vor: Nach einem einleitenden Referat von Frau VBgmin Amtsf StRin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Mag Brauner, folgen die allgemeine Beratung des Rechnungsabschlusses und im Anschluss daran die Debatte über die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. 

Voraussichtlich am Dienstag dieser Woche nach dem Schlusswort der Berichterstatterin wird über die Anträge zum Rechnungsabschluss und zum Inventar abgestimmt werden.

Wird gegen diese Vorgangsweise ein Einwand erhoben? – Ich sehe keinen Einwand. 

Wir kommen daher zum Beginn, und ich bitte die Berichterstatterin, Frau VBgmin Mag Brauner, die Verhandlung über die Postnummer 1, den Rechnungsabschluss 2008, einzuleiten. – Bitte sehr, Frau Vizebürgermeisterin.

Berichterstatterin VBgmin Mag Renate Brauner: Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Einen schönen guten Morgen von meiner Seite! Ich freue mich auf spannende Diskussionen. 

Die Kollegen von der APA haben in den vorbereitenden Berichten über unsere Sitzungswoche, die vor uns liegt – es ist ja nicht nur ein Tag, es ist ja fast die ganze Woche –, den Begriff „Saisonabschluss im Wiener Stadtparlament" geprägt. Das klingt ein bisschen so wie die Abschlussrunde, die letzte Runde im Fußball – übrigens ein herzliches Willkommen an die Presse bei dieser Gelegenheit; wir freuen uns, dass unser Rechnungsabschluss auch öffentliche Aufmerksamkeit erregt –, und der Vergleich mit dem Fußball gefällt mir sehr gut. Nicht nur, weil ich, wie man weiß, ja ein großer Fußball-Fan bin, sondern weil ich denke, Fußball hat viel mit Eleganz, mit ganzem Einsatz, mit Sportsgeist, mit Fairness zu tun, und so, hoffe ich, werden wir auch die Stadtfinanzen in den nächsten Tagen diskutieren. Es ist nicht so, dass ich ganz fix damit rechne, aber ich hoffe, dass diese Begriffe Fairness und Sportsgeist unsere Diskussion prägen werden. Auch da fällt mir ein Begriff aus dem Fußball ein: „Die Hoffnung lebt."

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Rechnungsabschlussdebatte findet in diesem Jahr unter ganz anderen Vorzeichen statt, unter anderen Vorzeichen als im Jahr 2007 oder auch noch 2008, denn wir alle wissen, wir haben unerfreuliche Rahmenbedingungen. Deswegen möchte ich diesmal meine Rede als zuständiges Mitglied der Stadtregierung für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Stadtwerke in einen weiteren Konnex stellen und auch die gesamtwirtschaftliche Entwicklung unserer Stadt seit der Debatte, die wir über den Rechnungsabschluss 2007 hatten, beleuchten. Ich möchte also diesen weiteren Blick einbringen und zum Rechnungsabschluss im engeren Sinn im zweiten Teil meiner heutigen Präsentation kommen.

Schauen wir uns ein wenig diese Vergleichszahlen an. Im Juni 2008, als wir das letzte Mal den Rechnungsabschluss diskutiert haben, war dieser von einer global sehr dynamischen Wirtschaftsentwicklung geprägt. Jetzt haben die Auswirkungen einer hemmungslosen Spekulationswelle und das Platzen dieser Immobilien- und Börsenblase, ausgehend von den USA, tiefe Spuren in der Realwirtschaft in allen Teilen der Welt hinterlassen. Waren es vor einem Jahr die steigende Inflation, die hohen Ölpreise, die unser zentrales Thema waren, so geht es heute darum, Arbeitslosigkeit zu verhindern, die Wirtschaft wieder zum Wachsen zu bringen oder, wenn wir uns jetzt die neuesten revidierten Zahlen anschauen, den Schrumpfungsprozess einzubremsen und danach wieder zu Wachstum zu kommen.

Aber es hat sich auch noch anderes, Politisches entscheidend verändert. Der Staat und seine Gebietskörperschaften werden heute wieder – ganz zu Recht, wie ich meine – als zentrale und wichtige Größe gesehen, selbst in den USA. Wir brauchen, sehr geehrte Damen und Herren, starke private Unternehmungen, aber wir brauchen gerade jetzt einen handlungsfähigen und aktiven Staat, der nicht nur den gesetzlichen Rahmen für das Wirtschaften vorgibt, sondern der zukunftsgerichtete Projekte und Investitionen vorantreibt und umsetzt. Wir brauchen einen Staat, der auf der Ebene des Bundes, der Länder, der Kommunen wichtige infrastrukturelle Weichenstellungen vornimmt, vom Nahverkehr bis zum Ausbau der Breitbrandnetze, einen Staat, der eine wirkliche aktive Arbeitsmarktpolitik betreibt, damit wir möglichst viele Menschen mit zahlreichen Maßnahmen in Beschäftigung bringen und in Beschäftigung halten können. Und wir brauchen einen Staat, der gerade die kleinen und mittleren Unternehmungen stützt und ihnen mit ganz maßgeschneiderten Maßnahmen unter die Arme greift. Das, sehr geehrte Damen und Herren, erwarten sich die Menschen von uns.

Wir in Wien haben uns in den vergangenen Jahren nie beirren lassen. Wir haben dem ständigen Trommelfeuer, alles und jedes zu privatisieren, nicht nachgegeben. Wer will, kann das in den Aussendungen der damaligen Zeit sehr deutlich nachlesen. Wir haben uns als Stadt nicht aus unseren Unternehmungen zurückgezogen, im Gegenteil, wir haben auf starke städtische Unternehmungen gesetzt, die den Menschen dienen und die ganz wesentliche Aufträge hier in Wien, hier in Österreich vergeben, natürlich immer unter Beachtung der jeweiligen Vorgaben des Vergaberechtes. Und wir sind mehr denn je entschlossen, an dieser Strategie, basierend auf öffentlichem Eigentum, festzuhalten.

Sehr geehrte Damen und Herren! In vielen Teilen der Welt beobachten wir eine starke Hinwendung zu öffentlichem Einfluss und damit zu verlässlichen und qualitativ hochwertigen Dienstleistungen mit einer starken sozialen Komponente. Das alles gibt es in Wien. In mehreren deutschen Städten ist eine ganz andere Entwicklung im Gange. Da ist genau das passiert, was ich vorher erwähnt habe, was man auch versucht hat, in Wien zu trommeln, nämlich privatisieren, privatisieren, privatisieren. Und was passiert jetzt? – In vielen deutschen Städten werden Stadtwerke mühsam wieder gegründet und neu aufgebaut, Gemeinden tun sich zusammen, um Entsorgungsgesellschaften zu gründen. Ganz aktuell verhandelt ein deutsches kommunales Bündnis mit dem Energiekonzern EON über den Abverkauf der Stadtwerke-Tochter und die, so muss man es sagen, Wiederverstadtlichung dieser Anteile. 

Das, sehr geehrte Damen und Herren, zeigt, dass wir in Wien den richtigen Weg gegangen sind und ihn selbstverständlich auch weitergehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Um nicht missverstanden zu werden: Private Unternehmungen erbringen in vielen Bereichen allerbeste Leistungen; in der Forschung, im Kreativbereich, bei der Entwicklung neuer Geschäftsfelder – das ist überhaupt keine Frage –, und das unterstützen wir mit vollem Herzen und mit allen Maßnahmen, die wir anbieten können, aber, sehr geehrte Damen und Herren, bei Themen wie Wasserversorgung, Müllentsorgung, öffentlicher Nahverkehr gelten andere Regeln und müssen andere Regeln gelten. Das sind eben keine normalen Märkte, sondern es geht um das Bereitstellen von essentiellen Leistungen für die Menschen, es geht um eine gut geplante und gesteuerte Stadtentwicklung, es geht um vorausschauendes Investieren in Infrastrukturen, es geht – um es in einigen wenigen Worten zusammenzufassen – um die soziale Verantwortung für die Menschen, damit Lebensqualität für alle – und ich betone: für alle, denn das ist ein ganz entscheidendes Kriterium – auch wirklich gesichert ist. Und genau dafür steht die Wiener Stadtregierung. 

Dass Lebensqualität einen Stellenwert hat, beweisen wir hier in Wien. Aber nicht nur wir selber, sondern auch bei den internationalen Rankings sind wir Top 1. Sie kennen die Mercer-Studie, die uns im April den 1. Platz unter 215 Städten weltweit eingebracht hat. Darauf können die Wiener und Wienerinnen stolz sein, denn es ist ihre Leistung. Aber ich weiß, sehr geehrte Damen und Herren, dass von manchen von Ihnen auch diese Mercer-Studie in Frage gestellt wurde, weil offensichtlich nichts, was diese Stadt positiv und gut festlegt, einfach so sein kann. Man muss es schlechtreden. 

Ich darf Ihnen auch ein zweites Beispiel nennen, wenn Ihnen schon die Mercer-Studie nicht passt. Der britische „Economist", der ja nun wirklich, würde ich doch meinen, ein gewisses Renommee hat, das von allen anerkannt wird, hat vor wenigen Tagen bestätigt, dass wir in einer Auswertung für 140 Städte – und zwar hat das der „Economist Intelligence Unit" festgestellt, man betone: der „Economist Intelligence Unit" – ein winziges Zehntelprozent hinter Vancouver an zweiter Stelle liegen. Das ist, denke ich, ein ganz, ganz tolles Ergebnis. Auch hier sind wir mit einem deutlichen Abstand vor Mitbewerbern wie Melbourne oder Toronto. Wir haben also eindeutig und von mehreren Seiten bestätigt, dass wir in der absoluten Weltspitze liegen, dass wir nach Angaben des „Economist" – ich wiederhole es noch einmal – deutlich vor allen anderen europäischen Städten liegen, und wir arbeiten sehr hart daran, sehr geehrte Damen und Herren, gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten, dass es auch so bleibt. (Beifall bei der SPÖ.)
Denn, liebe Kollegen und Kolleginnen, wie es mit der Lebensqualität in dieser Stadt weitergeht, hängt natürlich ganz wesentlich davon ab, welche Schritte, welche investiven, unternehmerische Schritte wir jetzt und in den nächsten Monaten und Jahren machen. Ich habe vor wenigen Wochen, Ende April, in einer Mitteilung hier im Wiener Gemeinderat detailliert geschildert, welche Maßnahmen die Wiener Stadtregierung in Reaktion auf den aktuellen Wirtschaftsabschwung ergriffen hat. Sie kennen unser 700 Millionen Konjunkturpaket, und wir haben dann noch zusätzlich, gemeinsam mit meinem Kollegen VBgm Ludwig, unsere speziellen Maßnahmen im Bereich Wohnbau, nämlich unsere Wohnbauanleihe im Ausmaß von 200 Millionen EUR präsentiert. Das heißt, wir sind auf dem Weg zur Konjunkturmilliarde in dieser Stadt mit der Summe, die wir für konjunkturstützende Maßnahmen eingesetzt haben. 

Ich bin sehr stolz darauf und bedanke mich bei allen, vor allem bei den Kollegen und Kolleginnen der Stadtregierung, denn nur gemeinsam mit ihnen waren diese Maßnahmen möglich. Wir haben ja in vielen Bereichen Maßnahmen ergriffen: von der Gesundheit über die Umwelt, über die Stadtplanung, den Verkehr, die Kultur, eigentlich in allen Bereichen, so auch in der Kinderbetreuung, im ganzen Bereich des Personals, für die Frauen, die ja bei uns in Wien nicht vernachlässigt werden in den Konjunkturpaketen. Nur in der Zusammenarbeit mit ihnen war es möglich, hier auch entsprechend Maßnahmen zu setzen. 

Aber mein Dankeschön reicht noch weiter, denn nur gemeinsam mit vielen anderen konnten diese Maßnahmen umgesetzt werden und sind in Umsetzung. Der Bogen reicht von der Arbeiterkammer über die Wiener Landwirtschaftskammer, von der Industriellenvereinigung über die Wirtschaftskammer bis hin zu den Vertretern und Vertreterinnen der Gewerkschaft. Besonders möchte ich mich bei den Unternehmern und Unternehmerinnen in dieser Stadt bedanken, die alles tun, ihre Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu halten. Das ist genau der Unternehmensgeist, den wir in dieser Stadt brauchen, und ich denke, das ist genau im Interesse der Menschen. 

Wir merken es auch am Interesse der Menschen selber. Es war noch nie so viel Interesse an unseren Aktionen im Bereich Weiterbildung und Qualifikation. Die Menschen sind aktiv, sie wissen, dass Bildung und Ausbildung gerade jetzt ganz wichtig sind, um den Arbeitsplatz zu halten. Die Menschen nutzen die Angebote des WAFF. Unser Beratungszentrum ist sehr engagiert, und die Menschen wissen, dass die Maßnahmen, die sie in diesem Beratungszentrum bekommen, auch wirklich nützen. 

Das Vertrauen in die Stadt, sehr geehrte Damen und Herren, das Vertrauen in den Wirtschaftsstandort Wien ist nach wie vor groß. Das beweist die Ansiedlungsbilanz – ich kann ja alles, was ich hier sage, auch immer belegen – des Jahres 2008 mit einem neuen Ansiedlungsrekord von 119 Unternehmungen. Das war und ist ein gutes Vorzeichen für die Entwicklungen in diesem Jahr, auch wenn der Wind rauer geworden ist und von allen Seiten heftig bläst.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es gibt eigentlich gar keinen Bereich, in dem Wien nicht Maßnahmen gesetzt hätte, die Unternehmungen in dieser Stadt, die Arbeiternehmer und Arbeitnehmerinnen, die Bürger und Bürgerinnen zu unterstützen, die ihnen direkt oder indirekt zugute kommen.

Ich möchte das jetzt noch einmal kurz zusammenfassen, nicht aus Selbstzweck, sondern weil wir genau damit die Schienen legen zu neuen Strukturen, zu neuen Möglichkeiten und damit zu dem, was alle Experten und Expertinnen sagen: Die einzige Chance, halbwegs gut durch diese Krise zu kommen, ist Innovation, Forschung, Entwicklung, Unterstützung, Veränderung. Und darauf versuchen wir auch Rücksicht zu nehmen bei unseren Konjunkturmaßnahmen. 

Deswegen setzen wir zum Beispiel sehr stark auf ökologische Aspekte – ich denke etwa an die Sanierung der Amtshäuser – wir setzen auf soziale Aspekte – dabei denke ich an unsere Fernwärmeanschlussaktion –, wir setzen auf gute Infrastruktur wie zum Beispiel bei der Sanierung der Stationen der Unterpflasterstraßenbahn und bei den vielen Investitionen in die Wiener Stadtwerke, in die Wiener Linien. Wir setzen auf Internationalisierung mit unserer verstärkten Förderung des Wirtschaftsförderungsfonds, und wir setzen auf Qualifikation und Weiterbildung mit den Maßnahmen des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds. 

All diese Programme bringen ein Mehr an Qualität, ein Mehr an Infrastruktur, kurz „Mehr Wien für Dich", wenn Sie mir erlauben, hier den Titel meiner Mitteilung von April noch einmal zu zitieren. 

Es gibt mehr Wirtschaftsförderung, die wir ja im Voranschlag 2009 um 30 Prozent erhöht haben, zum Beispiel bei der Exportförderung. 

Es gibt mehr Mittel für die Tourismusförderung, um in den Nahmärkten Österreichs Interessierte und Reisefreudige von der Destination Wien zu überzeugen. 

Es gibt mehr Mittel für den Arbeitsmarkt, mehr Plätze in der überbetrieblichen Lehre – denn Sie wissen, am allerwichtigsten sind uns die Jungen, um die wir uns kümmern –, mehr Plätze in Arbeitsstiftungen, die Einführung der Bildungskarenz Plus. 

Es gibt mehr Mittel für die Wiener Linien, damit wir den öffentlichen Nahverkehr weiter ausbauen können. Und welch tollen öffentlichen Nahverkehr wir haben, wurde uns beim UITP-Kongress bestätigt – StR Schicker war mit mir gemeinsam dort präsent –, wo wir Lobeshymnen über den Wiener Nahverkehr von den internationalen Experten gehört haben. 

Es gibt mehr Mittel für die Wiener Spitäler und Pflegeeinrichtungen. 311 Millionen EUR! Die Summe muss man immer wieder erwähnen, um sich diese Dimension vor Augen zu führen, die – wer die Struktur des KAV kennt, weiß das – vor allem den Klein- und Mittelbetrieben als Auftragnehmer zugute kommen wird. 

Es gibt mehr Geld für die Wiener Spitzenforschung. Wir haben gemeinsam die Ausgabenerhöhung um mehr als 60 Millionen EUR für die nächsten Jahre präsentiert, allein in diesem Jahr ist das ein Plus von 20 Millionen EUR. 

Es gibt mehr Geld für die Kultur, Bühnensanierung, zum Beispiel, mehr Geld für technologische Projekte, Aspern, zum Beispiel, unser Leitprojekt in der Stadtentwicklung, mehr Mittel für die Infrastruktur. Die Stadtwerke werden 4,2 Milliarden EUR in den nächsten Jahren investieren, 4 000 neue Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aufnehmen, 600 Lehrlinge ausbilden, und allein die U-Bahn ist hier ein wichtiger Beitrag. 

Aber gerade hier hat auch der Bund ganz wesentliche Entscheidungen getroffen, die im Interesse Wiens sind. Ich denke an die beiden Arbeitsmarktpakete von Minister Hundstorfer, aber auch den Ausbau der ÖBB-Infrastruktur auf Initiative von Verkehrsministerin Bures, zwei Projekte, die für Wien sehr wichtig sind. Gerade die ÖBB wird sehr viel, nämlich 1,6 Milliarden EUR, in den nächsten Jahren in Wien in die Bahnhöfe, in den Ausbau der Schieneninfrastruktur investieren. 

Flankiert, sehr geehrte Damen und Herren, wird das alles von einer ganz entscheidenden, ich sage, historischen bildungspolitischen Maßnahme, nämlich der Einführung des Gratiskindergartens in Wien, wo die Stadt ebenfalls zusätzlich 80 Millionen in die Hand nimmt. Ich möchte dir, lieber Kollege Oxonitsch, bei dieser Gelegenheit zur Umsetzung dieses Vorhabens gratulieren, denn du beweist, dass die Wiener und Wienerinnen sich darauf verlassen können, dass die Stadt hilft, wenn es notwendig ist, und dass die Dinge, die wir versprechen und ankündigen, auf Punkt und Beistrich auch umgesetzt werden. Danke! (Beifall bei der SPÖ.)
Wir wissen aber, sehr geehrte Damen und Herren, unsere allergrößte Herausforderung, vor der wir stehen, ist natürlich der Arbeitsmarkt, das Verhindern von Arbeitslosigkeit gerade bei jungen Menschen, bei Frauen, bei allen, denn jeder ist uns wichtig, und der Versuch, Beschäftigung zu schaffen. 

Die Tatsache, dass wir das Bundesland mit dem bei Weitem geringsten Anstieg an Arbeitslosigkeit sind, und das zum wiederholten Male, ist uns nicht genug. Wir hoffen, dass es so bleibt, ich klopfe auf Holz, wir sind weit besser als viele andere Bundesländer, aber es ist uns nicht genug. Wir ruhen uns nicht darauf aus, auch wenn wir uns darüber freuen, dass sich der Wiener Arbeitsmarkt als relativ stabil erweist und sich zeigt, dass unsere Maßnahmen, die wir hier setzen, wirken. Aber wir wissen natürlich – gerade heute wurden ja wieder neue, revidierte internationale Prognosen präsentiert –, dass die Arbeitslosigkeit noch weiter steigen wird und dass wir vor allem im Herbst, im Winter auch in Wien mit einem Anstieg rechnen müssen. Wir nehmen diese Entwicklung überhaupt nicht auf die leichte Schulter, sondern wir werden das, was wir bisher getan haben, noch weiter tun und intensivieren. Wir werden helfen, wo immer es möglich ist, gut abgestimmt mit dem Bund, mit den Sozialpartnern, mit denen wir seit Ausbruch der Krise sehr gut und eng zusammenarbeiten, mit Investitionen, die Arbeitsplätze sichern und Arbeitsplätze schaffen. 

Eines sei hier schon einmal bemerkt: Wir haben selbst nach einem sehr tiefgreifenden Wirtschaftsabschwung in den letzten Monaten immer noch bessere Arbeitsmarktdaten, als es in Wien unter der blau-schwarzen Koalition im Jahr 2004/2005 gegeben hat. Es zeigt sich, sehr geehrte Damen und Herren, dass es offensichtlich einen großen Unterschied macht, wer auf Bundesebene für Wirtschaftspolitik und Arbeitsmarktpolitik zuständig ist, denn jetzt haben wir immer noch weniger Arbeitslose in Wien als unter der Zeit der blau-schwarzen Bundesregierung. Offensichtlich waren die Maßnahmen dieser Regierung so wirksam wie die größte Weltwirtschaftskrise seit Jahrzehnten, und ich denke, das, sehr geehrte Damen und Herren, zeigt, dass die Art und Weise, wie Arbeitsmarktpolitik gemacht wird, schon einen großen Unterschied macht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wer es nicht glauben will, sehr geehrte Damen und Herren, ich habe die Zahlen mitgebracht, weil ich mir natürlich die Entwicklung der Arbeitslosenzahlen in den vergangenen Jahren sehr genau angeschaut habe und weil es wichtig ist, zu analysieren und zu wissen, welche Maßnahmen man setzt. Denn, sehr geehrte Damen und Herren, wir wollen um jeden Arbeitsplatz kämpfen. Auch von den Arbeitslosen, die es jetzt gibt, ist jeder einzelne zu viel, deshalb versuchen wir, die Unternehmungen auch in ihren komplexen Prozessen und Umstrukturierungen entsprechend zu unterstützen. 

Wir haben mit dem Wiener Arbeitsmarktpaket 2009, auch hier gemeinsam mit dem AMS mit Minister Hundstorfer, 33 Millionen EUR zusätzlich für den Wiener Arbeitsmarkt mobilisiert. Wir haben ja schon im regulären Budget über 58 Millionen EUR für Programme des WAFF und Arbeitsmarkt- und Qualifizierungsmaßnahmen. Wien ist hier sehr aktiv in der Unterstützung der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, und ich glaube, dass Sie keine weitere Stadt in Österreich finden werden, in der es diese Maßnahmen und dieses einzigartige Instrument gibt. 

Ganz besonders wichtig, sehr geehrte Damen und Herren, ist uns die Jugend in diesem Bereich. Wir haben deswegen ein eigenes Jugendpaket mit über 5,5 Millionen EUR geschnürt, damit wir jungen Menschen eine Perspektive geben können. Im Lehrjahr 2009/2010 wird es 4 500 Plätze – 4 500! – in der überbetrieblichen Lehre in Wien geben, denn wir lassen in Wien die jungen Menschen nicht im Stich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber auch für alle anderen, sehr geehrte Damen und Herren, sind wir da mit unseren Maßnahmen. Die Stadt Wien sichert unzählige Arbeitsplätze mit dem Konjunkturpaket, aber auch ganz handfest mit unseren Einkäufen, mit unseren Aufträgen, und das, denke ich, ist ein Aspekt, der sich gerade auch bei diesem Rechnungsabschluss entsprechend deutlich niederschlägt. 

Aber auch dann, wenn es zu negativen Personalmaßnahmen kommt, lassen wir die Menschen selbstverständlich nicht im Stich. Wir haben deswegen die Plätze der Arbeitsstiftungen auf 1 000 ausgebaut, damit steht die Stadt im Fall des Falles bei einem unausweichlichen Personalabbau auch wirklich bereit. Wir haben die Bildungskarenz Plus eingeführt, Stichwort „Weiterbilden statt kündigen". Wir bieten den Unternehmen hierbei ein attraktives Modell an, bei dem die Menschen ihren Job behalten können, sich weiterbilden können. Hunderte von diesen Personen haben hier in Wien von diesen Maßnahmen auch schon entsprechend profitiert. 

Lassen Sie mich nur zwei Beispiele nennen, wo wir entsprechend aktiv sind und aktiv sein können. Das eine Beispiel ist General Motors, wo Sie alle wissen, dass Kurzarbeit eingeführt wurde. Hier hat es enge Kontakte mit dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds gegeben. Es waren über 1 500 Menschen in dieser Kurzarbeit, und Sie wissen, diese Kurzarbeit gibt es nicht mehr, aber nicht, weil die Menschen gekündigt wurden, nicht, weil das Werk geschlossen wurde, sondern weil es glücklicherweise gelungen ist, jetzt – das heißt nicht, auf immer und ewig, aber jetzt – die Auftragssituation so zu verbessern, dass diese Menschen wieder voll in Arbeit sind. Das, denke ich, zeigt, dass diese Maßnahmen erfolgreich sind und diese Arbeitsplätze zumindest für die nächste Zeit gesichert sind. Wir werden alles dazu beitragen, damit das auch so bleibt. 

Zweites aktuelles Beispiel, sehr geehrte Damen und Herren, das Thema der Siemens-Tochter PSE, jener Tochterunternehmung im Bereich Software-Entwicklung, wo jetzt der Personalabbau von 630 Personen droht. Auch hier, sehr geehrte Damen und Herren, kämpfen wir selbstverständlich um jeden Arbeitsplatz und sind für die Kollegen und Kolleginnen da. Der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds ist seit Wochen sowohl mit dem Management als auch mit der Personalvertretung in engstem Kontakt. Es gibt hier sehr intensive Gespräche und ganz konkrete Hilfsangebote und Unterstützungsangebote von unserer Seite. 

Das ist im Übrigen auch nichts Neues. Es gibt seit vielen Jahren eine offene Arbeitsstiftung mit der Firma Siemens, mit dem Betriebsrat, mit der Personalvertretung, die schon in den vergangenen Jahren sehr, sehr erfolgreich gearbeitet hat. Auf dieser offenen Arbeitsstiftung können wir auch aufbauen. 

Und um das auch hier deutlich zu sagen: Arbeitsstiftung heißt nicht, die Leute kriegen jetzt noch ein paar Monate Geld und danach sind sie dann in der Arbeitslosigkeit, Arbeitsstiftung in Wien bedeutet, dass jene Menschen, die in diese Stiftung eintreten, zu zwei Dritteln danach auch wirklich einen Job haben. Das heißt, die überwiegende Mehrheit derer, die in Wien in Arbeitsstiftungen eintreten, in diese gemeinsame Maßnahme, hat danach auch einen entsprechenden qualifizierten Job. Das heißt, das ist ein gutes, wirksames und von uns auch entsprechend unterstütztes und gefördertes Instrument. 

Voraussetzung, sehr geehrte Damen und Herren, dafür ist aber natürlich ein gemeinsames Vorgehen von Geschäftsleitung und Betriebsrat. Beide müssen an den Verhandlungstisch, das gilt sowohl für die Geschäftsleitung, es gilt aber natürlich auch für den Betriebsrat und für die Personalvertretung, wenn wir wirklich das Beste für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen erreichen wollen. Die Stadt Wien jedenfalls steht mit ihren Unterstützungsangeboten bereit und wird alles daransetzen, um die Kollegen und Kolleginnen auch entsprechend zu unterstützen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! In der Krise sind nicht alle gleich. Das hat die Bank Austria vor Kurzem in einer detaillierten Studie festgehalten. Was war damit gemeint? Wir wissen, dass wir 2009 einen strukturellen Rückgang der Wirtschaftsleistung in Österreich konstatieren müssen, und dieser Rückgang wird Regionen, wird Länder unterschiedlich treffen. Die jüngste Bank Austria Studie über die Aussicht der Länder in der Konjunkturflaute sagt, strukturell weist Wien Vorteile auf, und – weiteres Zitat: „Jene Bundesländer, die eine überdurchschnittlich starke Dienstleistungsorientierung, insbesondere mit Schwerpunkt in der öffentlichen Verwaltung, dem Gesundheits- und Bildungsbereich und der Telekommunikation aufweisen, haben daher eine gute Chance, in den kommenden Monaten auch eine günstigere Wirtschaftsentwicklung erzielen zu können. Dazu zählt vor allem Wien mit einem Dienstleistungsanteil von über 80 Prozent an der Wertschöpfung." – Zitat Ende. 

Die Studie bewertet aber nicht nur den Dienstleistungssektor sehr positiv, sondern nicht zuletzt auch die Fachgüterproduktion und spricht von einer – wiederum Zitat: „vielfältigen Basis in der Konsumgütererzeugung" und davon, „dass Wien auf Grund der strukturellen Ausrichtung Vorteile hat." 

Das zeigt einmal mehr, dass die Bemühungen, sehr geehrte Damen und Herren, um eine gemischte produktions- und dienstleistungsorientierte, eine wissensbasierte Wirtschaftsstruktur uns jetzt in der Krise hilft. Der Rechnungsabschluss 2008 ist ein Spiegelbild für alle diese aufgezählten wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Bemühungen in den letzten Jahren und Jahrzehnten: Perspektiven für die Menschen schaffen, den Menschen Sicherheit und Verlässlichkeit geben, Infrastruktur für kommende Generation schaffen, Dienstleistungsangebote absichern, die weltweit einzigartig sind. 

Das ist die eigentliche Aufgabe, die ein kommunaler Haushalt zu erfüllen hat, und das, sehr geehrte Damen und Herren, zeigt dieser Rechnungsabschluss 2008 im Detail. Er hat klare Schwerpunkte. Um es in wenigen Worten zusammenzufassen: Wien packt dort an, wo es die Wienerinnen und Wiener brauchen. Wien hält Kurs, weil wir eine stabile, eine langfristig ausgerichtet, eine die Wirtschaft ankurbelnde Finanzstrategie verfolgen, die zugleich eine ganz starke soziale Dimension aufweist. Der endgültige Rechnungsabschluss des Jahres 2008 von Wien weist bei einem Ausgabenrahmen von 11,08 Milliarden EUR Einnahmen in der gleichen Höhe aus und stellt damit ein ausgeglichenes administratives Ergebnis dar. 

Die Schulden der Stadt erreichen mit Stichtag 31.12.2008 einen Wert von 1,46 Milliarden EUR. Das ist eine Pro-Kopf-Verschuldung, die mit einem Wert von 869 EUR einen weiteren Tiefstand erreicht. Andere Städte, zum Beispiel das, wie ich höre, von anderen immer so hoch gelobte Hamburg, hat einen Pro-Kopf-Wert von 12 000 EUR. Dies nur zum Vergleich, denn Wien ist auch hier anders. Wir haben im Herbst 2008 die zusätzlichen 100 Millionen EUR – Sie wissen es – über Kredite für Konjunkturmaßnahmen mobilisiert. 

Das schlägt sich dann natürlich auch im Schuldenstand nieder. Aber ich sage es noch einmal: Wir gehen hier sehr vor- und umsichtig vor. Wir wollen Schulden vermeiden, wo immer es geht, aber wenn es notwendig ist, um Arbeitsplätze zu sichern, wenn es notwendig ist, um die Wirtschaft anzukurbeln, werden wir auch weitere Kreditfinanzierungen vornehmen, denn die Menschen erwarten von uns in dieser schwierigen Situation Unterstützung und Sicherheit. Und diese werden sie auch bekommen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch beim Maastricht-Ergebnis, sehr geehrte Damen und Herren, haben wir in diesem Rechnungsabschluss mit 259 Millionen EUR wieder eine punktgenaue Landung erzielt, womit das im Stabilitätspakt vereinbarte gemeinschaftliche Länderergebnis von 0,45 Prozent seitens Wiens jedenfalls eingehalten wurde. 

Wenn jetzt wieder gesagt wird – ich habe das Argument schon so oft gehört –: Ihr seid Musterschüler, warum macht ihr denn das? Das ist doch gar nicht notwendig! Maastricht einzuhalten, bringt überhaupt nichts!, so ist das leider überhaupt nicht richtig. Wir haben sehr gute Gründe. Wir machen das nicht zum Selbstzweck und weil der Herr Finanzdirektor und ich uns da gegenseitig auf die Schulter klopfen und uns freuen, sondern weil das sehr massive Gründe hat. Denn natürlich fließt die Erfüllung oder Nichterfüllung von Maastricht in alle Bewertungen ein, die in finanzieller Hinsicht über den Haushalt einer Stadt erstellt werden. Das heißt, das hat natürlich für die Frage unserer Bonität, das hat für die Frage, um welche Kosten wir denn in Zukunft Kredite bekommen, das hat für die Frage, wie viel wir denn zahlen müssen, wenn wir Fremdkredite aufnehmen, eine ganz, ganz große Auswirkung. Deswegen ist die Erfüllung des Maastricht-Kriteriums für 2008 eine ganz wichtige Grundlage dafür, dass wir jetzt in Zukunft, wo wir zusätzliche Mittel brauchen, sie auch wirklich aufnehmen können, sie zu halbwegs vernünftigen Bedingungen aufnehmen können und wir auch die entsprechenden Mittel bekommen, um antizyklisch zu agieren, um die Wirtschaft und die Arbeitsplätze entsprechend unterstützen zu können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Gerade jetzt haben Investitionen eine ganz hohe Bedeutung, wie wir wissen, weit über die Stadt hinaus. Deswegen sind die nachfragewirksamen Ausgaben mit fast 4,3 Milliarden EUR in diesem Rechnungsabschluss ein Spitzenwert. Deutlich mehr als ein Drittel der Gesamtausgaben der Stadt wird für Aufträge und damit für die Wiener Wirtschaft eingesetzt. Das reicht von Gebäudeerrichtungen über Einkauf von Verbrauchsmaterialien bis hin zu Beschaffungen des Stadtgartenamtes, Programmierungsleistungen und vieles anderes mehr. Das heißt, hier setzen wir deutliche Impulse, sowohl in der Stadt im engeren Sinn als auch in unseren Unternehmungen wie der Wien Holding. 

Besonders im Zentrum steht das Bau- und Baunebengewerbe, wofür wir 1,79 Milliarden EUR mobilisiert haben. Ich denke, das ist ein wichtiger und ganz, ganz zentraler Kernpunkt dieses Rechnungsabschlusses. 

All das wird von einem in dieser Stadt im Prinzip gleichbleibenden Personalstand umgesetzt. Wir haben einen Wert von 56 724 Dienstposten in diesem Rechnungsabschluss. Warum er um einige 100 gesunken ist, wissen Sie. Das Personal der Wiener Friedhöfe ist jetzt im Wiener Stadtwerke Konzern eingeordnet. Im Prinzip bleibt unser Personalstand gleich, aber wir haben im hohen Ausmaß – und auch das zeigt dieser Rechnungsabschluss – die Effizienz gesteigert. Und das macht auch Sinn. Ich kann mich wenig anfreunden mit Vorschlägen, die öffentliche Hand soll jetzt möglichst viele Leute kündigen und gleichzeitig viel Geld in die Hand nehmen, um Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. Das macht wenig Sinn. Aber die Effizienz muss gesteigert werden, wir müssen noch besser werden, und das ist, denke ich, im vergangenen Jahr sehr erfolgreich gelungen. Wenn ich an unsere Dienstleistungspräsentation am Rathausplatz vor wenigen Tagen und Wochen denke, so hat sie gezeigt, wie sehr gut diese Stadt funktioniert. 

Sie funktioniert auch im engeren Sinn, sowohl im Bereich der Hoheitsverwaltung – mit der Einführung von SAP werden wir weltweit als Vorbild gezeigt –, aber auch bei politischen Vorgaben, die wir gesetzt haben, wie zum Beispiel die Geschlechtergerechtigkeit, das gender-spezifische Ziel der Erhöhung des Anteils von Frauen in leitenden Positionen oder auch die entsprechenden Förderungen, die Frauen bekommen, wenn sie in leitenden Positionen bei Wirtschaftsunternehmungen sind. Hier konnten die Förderungen auch gesteigert werden, zum Beispiel im Bereich der Investitionen der Sachgüterindustrie, wo bei dieser Förderaktion von 37 Betrieben 18 Frauen in leitenden Positionen waren. 

Ein weiterer Schwerpunkt dieses Rechnungsabschlusses ist das Thema Gesundheit und Soziales. Sie wissen es alle, es liegt mir nach wie vor sehr am Herzen, weil ich der festen Überzeugung bin, dass Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik kein Gegensatz sind, sondern nur in einer Gesellschaft, in der der soziale Zusammenhalt regiert, wirklich qualitativ hochwertige Wirtschaftsentwicklung möglich ist. 

Entsprechend sind auch die Summen, die wir hier ausgeben: 2,85 Milliarden EUR für den Bereich Gesundheit, Soziales und Pflege, also eine Steigerung von 387 Millionen EUR. Das ist ein Viertel unseres Budgets und unterstreicht diesen Schwerpunkt. Es ist gut eingesetztes Geld. Es ist viel Geld, aber gut eingesetztes Geld. Die Schaffung der Dialyseplätze, zum Beispiel, oder das neue Geriatriezentrum Leopoldstadt, das Wohn- und Pflegehaus Favoriten – das ist wirklich gelebte Sozialpolitik. Und wenn ich nur an den Mobilpass denke, so ist das eine Einführung, die auch jetzt für weitere Maßnahmen, für die Umsetzung neuer Projekte ganz wichtig ist. 

Ein weiterer riesiger bedeutender Schwerpunkt, gerade aus wirtschaftspolitischer Sicht: Bildung, Qualifikation, gute Bildungseinrichtung, vom Kindergarten bis zur universitären Ausbildung, von der Lehrausbildung bis zur beruflichen Weiterausbildung. Dafür steht Wien, und das ist für den Wirtschaftsstandort Wien, für unsere Wettbewerbsfähigkeit von ganz, ganz zentraler Bedeutung. Wir wollen, dass alle jungen Menschen, egal, woher sie kommen, ihre Chancen nutzen können. Wir können es uns gar nicht leisten, hier welche links liegen zu lassen, denn die Bildung ist der Rohstoff der Zukunft. Deswegen zum ersten Mal mehr als eine Milliarde im Bereich Schulen und Bildungseinrichtungen. Sehr viel Geld, nämlich 381 Millionen EUR sind es, die wir, schon vor Einführung des Gratiskindergartens, im Bereich Kinderbetreuung investieren. 

Wirtschaftsförderung und Forschung. Auch hier zeigt dieser Rechnungsabschluss, dass sehr viel investiert wurde, mehr investiert wurde als in der Vergangenheit. Mit den Programmen des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, mit den Calls unseres Zentrums für Innovation und Technologie, oder mit Departure, unserer Kreativagentur. Wir haben über 76 Millionen EUR für kommunale Forschungspolitik ausgegeben, obwohl wir dafür eigentlich gar nicht zuständig sind, weil es Bundesangelegenheit ist, aber es ist uns so wichtig, dass wir diesen Spitzenwert investiert haben. Wir haben weiters im Bereich Lifestyle mit dem Campus Vienna Biocenter, im Bereich Medien mit dem Media Quarter Marx, im Bereich Energieeffizient mit dem Projekt Energybase in Floridsdorf wirklich hochqualitative Beispiele. Letzteres, zum Beispiel, ist ein Vorzeigeprojekt des Greenbuilding-Programms der Europäischen Union. 

Den WAFF habe ich schon erwähnt. Er ist in Zeiten wie diesen unverzichtbar und er wirkt. TeilnehmerInnen am WAFF-Programm sind länger beschäftigt, weniger lang arbeitslos, verdienen im Schnitt um 2 000 EUR mehr als andere. WAFF wirkt. Das Geld, das wir hier investiert haben, ist gut investiertes Geld. 

Wohnen und Dienstleistung, Daseinsvorsorge. Gerade jetzt in Zeiten der Krise sind hier Stabilität und Sicherheit für die Menschen ganz wichtig. Die preisdämpfende Wirkung der Wohnbaupolitik und des kommunalen Wohnbaus ist ein international beachtetes Bespiel. Und dass die Wohnbauförderung im Jahr 2008 einen Topwert erreicht hat, ist nur eine logische Schlussfolgerung aus dieser politischen Schwerpunktsetzung. 

Das alles ist im engen Zusammenhang mit der Daseinsvorsorge, mit den Nahverkehrsangeboten, dem Wiener Wasser, mit den Spitzenleistungen in der Entsorgung, in der Müllabfuhr zu sehen. All das sind, wenn wir uns internationale Studien anschauen, warum Wien so gut dasteht, genau die Punkte, die zeigen, dass die Qualität seitens der Wiener und Wienerinnen, aber eben auch international anerkannt wird. Und das ist nicht zuletzt auch für die Wirtschaft dieser Stadt, für Betriebsansiedlungen ein entscheidendes Element. 

Genauso wie – das ist vielleicht auf den ersten Blick überraschend, ist es aber gar nicht – der Bereich Kunst und Kultur. Die Qualität, die hier geboten wird und die wir auch weiter bieten werden, ist ein unglaubliches Asset für unsere Stadt. Denn im Gegensatz zu anderen, die, wenn es enger wird, in diesem Bereich sparen, haben wir im vergangenen Jahr hier ebenfalls eine kontinuierliche Steigerung verzeichnen können. Ganz wichtige Kulturprojekte sind damit umgesetzt worden. Wenn ich nur an das Filmpaket denke, aber auch an die Bereiche des Off Theaters, „Cash for Culture“. Das ist, denke ich, ein Bereich, der zeigt, dass dieses zusätzliche Geld gut eingesetzt wurde.

Sehr geehrte Damen und Herren! Dieser Rechnungsabschluss ist die solide Basis für all unsere Anstrengungen, die wir in der zweiten Hälfte 2008 begonnen haben, die wir 2009 kraftvoll fortsetzen und wenn nötig auch ganz sicher zukünftig weiterführen werden, nämlich Mittel für Konjunkturbelebung in die Hand zu nehmen, um den Menschen in dieser Stadt den Rücken zu stärken und Sicherheit zu geben. All unsere Konjunkturmaßnahmen wären ohne diese konsequente Finanz- und Wirtschaftspolitik in den Zeiten der Hochkonjunktur nicht möglich. Handlungsfähigkeit und Stärke entstehen nämlich nicht durch Schnellschüsse, sondern man erwirbt sie durch das Verfolgen einer konsequenten Strategie beim Wirtschaften und Investieren. Die Stadt hat eine konsequente Strategie.

Dieser Rechnungsabschluss ermöglicht all das, was wir jetzt brauchen. Er ermöglicht eine konsequente Unterstützung der kleinen und mittleren Unternehmungen, von der Nahversorgungsaktion bis zur Internationalisierungsförderung. Er ermöglicht das weitere Vorangehen bei unseren Sozialmaßnahmen, den weiteren Ausbau der sozialen Hauptstadt Österreichs in die bestmögliche Versorgung der Menschen in den Spitälern und Pflegeeinrichtungen. Er ermöglicht verstärkte Investitionen in Innovation, in Forschung und Wissenschaft, denn – ich kann es gar nicht oft genug sagen – hier sind die Jobs der Zukunft, und hier liegt das Geheimnis eines hoffentlich bald kommenden Aufschwungs.

Der Rechnungsabschluss ermöglicht uns starke Signale in der Bildungspolitik, in der Kinderbetreuung, wie das Beispiel des Gratiskindergartens eindrucksvoll zeigt. Er ermöglicht uns gleichzeitig eine intensive Weiterverfolgung all unserer Bemühungen, die Wiener Infrastruktur des 21. Jahrhunderts zu schaffen und weiter auszubauen. 

All das führt in seiner Gesamtheit zu einer starken Unterstützung des Arbeitsmarktes, das führt nicht nur für die Wiener und Wienerinnen – mehr als 200 000 Menschen in dieser Stadt arbeiten und leben im Umfeld – zu neuen Arbeitsplätzen, neuen Kinderbetreuungsplätzen, sodass die Menschen hier wirklich auch davon profitieren. 

Wien ist heute, 20 Jahre nach 1989 und dem Verschwinden einst undurchdringlicher Grenzen und Mauern, eine beachtete internationale Wirtschaftsdrehscheibe geworden, ein kulturelles Zentrum, eine Stadt, die Menschen anzieht, eine Stadt, die wächst. 

„Da sein. Stark sein. Stadt sein.", das war der sehr treffende Slogan des diesjährigen Österreichischen Städtetages. Jawohl, wir sind da für die Menschen, dafür sind wir gewählt, darin werden wir auch nicht nachlassen, und der Rechnungsabschluss ist, denke ich, ein guter Garant dafür, dass Wien stark ist und stark bleibt. 

Aus diesen Gründen, sehr geehrte Damen und Herren, ersuche ich um Unterstützung dieses Rechnungsabschlusses. Ich weiß, dass natürlich die Opposition in vielen Fragen nicht unserer Meinung ist, aber ich denke, man sollte doch die Tatsachen, die finanzpolitischen Daten, die Fakten, die Entwicklungen, die internationalen Studien in dieser Diskussion nicht außer Acht lassen und gerade in Zeiten, wo wir sehen, dass es für alle enger wird, zusammenhalten. 

In diesem Sinne möchte ich allen danken, die am Zustandekommen dieses Rechnungsabschlusses in unermüdlicher Klein- und Detailarbeit mitgewirkt haben, denn die großen Visionen und Strategien sind immer nur Hand in Hand auch mit viel Detailarbeit möglich. 

Allen voran danke ich unserem Finanzdirektor Richard Neidinger und seinem Team, die supertolle Arbeit leisten, sodass wir auch in den schwierigsten Situationen immer wieder Lösungen finden, und dies in einer sehr positiven und freundschaftlichen Stimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich danke allen Beamten und Beamtinnen, allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen dieses Hauses für ihre tolle Arbeit. Denn diese Zahlen wären nur nackte Zahlen und Papier, wenn es nicht sie gäbe, die sie mit Leben erfüllen. 

Ich danke Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren, für Ihre Aufmerksamkeit. Ich hoffe, dass wir spannende, interessante, kontroversielle, aber im Endeffekt auf ein gemeinsames Vorgehen abzielende Diskussionen erleben werden. In diesem Sinne bedanke ich mich nochmals für Ihre Aufmerksamkeit. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Ich danke Ihnen für die Einleitung zur Diskussion über den Rechnungsabschluss 2008.

Bevor ich die Debatte eröffne, weise ich darauf hin, dass wir in der Präsidialkonferenz vereinbart haben, dass die Erstredner zur Generaldebatte 25 Minuten Redezeit haben, alle restlichen RednerInnen 20 Minuten für ihren Debattenbeitrag zur Verfügung haben.

Als erster Redner ist Herr GR DDr Schock gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Frau Finanzstadträtin!

Da verlieren Sie von der SPÖ bei einer Wahl 10 Prozent, da rennen Ihnen scharenweise die Wähler weg, und dann kommen Sie hier heraus und reden alles schön, alles ist super. Die Frau Stadträtin, die uns ja längst als Märchentante in diesem Gemeinderat bekannt ist (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ), verschließt sich völlig der Realität und tut so, als ob es in dieser Stadt überhaupt nichts zu verbessern gäbe. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Das hat sie nicht gesagt!)

Frau Stadträtin! Wieso verschließen Sie sich eigentlich der Realität? Genügen Ihnen denn diese minus 10 Prozent, diese Wahlniederlage immer noch nicht? Hören Sie doch auf, uns hier ein X für ein U vorzumachen, hören Sie vor allem auf, sich selbst etwas vorzumachen, Frau Stadträtin! (Beifall bei der FPÖ.)
Schauen wir uns einmal den Rechnungsabschluss an, die Zahlen für 2008, denn über die Rechnungsabschlusszahlen haben Sie sehr wenig gesagt, entgegen Ihren eigenen Ankündigungen. Sie haben von einer Konjunkturmilliarde gesprochen, aber, Frau Stadträtin, in den Zahlen hier findet man das nicht. Ja, ganz im Gegenteil! Da haben Sie bei den Spitälern gekürzt, da haben Sie bei den Bezirken gekürzt. Bei den Bezirken gibt es im Budgetvollzug ein Minus um 13 Millionen EUR, gerade dort, wo man arbeitsmarktwirksam handeln könnte. Da gibt es auch insgesamt bei den Investitionen einen Rückgang von 31 Millionen EUR, Frau Stadträtin, und die Investitionsquote ist dadurch auch gefallen.

Ich frage Sie: Warum war es notwendig, gleichzeitig bei den Stadtwerken zu kürzen, bei den Stadtwerken, die Sie ja selbst in einem Bekenntnis zum öffentlichen Eigentum als ganz wichtig für die Stadt und für die Investitionen herausgestrichen haben? Wieso war es notwendig, bei den Stadtwerken zu kürzen? Bei den Stadtwerken gibt es ein Minus von 79 Millionen EUR.

Wieso war es wirklich notwendig, in der Rezession Überschüsse auszuweisen, Überschüsse, die im Voranschlag mit 175 Millionen EUR budgetiert waren und die Sie noch um 84 Millionen EUR gesteigert haben? Das ist mehr, als Brüssel verlangt. Frau Stadträtin, Sie haben sich daher wieder einmal als Musterschülerin profiliert, und Sie haben auch eine Rechtfertigung dafür versucht. Sie haben gemeint, die Bonität Österreichs hängt davon ab. Aber, Frau Stadträtin, die Bonität hängt nicht davon ab, ob Sie 150 Millionen EUR oder 250 Millionen EUR Überschuss erwirtschaften oder vielleicht diesen ganzen Überschuss wieder in die Wirtschaft investieren, nein, Frau Stadträtin, die Bonität Österreichs und damit dieser Stadt hängt davon ab – und das weiß jedermann –, wie viele faule Kredite der Bankensektor im Osten hat. Das ist in Wirklichkeit entscheidend für die Bonität dieser Stadt. 

Frau Stadträtin! Ich bleibe daher dabei: Sie hätten etwas mutiger sein können. Sie hätten nicht mitten in der Rezession die Musterschülerin spielen müssen. Schauen Sie in Zukunft weniger nach Brüssel, sondern kümmern Sie sich mehr um Wien und um Österreich, Frau Stadträtin! (Beifall bei der FPÖ.)
Sie haben auch wieder etliche Studien genannt – die Mercer-Studie und heute auch den „Economist" –, aber, Frau Stadträtin, es ist die Aufgabe der Opposition, hier natürlich auch andere Studien zu zeigen, Studien, die darlegen, dass Wien eben leider nicht überall an der Spitze liegt. Es ist ja erfreulich, wenn sich internationale Manager bei uns wohl fühlen, aber es gibt eben andere Studien, die auf die Abgabenbelastung abstellen, auf die Unternehmensfreundlichkeit, etwa die Studie des Management Clubs, aus der man ersieht, dass wir im Vorjahr vom 4. auf den 6. Platz zurückgefallen sind. Oder international, da gibt es nicht nur die Mercer-Studie, da gibt es etwa auch die Studie von Cushman & Wakefield, nach der wir auch vom 24. auf den 26. Platz zurückgefallen sind. Heute liegen in dieser Studie osteuropäische Städte, unsere Konkurrenzmetropolen wie Budapest, Warschau oder Prag bereits vor uns. 

Diese Studien, Frau Stadträtin, werden ja leider auch von der Realität bestätigt. Sie haben heute ja wieder von einem Ansiedlungsrekord gesprochen, und es ist natürlich richtig, dass sich Unternehmen in Wien ansiedeln, aber es ist genauso richtig, Frau Stadträtin, dass Unternehmen absiedeln, es ist genauso richtig, dass diese Absiedlungen leider sogar ansteigen und dass wir im Vorjahr in Wahrheit einen Absiedlungsrekord verzeichnet haben. 

Schauen wir uns einmal diese Liste, diesen Absieldungsrekord an, zu dem Sie gar nichts gesagt haben. Das war Rodamco, ein Immobilienkonzern, der seine Osteuropazentrale in Wien gehabt hat und der im Vorjahr nach Prag gegangen ist. Genauso wie IBM, das die Zukunftsmärkte in Osteuropa direkt vor Ort, nämlich in Prag, bearbeiten wird. 

Das heißt, wir verlieren hier immer mehr unsere Rolle, die wir traditionell als Brückenkopf, als Standort von Konzernen für ihren Schritt in den Osten hatten, wir verlieren diese Stellung immer mehr. Aber wir verlieren leider auch Richtung Westen, denn auch Richtung Westen wandern Konzerne ab.

Hier nur die Schlagworte, Frau Stadträtin, und Sie sollten sich diese Liste einmal anschauen und Gegenmaßnahmen überlegen. 2007: Der Pharma-Konzern MSD geht von Wien nach München. 2008: Die Generali Versicherung verlegt das Ostgeschäft von Wien nach Triest. Ebenfalls 2008 ging AC Nielsen nach Zürich und war vorher bei uns. Auch der Pharma-Konzern Novartis verlagerte 2008 das Forschungslabor, das bis dahin in Wien war, nach Siena und nach Dubai. Und heuer setzt sich das ja fort, 2009 geht es so weiter. Kraft Foods geht nach Zürich, die AUA verliert ihr Destinationsmanagement an Frankfurt und die Bank Austria verlagert ihr Rechenzentrum nach Verona.

Frau Stadträtin! Das ist die Bilanz Ihrer Politik: ein Absiedlungsrekord im Vorjahr. Und dann stellen Sie sich hier heraus und betreiben nur Schönrednerei. Das kann doch nicht Ihre Aufgabe sein. Frau Stadträtin, schauen wir uns doch diese Liste an, schauen Sie sich das einmal an! Um nur die wichtigsten zu nennen: AC Nielsen, Kraft Foods, die Generali, Novartis und IBM, Frau Stadträtin. Und was ist Ihre Antwort? Ihre Antwort ist: Sie fordern ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Das stimmt ja alles nicht!) Natürlich stimmt das, Frau Stadträtin! Leider stimmt das, aber es fehlen die Antworten. Sie geben eine Antwort, und die heißt neue Vermögenssteuer. Frau Stadträtin, glauben Sie wirklich, dass Sie mit einer neuen Steuer diese Abwanderung von Wien aufhalten können? Das Gegenteil wird der Fall sein. Die Abwanderung wird sich dadurch noch verstärken. Hören Sie daher doch auf, die Menschen zu belasten, Frau Stadträtin, und stoppen Sie endlich diese Abwanderung von Konzernen! (Beifall bei der FPÖ.)
Lassen Sie mich noch ein paar andere Studien erwähnen, damit wir hier das Bild ein bisschen abrunden. Neben dieser Mercer-Studie, die Sie als einzige finden, in der Wien an der Spitze liegt – und nochmals: ich freue mich darüber, dass Sie diese Studie gefunden haben, aber Sie finden leider keine andere, Frau Stadträtin –, sage ich Ihnen jetzt noch eine dritte, eine vierte Studie, etwa von ECA International, dem Marktführer bei Mitarbeitern im Ausland, der zu dem Ergebnis kommt, dass wir hier weit hinter deutschen, hinter anderen westeuropäischen Städten zu liegen kommen, und schauen wir uns einmal die Gründe an, etwa bei diesem Personaldienstleister. Da sagt diese Studie, bei Wien verhindert die schlechte Ausgangslage gerade bei der Kriminalität und der Integration eine bessere Platzierung. Das muss man ja beachten: bei der Kriminalität und bei der Integration. 

Ja, was heißt denn das, Frau Stadträtin? Das heißt, dass die ungelösten Probleme in dieser Stadt bei der Sicherheit, bei der Kriminalität, aber auch bei der Integration bereits den Standort gefährden. Frau Stadträtin, Sie haben daher keine Ausrede mehr, und wir haben daher auch eine Wiener Sicherheitswacht vorgeschlagen, ein völlig neues Instrument. Denn worum muss sich die Polizei denn heute dank Ihnen kümmern? Heute muss sich die Polizei dank Ihrer Politik um Wasserrohbrüche, gestürzte Personen, um Lärm kümmern, um Sperrstundenkontrollen, Ladenöffnungszeiten, Streitschlichtungen, ja sogar um eingesperrte Tiere, entlaufene Tiere, entflogene Vögel. 

All das könnte eine Wiener Sicherheitswacht erledigen. Wir wollen, dass eine solche Truppe direkt einem neuen Wiener Sicherheitsstadtrat unterstellt sein soll, einem Wiener Sicherheitsstadtrat, der durchaus mit dem Bürgermeister identisch sein könnte. Wir wollen 5 000 Mann, Frau Stadträtin. In dieser Truppe sollen die Rathauswache, die U-Bahn-Aufsicht, dann alle Ihre Kappler, die Schwarzkappler, die Weißkappler, die Blaukappler, aufgehen, ebenso alle Ihre „Watcher“-Truppen, die „Waste Watchers“, die „Night Watchers“. All das könnte aufgehen in dieser neuen Wiener Sicherheitswacht. 

Die Kompetenzen wären: Einhaltung der Hausordnung – da sind wir mit dem Bürgermeister einer Meinung, die ist ja ganz, ganz wichtig, nur fehlt die Überwachung –, Naturschutzgesetz, Parkometergesetz, Reinhaltegesetz, Straßenverkehrsordnung, Grillverbot, aber ebenso Gewerbepolizei, Veranstaltungspolizei, Gesundheitspolizei, Sittlichkeitspolizei. Auch das Landes-Sicherheitsgesetz – etwa das Bettelverbot mit Kindern – sollte natürlich Aufgabe dieser Sicherheitswacht sein. 

Wir wollen, dass diese Sicherheitswacht ausgestattet ist mit einem Schlagstock, mit einer Bewaffnung natürlich, mit einem Pfefferspray zur Selbstverteidigung. Wir schlagen vor, dass die Leute ein Funkgerät bekommen, ein Funkgerät mit einem Direktkontakt zur Wiener Polizei. 

Und was tut unser Bürgermeister? Frau Stadträtin, der Bürgermeister dieser Stadt verspricht 4 000 neue Ordnungsberater, wo keiner weiß, was das für Leute sind. Er verspricht es und tut dann nichts. 

Frau Stadträtin! Sie haben daher jetzt keine Ausrede mehr, Sie können die Zuständigkeit nicht mehr abschieben, Sie können die heiße Kartoffel der Sicherheit nicht mehr in der SPÖ hin- und herreichen, während hunderte Wiener in dieser Stadt täglich zum Opfer werden. 

Frau Stadträtin! Sicherheitspolitik – das zeigen ja die Studien – ist jetzt bereits auch Standortpolitik. Lösen Sie daher Ihr Versprechen ein, lösen Sie dieses Versprechen des Wiener Bürgermeisters ein, Frau Stadträtin, und schaffen Sie endlich eine Sicherheitswacht in Wien! (Beifall bei der FPÖ.)
Aber es gibt noch eine besorgniserregende Studie, die brandaktuelle Studie von OGM über die Kaufkraft in Wien, aus der man ersieht, dass die Kluft wächst, die Kluft zwischen den reichen Bezirken und den armen Bezirken, die noch weiter an Kaufkraft verlieren. Da sieht man etwa – und das sollte Ihnen als Sozialistin ja zu denken geben, Frau Stadträtin –, dass die Bewohner im 1. Bezirk, in der Inneren Stadt, bereits dreimal so viel verdienen wie die Ärmsten im 20., in der Brigittenau, und die Kluft wächst weiter. Die in den reichen Bezirken verdienen immer mehr, die in den armen Bezirken verlieren immer mehr. 

Sieht man sich die Gründe an, dann ist das natürlich, wie das OGM, schreibt, zum Beispiel der Wegzug von kaufkräftigen Personen in das Umland, in den Speckgürtel. Davon profitiert natürlich vor allem Niederösterreich. Aber es ist nicht nur, Frau Stadträtin, der Wegzug von jungen, kaufkräftigen Familien in das Umland, nach Niederösterreich, von Menschen, die es in Wien eben nicht mehr aushalten, denn der zweite Grund – und da sagt OGM ganz klar – ist der Zugzug einkommensschwacher Schichten und da wiederum vor allem von armen, bildungsfernen Migranten, von einkommensschwachen Migranten.

Frau Stadträtin, das heißt ja nichts anderes, als dass Ihre Einwanderungspolitik den Wohlstand in dieser Stadt bereits gefährdet. Sie haben daher die EU-Wahl völlig zu Recht verloren, und Sie wissen das. Auch etwa die Frau Angerer, Ihre Bezirksvorsteherin in Simmering, hat es ja ganz klar ausgesprochen. Aber ziehen Sie irgendwelche Konsequenzen? Ich frage Sie: Welche Konsequenzen ziehen Sie? Keine, wenn man sich Ihre Reden anhört.

Andere sozialistische Parteien denken bereits um. Die Sozialisten haben ja in ganz Europa ein Wahldebakel erlitten bei dieser Europawahl. In Holland etwa denkt man bereits um, dort ist die Sozialdemokratie bereits einen Schritt weiter. Der zuständige Integrationsminister in Holland, der Herr Van der Laan, hat bereits umgeschwenkt. Da sagt der sozialistische Integrationsminister in Holland als eine Lehre aus diesem Wahldebakel: „Wir müssen die Zuwanderung von Moslems einschränken."

Frau Stadträtin, das sagt er als Konsequenz aus diesem Wahldebakel, und ich frage Sie: Was machen Sie eigentlich? Sie machen das Gegenteil! Sie haben erst vor wenigen Wochen eine Einwanderungskommission gegründet, weil wir noch zu wenig Menschen bei uns hier haben in Zeiten von Arbeitslosigkeit, wo nicht einmal für unsere eigenen Menschen ein Arbeitsplatz vorhanden ist. Und Schwarz und Grün machen natürlich, wie immer, lustig mit bei dieser Einwanderungskommission. 

Und wie schaut diese Kommission, eine so genannte Expertenkommission, aus? Das muss man sich ja auf der Zunge zergehen lassen, Frau Stadträtin. Da gibt es einen Chefexperten, Ihr persönlicher Chefexperte, das ist der Herr Oliva von der Industriellenvereinigung.

Ja, meine Damen und Herren von der SPÖ, wir wissen doch alle, was die Industriellenvereinigung will. Die IV will noch mehr ausländische Arbeitskräfte, damit die Löhne noch weiter sinken, die Industriellenvereinigung will fallende Löhne, Lohndumping. Das ist es, was die Industriellenvereinigung will. Und dann kommt Ihre zuständige Stadträtin, die Frau Frauenberger, daher, eine sozialistische Stadträtin und macht den Herrn Oliva von der Industriellenvereinigung zu ihrem sozialistischen Chefexperten, macht den Bock zum Gärtner, macht die Interessen der Industrie zum Maßstab für die Politik der heutigen SPÖ in Wien. 

Frau Vizebürgermeisterin! Ihre falsche Einwanderungspolitik gefährdet ja bereits den Standort, und auch das zeigen die Zahlen. Schauen Sie sich das einmal an, wenn Sie es nicht glauben! Niederösterreich hat uns dadurch im Wohlstand, in der Kaufkraft erstmals überholt, Frau Stadträtin, durch diese Tendenz, dass junge Menschen, kaufkräftige Menschen, dass jeder, der es sich leisten kann, die Stadt verlässt und nach Niederösterreich flüchtet, weil man es hier eben vielfach nicht mehr aushält und weil nur ungebildete, arme Zuwanderer aus dem Ausland zu uns kommen, die den Wohlstand drücken und die Kaufkraft drücken. 

Niederösterreich hat uns hier also erstmals überholt, Frau Stadträtin. Das heißt, dass Wien, das jahrhundertlang natürlich an der Spitze gelegen ist, das natürlich schon in der Monarchie immer Zentrum des Wohlstandes war und dann auch Jahrzehnte in dieser Republik als Bundeshauptstadt das Zentrum des Wohlstandes war, im Vorjahr erstmals von Niederösterreich überholt worden ist. Das heißt, Frau Stadträtin, dass Sie diesen Wohlstand, dass Sie diesen Spitzenplatz Wiens verspielt haben.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Das muss einem als Wiener ja im Herzen, das muss einem ja in der Seele wehtun. Die Menschen spüren das auch, die Wählerinnen und Wähler empfinden das auch genauso und haben Ihnen daher einen Denkzettel verpasst. Und ich frage Sie, Frau Stadträtin: Genügt Ihnen dieser Denkzettel, genügen Ihnen diese minus 10 Prozent – wenn man Sie heute reden gehört hat, dann glaubt man das ja fast –, genügt Ihnen dieses Wahlergebnis denn wirklich noch nicht? Hören Sie auf mit Ihrer Einwanderungspolitik, die jetzt bereits dem Wirtschaftsstandort schadet! Hören Sie endlich auf mit Ihrer falschen Politik, Frau Vizebürgermeisterin! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Ich möchte mit ein paar Zahlen beginnen, um, wie man so schön sagt, ein bisschen Stimmung in die Bude zu bringen, denn mir scheint irgendwie, dass die Stimmung jetzt gerade so ein bisschen abflaut. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich meine, ich verstehe, vor 10.30 Uhr ist der Pegel energetisch nicht wach, ein bisschen tief, also wollen wir unser Bestes tun, um eine Debatte zu erzeugen.

Ich werde also Zahlen nennen, die Ihnen überhaupt nicht gefallen werden, Zahlen, über die man natürlich beim Rechnungsabschluss nicht spricht, obwohl das geradezu der Ort und der Zeitpunkt wäre, um darüber zu sprechen, Zahlen nämlich von Millionen, die entweder verbaut oder versenkt wurden oder wo auch immer hingegangen sind und die uns jetzt nicht zur Verfügung stehen für Maßnahmen, die sinnvoll und dringend notwendig wären.

Zum Beispiel Stichwort Prater-Vorplatz, wo immerhin in diesem Jahr – ich höre einen lauten Seufzer hinter mir, das verstehe ich ja – minus 30 Millionen EUR ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist ja nichts Neues!) Na ja, eben. Warum etwas Neues, liebe Frau Vizebürgermeisterin, warum nicht reden über das, was im letzten Jahr war? Das Thema heißt Rechnungsabschluss, und, ja, wir sollen und wollen nicht über Neues reden, wir sollen reden über das, was im letzten Jahr war, und auch über das, was schiefgelaufen ist. Denn wenn Sie eine Rede halten, die lang, lang, lang dauert, und in dieser langen, langen Rede fällt Ihnen kein Wort der Selbstkritik ein, fällt Ihnen kein einziges Wort ein zu jenen Bereichen, wo wir Verluste eingefahren haben, wo die Kosten explodiert sind, wo wir, wie gesagt, die Millionen jetzt suchen, die wir nicht mehr haben, dann finde ich das schade, und ich empfinde es sehr wohl als meine Verpflichtung, ja sogar als meine Aufgabe als Teil der Opposition, zumindest einmal in Erinnerung zu rufen, dass in diesem Jahr sehr wohl gezeigt worden ist seitens der SPÖ, dass es nicht gut ist, wie diese Stadt verwaltet wird, dass es immer wieder zu schweren Fehlern kommt, dass es immer wieder auch zu schweren politischen Fehlern und Fehlentscheidungen kommt, und diese kosten auch wieder Geld.

Also schnell, wie gesagt – ich möchte auch sehr gerne den Blick in die Zukunft richten –, nur zur Erinnerung – schmerzlich, ich verstehe es ja –, plus 30 Millionen EUR mindestens beim Prater-Vorplatz gegenüber dem, was ursprünglich vorgesehen war.

Euro-Fan-Zone – nur so ein zweites kleines Beispiel: Anstatt die kostengünstigere Donauinsel als Variante auszuwählen, hat man sich stattdessen für Wien-Hütteldorf entschieden, was immerhin in etwa zu 3 Millionen EUR an Mehrkosten führte. 

Im Kulturbereich möchte ich aus der letzten Zeit in Erinnerung rufen: Fehlentscheidungen beim Ronacher, beim Vindobona, Birdland. 44 Millionen EUR, haben wir zusammengezählt, sind die Mehrkosten aus diesen Fehlentscheidungen.

Und vielleicht noch als letztes schmerzliches Stichwort Cross-Border-Leasing-Geschäfte, wo wir mehrfach darauf hingewiesen haben, auch im Vorfeld, dass es um hoch bedenkliche, ethnisch-moralisch bedenkliche, hoch spekulative Geschäfte geht, die uns am Ende ziemlich auf den Kopf fallen können. Nach unseren bisherigen Schätzungen sind es 71 Millionen EUR, mit dem sich das zu Buche schlägt. (Zwischenbemerkung von VBgmin Mag Renate Brauner.) Ja, Frau Stadträtin, wenn es Sie interessiert, kann ich das dann auch aufschlüsseln; vielleicht macht das auch der Kollege Margulies genau.

Und vielleicht ein Letztes noch: Wiener Stadtwerke. Die Bewertungsverluste der Pensionsfonds der Wiener Stadtwerke betragen 80 Millionen EUR. (GR Franz Ekkamp: Das ist falsch!) Ja, das ist alles falsch. So ist es! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratie! Darum geht es! Darum geht es immer in dieser Stadt und immer in diesen Debatten. Ja, es wird zunächst einmal eine Rede gehalten. Man hört unglaublich großartige Zahlen von hunderten Millionen, was da nicht alles investiert worden wäre, wie und wo, die wir umgekehrt überhaupt nicht nachvollziehen können. Und dann kommen die Zahlen, die man nicht gerne hört, dann kommen die Zahlen, die im Dunklen bleiben sollen, und dann heißt es, diese Zahlen sind erfunden. Einmal mehr: Diese Zahlen sind da. Es sind Verluste, es sind politische Fehlentscheidungen, und es ist Geld, das fehlt für andere Maßnahmen, die dringend erforderlich wären. (Beifall bei den Grünen.)
Frau Stadträtin, Sie haben in Ihrer Rede mehrfach betont, dass es etwas ist, was die Opposition nicht gerne hört, der erste Platz in der Mercer-Studie und der zweite Platz – was war das Zweite, was Sie zitiert haben? (VBgmin Mag Renate Brauner: „Economist"!) – laut „Economist". Wunderbar! Niemand stellt das in Abrede. Kein Mensch käme auf die Idee, diese Plätze hier in Frage oder in Abrede zu stellen. 

Die viel spannendere Frage, die wir hier zu erörtern haben, ist: Sind diese Plätze das Ergebnis der Politik der SPÖ? Haben wir diese Plätze wegen der SPÖ oder haben wir diese Plätze trotz der SPÖ? Und natürlich wird es Sie nicht wundern zu hören, dass in vielen Bereichen diese Plätze erreicht wurden, trotz allem, was Sie getan oder nicht getan haben, trotz allem, was Sie verabsäumt haben in den letzten Jahren.

Wollen wir uns einmal hinter diesen Zahlen ein bisschen genauer anschauen, was sagt zum Beispiel die Einkommensstatistik, die Einnahmen-, Ausgabenstatistik über die Wiener Haushalte aus? Sie wissen und ich weiß, seit über einem Jahr ist es so, dass 40 Prozent der Wiener Haushalte statistisch gesehen mit dem Geld, das sie haben, nicht auskommen. Statistisch gesehen, stehen Ausgaben von monatlich 1 700 EUR Einnahmen von monatlich 1 500 EUR gegenüber, also 200 EUR Differenz im Schnitt für 40 Prozent der Wiener Haushalte. 

Das ist eine Zahl, die in der Tat besorgniserregend ist, weil sie nämlich schon da ist zu einem Zeitpunkt, wo wir wissen, dass die Arbeitslosigkeit steigt und im nächsten Winter weiterhin ansteigen wird, und sie kommt zu einer Zeit, wo Kurzarbeit da ist. 

Und weil Sie so gerne Studien zitieren, ich zitiere irrsinnig gerne die heutigen Zeitungsausgaben, die ich ja in der Straßenbahn lesen konnte, unterwegs hierher; ich gehe davon aus, alle werden sie gelesen haben. Dort war beispielsweise zu lesen, dass ein dramatischer Anstieg der Teilzeitarbeit zu verzeichnen ist und dass dieser Anstieg von tausenden, zigtausenden Teilzeitarbeitsplätzen fast zur Gänze zu Lasten der Vollzeitarbeitsplätze gegangen ist. Wenn wir das kombinieren mit dem, was wir jetzt schon wissen, nämlich dass, 40 Prozent der Wiener Haushalte nicht auskommen mit dem, was sie monatlich haben, so kann ich daraus ein paar Schlüsse ziehen, die ich sehr, sehr interessant finde. Das heißt, die finanzielle Situation von tausenden Wiener Haushalten wird mit jedem Tag und mit jedem Monat schlechter. 

Noch eine Zahl, die interessant ist, stand ebenfalls heute in den Zeitungsberichten. Jene Vollzeitarbeitsplätze, die abgebaut worden sind, betreffen fast zur Gänze Männer, und die Teilzeitarbeitsplätze, die jetzt neu geschaffen worden sind, betreffen fast zur Gänze Frauen. Auch eine interessante Feststellung, die, glaube ich, niemanden hier weiters überraschen dürfte. Das liegt auch auf der Hand, denn wir wissen, jene zwei Branchen, die derzeit massivst betroffen sind von der Wirtschaftskrise, sind einerseits die Baubranche und andererseits die Gastronomie. Und gerade in der Baubranche sind traditionell nun mal eben weit mehr Männer beschäftigt als Frauen. 

Genau diese letztere Zahl ist auch eine, die sehr spannend wäre, wenn man sich anschaut, ob das Konjunkturpaket, das Sie, Frau Vizebürgermeisterin, hier so angepriesen haben, auch tatsächlich greift. Ich kann sagen, davon kann jedenfalls bei Weitem nicht so euphorisch die Rede sein, wie Sie es hier dargestellt haben. Da wäre schon einmal die Frage unsererseits, ob es tatsächlich zulässig ist, Maßnahmen, die jahrein, jahraus von der Stadt Wien finanziert werden, geplant sind und auch durchgeführt werden und die sich in keinster Art und Weise verändert haben in diesem Jahr, zusammenzuzählen, um am Ende von einem Konjunkturpaket in Höhe einer Milliarde zu sprechen, von fast einer Milliarde.

Frau Stadträtin, darum geht es nicht. Wenn wir von dieser fast einen Milliarde das abziehen, was ohnedies hier von Haus aus, wie gesagt, vorgesehen war, und errechnen, wie die Mittel sind, die Sie tatsächlich mehr investiert haben, die Sie tatsächlich sozusagen in die Hand genommen haben, um Maßnahmen in der Wirtschaftskrise zu unterstützen, kommen wir auf fast 100 Millionen. Also einmal mehr: Von fast einer Milliarde kann nicht die Rede sein. 

Natürlich, ich kann Zahlen zusammenaddieren, ich kann das einfach transportieren an alle Ecken und Enden. Wir wissen ja alle von diesen gummiartigen Zahlen aus dem Wiener Budget. Die kann man dann so ziehen, dann sind sie riesengroß, dann kann man sie wieder zusammenschrumpfen, wenn es um Löcher im Budget geht. Da kann man sie wieder ganz, ganz, ganz, ganz klein zusammenpressen. Aber abseits dieser Zauberkünste ist von einem mutigen Konjunkturpaket in der Stadt weit und breit nichts in Sicht. Davon kann nicht die Rede sein. 

Und einmal mehr rufe ich in Erinnerung, dass die Stadt Wien derzeit Chancen verpasst. Es ist kein Zufall, dass zum Beispiel Präsident Obama in den Vereinigten Staaten schon längst erkannt hat und es auch umsetzt, dass eine Wende hin zu ökologischen Investitionen das Gebot der Stunde wäre. Zum einen wäre dies gut, um endlich wirksame Maßnahmen gegen den Klimawandel zu ergreifen, zum anderen wissen Sie – das ist zwar etwas, was man in der Zwischenzeit wahrscheinlich schon nicht mehr hören kann, ich kann es verstehen –, der Klimawandel ist da, er ist immer noch da, er ist immer noch im Gange. Erst vor wenigen Tagen war erneut zu hören, dass Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler derzeit warnen, dass er viel rascher vonstatten geht, als es eigentlich ursprünglich vorausgesagt war. 

Also das Gebot der Stunde wäre, hier Maßnahmen zu ergreifen, die ökologisch sind, die, wie wir wissen, sehr, sehr arbeitsintensiv sind – gerade etwa die thermische Sanierung, um hier ein Beispiel zu bringen, ist sehr arbeitsintensiv, das heißt, das würde tausende Arbeitsplätze bedeuten – und die darüber hinaus auch sozial sind, denn mit vielen dieser Maßnahmen würden wir erreichen, dass sich zum Beispiel die monatlichen Kosten von Wiener Haushalten, etwa beispielsweise für Wärme im Winter, drastisch reduzieren würden.

Und was tut Wien? Beschließt es tatsächlich ein mutiges, ein richtungweisendes Konjunkturpaket? Wir haben vorgeschlagen, Frau Vizebürgermeisterin, 3 Milliarden EUR innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren in die Hand zu nehmen. Konkret hätten wir vorgeschlagen für das Jahr 2009 eine Milliarde, für das Jahr 2010 eine weitere Milliarde und dann in den darauffolgenden zwei Jahren – man schaut sich das an, wie sich das ausgewirkt hat –, falls erforderlich, eine dritte Milliarde in die Hand zu nehmen. Nichts von alledem! Es sei denn, wie gesagt, wir können uns darauf einigen, dass die Stadt tatsächlich fast eine Milliarde investiert hätte. Nur, wir sehen sie nicht. Egal, wie wir sie suchen und wo auch immer wir sie suchen, sehen wir sehr wohl eines: Business as usual! Business as usual und Beschwörungsformeln gegen die Wirtschaftskrise, doch die bringen wenig. 

Einmal mehr: Ja, es braucht ein mutiges und ambitioniertes Paket zur thermischen Sanierung in der Stadt. Im Übrigen wird Fraktionskollege Rüdiger Maresch einen entsprechenden Antrag einbringen. Da geht es um einen konkreten Sanierungsplan, insbesondere für Gemeindebauten, wo nach wie vor sehr, sehr große Mängel vorhanden sind und Tausende von Menschen in dieser Stadt auf Abhilfe warten. Übrigens Abhilfe im wahrsten Sinne des Wortes, denn wenn man undichte Fenster hat, wenn man schlecht gedämmte Wohnungen hat, wenn man im Winter mit der Wärmebildkamera hingeht und richtig sieht, wie die Wärme hinaussickert aus diesen Gebäuden, wie man zum Fenster hinausheizt und wie diese Menschen, die finanziell nicht gerade die Privilegiertesten sind in dieser Stadt, tatsächlich belastet werden mit zusätzlichen Heizkosten, die sie nicht haben müssten, dann sieht man, dass Handeln hier tatsächlich nicht nur ökologisch sinnvoll wäre, nicht nur arbeitsintensiv wäre, sondern darüber hinaus eine wichtige und wertvolle soziale Maßnahme in dieser Stadt. 

Den Rest aus diesem Konjunkturpaket könnte man beispielsweise dafür aufwenden – ich möchte nur ein paar Beispiele bringen –, eine Solaroffensive zu starten in Wien, die den Namen verdient. Wir haben eine Stadt voller Dächer, und jedes dieser Dächer – fast jedes, jedenfalls der überwiegende Anteil – ist ein kleines ungenutztes Kraftwerk, das Strom produzieren könnte. Schulen, öffentliche Gebäude – wir hätten so viel Möglichkeiten, in diesem Bereich zu investieren, wir hätten so viel Möglichkeiten, Vorreiter und Vorreiterinnen zu sein. Wir würden nicht nur Arbeitsplätze schaffen bei denjenigen, die installieren, sondern auch bei denjenigen, die produzieren. Wir könnten die Nase vorn haben, wir könnten rundherum genau in diesem Zweig auch Ansiedlungen im Wiener Umland erreichen. Das ist ein Wirtschaftszweig, der derzeit Wachstumsraten von 40 Prozent plus hat. Das wissen wir, das wissen wir aus Kärnten, das wissen wir aus Tirol, das wissen wir aus allen anderen Ländern, die in diesem Bereich investieren. 

Wien hat hier Fördermaßnahmen, die existieren. Sie sind sogar in der Zwischenzeit sehr, sehr gut, aber viel zu wenig, liebe Kolleginnen und Kollegen. Die Idee ist nicht, dann, wenn wir diskutieren, wie wir aus der Wirtschaftskrise herauskommen können, was wir tun können, zu sagen, das gibt es ja alles schon, hier haben wir ein Pilotprojekt, dort haben wir ein „Förderungerl", dort haben wir uns irgendwas einfallen lassen. Am Ende geht es darum: Wo wollen wir große Schritte setzen? Wohin soll die Stadt sich entwickeln? Was haben wir für Visionen? Wo wollen wir sein in fünf Jahren? Wie schreiten wir voran und wo wollen wir das Gros der Mittel, die wir jetzt in die Hand nehmen, systematisch investieren, damit wir in fünf Jahren, in zehn Jahren messbaren Erfolg haben? 

Nichts von alledem! Nichts! Mir ist kein einziger solcher Plan untergekommen in den fünf Jahren und auch jetzt nicht in Ihrer Rede. Viele, viele wunderschöne Zahlen, kein Plan, nirgendwo der konkrete Plan: Dort wollen wir Europameister sein. Ich finde es schade, weil am Ende nicht wenig Geld fließt – egal, ob es jetzt fast 1 Milliarde ist oder 3 Milliarden sind –, nicht wenig Geld investiert wird. Aber was wird aus diesem Geld, was bleibt am Ende des Abends übrig?

Ein zweiter Bereich, der mir sehr wichtig ist und bei dem es ebenfalls wirklich Sinn macht, sich nicht nur Mercer-Studien anzuschauen, sondern täglich kritisch Zeitung zu lesen. Was war noch zu lesen in den letzten Tagen? Dass für die Unter-Ein-Jährigen in Wien 50 bis 60 städtische Betreuungsplätze da sind. Da kamen zwei Mütter zu Wort, die suchten und suchten und die nichts finden konnten. Ja, das wäre ein Bereich. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Charlie empört sich. Nicht ich sage das. Bitte, geh hin, sprich mit diesen zwei Müttern und erkläre ihnen, dass sie nicht recht haben und dass die Beratung, die sie bei der Magistratsabteilung 10 bekommen haben, eine falsche war. Denn die Damen haben genau das zitiert, was man ihnen gesagt hat. Das ist alles in der Zeitung nachzulesen. 

Aber genau deshalb, weil es immer geleugnet wird, weil es immer heißt, das ist nicht so, genau deshalb sind die Leute in dieser Stadt so satt und wütend. Das macht sich auch in Wahlergebnissen bemerkbar, aber dazu später noch einiges. 

Also einfach nicht leugnen, sondern hergehen und sagen, ja, das ist ein Bereich, da haben wir offensichtlich einen Zug verpasst. Was heißt, einen Zug verpasst, alle Züge verpasst, denn für eine Großstadt im Herzen Europas ist das ein Trauerspiel. Das ist kein Zeugnis von einer richtungweisenden Frauenpolitik, Familienpolitik, Kinderbetreuungspolitik. 

Das heißt, wenn wir also einen Ausbauplan haben, wenn es darum geht, Kinderbetreuung kostenlos und flächendeckend anzubieten, dann, meine Damen und Herren, wäre dies ein Bereich, wo ein Schwerpunkt gelegt werden soll. Denken Sie an Mütter von sechs Monate alten Babys, die wieder ins Arbeitsleben einsteigen möchten – und müssen, nebenbei. Nur zur Erinnerung: Hallo, es ist Wirtschaftskrise! Immer mehr Paare können sich nicht leisten, was sie zum Leben brauchen, immer mehr Paare sind jetzt damit konfrontiert – wieder zur Erinnerung –, dass der Mann die Vollzeitarbeitsstelle verliert und die Frau einen Teilzeitjob bekommt und arbeiten gehen muss. Es wird also immer mehr und dringender erforderlich werden in den nächsten Jahren, dass junge Frauen so rasch wie möglich nach der Geburt wieder ins Berufsleben einsteigen, weil man sich das anders gar nicht leisten kann, erst recht nicht, wenn man einen Kredit am Hals hat, weil man sich eine Wohnung gekauft hat, beispielsweise. 

Das heißt, hier wird es unbedingt erforderlich sein, in diesen Bereich zu investieren und einen Schwerpunkt zu legen. Auch das könnten wir mit einem Konjunkturpaket, das den Namen verdient, bewerkstelligen, denn das heißt nichts anderes, als dass man viel mehr Geld in die Hand nehmen muss, als das, das ursprünglich vorgesehen war. 

Ein dritter Bereich, auf den ich zu sprechen kommen möchte, ist der Bereich öffentlicher Verkehr. Ich will mich nicht damit aufhalten, dass die Stadt nach wie vor mit massiven Stauproblemen konfrontiert ist. Wenn man Wienerinnen und Wiener fragt, was sie glauben, dass die größten Probleme der Stadt sind, ist das ein Evergreen. Das kommt meistens entweder an erster oder an zweiter Stelle: die Wiener Verkehrssituation.

Auch hier macht es Sinn zu überlegen, was man tun kann, um das in den Griff zu kriegen und dabei im Sinne von konjunkturbelebenden Maßnahmen Arbeitsplätze schaffen. Bingo! Ausbau, massiver Ausbau! Massiver Ausbau aber vielleicht nicht unbedingt und nur im Sinne der Verlängerung der U-Bahn bis in die grüne Wiese hinein, sondern im Sinne von Hochgeschwindigkeitsstraßenbahnen auf gesonderten Trassen, so wie wir es mehrfach vorgeschlagen haben, weil es nicht nur arbeitsplatzintensiv ist, weil es gegenüber dem U-Bahn-Bau nicht nur ein Zehntel des Geldes kostet, sondern weil es auch sehr, sehr viel schneller fertiggestellt werden könnte. 

In diesem Zusammenhang noch ein mutiger Schritt, den die Stadt setzen könnte, gerade jetzt in Zeiten der Wirtschaftskrise sowohl als soziale Maßnahme als auch als Maßnahme, um noch viel, viel mehr Wienerinnen und Wiener zu motivieren, das Auto zu Hause zu lassen und auf die Öffis umzusteigen. Wir haben eine Tarifreform vorgeschlagen. Wir haben gesagt, ja, es wäre ein drastischer und sehr mutiger Schritt, die Tarife, anstatt sie zitzerlweise zu erhöhen, zu erhöhen und zu erhöhen, so wie wir es in den letzten Jahren erlebt haben, massiv günstiger zu machen. Wie wäre es mit einem Ein-Euro-Fahrschein, mit dem man einen Tag lang fahren kann? Wie wäre es mit einer Jahreskarte um 100 EUR? Ja, das ist ein sehr, sehr, sehr großer Unterschied gegenüber dem, was man derzeit in die Hand nehmen muss, um sich die Tarife der Wiener Linien leisten zu können, doch genau darin läge ja dann auch das Motiv für viele, das Auto zu Hause zu lassen und auf die Öffis umzusteigen, weil sich Öffi-Fahren lohnt. Und, ja, es würde bedeuten, dass wir zu Beginn viel Geld in die Hand nehmen müssen, um diese Tarifreform zu finanzieren, aber wir wissen und die Erfahrungen aus anderen Städten zeigen es – ein gutes Beispiel ist Zürich –, dass die Fahrgastzahlen steigen, und zwar sukzessive in einem Ausmaß, dass ein Teil dessen, was man jetzt in die Hand nehmen muss, wieder hereinfließt über das, was wir an Mehreinnahmen haben auf Grund dessen, dass einfach viel, viel mehr Menschen mit den Öffis fahren. – Ich bringe übrigens diesen Antrag ein und sehe es als eine Chance mehr, darüber zu diskutieren. 

Ich komme zum Schluss meiner Ausführungen, obwohl es hier noch sehr viel zu sagen gäbe, sei es im Sozialbereich, wo wir nach wie vor auf die Grundsicherung warten, sei es im Bereich der Unterstützung für Kleinstunternehmen, Ein-Personen-Unternehmen, die kleine Mittelkredite – wir sprechen wirklich von Kleinstkrediten, die sie brauchen – trotz anderslautender Ankündigungen und Zusicherungen derzeit von den Banken nicht bekommen und wo die Stadt mit einem Fonds, aus dem Garantien für solche Kredite übernommen werden, massiv Abhilfe schaffen könnte. 

Wir könnten diskutieren über die Pflege in dieser Stadt, die Pflege zu Hause und wie man das erreichen kann, sodass sie qualitätsvoll ist, sodass man sich aussuchen kann, von welchem Betreuer man gepflegt wird, sodass sich die Betreuer mehr Zeit nehmen pro Pflegeeinheit, sodass die Stadt sich auch ziemlich viel Geld sparen kann, weil Pflege zu Hause bekanntlich immer noch günstiger ist als jeder Platz in einem Pflegeheim. 

Was ich schade finde, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist einfach, dass wir keine Debatten führen in diesem Haus. Wir reden aneinander vorbei. Wir konfrontieren uns mit Zahlen und Meinungen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Bitte den Schlusssatz!

GRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Ein Vorschlag – das ist mein Schlusssatz, Herr Vorsitzender –, ein Vorschlag seitens der Opposition, und sei er noch so gut, ist einfach ein Vorschlag der Opposition und ist keine Diskussion und keine Rede wert. 

So werden Sie das Wien des nächsten Jahrzehnts nicht mehr schaffen können. Es mangelt Ihnen an Leidenschaft, an guten Ideen, an Lust und an Energie. Und die letzten Wahlen haben das eindeutig gezeigt. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Frau Vizebürgermeisterin damit hat begonnen, dass sie sehr hoffnungsvoll von Fairness und Sportsgeist gesprochen hat und davon, dass die Hoffnung lebt. Ich gebe zu, auch ich hatte die Hoffnung vor dieser Rede zum Rechnungsabschluss, dass wir hier in der ersten Rechnungsabschlussdebatte zu Zeiten einer Wirtschaftskrise eine ernsthafte Diskussion führen. Was wir erlebt haben, waren kleinkarierte parteipolitische Positionen und nicht mehr. Diese Stadt und die Wienerinnen und Wiener verdienen mehr als das, was wir heute in der Früh gehört haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Vorrednerin hat zu Recht darauf hingewiesen, dass nicht diskutiert wird. Das finde ich auch, wenn ich mir nur die schütter besetzten Reihen hier ansehe. Es ist das Thema, das uns als gewählte Abgeordnete eigentlich alle betreffen sollte. 

Aber nun zu dem, was wir heute gehört haben. Wir haben einige parteipolitische Spielereien gehört. Mich wundert es, dass der Finanzausschuss im September/Oktober nach Hamburg fährt, wenn dort alles so schlecht ist. Wenn man über den Besuch Ole von Beusts hier in Wien vor wenigen Wochen nachgelesen hat, dann hat das anders gelautet. 

Mich wundert es, dass die Frau Vizebürgermeisterin vergessen hat, was der Herr Bürgermeister auch in der „Zeit" einmal gesagt hat, dass die finanziellen Probleme deutscher Städte darauf zurückzuführen waren und sind, dass sie vom Bund, vom deutschen Bund entsprechend kurz gehalten worden sind. Nur zur Erinnerung: Das war die Regierung Schröder, die das so getan hat. Und wir wissen alle, dass die CDU deshalb eine Chance gehabt hat in dieser Stadt und diese Stadt weiterbringt, weil die SPD sie finanziell ruiniert hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Welt ist differenzierter als das, was von Seiten der Wiener SPÖ hier dargestellt wird. Was mir wirklich symptomatisch erscheint in der Rede der Frau Vizebürgermeisterin, ist, dass sehr oft vom WAFF und vielleicht ein halbes Mal vom Wiener Wirtschaftsförderungfonds die Rede war. Das heißt, man geht dann erst die Themen, die Probleme an, wenn es viel zu spät ist, erst dann, wenn die Leute keine Beschäftigung mehr haben. Man müsste viel, viel früher ansetzen. Und genau das ist das strukturelle Problem, mit dem wir es hier zu tun haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Vizebürgermeisterin! Sie haben, völlig zu Recht, die kleinen und mittleren Unternehmen angesprochen. Ja, genau die sind es, die in dieser Stadt als Unternehmer die Mitarbeiter halten, und an denen könnten sich andere ein Vorbild nehmen. 

Und dann ist immer die Rede von diesen diffusen, bösen Neoliberalen, die alles Böse bringen. Dann frage ich mich nur: Wie schaut denn das aus bei Siemens? Was soll ich dem 48-jährigen Software-Entwickler sagen, der letzte Woche bei mir war – hoch ausgebildet –, und der weiß, sein Arbeitsplatz wird nach China oder woanders hin verlegt? Und die Entscheidung trifft ein Management, nicht irgendeines, letztlich eine ehemalige Finanzstadträtin, SPÖ-Zentralsekretärin, SPÖ-Politikerin. Was sage ich dem? Soll ich dem vielleicht das sagen, was ich heute in der Früh hier von der Frau Finanzstadträtin gehört habe, nämlich von negativen Personalmaßnahmen? Ist das mehr als 100 Jahre nach Hainfeld der Zustand der SPÖ, dass Sie nur mehr von negativen Personalmaßnahmen redet und nicht von Menschen, um die es geht, meine sehr geehrten Damen und Herren? (Beifall bei der ÖVP.) 

Dass hier 630 Personen abgefertigt, ausgesteuert werden, dass man sie einfach wegdrängt, ist das das Verständnis sozialdemokratischer Sozialpolitik nach mehr als 100 Jahren? Ich gebe zu, als christdemokratischer Sozialpolitiker tue ich mir schwer mit dieser Vorgangsweise. 

Was ich mir erwarten würde, wäre vielleicht, einmal nicht nur davon zu sprechen, was eine anonyme Unternehmensleitung mit einem Betriebsrat zu tun hat, sondern vielleicht einmal zum Hörer zu greifen und die Frau Generaldirektorin anzurufen oder ein Gespräch mit München zu führen. Das wäre eigentlich das, was wir hier erwarten könnten. 

Es ist das ja nicht ein Unternehmen, das in überhaupt keiner Beziehung zu dieser Stadt steht. Schauen wir uns um! Von den Verkehrslichtsignalanlagen – das heißt auf gut Wienerisch, den Ampeln – über die Medizintechnik, über den gesamten EDV-Bereich – überall ist Siemens drinnen. Also ich möchte wissen, wie beispielsweise deutsche Ministerpräsidenten, ein Horst Seehofer, ein Jürgen Rüttgers, auch ein Beck, bitte, reagieren würden oder ein Erwin Pröll in Niederösterreich. Der wäre so laut, dass man es nicht überhören könnte, meine sehr geehrten Damen und Herren. Da würde ich nicht so leise Töne hören, wie wir sie gestern beispielsweise vom Herrn Bürgermeister in der „Pressestunde" gehört haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich gebe zu, dass diese „Pressestunde" für mich keine gute Einstimmung auf die heutige Debatte war und auf den Ernst der Situation. Im Hinblick auf die Gesundheitsreform lediglich den Hinweis zu bekommen, dass es eine Vermögenszuwachssteuer geben sollte für Aktien, deren Stand ja bekanntlich – man braucht ja nur nachzuschauen – so niedrig ist wie in den letzten Jahren nicht, da frage ich mich, wo das Geld wirklich herkommen soll. Und weiters hat dann der Herr Bürgermeister davon gesprochen, dass er sich eigentlich gar nicht auskennt, wie das bei der Finanzierung ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist die Sozialdemokratie nach 90 Jahren, die sie in dieser Stadt regiert? Das ist vom Roten Wien geblieben, meine sehr geehrten Damen und Herren? Sie sollten sich selber manchmal in den Spiegel schauen. Es täte Ihnen nicht schlecht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie überhaupt in dieser Rede aufgefallen ist, dass bei allen anderen etwas eingefordert wurde. Da ist beispielsweise das Thema Breitband gekommen. Wo ist denn die Breitbandoffensive in dieser Stadt geblieben, von der vor Jahren so viel die Rede gewesen ist? Oder es ist die Rede gewesen von der Bank Austria, und das ist ja auch kein rühmliches Kapitel für die SPÖ dieser Stadt. Aus der einstigen Gemeindesparkasse, aus der später ein riesiger Moloch geworden ist – wir haben davor gewarnt –, ist nunmehr eine kleine Filiale einer Mailänder Bank geworden. Das ist die Realität! Das ist so ähnlich wie die Situation hinsichtlich der seinerzeitigen Gewerkschaftsbank, die nunmehr in amerikanischen Händen ist und wo man nicht weiß, wie es weitergeht.

Das ist das Verständnis der SPÖ von Wirtschaft- und Sozialpolitik, und da fällt einem ein Zitat ein, das am Wahlabend der EU-Wahlen gefallen ist: „Wirtschaft kann sie nicht, die Sozialdemokratie." Und das beweist auch die Situation in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Dabei wären so viele Themen zu diskutieren, gerade in der Situation der Wirtschaftskrise. Wir hatten schon vor der Wirtschaftskrise das Problem, dass es in Wien so viele Arbeitslose gab wie sonst nirgends. Das heißt, wir sind schon unter schlechten Voraussetzungen in die wirtschaftlich schwierige Situation gegangen. Seit 2002 nimmt Wien den traurigen letzten Platz ein. Einstens war ja diese Stadt eine Lokomotive, eine Job-Lokomotive, und heute ist sie letztlich am wirtschaftspolitischen Abstellgleis angelangt. 

Wenn wir uns die Zahlen ansehen, wenn wir uns etwa die Bruttowertschöpfung in Prozenten von 2006 bis 2008 ansehen, dann liegt Wien einfach weit hinter allen Bundesländern. Das Burgenland und Kärnten sind hinter uns, aber sonst ist es eindeutig so, dass wir hinten liegen, obwohl wir in einer der reichsten Regionen Europas liegen. Das ist alles heute zu diskutieren, doch daran fehlt es.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vergleichen wir etwa die Situation mit Oberösterreich. Oberösterreich war zum Zeitpunkt, zu dem die Wirtschaftskrise begonnen hat, schuldenfrei. Wiens Schulden in Milliardenhöhe wachsen wieder. Oberösterreich hatte die niedrigste Arbeitslosenrate, Wien die höchste. (Zwischenbemerkung von VBgmin Mag Renate Brauner.) Na bitte, weiterhin hat Oberösterreich weniger Arbeitslose als Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren, und ich glaube, man darf keinen einzigen Arbeitslosen vergessen. Das wäre der falsche Ansatz. Es ist schlimm, wenn die Arbeitslosigkeit wächst, aber ich glaube, das Entscheidende ist, wie eigentlich überhaupt die Zahl der Arbeitslosen ist, wie das prozentmäßig aussieht. Das heißt, wir sind unter schlechten Bedingungen in eine schwierige Situation gestartet.

Wie schaut das mit der Schuldenfreiheit aus? Das gibt es halt in Wien nicht, und mit dem Problem haben wir es zu tun. 

Groß angekündigt wurde das Konjunkturpaket I. Wir bräuchten, das wissen wir ganz genau – vergleichen wir das mit anderen Bereichen, mit anderen Gebietskörperschaften –, statt 100 Millionen EUR 500 Millionen EUR. Das wäre notwendig, das wäre für die Konjunkturankurbelung tatsächlich dringend geboten. 

Beispielsweise Konjunkturpaket II: 200 Millionen EUR Wohnbauanleihe. Das tragen wir natürlich mit, aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, das sind ja vielfach Bundesmittel, mit denen sich hier die Stadt schmückt. 

Und wie geht es sonst? Wie wird mit den Bürgerinnen und Bürgern umgegangen? Wie wird ihnen in die Tasche gegriffen? Wir haben es mit Gebührenerhöhungen, eigenen Steuern letztlich, in Wien zu tun, die Parkometerabgabe wurde massivst erhöht. 

Wenn wir uns die Überlegungen der SPÖ zu Wirtschaftspolitik anhören, dann ist zwar der Bürgermeister von Wien etwas differenzierter als der Landeshauptmann von der Steiermark, aber letztlich geht es nur um eines: Den Leuten immer wieder das Geld aus der Tasche zu ziehen. Da machen wir sicherlich nicht mit! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die schwelende Diskussion über die Einkommenssteuer irritiert die Leute, und gerade in einer Situation, in der wir Hoffnung geben müssen, tut das nicht gut. Es tut nicht gut, wenn alle das Problem fürchten müssen, dass ihnen der Staat, die Stadt in die Tasche greifen, sodass sie dann in irgendeiner Form ausweichen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Bürgermeister spricht davon, dass er den gebührenbefreiten Kindergarten für alle haben will. Für alle? So ist das nicht. Auch hier sieht man, wenn man ins Detail geht – aber wir haben in den nächsten zwei Tagen noch Gelegenheit, darauf im Detail einzugehen –, dass dem nicht so ist. Also es gibt viele Ankündigungen, doch in Wahrheit, wenn man es sich genau anschaut, sieht die Situation völlig anders aus. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist schon die Rede davon gewesen, wie es denn eigentlich ausschaut, was Kostenoptimierung betrifft. Da sieht die IHS-Studie – das wäre vielleicht eine gute Lektüre für den Herrn Bürgermeister – ein 190 Millionen EUR Optimierungspotenzial bei den KAV-Spitälern. Der Bürgermeister hat gestern gesagt, dass er von diesen Dingen eigentlich nichts versteht, aber er sollte sich damit einmal befassen. Das ist die Zukunftsfrage der Stadt, wie das alles zu finanzieren ist, denn wir wollen einen hohen Standard in den Spitälern, wir wollen, dass das Geld hier richtig und gut eingesetzt wird und dass das Geld nicht in unterschiedlichsten Strukturen versickert, weil es keinen Spitalsentwicklungsplan gibt, den wir in dieser Stadt schon dringend brauchen würden.

Oder: Luxus-Fan-Zone im Hanappi-Stadion. Sie kostete 4 Millionen EUR, wäre aber um 350 000 EUR zu haben gewesen. Die SPÖ verweigert bis heute die Kostenaufstellung.

Und immer wieder das Prater-Debakel. Wir haben es hier oft diskutiert, weil die Wienerinnen und Wiener ganz deutlich sehen, wie hier mit ihrem Steuergeld umgegangen wird, wie hier einfach ihr Steuergeld beim Fenster hinausgeschmissen wurde. Wir haben über diese 50 Millionen EUR diskutiert. Wer sich auf den Prater-Vorplatz begibt, kann das nicht nachvollziehen, warum hier so viel Geld ausgegeben wurde. 

Oder: Planungsfehler in Geriatriezentren, bei der Stadthalle, bei den Fahnenmasten vor dem Westbahnhof. Man braucht nur die Kontrollamtsberichte genau zu lesen, um zu sehen, was alles hier verschwendet wurde. 

Umbau des Ronacher-Theaters: Viele, viele Millionen Euro sind hier versickert. 

Hier kann man nur ein Zitat von Michael Häupl wiedergegeben: „Kein Mensch, mit Verlaub gesagt, wählt die SPÖ wegen ihrer Wirtschaftskompetenz." Dieser Satz, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist in Zeiten der Wirtschaftskrise eine gefährliche Drohung. (Beifall bei der ÖVP.)
Heute merken wir auch wieder, auch aus den Anträgen, es wird immer, wenn es um möglichst anonyme böse Mächte geht, vom Neoliberalismus gesprochen. Keine Frage, wir sind auch gegen entsprechende Situationen, in denen Fehler begangen worden sind, wobei die Fehler in verschiedenen Bereichen begangen worden sind. Wenn man sich etwa die Zusammensetzung der Kommission in Europa anschaut, sind es oft gerade Kommissare mit sozialdemokratischem Hintergrund, die ganz wilde Liberalisierer sind. Also man kann hier die Verantwortung nicht so abschieben.

Oder wenn man sich etwa den Wirtschaftsberater des Herrn Bundeskanzlers, Hannes Androsch, vor Augen hält. Da braucht man nur nachzulesen, was da in den letzten Wochen in Leoben gesagt wurde, auch von SPÖ-Funktionären: Dass hier einfach Arbeitsleistungen in Billiglohnländer ausgelagert werden. Warum beschäftigt sich die SPÖ nicht damit und spricht mit diesen ihren ehemaligen Funktionären – die sitzen ja teilweise noch immer in irgendwelchen Parteivorständen –, wenn es darum geht, dass man Arbeitsplätze erhält, denn das ist wahrscheinlich die große Herausforderung, vor der wir stehen und der wir uns zu stellen haben.

Unzählige Vertreter der SPÖ reden immer davon, den Reichen irgendetwas wegzunehmen. Wie schaut es aus mit den Stiftungen, die die SPÖ hat, beispielsweise die steirische SPÖ? Wie schaut es mit den Unternehmen aus, die beispielsweise auch die Wiener SPÖ hat? Da gibt es viele Verflechtungen, aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, was geschieht real? Was geschieht in Gesprächen? Was passiert, damit eben vieles an Fehlern des von Ihnen so gerne angesprochenen Neoliberalismus nicht durch Ihre Leute vor sich geht?

Ich habe schon von den Gebührenerhöhungen gesprochen. Hier braucht es Sicherheit für die Wienerinnen und Wiener, und es gehört klar gesagt, dass es in der nächsten Zeit, in schwierigen Zeiten keine Gebührenerhöhungen in dieser Stadt geben darf. Das gehört klar und deutlich im Rahmen dieser Rechnungsabschlussdebatte ausgedrückt. 

Meine Damen und Herren! Gesetze sind – zuletzt das Wiener Sozialhilfegesetz, das Valorisierungsgesetz – trotz massiver Bedenken, die in den Stellungnahmen geäußert worden sind, durchgepeitscht worden. Wir wollen die Diskussion hier in einem anderen Stil führen. Ich weiß schon, man ist hier lieber dabei, dass man mit absoluter Mehrheit über alles drüberrollt, aber das tut nicht gut, das tut letztlich auch der Wirtschaftspolitik, der Sozialpolitik und den Wiener Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern nicht gut. 

Mehr Demokratie würde überhaupt nicht schaden. Ich gebe nur den Hinweis auf Europa, wobei alle, die hier sitzen, wissen, dass ich ein glühender Europäer bin. Ich glaube, es wäre auch sehr wichtig, dass wir hier in diesem Haus viel stärker über Europa diskutieren, denn die Europa-Müdigkeit liegt auch daran, dass es nicht entsprechend transportiert wurde. Wir als Volkspartei haben im Juli letzten Jahres eine Sondersitzung des Landtages herbeigeführt, damit darüber diskutiert wurde. Es wurde hier vieles angekündigt, aber in diesem Jahr hat es noch nicht einmal die Möglichkeit einer Aussprache mit dem Landeshauptmann oder Bürgermeister zu diesem Thema gegeben. Immerhin ist er ja der Präsident der Regionen Europas und sollte, könnte und müsste vieles hier berichten. Das wäre tatsächlich ein Beitrag zu einem vernünftigen Kampf gegen die Euro-Skepsis und wäre auch eine Möglichkeit, dass wir einen Beitrag leisten dafür, dass in Europa gerade im Hinblick auf die wirtschaftliche Situation unsere Positionen eingebracht werden. 

Ich bin froh, dass unser Vizekanzler und Finanzminister sowie unser Außenminister hier mit großem Engagement unterwegs sind, dass ein Nikolas Sarkozy, dass eine Angela Merkl unterwegs sind, aber bitte, wieso werden die Chancen nicht wahrgenommen, die Wien hier hätte, die der Wiener Bürgermeister in seiner europäischen Funktion hätte?

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das sollte diskutiert werden, da sollten entsprechende Anträge eingebracht werden, und da sollte die Möglichkeit bestehen, dass das auch in die entsprechenden europäischen Beiräte und Kommissionen eingebracht wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! An dieser Stelle noch einmal wiederholt, weil es nicht oft genug gesagt werden kann: Wir brauchen in dieser Stadt ein faires Wahlrecht mit einer fairen Mandatszuteilung, denn wir müssen davon wegkommen, dass eine Partei, die schon lange nicht mehr die absolute Mehrheit der Stimmen hat – wir haben, wie gesagt, zuletzt sogar bei den Europawahlen die SPÖ bei 28 Prozent gesehen, sie war auch bei der Wiener Gemeinderatswahl unter der absoluten Stimmenmehrheit –, dass eine solche Partei 100 Prozent der Macht der Stadt hat. Wir brauchen ein faires Wahlrecht. Das ist etwas, von dem wir sicherlich einfach nicht weggehen werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir wissen, eine Veränderung in dieser Stadt ist nur dann möglich, wenn die SPÖ abgewählt wird. Wir sehen an all dem, was wir heute in der Früh erlebt haben, was wir hier an Unterlagen haben: „Wirtschaft kann sie nicht, die SPÖ." Das ist das Problem. Und die Hoffnung, von der die Frau Vizebürgermeisterin gesprochen hat, lebt nur dann, wenn andere eine Chance haben, die Zukunft dieser Stadt zu gestalten. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Lindenmayr. Ich erteile es ihm.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte gleich zu Beginn, bevor ich zu den eigentlichen Ausführungen komme, eines klar sagen, denn vielleicht ist es in der Wortmeldung der FPÖ etwas untergegangen: Die FPÖ verlangt ja allen Ernstes eine Schlagstocktruppe für Wien, eine Schlagstocktruppe, wie es so etwas nur in Diktaturen gibt, aber nicht in Demokratien. Wie stellen Sie sich das vor mit dieser Truppe mit Schlagstöcken? Wollen Sie, dass auf Jugendliche, wenn sie bei McDonald's ein Papierl wegschmeißen, mit Schlagstöcken hingedroschen wird? Wollen Sie mit Schlagstöcken durch Gemeindebauten gehen? (GR DDr Eduard Schock: Zur Selbstverteidigung! Ich habe gesagt, zur Selbstverteidigung!) Wollen Sie durch Gemeindebauten gehen, und wenn nach 22 Uhr die Ruhe nicht eingehalten worden ist, wollen Sie dann mit Schlagstöcken vorgehen? 

Also ich finde, das ist eine Ungeheuerlichkeit in einer Demokratie, eine Schlagstocktruppe für diese Stadt zu verlangen. Wir wollen das nicht! Wir als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wollen das nicht in dieser Stadt! (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Sagen Sie was zum Budget! Das ist traurig genug!)
Herr Jung, bleiben Sie ein bisschen ruhig! Sie kommen eh morgen dran, habe ich gesehen, beim Kapitel Bildung, was ein Widerspruch in sich ist. Also seien Sie nicht so nervös! Passen Sie ein bisschen auf und hören Sie zu. 

Ich wollte eigentlich nur mit einem Zitat beginnen. (Neuerlicher Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung und weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Herr Jung, ich weiß, dass Sie nervös sind, denn Ihre Partei ist nur Fünfter geworden. Uns werfen Sie da irgendetwas vor. Sie sind nur Fünfter geworden bei der vergangenen Wahl. Da wäre ich auch nervös, das verstehe ich schon. (Beifall bei der SPÖ.)
Zitat: „Ich verlange von einer Stadt, in der ich leben soll, Asphalt, Straßenspülung, Haustorschlüssel, Luftheizung und Warmwasserleitung. Gemütlich bin ich selbst." Das hat im Jahr 1912 Karl Kraus formuliert. Er war nach heutigen Maßstäben betrachtet natürlich etwas sehr bescheiden, denn zufriedene Wienerinnen und Wiener verlangen zu Recht heute deutlich mehr. Sie verlangen ausgezeichnete Wasserqualität, sie verlangen funktionierende Abwasserentsorgung, sie verlangen rund um die Uhr funktionierende Infrastruktur, sie verlangen soziale Leistungen für den Fall des Falles, sie verlangen Spitzenmedizin, sie verlangen ein gut ausgebautes Netzwerk von öffentlichen Verkehrsmitteln, sie verlangen ein weit gefächertes Bildungsangebot, ein breit gefächertes Kulturangebot, und sie verlangen Nah- und Erholungsräume in unmittelbarer Nähe, am liebsten vor ihrer Haustüre. 

Und, sehr geehrte Damen und Herren, ich kann Ihnen sagen: Wien bietet das alles, Wien hat das alles. Das hat das Rote Wien in den letzten 90 Jahren geschaffen. Und dass wir das in Wien haben, das ist kein Zufall – das muss immer wieder festgehalten werden –, das war die vorausschauende Politik all jener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten vor uns, auf der wir aufbauen können. Daher sind wir den Zeiten der Wirtschaftskrise und der weltweiten Finanzkrise sehr gut gewachsen und können optimistisch in die Zukunft schauen. (Beifall bei der SPÖ.)
Auch wenn es Ihnen nicht passt, möchte ich jetzt nochmals auf die Mercer-Studie – wir haben schon gehört, es gibt auch andere Studien – eingehen. Sie reden das immer nur klein, weil es Ihnen eben unangenehm ist, dass Wien Weltmeister ist. Wir sind, und auch das ist kein Zufall, seit Jahren auf Spitzenplätzen, beispielsweise bei der Mercer-Studie. Wir stehen – weil heute schon ein Vergleich mit dem Sportplatz gefallen ist – sozusagen seit vielen Jahren auf dem Stockerl, und heuer haben wir es geschafft, wir sind auf Platz 1, wir sind Weltmeister. Und das muss hier laut und deutlich gesagt werden, weil all das kein Zufall ist, sehr geehrte Damen und Herren.

Ich komme zur Wirtschaftspolitik. Auch internationale Unternehmen – weil hier gesagt wurde, da gibt es Absiedelungen und so weiter – vertrauen der Wirtschaftspolitik unserer Stadt. 119 internationale Unternehmen haben Wien als Standort gewählt. Wien ist damit weit vor allen anderen Städten, vor allen anderen Bundesländern gelegen und behauptet auch seine Standortfunktion in Mittel- und Zentraleuropa.

Aus dem Wiener Budget kommen hohe Förderbeiträge in die direkte Wirtschaftsförderung. 2008 waren es rund 175 Millionen EUR. Für Forschung, Technologie und Entwicklung wurden mehr als 76 Millionen EUR bereitgestellt. 

Wir kämpfen um jeden Arbeitsplatz – auch das wurde bereits erwähnt –, und für die Arbeitsmarktförderung haben wir allein im vergangenen Jahr 56 Millionen EUR zugeschossen. 

Ebenso haben im vergangenen Jahr nachfragewirksame Ausgaben mit 4,3 Millionen EUR einen neuerlichen Spitzenwert erfahren. 

2,43 Millionen EUR haben die Stadt und alle städtischen Unternehmen im Jahr 2008 investiert; das sind um 120 Millionen EUR mehr als im Jahr zuvor. Die Stadtwerke haben 400 Millionen EUR, die Wien Holding 182 Millionen EUR an Investitionen getätigt. Und heuer wird seitens der Stadt noch mehr investiert. Es fließen zusätzliche 900 Millionen EUR in Form von Aufträgen in die Wirtschaft. 

Ein kleines Beispiel: Für die Sanierung der Ustraba-Stationen im Bereich des Südgürtels werden allein 42 Millionen EUR zur Verfügung gestellt, die insbesondere kleinen und mittleren Betrieben zugute kommen.

Ich möchte hier als unverdächtige Zeugin die Präsidentin der Wirtschaftskammer, Brigitte Jank, zitieren, die sozusagen bereits ein Licht am Ende des Tunnels sieht, denn sie hat bekannt gegeben, was viele Unternehmer, die hier in Wien tätig sind, erwarten. Demnach erwarten sich im zweiten Halbjahr 2009 etwas mehr als drei Viertel eine zumindest gleichbleibende oder bessere Entwicklung. Das sagen die Wiener Unternehmerinnen und Unternehmer. Und sie sagen, sie glauben, dass die Talsohle erreicht ist und das ein Beleg dafür ist, dass sich der Wirtschaftsstandort Wien in der Krise durchwegs behaupten kann. Wörtlich sagt Frau Wirtschaftskammerpräsidentin Jank: „Wenn die Konjunkturpakete greifen und sich die Stimmung gut entwickelt, könnten die zeitversetzten Auswirkungen auch in Wien in Grenzen gehalten werden." - Gerade das zeigt einen Optimismus, wie er gerade in diesen Zeiten ganz besonders nötig ist. Das, wie gesagt, von einer unverdächtigen Zeugin.

Nicht Schwarzmalen und Schlechtreden, was die Stadt zur Unterstützung der Konjunktur und des Arbeitsmarktes auf den Weg bringt, ist gefragt, sondern Optimismus und positiv in die Zukunft zu schauen, wobei ich schon sagen möchte, ich verstehe schon, das Geschäft der Opposition ist es nun einmal, alles schwarz zu malen. Denn das ist die einzige Chance, zu suchen, wo das eine Prozent ist gegenüber den 99 Prozent, die hervorragend funktionieren. Aber das möchte ich klar sagen, in Wien funktioniert alles hervorragend und ausgezeichnet! Das muss auch die Opposition zur Kenntnis nehmen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Erfolgreich Wirtschaften bedeutet Verantwortung zu übernehmen. Die Einrichtungen der Stadt bieten ausgezeichnete Leistungen zu fairen Tarifen. Internationale und Österreich-weite Vergleiche untermauern bei der Energie und auch bei anderen Dienstleistungen, dass das so ist. Die Kunden der städtischen Unternehmen können, im Gegensatz zu anderen Ländern, wo sehr viel Liberalisierung schon Platz gegriffen hat, mit einer äußerst hohen Versorgungssicherheit und auch mit einer Umsetzung des Umweltschutzgedankens rechnen. Auch das ist bei Liberalisierungen nicht möglich. Bei den Unternehmen der Daseinsvorsorge wie auch bei den Wiener Stadtwerken ist es uns ganz wichtig, dass diese im Einflussbereich der Stadt bleiben. Es war ja zu Zeiten der blau-schwarzen Bundesregierung nicht so, da wurde auf Teufel komm raus liberalisiert. 

In diesem Zusammenhang möchte ich einen Antrag zum Thema „Post und Postliberalisierung" einbringen. Wir sind nämlich der Meinung, die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen hat sich nicht im Interesse der arbeitenden Menschen erwiesen. Die Post soll jetzt völlig zerschlagen werden, Versorgungssicherheit wird keine mehr da sein. Wir meinen, dass es keinen Grund geben sollte, dass Unternehmen aus dem öffentlichen ins private Eigentum übertragen werden sollen. 

Daher bringen wir einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, in dem wir die Bundesregierung und den Bundesgesetzgeber auffordern, durch ein Postmarktgesetz fairen Wettbewerb bei Postdiensten in Österreich sicherzustellen und ordentliche Arbeitsbedingungen und eine anständige Bezahlung von ArbeitnehmerInnen in Postdiensten durch einen Kollektivvertrag sicherzustellen. - In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wer mit offenen Augen, ohne Vorurteile und ohne Parteibrille durch die Stadt geht, wird rasch erkennen, dass an allen Ecken und Enden Wertvolles erhalten bleibt, Vieles renoviert und Neues geschaffen wird und so unser großes Atout, nämlich das lebendige Leben in dieser Stadt, erhalten bleibt.

Ein Beispiel, Stadtentwicklungsgebiete: In allen 13 Zielgebieten wurden und werden zahlreiche Projekte umgesetzt. Auch das sichert Arbeitsplätze. Anderswo werden die städtische Infrastruktur, das Angebot an Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen und Sozialleistungen gekürzt. Wir in Wien bauen das aus, sehr geehrte Damen und Herren! Wir bleiben damit weiter auf unserem Weg, auch wenn es der Opposition nicht so passt!

Ein Beispiel auch im Verkehrsgeschehen: Die Wiener Linien haben im Vorjahr einen neuen Fahrtgastrekord verzeichnet. Das ist, glaube ich, auf das attraktive Angebot in Wien zurückzuführen. Erstmals ist es gelungen, dass mehr Menschen U-Bahnen und Straßenbahnzüge als den Individualverkehr, als das eigene Fahrzeug verwendet haben. Leider ist das bei den Einpendlern nach Wien gerade umgekehrt. Das liegt leider nicht in unserer Hand, aber wir arbeiten weiter am Ausbau des umweltfreundlichen Verkehrsverbundes. Das U-Bahn-Netz wird erweitert, neue Knotenpunkte des öffentlichen Verkehrs, Stichwort Hauptbahnhof - wir werden uns damit am kommenden Mittwoch und die nächsten sieben Jahre beschäftigen -, werden geschaffen. Die Ustraba-Stationen, das habe ich schon erwähnt, werden erneuert und die laufende Beschaffung von U-Bahn-, Straßenbahn- und Autobus-Garnituren, der Ausbau der Informationssysteme, all das trägt den Wünschen und Erwartungen von Fahrgästen Rechnung. Auch hier sind wir sehr gut unterwegs. Hier bieten wir das Nonplusultra, was es nur an Informationssystemen geben kann.

Wien hat sofort gehandelt, als sich im letzten Herbst die weltweite Krise abgezeichnet hat und auch die Auswirkungen auf Wien spürbar geworden sind. Der Finanzpolitik unter der Federführung unserer Vizebürgermeisterin und Finanzstadträtin Renate Brauner ist es gelungen, die gesetzten Ziele - es wurde schon erwähnt - einzuhalten. Auch hier haben wir dank unserer vorausschauenden Politik eine Punktlandung gemacht. Wir haben im vergangenen Jahr zusätzlich über 300 Millionen EUR im Sinne von mehr Nachfrage und der Sicherung von Arbeitsplätzen investiert. Mit 4,3 Millionen EUR haben wir nachfragewirksame Ausgaben getätigt und damit einen neuen Rekord erreicht.

Von unserer innovativen Wirtschafts- und Finanzpolitik profitieren selbstverständlich auch die anderen Bundesländer, sehr geehrte Damen und Herren. Ich möchte daran erinnern, dass Wien vor allem Niederösterreich intensiv bei der Bewältigung der Herausforderungen am Arbeitsmarkt unter die Arme greift. Jeder fünfte in Wien unselbstständig Erwerbstätige hat seinen Wohnsitz außerhalb der Bundeshauptstadt. Jede vierte Lehrstelle in Wien, unter anderem auch jene bei der Stadt und bei den stadtnahen Unternehmen, wird von einem Jugendlichen aus anderen Bundesländern eingenommen. Bei gleicher Einwohnerzahl bietet Wien in Summe rund 200 000 Arbeitsplätze mehr in Handel, Dienstleistung, Gewerbe und Industrie an, als das in Niederösterreich der Fall ist. Wien bezahlt auch eine halbe Milliarde Euro mehr in den innerösterreichischen Finanzausgleichstopf ein, als es daraus zurückerhält. Nicht zuletzt ist die hohe Kaufkraft der Wienerinnen und Wiener für die Einkaufszentren am Stadtrand - leider schon in Niederösterreich - eine wichtige Quelle für den blühenden wirtschaftlichen Speckgürtel.

Wien ist und bleibt durch die vorausschauende seriöse Wirtschaftspolitik der sozialdemokratischen Stadtregierung und die daraus erfolgende Wirtschaftsleistung das Standortzentrum Österreichs und darüber hinaus von Zentral- und Mitteleuropa. 

Jeder junge Mensch, der in Wien eine Lehrstelle sucht, wird sie im heurigen Jahr auch finden, sei es in Privatunternehmen oder in den diversen, von der öffentlichen Hand und damit auch der Stadt massiv unterstützten Einrichtungen, wie unter anderem den Arbeitsstiftungen. Wir bieten den jungen Menschen eine Zukunftsperspektive, während sich die FPÖ allein darauf beschränkt, durch Diskotheken zu ziehen und dass Herr Strache Bacardi-Cola anbietet. (GR Mag Wolfgang Jung: Welche Erfolge haben Sie denn aufzuweisen?) Das ist vielleicht an einem Abend lustig, aber das ist keine Zukunftsperspektive. Ich habe heute schon einmal erwähnt, die Politik, die Herr Strache möchte, werden wir in keiner Form zulassen, dass das in Wien auch nur ansatzweise zum Tragen kommt. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Deswegen werden Ihre Wähler auch immer weniger!) 
Sie klammern sich an das, weil Sie es einfach nur verdrängen wollen. (GR Mag Wolfgang Jung: Es klammern doch gerade Sie!) Sie sind Fünfte geworden. Schauen Sie der Sache ins Auge! Sie sind bei der letzten Wahl Fünfte geworden! Darauf wäre ich nicht so stolz! (GR Mag Wolfgang Jung: Auch wenn Sie es wiederholen, Sie waren die Verlierer!) Ich wünsche Ihnen viele weitere solche Erfolge! Ich wünsche Ihnen auch, dass Sie bei der nächsten Wiener Wahl Fünfte werden! (GR DDr Eduard Schock: Da lacht sogar Ihre eigene Fraktion!)
Verantwortungsvolle Politik kümmert sich ernsthaft um die Zukunft der jungen Menschen und betrachtet sie nicht als Manövriermasse zur Stimmenmaximierung. Seriöse Verantwortung und darauf beruhende Sachpolitik sieht ganz anders aus. Die sieht nämlich so aus wie unser Rechnungsabschluss, den wir heute vorlegen und wo ich Sie um Ihre Unterstützung bitte.

Der beitragsfreie Kindergarten ist auch ein Meilenstein unserer Politik, mit dem wir ab Herbst des heurigen Jahres familienpolitische und soziale Maßnahmen setzen. Diese Maßnahme ist die stärkste finanzielle Entlastung für Familien. Man kann ruhig sagen, das ist die stärkste finanzielle Entlastung für Familien und vor allem auch für den Mittelstand in den letzten Jahrzehnten. (GR Mag Wolfgang Jung: Und was ist mit den Tariferhöhungen?)

Jene finanzschwache Eltern, die schon bisher keinen Kindergartenbeitrag bezahlen mussten, zahlen auch durch die Streichung des Essenskostenzuschusses weiterhin nichts und gehören daher zur Seite der Gewinner. All das ist ein weiteres Beispiel für die hochentwickelte Sozial- und Familienpolitik der Wiener SPÖ in dieser Stadt. Sie fügt sich, ebenso wie der im Vorjahr realisierte Mobilpass für sozial Schwächere - das sollte man nicht vergessen, das ist noch nicht so lange her - nahtlos in das Mosaik der bedeutenden Errungenschaften des Roten Wien. Wir sind damit für viele Kommunen weltweit ein Vorbild, auch wenn es der Opposition nicht passt.

Ein stichhaltiger Beweis für dies ist selbstverständlich ein deutliches Plus, etwa in den Bereichen Gesundheit, Soziales, Bildung und bei der Kinderbetreuung. Mit zusätzlichen Mitteln in der Höhe von 510 Millionen EUR gegenüber dem Rechnungsabschluss 2007 hat Wien ein weiteres deutliches Zeichen für soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit gesetzt. Für den Bereich Gesundheit gab es um 16,8 Prozent, für Soziales um 13,7 Prozent mehr Mittel aus dem Stadthaushalt. Solche Steigerungen sind nicht nichts. Das muss man deutlich sagen. Das belegt weiterhin schwarz auf weiß, Wien war, ist und bleibt auch in Zukunft eine soziale Stadt! 

Nicht weniger als ein Viertel des Budgets ist im vergangenen Jahr für Gesundheit und Soziales bereitgestellt gewesen. Niemand leugnet - das habe ich eh schon gesagt -, dass es auch in Wien Probleme gibt, aber sie werden in Summe besser gehandhabt als in vielen anderen Städten. Ich habe schon gesagt, das Geschäft der Opposition ist es halt, darauf hinzuweisen, aber mein Geschäft ist es - und wir können das alles beweisen -, darauf hinzuweisen, 99 Prozent in dieser Stadt funktionieren hervorragend und daher werden wir weiterhin auf diesem Weg fortfahren! (Beifall bei der SPÖ.)

Erkundigen Sie sich speziell auf Ihrer Seite der Opposition (Der Redner verweist auf die Sitzbankreihen der ÖVP und FPÖ.) bei den Mieterinnen und Mietern von früher gemeinnützigen Wohnungen, die von der schwarz-blauen Bundesregierung verkauft worden sind. Die Mietwohnungsgemeinnützigkeit ist verloren gegangen. In gewaltige Höhen sind die Mieten gestiegen. Erkundigen Sie sich bei jenen Menschen, wie es ihnen jetzt geht. Da kann man jetzt nicht sagen, seit zwei oder drei Jahren ist die SPÖ wieder in der Bundesregierung! Manche Dinge können nicht mehr gutgemacht werden oder wenn, dann nur über viele Jahrzehnte!

Ich möchte in diesem Zusammenhang daran erinnern, dass es vor wenigen Jahren noch die ÖVP war, die ganz groß den Verkauf der Gemeindewohnungen gefordert hat. Die Gemeindebaumieterinnen und -mieter brauchen sich nur an die Genossenschaftsmieter oder an die gemeinnützigen Wohnungsmieter wenden, wie es denen heute geht, um zu erkennen, wie das wäre, wenn die Gemeindewohnungen verkauft worden wären. Das werden wir, auch wenn es die ÖVP derzeit nicht so auf ihre Fahnen geschrieben hat, in den nächsten Jahren und Monaten den Mieterinnen und Mietern von Gemeindebauwohnungen deutlich sagen, wie das ausschauen würde, wenn die SPÖ in Wien nicht mehr die alleinige Verantwortung trägt, was dann auf die Bevölkerung in dieser Stadt zukommen und wo die FPÖ locker mitspielen würde. Herr Hahn hat ja schon angekündigt, er könnte sich durchaus vorstellen, dass er die FPÖ oder den Herrn Strache wählen könnte, dass sie eine Koalition eingehen könnten. Man muss den Wienern immer wieder wirklich laut, deutlich und klar sagen, was es für diese Stadt bedeutet, wenn wir, die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, nicht mehr die alleinige Verantwortung haben! (GR Mag Wolfgang Jung: Eine Erlösung!) Chaos, Preissteigerungen und das Ende der sozialen Sicherheit in dieser Stadt wären die Folge! (Beifall bei der SPÖ.)

Die Kriminalitätsrate wurde von der FPÖ schon angesprochen, aber aus ganz anderer Sicht. Sie wollen damit immer nur verschleiern, dass Sie, die blau-schwarze Bundesregierung, es waren, die dazu beigetragen haben, dass Wien 1 300 Polizisten weniger hat. (GR Dr Herbert Madejski: Der Schlögl ist schuld!) Wenn Sie hier sagen, die SPÖ ist seit zwei Jahren in der Bundesregierung, dann sage ich Ihnen, es gibt in der Zwischenzeit Polizeischulen. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben schon zwei Kanzler verbraucht!) Denn manche Dinge kann man nicht von heute auf morgen reparieren. Sie sind daran schuld, dass Wien jetzt eine gestiegene Kriminalitätsrate hat, weil Sie die Polizei zerschlagen haben mit Ihren missglückten Polizeireformen! (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, Sie sind schuld an der gestiegenen Kriminalitätsrate!) 1 300 Polizisten weniger in Wien! Sie sind mitverantwortlich an der gestiegenen Kriminalitätsrate, meine Damen und Herren von der ÖVP und von der FPÖ! (Beifall bei der SPÖ.)

Das muss man ganz deutlich sagen! Aus dieser Verantwortung können Sie sich nicht wegstehlen! (GR Mag Wolfgang Jung: Die Leute glauben es Ihnen halt nicht!) Sie produzieren nur Schmähs, aber Ihnen glauben die Menschen nicht! (GR Mag Wolfgang Jung: Uns glauben sie, Ihnen nicht mehr!)
Sehr geehrte Damen und Herren, Wien ist ein Welterfolg, Wien ist Weltmeister! Ich habe heute schon ausgeführt, dass das so ist und dass das viele Benchmarks beweisen. Das ist ein international anerkannter und weltweit beachteter Erfolg. Sie können den Wienerinnen und Wienern nicht den Stolz auf diese, unsere Stadt nehmen! Dass das so ist, ist ein Erfolg der Wienerinnen und Wiener, ist ein Erfolg von Wien, von der sozialdemokratisch geführten Stadtregierung, ist ein Erfolg von Bgm Michael Häupl, ein Erfolg unserer Finanzstadträtin Renate Brauner, ein Erfolg von uns allen, ein Erfolg der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unserer Stadt, hier im Rathaus, denen ich von dieser Stelle ganz besonders danken möchte!

Ich ersuche hiermit um Zustimmung zum Rechnungsabschluss 2008. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Herzog. Zur Information, ab jetzt ist die Redezeit 20 Minuten.

StR Johann Herzog: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf den Kollegen Lindenmayr beruhigen. Er braucht sich die Sorgen, die er jetzt gehabt hat, nicht zu machen. Mit Sicherheit wird der Zusammenbruch der Sicherheit in Wien Ihnen, der SPÖ, und sonst niemandem zugeordnet! (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Ständiges Wiederholen schärft nicht den Wahrheitsgehalt!)
Sie sind verantwortlich für die Zuwanderung nach Wien durch Jahrzehnte! Sie sind mit Ihrer Politik nicht allein, auch mit der ÖVP zusammen, verantwortlich für die Schengen-Öffnung weiter nach Osten! Sie haben massiv die Öffnung der Ostgrenzen, die Öffnung der EU auf Rumänien und Bulgarien betrieben! Das sind heute die Gründe, warum die Ostbanden zu uns kommen. Sie sind schuld an dieser Politik und die Bevölkerung weiß es! (Beifall bei der FPÖ.)

Ich darf auch darauf eingehen, was Sie da zur Sicherheitswacht gesagt haben. Die Schlagstocktruppe gibt es nur mehr in Diktaturen, wie Sie sagen. Hoch interessant, die Polizei hat auch Schlagstöcke. Nach Ihrer Darstellung, wie das Instrument auch immer heißt ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Die Polizei hat ein Gewaltmonopol!) - Die Polizei hat ein Gewaltmonopol, keine Frage, aber die Sicherheit der Menschen muss doch gewährleistet sein! Die Polizei hat natürlich Schlagstöcke. Wenn es nach Ihnen geht, ist das auch eine Diktatorentruppe. Die Frage ist, welchen Stellenwert Sie Ihrem Bundeskanzler zuordnen. Wahrscheinlich wird diese Einstellung zur Polizei irgendwo ein gebrochenes Verhältnis zur Exekutive widerspiegeln, nicht zuletzt darauf zurückgehend, dass Sie als sozialistische Partei letzten Endes das Bürgerkriegstrauma von 1934 nicht überwunden haben. (GR Christian Hursky: Sie verfälschen die Wahrheit, Herr Gemeinderat!) Das gilt offensichtlich bis heute. Ihr Verhältnis zur Polizei, zur Exekutive, zur bewaffneten Macht des Staates ist durchaus zwiespältig. Zur Selbstverteidigung brauchen Uniformierte natürlich in irgendeiner Form einen Schutz. Sie brauchen es aber nicht nur zur Selbstverteidigung, sondern ich stelle mir die Frage, wie Sie sich vorstellen, dass bei einem Notfall ein solcher Sicherheitswachebeamter zum Beispiel eine Fensterscheibe einschlagen soll. Mit der bloßen Hand? Wie stellen Sie sich das vor?

Dann sind wir eingegangen auf die Frage des Verkaufes der Gemeindewohnungen. Ich darf feststellen, dass die FPÖ immer gegen den Verkauf von Gemeindewohnungen eingetreten ist und dass wir immer der Meinung gewesen sind, dass das keinen besonderen Vorteil für die Bewohner brächte, nur Nachteile, keine Frage. Wir sind übrigens die Einzigen, die zur Zeit für einen Gemeindewohnungsneubau eintreten. Das wollen die Sozialdemokraten zur Zeit nicht. 

Auf die Frage der Wohnungskosten im Gemeindebau, deren Steigerung und den Vergleich dazu, wie es sonst im geförderten Wohnbau ausschaut, werden im Rahmen der Wohnbaudebatte meine Nachredner eingehen.

Ich komme nun zum Rechnungsabschluss 2008 selbst, und zwar muss ich auf den Satz hinweisen, der gerade gesagt wurde, dass Häupl festgestellt hat, kein Mensch wählt die Wiener SPÖ wegen ihrer Wirtschaftskompetenz. Trotz des Eigenlobs der Frau Finanzstadträtin und auch des Herrn GR Lindenmayr ist wohl ohne Frage festzustellen, dass das Budget 2008 sich nachträglich als ein ziemlich verfehltes herausgestellt hat, denn es ist das Gegenteil einer antizyklischen Budgetpolitik betrieben worden. Die Krise war für Fachleute, wie ich glaube, schon vor der zweiten Jahreshälfte 2008 erkennbar, keine Frage. Indem ich zum Beispiel einfach ein Zeitungskonsument bin und kein Fachmann, der besondere Quellen in Anspruch nehmen kann, habe ich das auch nicht gewusst. Ich glaube aber, dass gerade die Frau Stadträtin und Vizebürgermeisterin über Informationen verfügt, die ihr im Grunde genommen Möglichkeiten gaben, rechtzeitig im Jahr 2008 Weichen zu stellen, um dem Debakel der Weltwirtschaftskrise vorzubeugen. Selbst wenn sie selbst keine Informationen gehabt hätte, muss man sagen, in irgendeiner Form eine Aktion zur Abwehr der Krise nach allgemeiner Kenntnis derselben ist nicht eingetreten. Daher hat es eine antizyklische Budgetpolitik in Wien schlicht und einfach nicht gegeben.

Ich darf noch auf einige Zahlen eingehen. Es ist schließlich festzustellen, dass die Stadtregierung alles in allem trotz der Rezession Überschüsse produziert, anstatt diese Überschüsse in den Wirtschaftskreislauf einzuspeichern. Der Maastricht-Überschuss ist ursprünglich mit 175 Millionen EUR veranschlagt worden. Geworden sind daraus 259 Millionen EUR. Ich glaube nicht, dass wir Wiener uns in einer solchen Situation als Musterschüler der EU darstellen müssen. Die Überschüsse der diversen Wasser-, Müll- und Kanalgebühren - das ist alles 2008 - sind zwar kurzfristig ein bisschen gesunken auf 98 Millionen EUR, dessen ungeachtet ist das aber ein Gewinn, der natürlich zu Lasten der Steuerzahler geht. Es ist eine falsche Budgetpolitik, eine falsche Wirtschaftspolitik am Beginn einer schweren Wirtschaftskrise, Überschüsse zu produzieren. 

Festzustellen ist, dass die Kommunalinvestitionen um 31 Millionen EUR gegenüber dem Jahr 2007 gesunken sind, dass die Investitionsquote von 16 Prozent auf 14,9 Prozent gesunken ist, dass im U-Bahn-Bau gespart wurde, dass bei den Stadtwerke-Investitionen gespart wurde und die Wirtschaftsförderung geringfügig, aber auch abgesenkt wurde. Einzig Wiener Wohnen ist eine Ausnahme, wo es einen Zuschlag, eine Erhöhung der Mittel gegeben hat. Damit ist im Großen und Ganzen eine falsche Politik gemacht worden, wo in einer Rezession gespart statt ausgegeben wurde. Es ist auch im ausgegliederten Bereich so, eben in den Wiener Stadtwerken, wie gesagt. Lediglich im Wohnbau hatten wir eine andere Politik betrieben. 

Im Hochkonjunkturjahr 2007 wurden Investitionen ausgeweitet, 2008 sind sie dagegen gekürzt worden. Dessen ungeachtet ist übrigens der Schuldenstand der Stadt wegen ungünstiger Wechselkurse weiterhin gestiegen. Durch den Schweizer Franken Kurs ergibt sich nunmehr ein Schuldenstand, der sich um 65 Millionen EUR erhöht hat. Hier glauben wir als Freiheitliche, dass ein Konjunkturpaket für Wien absolut notwendig ist. Das vorgestellte ist eher eine Schein- und Mogelpackung. Die 700 Millionen EUR sind bloße Umschichtungen. Konkret geht es um einen Mehrbetrag von 100 Millionen EUR und sonst nichts. 

Die internationale Finanzkrise hat schon längst die Realwirtschaft erfasst. Wenn auch heute wohltönende Meinungen von sich gegeben wurden, dass alles am besten Wege sei, glaube ich, das dicke Ende wird im Jahr 2010 sehr wohl noch kommen, vielleicht auch noch später, und wir müssen uns darauf einstellen. Die antizyklische Budgetpolitik ist etwas, an dem kein Weg vorbeigeht. Die öffentliche Nachfrage muss massiv angekurbelt werden. 

Wir haben in Wien in der Hochkonjunktur gewaltige Budgetüberschüsse produziert. Insgesamt betrug der Maastricht-Überschuss von 2007 und 2008 zusammen fast 500 Millionen EUR. Die Überschüsse aus Wasser, Kanal und Müll sind 230 Millionen EUR betragend und von Wien Energie sind es in nur zwei Jahren 167 Millionen EUR. Die Stadt Wien sitzt auf sehr viel Geld und es wäre hoch an der Zeit, dass wir das lockermachen, in die Investitionen einfließen lassen und dafür Sorge tragen, dass die Bewohner und die Menschen in Wien Arbeit und Brot und die Firmen Beschäftigung haben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir glauben daher, dass wir eine Revision des Stabilitätspaktes anstreben müssen, weil einfach die Verschuldung, auch des Bundes, sich deutlich über 3 Prozent hinaus bewegen wird. Wir schlagen als Konjunkturpaket eine ganze Reihe von Maßnahmen vor: ein Sonderinvestitionsprogramm für Wien, ein Vorziehen der Schulsanierungen, eine Aufstockung der Bezirksbudgets um 30 Prozent. Ich glaube, gerade die Bezirke sind richtig notleidend. Sie sind ein wichtiger Wirtschaftsfaktor, der sofort wirksam werden könnte, wenn man ihnen das Geld gibt, nur haben sie es nicht. Wir haben daher eine dringende Notwendigkeit, eine Anhebung der Bezirksmittel auf 210 Millionen EUR im nächsten Jahr vorzunehmen. 

Eine Beschleunigung und ein Vorziehen des U-Bahn-Ausbauprogramms wäre eine Notwendigkeit, ebenso eine Investitionsoffensive bei den Wiener Spitälern, weil hier die Missstände, Verfehlungen und Versäumnisse ungeheuer hoch sind und eine Sanierungsoffensive im nächsten Jahr in allen geförderten Wohnungskategorien, wobei natürlich der Schwerpunkt auf thermischer Sanierung liegt. Dort liegt er jetzt schon, das ist aber sicher massiv ausbaubar. Das Sonderwohnbauprogramm der Stadt Wien, das wir vorschlagen - ich habe es schon genannt -, besteht darin, dass wir wieder, wie im kommunalen Wohnbau, den Neubau aufnehmen und mindestens 5 000 Wohnungen im Jahr in Wien errichten. Durch die steigenden Bevölkerungszahlen in Wien, durch die steigenden sozialen Probleme in Wien, wird das etwas sein, was wir mit Sicherheit brauchen werden. (GR Godwin Schuster: Eins und eins ist zwei!)

Was die Hilfspakete für die Wiener Wirtschaft betrifft, werden andere Redner nach mir darüber sprechen. 

Die Entlastung der Steuerzahler ist auch eine dringende Notwendigkeit. Eine Strompreissenkung um 10 Prozent und eine Gaspreissenkung um 20 Prozent wären ab Juli dieses Jahres eine dringende Notwendigkeit, um Haushalte zu entlasten. Alle Gebührenerhöhungen sind bis auf Weiteres vom Valorisierungsgesetz auszunehmen. Es ist einfach ungeheuerlich, dass wir diese Dinge massiv vorantreiben, dass die Sozialdemokratische Partei die Gebührenerhöhungen zu Lasten der Steuerzahler weiterlaufen lässt und dass nichts geschieht, um eine Entlastung vorzunehmen. Die Ärmsten der Armen brauchen auch einen erhöhten Heizkostenzuschuss. Wir haben heuer einen sehr langen Winter gehabt, wo die bisherigen Regelungen nicht ausgereicht haben. 600 EUR im Jahr wären eine notwendige Sache.

Eine Reduktion der Mieten, zumindest dort, wo die Gemeinde Wien selbstständig handlungsfähig werden kann, sollte auch sein. Daher, wie einmal vor einer Gemeinderatswahl versprochen, Rückkehr zum Kategoriemietzins anstelle des Richtwertmietzinses, zumindest im Gemeindebau (GR Godwin Schuster: Warum nur im Gemeindebau?), Aushandeln eines neuen verträglichen Mietrechtes, das die damalige Bundesregierung, SPÖ/ÖVP, und die Arbeiterkammer bei der Begründung massiv bejubelt haben - wir als Freiheitliche waren damals als Einzige dagegen -, und die Einrechnung der Betriebskosten in die Wohnbeihilfe, auch wenn uns der Wohnbaustadtrat immer sagt, dass das nicht allzu viel bringt. Es bringt doch etwas, denn jeder Euro, den wir dem Mieter, einem Bezirksbürger, an Miete ersparen, ist etwas, was von hohem Wert ist. 

Ganz kurz noch zu den Bezirken: Die FPÖ will eine Aufstockung der Bezirksbudgets um 30 Prozent. Wir sehen, dass die Verschuldung der Bezirke durch die Vorgriffe immer mehr wird. Die Bezirke werden immer mehr ins Minus rutschen. Heuer sind wieder zwei dazugekommen, nämlich der 7. Bezirk und der 8. Bezirk sind nunmehr Vorgriffsbezirke, haben Schulden angehäuft und keine Rücklagen mehr. Die Zahl der Rücklagebezirke ist natürlich um zwei zurückgegangen. Andererseits ist festzustellen, dass weitere Verschlechterungen zu erwarten sind, denn die Bezirke 6, 17, 19 und 18 haben nur mehr sehr geringe, unter einer halben Million liegende Eigenmittelreserven, womit sich die Frage stellt, ob sie im nächsten oder im übernächsten Jahr - etwas anderes wird es wohl nicht geben - auch zur Zahl der Vorgriffsbezirke zu zählen sind, die übrigens, das muss man hervorheben, noch durch die so genannten inneren Darlehen, die zur Schulsanierung verwendet werden, zusätzlich belastet werden, die nicht in die Verschuldensgruppe hineingenommen werden. Sie werden zwar nicht verzinst wie die anderen Darlehen, aber dessen ungeachtet erhöhen sie die Schulden der Bezirke. Ich glaube, man muss feststellen, dass die Bezirke nicht im Stande gewesen sind, den 60-prozentigen Eigenmittelfinanzierungsanteil bei der Schulsanierung zu verkraften und dass es höchst notwendig ist, davon wieder wegzukommen. Die Verschuldung der Bezirke ist massiv gestiegen, nämlich um 111 Prozent. 

Ich darf nun kurz noch darauf hinweisen, dass es von uns eine Reihe von Vorschlägen gibt, um ganz generell die Besserstellung der Bezirke zu erreichen. Das ist einmal die Ausweitung der Bezirksautonomie, der direkten Demokratie in Form eines Bürgerantragsrechtes, die Aufwertung des Bezirksbudgets um 30 Prozent, die Veränderung des Kostenschlüssels zwischen der Stadt Wien und den Bezirken wieder im Verhältnis 90 zu 10 und eine Reform der Bezirkskompetenzen. Wir haben eine Reihe von Vorschlägen, die wir im Einzelnen noch besprechen werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, noch kurz zum Thema Sicherheit, ein paar Minuten habe ich ja noch: Die Zustände eskalieren fast in täglichen Zunahmen. Die Verunsicherung und die Verängstigung der Bevölkerung steigen unglaublich. Professionelle Ostbanden überschwemmen unsere Stadt, gar keine Frage. Niemand hindert sie wirklich daran, ihre Taten hier zu vollziehen. Kein Mensch überprüft ihre Heimreise, beladen mit Diebsgut in die Heimat. Wir stellen die klare Forderung und wir haben das schon öfters gemacht, der Wiedereinführung der Grenzkontrollen nach dem Osten. Was bei der Europameisterschaft möglich war, muss auch bei einer sich nunmehr ergebenen Notstandssituation für die Wiener Bevölkerung billig sein. Wir alle reden zwar vom Kriminalitätszuwachs und von Steigerungsraten, aber eigentlich muss man das bereits organisierte Plünderung durch Ostbanden nennen, die heute in dieser Stadt passiert. Alles andere ist eine Verniedlichung der Ausdrucksweise. Wir hatten - ich habe das schon gesagt - eine übereilte Osterweiterung, was Rumänien und Bulgarien betrifft. Wir haben davor gewarnt, es wurde trotzdem durchgeführt. Die Ergebnisse sind nun zu sehen. 

Ich habe gar nicht die Zeit, um all das darzulegen, aber wir haben eine unglaubliche Steigerungsrate im Bereich der Kriminalität. Die Zahl der angezeigten Straftaten hat auf mehr als 55 000 zugenommen, statt 51 000. Die Aufklärung der Straftaten ist gesunken, auch keine Frage. Bei strafbaren Handlungen gegen fremdes Vermögen gab es eine Zunahme um 2 600 Anzeigen. Die Gewalttaten weisen ein Plus von 421 Delikten gegenüber dem ersten Quartal 2009 auf. Die enormen Zuwächse bei Wohnungseinbrüchen sind klar. Die einzelnen Bezirke, die hier besonders betroffen sind, sind Favoriten mit 157 Prozent, Hietzing mit 70 Prozent und Döbling mit 74 Prozent. Die Hauseinbrüche stiegen in Döbling sogar um 228 Prozent, in Floridsdorf um 81 Prozent und in Donaustadt um 105 Prozent. Mit anderen Worten, explodierende Verbrechenszahlen, denen wir hier bisher hilflos gegenüberstehen. 

Der Bürgermeister hat gestern in seiner Fernsehdiskussion diese Zustände beklagt. Er hat viel von Ordnung gesprochen, ein Begriff, den er plötzlich verwendet, den er offensichtlich durch lange Jahre nicht gekannt hat. Ich möchte aber feststellen, dass das, was er gesagt hat, ein Appell an sich selbst war. Er ist Innehaber der absoluten Mehrheit in Wien. Er ist seit 15 Jahren Bürgermeister. Was hat er eigentlich für die Sicherheit in den letzten 15 Jahren gemacht? Was die Ministerien betrifft, ist die gleiche Frage zu stellen. (GR Godwin Schuster: Wo ist das Ministerium für Inneres?) Als Bürgermeister Wiens, als Landeshauptmann Wiens ist er angeblich der mächtigste Mann der österreichischen SPÖ gewesen. Was hat er eigentlich durchgesetzt? Oder was hat er überhaupt durchsetzen wollen? Diese Frage ist zu stellen. (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Aber das hat mit dem Rechnungsabschluss der Stadt nichts zu tun!)
Die Ablehnung der Sicherheitswacht ist etwas, was für mich völlig unverständlich ist. (GR Godwin Schuster: Eine Strukturreform der Polizei liegt beim Bund!) Im Grunde genommen ist es nur eine organisatorische Umstellung, wo nämlich die jetzt schon gegebenen Beamten des Magistrates, der Berufsfeuerwehr, der Wiener Linien und der Bundespolizei zusammengefasst werden sollen und wo hinzukommend 4 000 angebliche Ordnungsberater gekommen wären. Damit sind wir schon auf dem Bereich von 5 000 Angehörigen der Sicherheitswache, die dann umgeschichtet und von der Polizei ausgebildet werden, unterteilt in einen Wiener Kontroll- und Verwaltungsabteilungsbereich und einen Bereich einer Wiener Sicherheits- und Ordnungsabteilung. (GR Godwin Schuster: Auf eine Zwischenfrage von mir hast du gesagt, 300 reichen aus!) Das zu tun, wäre eine Erleichterung der Durchgriffsmöglichkeiten des Bürgermeisters, der als Sicherheitsstadtrat einen Großteil davon machen könnte, was er jetzt vom Innenminister einfordert. Man hat den Eindruck, dass er es gar nicht will, weil er natürlich die Verantwortung dafür gar nicht haben will. (Beifall bei der FPÖ.- GR Godwin Schuster: Der Steuerzahler wird sich bedanken!) 

Die Kontrolle, die hier möglich wäre, ist eine weitestgehende: Hausordnung, Beförderungsbedingungen, Naturschutz, Parkometer, Reinhaltung, Straßenverkehrsordnung, Gewerbepolizei, Veranstaltungspolizei, Gesundheitspolizei und so weiter. Der Bürgermeister könnte, wenn er wollte, all das, was er von der Innenministerin einfordert, auf weiter Strecke selbst, in Eigenregie, ohne massive Erhöhung der Kosten machen, muss man feststellen. (GR Godwin Schuster: Das heißt, der Steuerzahler soll doppelt bezahlen!) 

Noch etwas: Das dauernde Gejammer der Sozialdemokraten über den Abbau der Polizei durch frühere nichtsozialistische Regierungen wurde vom Bürgermeister gestern klar dementiert. Er hat festgestellt, dass er seit zwölf Jahren bemüht ist, die Polizeikräfte anzuheben. Da kommen wir ins Jahr 1997. Wer hat denn damals regiert? Was war denn damals für eine Regierung? Ihr wart an der Macht! Was hat er durchgesetzt? Nichts hat er durchgesetzt seit zwölf Jahren, egal, welche Regierung an der Macht war, egal, welche Koalition an der Macht war! Nichts hat er durchgesetzt! 

Und noch etwas: Im Jahr 1996 hat der sozialistische Innenminister in Wien die ganzen Wachzimmer geschlossen. Das ist Ihre Politik! (GR Godwin Schuster: Welche Wachzimmer?) Damit wurde der Abbau eingeleitet. Selbstverständlich erinnern Sie sich nicht gern daran! (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Kein einziges Wachzimmer wurde geschlossen! Wenn eines zugesperrt hat, hat ein anderes aufgemacht!) 

Daher ist der Bürgermeister aufgefordert, sich mehr der wirklichen Tatsachen bewusst zu werden und durch Einführung einer solchen Sicherheitswache dafür Sorge zu tragen, dass Sicherheit und Wohlleben in dieser Stadt möglich sind. Ich gehe davon aus, so sehr er sich heute massiv dagegen äußert, ist es keine Frage, dass diese nach ein, zwei Wahlniederlagen mit Sicherheit kommt, weil das Wiener Wahlvolk ganz genau weiß, in welche Richtung diese Entwicklung geht und wer an dieser Entwicklung schuld ist. (GR Ernst Nevrivy: Ihr seid nur Fünfter!) Ich glaube, dass der Bürgermeister nach einiger Zeit, nach einer Anstandsperiode, selbstverständlich hergehen und all das, was wir jetzt unter dem Titel Sicherheitswacht fordern, unter irgendeinem anderen Namen einführen wird und Herr Lindenmayr kann überzeugt werden, dass die auch mit irgendetwas ausgestattet sein werden, nur der Bürgermeister wird es mit Rücksicht auf die Geschichtsmentalität der SPÖ nicht Schlagstock nennen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Margulies.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bevor ich zur wirklichen Auseinandersetzung mit dem Rechnungsabschluss der Stadt Wien komme, Bezug nehmend auf die Vergangenheit, ausblickend in die Zukunft, möchte ich die ersten zwei Minuten dazu benützen, um mich als Oppositionspolitiker deutlich von einer anderen Oppositionspartei abzugrenzen. (GR DDr Eduard Schock: Wer hätte das gedacht?) - Wer hätte das gedacht? 

Wir haben bis jetzt vom Kollegen Schock und vom Kollegen Herzog 45 Minuten lang heiße Luft gehört, um eine zentrale These immer wieder aufs Neue zu postulieren: Die Zuwanderer sind schuld an der Unsicherheit, die in Wien permanent steigt. - Das ist falsch! (StR Johann Herzog: Haben Sie nicht zugehört? Die SPÖ ist schuld!) Das sind einfache Lösungen, das sind verhetzerische Lösungen! Und Doran Rabinovici hat bei der Lichterkette vergangenen Donnerstag zu Recht festgestellt: „Der eigentliche Skandal ist, wie gewöhnlich es geworden ist, den Hass gegen Muslime, gegen Asylwerber, gegen Zuwanderer, auch gegen Juden wieder zu schüren. Ich kann mich nicht gewöhnen, ich will mich nicht gewöhnen an die Hetze des Boulevards. Ich will mich nicht gewöhnen an Rassismus." (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Dr Herbert Madejski: Der grüne Rassismus!) 
In diesem Zusammenhang spricht er dann auch davon, dass es nicht genug ist, über Toleranz zu sprechen: „Denn gegen die Angstmache hilft nicht der Rückzug, sondern Zivilcourage. Das Gegenteil von Faschismus ist eben nicht Toleranz. Im Gegenteil, Toleranz ist die Huld des Herrschers für den Untertan. Toleranz ist, wenn der Mächtige das Atmen des Schwachen eben noch duldet und der Schwache dafür dulden muss das Herrschen und das Rad an der Macht. (GR Dr Herbert Madejski: Es hört nicht einmal der eigene Klub zu! Es hört dir keiner zu!) Nicht Toleranz, sondern Gleichberechtigung. Nicht Gnade, sondern Menschenrechte. Nicht Gunst, sondern Respekt brauchen die Citoyens. Nicht weniger können und nicht weniger dürfen wir fordern. Gegenüber Rassismus, rechtsextremer Hetze und neonazistischen Aufmärschen will ich nicht tolerant sein." - Diesem Redebeitrag von Doran Rabinovici kann ich mich nur anschließen. (GR Dr Herbert Madejski: Da kämpft einer ums Leiberl!) 
Es ist inakzeptabel, wenn die Budgetdiskussion über den Rechnungsabschluss von der FPÖ damit begonnen wird, auf Zuwanderer zu schimpfen, gegen Moslems Stimmung zu machen. In dieser Art und Weise eine Budgetdiskussion zu führen, führt sich selbst ad absurdum. Davon distanziere ich mich! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Dr Herbert Madejski: Jetzt hast du um dein Leiberl gekämpft! Jetzt gewinnst du vielleicht sogar Stimmen! Übers Internet kriegst du Stimmen!) 

Jetzt kommen wir zur Einleitung von Frau StRin Brauner. Sie hat sich gewünscht, Fairness und Sportsgeist sollen den Rechnungsabschluss dominieren, nur es handelt sich um keinen Wettkampf. Diese Diskussion um den Rechnungsabschluss stellt vielmehr klar, welche Versäumnisse letztendlich in den vergangenen Jahren und vor allem auch im letzten Jahr am Beginn der Wirtschaftskrise getroffen wurden. 

Man kann, wie es der Kollege Lindenmayr gemacht hat, darüber jubeln, dass die Ausgaben im Sozialbereich gestiegen sind, dass die Ausgaben beim FSW gestiegen sind. Aber, Kollege Lindenmayr, ich frage Sie ganz bewusst: Sind die Leistungen gestiegen oder sind die Bedürfnisse gestiegen? (GR Siegi Lindenmayr: Beides!) Beides? Die Leistungen minimal, die Bedürfnisse extrem stark. Wenn man die Mercer-Studie als zentrales Kriterium hernimmt und dann feststellen muss, dass die Anzahl der SozialhilfebezieherInnen in Wien um 30 Prozent steigt und davon ausgehen muss, dass das heuer und auch nächstes Jahr so weitergeht, dann ist es mir fast egal, ob wir Platz 1 der Mercer-Studie haben. Wenn es mir um die Bevölkerung in Wien geht, dann sage ich, es ist eine Katastrophe, wenn über 100 000 Menschen SozialhilfebezieherInnen werden, wenn in Wien immer mehr Menschen arbeitslos werden, dass dann diejenigen, die bei der Mercer-Studie befragt werden, Wien immer noch als lebenswert befinden. Das finde ich sehr angenehm. Ich sage ganz offen, ich empfinde Wien auch als sehr lebenswert.

Da erlaube ich mir einen kurzen Schwenk. Das ist das Einzige, was ich zu Niederösterreich sage: 1 Milliarde EUR Verlust bei Wohnbaudarlehen, das bringt nicht einmal die Stadt Wien zusammen. (GRin Nurten Yilmaz: Ha ha!) Wir kommen dann noch zu den Summen der Stadt Wien, aber so ist es ja nicht. 1 Milliarde EUR! Es ist ein Wunder und ein politisches Sittenbild in Niederösterreich, dass da noch überhaupt niemand gegangen ist! Ich will nicht wissen, was die ÖVP in Wien sagen würde, wenn 1 Milliarde EUR Wohnbaudarlehen an Wertpapieren verzockt werden würden! Da würden Sie schon schreien: Lieber Bürgermeister, geh', liebe Finanzstadträtin, geh'! Das höre ich nicht von Ihnen! Erwin Pröll ist seit Jahren mit seinem Finanzlandesrat der oberste Zocker und noch nie habe ich von der Wiener ÖVP gehört, ein unfähiger Politiker, er soll endlich gehen! Wenn, dann messen wir mit dem gleichen Maß. In Wien haben wir auch einige Situationen, wo man darüber nachdenken kann, ob man über Zocken oder über Kursverluste redet. Das ist durchaus legitim. Aber das, was Niederösterreich zusammengebracht hat, ist bestenfalls im Umfeld der Gemeinde Wien mit der AVZ passiert. Leider ist schon vergessen, dass da auch fast 1,3 Milliarden EUR versenkt wurden. Aber das ist jetzt schon fast fünf Jahre her und daher soll man jetzt nicht länger darüber reden.

Nichtsdestoweniger, die Armut in Wien steigt. Das müssen wir zur Kenntnis nehmen und wir sollten gegensteuern. Die Arbeitslosigkeit in Wien steigt. Das müssen wir zur Kenntnis nehmen und wir sollten gegensteuern. Im Vorjahr haben wir gesagt, machen wir doch ein großes Konjunkturpaket mit thermischer Sanierung auf der einen Seite und einem anderen Punkt, der mir ganz wichtig ist und der in kaum einem Konjunkturpaket vorkommt, nämlich tatsächlich in Dienstleistungen zu investieren. Ich sage ganz offen, es wundert mich nicht, dass insbesondere ins Personal, und ich rede tatsächlich von Investitionen in Dienstposten, in Personal et cetera ... (VBgmin Mag Renate Brauner: 311 Millionen EUR in die Gesundheit und in Soziales!) - 311 Millionen EUR in die Gesundheit und in Soziales. Liebe Renate Brauner, in zwei Jahren 400 Personen Personalabbau im Rahmen des gesamten Krankenanstaltenverbundes, nachzulesen im Rechnungsabschluss! Wir machen, obwohl wir wissen, dass die Pflegebedürftigkeit steigt, obwohl wir wissen, dass der Aufwand immer weiter steigt, einen Personalabbau im Rahmen des Krankenanstaltenverbundes. Das ist genau der Punkt! (Zwischenrufe von VBgmin Mag Renate Brauner.) Einmal würde ich mir wünschen, hinter dir zu sitzen, liebe Finanzstadträtin, und genauso von hinten permanent hineinzureden! (VBgmin Mag Renate Brauner: Entschuldigung!) - Okay, ich nehme es zur Kenntnis. (VBgmin Mag Renate Brauner: Ich entschuldige mich, aber du musst auch zugeben, es ist manchmal schwer, von da hinten zuzuhören! Aber ich entschuldige mich und lasse dich reden!) - Nachdem ich diese Schwierigkeiten des Zuhörens tatsächlich nur auf die Akustik zurückführen kann, würde ich ersuchen, einen sinnvollen Monitorlautsprecher einzubauen, weil inhaltlich, denke ich, gibt es an meiner Rede bislang nichts auszusetzen. Tatsächlich ist es so, dass 400 Personen Personalabbau einfach dem Rechnungsabschluss entspricht. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Friedrich Strobl: Da musst du aber selbst grinsen!)
Vielleicht auch noch ein anderer Punkt, der meines Erachtens sehr kritisch in dem Zusammenhang zu hinterfragen ist, ebenfalls durch den Rechnungsabschluss deutlich wird und ein bezeichnendes Bild auf die Art und Weise wirft, wie die Wiener Sozialdemokratie leider nicht gegen die Krise agiert. Schauen wir uns das Stadtgartenamt an. Seit Jahren kommt es dort sukzessive zu einem Personalabbau. Jetzt werden reguläre Arbeitsplätze durch Plätze aus Wiedereingliederungsmaßnahmen ersetzt, sagen wir es einmal so. Die Stadt Wien ersetzt in ihrem eigenen Bereich reguläre Vollzeitarbeitskräfte durch prekäre Beschäftigungsverhältnisse. Ich halte das für einen falschen Weg. 

Schauen wir uns an, was sich jetzt im Bereich des Krankenanstaltenverbundes tut. Es sollen reguläre Arbeitsplätze im Bereich der Reinigung durch ausgelagerte Arbeitsplätze von Leiharbeitsfirmen ersetzt werden. Das kann doch nicht der soziale und solidarische Weg sein, den die Wiener SPÖ in der Krise gehen will (GR Dr Wolfgang Aigner: Neoliberal!), prekäre Beschäftigungsverhältnisse zu schaffen und selbst Personal abzubauen!

Wenn man sich gleichzeitig damit auch die Zahlen ansieht, die im Sozialbereich, in sozialpädagogischen Einrichtungen, im Sozialamt et cetera an Veränderungen passieren, dann wundert es einen, wie immer weniger oder gleich viele Menschen oder plus/minus drei, vier dem exorbitanten Anstieg von Armut in Wien tatsächlich noch sinnvoll irgendwie entgegenhalten und unterstützend wirken können. Das, was passiert, ist in all diesen Bereichen eine massive Zunahme des Drucks auf die Beschäftigten und eine weitaus geringere reale Hilfe für von Armut oder Armutsgefährdung betroffene Menschen.

Ich möchte auf einen weiteren Punkt der Rede kommen, weil eine Kollegin von mir extra deshalb jetzt noch einmal telefoniert hat. Ganz aktuell, weil, wie gesagt, der Rechnungsabschluss Zeit für einen Rückblick ist, aber selbstverständlich angesichts der Wirtschaftskrise auch für eine aktuelle Auseinandersetzung mit der Situation zu Siemens. Die Siemens-Personalvertretung, nach soeben geführter Rücksprache, weiß nichts davon, dass die Stadt Wien oder WAFF mit der Geschäftsleitung sprechen. Sie stellen es nicht in Abrede, sie sagen nur, sie wissen nichts davon. (GR Godwin Schuster: Wer von der Stadt Wien hat mit der Geschäftsführung zu tun?) Aber es ist bezeichnend, dass der Stadt Wien und dem WAFF die Personalvertretung egal ist und sie mit ihrer Geschäftsführung sprechen, wo es um 632 betroffene Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen geht, die ganz massiv von Kündigung bedroht sind. Sie wollen auch keine Arbeitsstiftung. Sie verlangen von Siemens nichts anderes, als dass ein Unternehmen, welches jahrelang von der öffentlichen Hand, vom Bund wie von Wien, massiv profitiert hat, jetzt nicht ganz zum neoliberalen Gesellschaftsbild wird und, was permanent in der Vergangenheit gepflegt wurde, hochqualifizierte Arbeitskräfte ins Ausland verlagert. Man muss sich einmal genau überlegen, was das bedeutet. Wir glauben alle miteinander, dass ein höheres Maß an Bildung und an Ausbildung Arbeitsplätze sichert und stehen jetzt schon vor dem Problem, dass höchstqualifizierte Arbeitsplätze ins Ausland verlagert werden müssen.

Da muss man sich tatsächlich die Frage stellen und das ist eigentlich einer der zentralsten Kritikpunkte, sowohl an der Bundesregierung als auch an Wien wie auch an der Europäischen Union - die wird das nicht sehr interessieren, wenn man das von Wien aus sagt -, seit Beginn der Wirtschaftskrise haben wir viele Absichtserklärungen gehört, aber es hat sich nichts, aber auch gar nichts, geändert, weder auf europäischer Ebene, weder auf österreichischer Ebene noch auf Wiener Ebene. Immer noch ist es, obwohl niemand sich mehr das Wort Neoliberalismus in den Mund zu nehmen traut, als zentrale Zugehensweise Konkurrenz und Wettbewerb. Auch heute fordert im „Standard" zum Beispiel gerade wieder der ÖVP-Generalsekretär noch mehr Wettbewerb, ohne zu sehen, dass im Endeffekt der Wettbewerb, wie er in den letzten 20 Jahren funktioniert hat, zu einer Monopolisierung geführt hat, viele kleine und Kleinstunternehmen aufgefressen hat, viele mittelständische Unternehmen aufgefressen hat, zu Gewinntransformationen geführt hat und damit hauptverantwortlich dafür war, dass es zu einer Ungleichverteilung von Vermögen gekommen ist, die unsere Gesellschaft vorher noch nie gesehen hat. Diese Ungleichverteilung und die damit ausgelöste Spekulation ist hauptverantwortlich für die gegenwärtige Krise, die noch lange nicht überstanden ist. 

In diesem Sinne, Renate Brauner, habe ich eines heute tatsächlich vermisst, weil neben den kleinen Ausblicken auf das Jahr 2009 gab es überhaupt keine Ausblicke, wie wir gegenwärtig stehen. Glaubt man den Steuerprognosen, die momentan durch die Medien geistern, wird es - selbst heuer haben wir schon eine Reduktion um 5 bis 6 Prozent - nächstes Jahr noch einmal zu einem Steuerentfall von rund 10 Prozent kommen, Gesamtsteuereinnamen von 63 Milliarden EUR auf 57 Milliarden EUR, was auch knapp 10 Prozent weniger Ertragsanteile für Wien bedeutet. Das heißt, die Perspektive für Wien, heuer schon knappe 300 Millionen EUR weniger als noch beim Voranschlag, geschätzt, nächstes Jahr knappe 600 Millionen EUR weniger, kulminiert, inflationsbereinigt knappe 800 und nicht 900. Wo ist da der Weg aus der Krise? Da wird nichts aufgezeigt! Da gilt es natürlich auch als Sozialdemokratie, nicht alle Vorschläge vom Tisch zu wischen, sondern auch als Sozialdemokratie einmal auf die GRÜNEN zu hören, denn irgendjemand muss dafür bezahlen, wenn wir die Wirtschaft ankurbeln wollen, wenn wir Armut verhindern wollen, wenn wir einen ökologischen Umbau erreichen wollen. Irgendjemand muss es bezahlen und das muss auch die ÖVP merken. Wenn es nicht mehr Geld gibt, dann gibt es exorbitante Defizite, wo schon jetzt angekündigt wird, es gibt nachher Belastungspakete. Wen werden die Belastungspakete treffen? Die Superreichen hat noch nie ein Belastungspaket der ÖVP getroffen! (StR Norbert Walter, MAS: Die zahlen eh schon übermäßig viel!)
Das heißt, wenn man tatsächlich etwas ändern will, dann muss man über neue Steuern reden, dann muss man über eine Steuerumverteilung reden und dann muss man angesichts der extrem ungleichen Vermögensverteilung auch von einer Vermögenssteuer reden. Das ist notwendig, damit wir uns eine solidarische und gerechte Gesellschaft überhaupt noch leisten können. Die Frage ist: Wollen wir uns diese leisten? Wollen wir uns diese für Wien leisten? Wenn man diese mit Ja beantwortet, dann gibt es in der gegenwärtigen Situation nur einen Ausweg, weil von den 3,4 Millionen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen, die weniger als 2 000 EUR brutto verdienen, wird man sich nicht viel holen können. So ist es eben, man kann nur dort Geld abholen, wo auch eines ist. In der konkreten Situation, um für die Gemeinde Wien genügend finanzielle Mittel zu haben und tatsächlich der Armutsgefährdung entgegensteuern zu können, brauchen wir tatsächlich ein anderes Steuersystem. 

Vielleicht noch als letzter Punkt zum Gesamtbudget und zum Agieren der Stadt Wien: Ich habe im Rahmen der Geschäftsgruppe FiWi durchaus noch die Möglichkeit, auf die einen oder anderen Spekulationsverluste, Forderungsverluste et cetera einzugehen, aber eines möchte ich jetzt schon anmerken und das habe ich auch in der Rede von Frau Finanzstadträtin Brauner vermisst. Mittlerweile wird sogar im Geschäftsbericht der Wiener Stadtwerke eine eigene Seite relativ umfangreich den Cross-Border-Leasing-Transaktionen gewidmet, mit der Begründung, dass das wirtschaftliche Umfeld es erfordert, um die genaue Situation der Wiener Stadtwerke darzustellen. Frau StRin Brauner, über die Cross-Border-Leasing-Geschäfte der Stadt Wien und wie es dazu momentan steht, haben Sie keinen Ton gesagt! Es ist mittlerweile offensichtlich, wir haben im Vorjahr aus den Cross-Border-Leasing-Transaktionen einige Millionen Euro Verlust hinnehmen müssen. Es wäre daher höchst an der Zeit, dass sie auch dieses traurige Kapitel in der Geschichte der Wiener Finanzaktivitäten etwas näher beleuchten, sich nicht weiterhin hinter etwaigen Verschwiegenheitsklauseln verstecken, sondern deutlich machen, dass es ein Fehler war und dass sie in Hinkunft mit solchen dubiosen Finanztransaktionen nichts mehr zu tun haben wollen! - Ich danke Ihnen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Walter.

StR Norbert Walter, MAS: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn der Herr Kollege Lindenmayr Karl Kraus zitiert hat, dann hat Karl Kraus auch gesagt: „Wir leben in Wien und nicht im Vergleich." (Beifall bei der ÖVP.)
Einen Satz zum Kollegen Margulies: Es gibt auch von unserer Seite ein klares Bekenntnis gegen Hetze, egal, von welcher Seite, aber es gibt auch keine Toleranz gegenüber Kriminellen, das muss auch klar sein! Das nur zu dem Punkt. (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn wir heute hier zum Rechnungsabschluss eine Diskussion führen und die Frau Vizebürgermeisterin die Stadt Wien und damit natürlich auch die SPÖ hoch gelobt hat, dann meine ich, dass es das Geschäft der Opposition ist, kritisch zu sein und nicht Ja und Amen zu plappern. Es ist genauso schlecht, pauschal alles gutzureden, wie es genauso schlecht ist, pauschal alles schlechtzureden. (GR Franz Ekkamp: Das ist richtig!) Aber Wirklichkeit muss auch Wirklichkeit bleiben. So paradiesisch, wie Sie gesagt haben, sind die Zeiten nicht, ist auch die Zeit in Wien nicht, denn sonst könnte man annehmen, dass Sie und der Herr Bürgermeister wie Adam und Eva im Paradies leben. (Heiterkeit bei der ÖVP.)

Lassen wir einmal diese Studien beiseite, von denen wir einiges zitiert bekamen. Ich möchte heute versuchen, meine Kritik insofern in alphabetischer Form darzulegen, und es werden auch positive Vorschläge dabei sein, um das Ganze auf den Punkt zu bringen.

Fangen wir bei A an: Aspern: 1994 wurde vorgeschlagen, das ehemalige Flugfeld als Standort für ein Industriegebiet zu nützen. Mehr als ein Jahrzehnt später - mittlerweile sind es 15 Jahre - hat die Stadt Wien reagiert, ein Konzept erarbeitet und 2010 soll endlich begonnen werden. Ich kann nur eines hoffen, das wird nämlich mit einem See begonnen, dass die Wirtschaft dort nicht baden geht! (Beifall bei der ÖVP.)
Bei B wie Bezirk fällt mir nur ein, das Budget ist wieder reduziert worden. Wenn ich an die drei Begriffe Solidarität, Subsidiarität, Personalität denke, dann gibt es zum Thema Subsidiarität in dem Fall wahrlich nichts mehr zu sagen. Sie hungern die Bezirke aus. Die Bezirke können nicht mehr ihren Aufgaben nachkommen. 2008 waren nur mehr drei Bezirke positiv. Das verstehe ich nicht darunter, Aufgaben zu verteilen, Aufgaben dorthin zu bringen, wo sie direkt am Menschen ankommen und vor allem auch die finanziellen Mittel dort einzusetzen, damit es Sinn macht. Wir brauchen zumindest 20 bis 30 Millionen EUR mehr für die Bezirke, damit diese wirtschaftlich überleben können, damit sie dort den Menschen helfen können, wo sie gebraucht werden. 

Wenn ich bei C weitergehe und an die Containerklassen denke, nennen Sie diese so liebevoll Pavillons. Pavillons sind in der Regel wirklich schön, nur einen Container als Pavillon zu bezeichnen, daran sieht man jedenfalls sehr deutlich, wie viel ihnen die Kinder in dieser Stadt wert sind und Kinder sind auch Zukunft. 

Und jetzt kann man nicht sagen, das haben wir nicht gewusst, weil die Kinder wachsen nicht von heute auf morgen aus dem Boden, sondern sie werden geboren und brauchen zumindest fünf Jahre lang Lebenszeit, bis sie ... (GR Mag Thomas Reindl: Das hätte man bereits früher der Gehrer sagen sollen!) – ja genau, du hättest schon lang planen können. Das hat mit der Gehrer überhaupt nichts zu tun. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) Jedenfalls sind der Schulentwicklungsplan, der Standortplan bis heute nicht da. 

Kommen wir zu D wie Drogen, Karlsplatz, ein unendliches Thema, eine unendliche Geschichte. Es wird pausenlos davon geredet, aber es passiert einfach nichts. U-Bahn-Stationen, U-Bahnen, S-Bahn-Züge, jedenfalls ist eines klar, dass die Drogenpolitik nicht funktioniert, und von den Folgeschäden will ich gar nicht sprechen.

Kommen wir zu den Energiepreisen. Gerade gestern im Teletext hat die E-Control festgehalten, dass die Energieversorger zu hohe Preise verlangen. Die E-Control verlangt spätestens im Juli eine Preisreduktion. Das wäre eine Ankündigung beim Rechnungsabschluss zu sagen, wir geben den Menschen die erhöhten Preise wieder zurück, und nicht die Wienerinnen und Wiener unter der Last stöhnen zu lassen. 

F wie Flughafen, (GR Mag Thomas Reindl: Ist auch gut!) ist auch gut, auch gut. 135 Millionen EUR allein nur Honorare. (GR Godwin Schuster: Bitte, das ist aber nicht unsere Schuld!) Nein, nein, Herr Kollege, wissen Sie, was ein Vorstand ist, wissen Sie, was ein Vorstand ist, und dass es einen Dreiervorstand gibt und dass zwei davon aus der SPÖ sind? Nein, nein, das ist eine blöde Geschichte, und nach Adam Riese ist zwei zu eins immer die Mehrheit, oder? 

Nächstes Beispiel – Hauptbahnhof. (GR Mag Thomas Reindl: Was ist mit der AUA, die AUA habt ihr auch zu verantworten!) Nächstes Beispiel. Nein, nein, das passt schon, das passt schon. Ja, eh, weil Ihr traut Euch ja nichts ändern. Was ist, wo ist denn das Problem gegen eine neue Poststelle. Wo ist das Problem. Aus meinem Heimattal gibt es das erste Beispiel in Tirol, genau für so ein Ding, null Problem, null Problem. Warum soll ich Strukturen aufrechterhalten, die keiner mehr will und braucht, weil die Post bringt nicht allen was, das ist nämlich auch ein Blödsinn. (Beifall bei der ÖVP.) Nein, eurer Klientel bringt es etwas, deswegen wird es aufrechterhalten, so schaut es aus. 

Dasselbe Beispiel – jetzt kommen wir zur Bahn. Hauptbahnhof, sage ich nur, Hauptbahnhof. Da bauen wir einen schönen wunderbaren Hauptbahnhof, und was tun wir mit der U-Bahn? Die führen wir 3 km weiter davon weg, so schaut es aus. (GR Mag Thomas Reindl: Da kommt ein Cable-Liner hin!) Nein, wir wollen keinen Cable-Liner, wir wollten dort die U-Bahn, Herr Kollege Maresch. Ja, so schaut es aus, so schaut es aus. (Beifall bei der ÖVP.) Der Cable-Liner ist, ja eh, aber du tätest lieber mit dem Pferdewagen fahren, ich weiß eh. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) 
Kommen wir zu I wie Integration. Ghettoisierungstendenzen, Parallelgesellschaften – jahrelang negiert, zugeschaut und was passiert heute? Nicht viel. Viel Geld in Vereine gesteckt, keine Effizienz dahinter. Selbst führende BezirksvorsteherInnen der SPÖ sagen mittlerweile, es ist nicht alles paletti. Ich erinnere nur an die Frau Bezirksvorsteherin Angerer aus dem 11. Bezirk. 

Was ist bei der Jugend? Die Jugendarbeitslosigkeit explodiert jenseits der 2 000er-Grenze, Jugendkriminalität, fehlende Jugendsportplätze, Kleinkinderspielplätze werden allenthalben halbwegs gute gebaut, Jugendspielplätze fehlen und Sie wissen es, Herr Kollege Reindl, ja. 

Kommen wir zu K wie Krankenhaus Nord, einer Lokomotive für die Modernisierung des Spitalwesens. Ich weiß nur nicht, wo die Lokomotive gebaut wird, weil bis jetzt ist sie nicht gefahren. Und ob die U-Bahn-Anbindung kommt oder nicht, weiß ich auch nicht, jedenfalls die Anrainer werden es Ihnen danken, weil das steht nach wie vor in den Sternen. 

Kommen wir zu L wie Liegenschaftsmanagement. Kollege Neuhuber hat vor ungefähr zehn Jahren hier im Gemeinderat gefordert, ein zentrales Liegenschaftsmanagement der Stadt zu machen, damit wir wissen, was der Wohnfonds mittlerweile tut, der Wirtschaftsförderungsfonds tut, die MA 69 tut, die diversesten ausgegliederten Firmen wie die Stadtwerke, und so weiter. Niemand hat einen Überblick, wie viele Grundstücke die Stadt tatsächlich besitzt, weil es ... (GR Mag Thomas Reindl: Das stimmt ja nicht!) Ja, das stimmt eben schon, weil sich nämlich die einzelnen unterschiedlichen Körperschaften und Abteilungen immer wieder um das eine oder das andere Grundstück bekämpfen, dass drei Stadt-Wien-Abteilungen auf ein Grundstück losgehen, dass man Industriezonen ausweist, wo man daneben wieder einem Gärtner ein Grundstück abkauft für einen Wohnbau – wissen wir das, nein, weil genau so ist es. 

M wie Musikschulen. (GR Mag Thomas Reindl: Ja, Sie wissen es nicht!) Ja, ich weiß das vielleicht ein bisschen besser als Sie, Herr Kollege Reindl, weil ich beschäftige mich damit, weißt. (Beifall bei der ÖVP.) Was ist mit den Musikschulen? Welthauptstadt der Musik, aber nicht einmal jeder Bezirk hat eine Musikschule. 50 Millionen EUR dafür ins Ronacher gesteckt, aber das wurde ohnedies schon gesagt. 

N wie Netzbetten – die Untersuchungskommission hat das klar und deutlich aufgezeigt, aber es ist ohnedies alles paletti. (GR Kurt Wagner: Aber da waren Sie ja gar nicht dabei!) Die OP-Wartezeiten, Herr Kollege, Herr Kollege Wagner, die Netzbettenthematik, die Netzbettenthematik, (GR Kurt Wagner: Viel reden und nichts dahinter!) wenn Sie noch solange keppeln, wird es auch nicht wahrer. Die Netzbettenthematik haben wir 2005 im Wahlkampf thematisiert. Falls Sie sich erinnern, stand am Schwarzenbergplatz ein Netzbett, nur zur Erinnerung. Ja, so ist es. (GR Kurt Wagner: Da hätten Sie vielleicht hinein gehört!) Die OP-Wartezeiten haben wir wahrscheinlich auch nicht thematisiert, oder? Über 300 Patientinnen und Patienten von der Ingrid Korosec. Letztes Jahr habt ihr dann plötzlich eine zentrale EDV eingeführt, interessant.

Jetzt sage ich nur, Planung. Der Prater-Vorplatz ist aber nur ein kleines Beispiel. Was ist am Praterstern passiert, am Mariahilfer Platzl, ist das schön? Was haben wir dort an Millionen verbaut? Für wen? (GR Karlheinz Hora: Du bist gegen Wettbewerb!) Nein, eben nicht, eben nicht. Ich bin nicht gegen Wettbewerbe, aber ich bin für sinnvolle Wettbewerbe, und ein Wettbewerb ist nur so gut wie seine Ausschreibung, Herr Kollege Hora, du weißt das ganz genau. (Beifall bei der ÖVP.) So schaut es aus. (GR Karlheinz Hora: Wenn man nicht dagegen ist, dann muss man die Konsequenzen ziehen!) Nein, das ist immer die Frage, wie man es ausschreibt. Wenn ich dort hineinschreibe, ich brauche eine Stahlpergola, die 1 Million EUR kostet, die keine Sau braucht, die schiach ist, da frage ich mich, wozu das gut ist. (Beifall bei der ÖVP. – GR Karlheinz Hora: Du hast die Ausschreibung nicht gelesen!) So schaut es aus. 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Stadtrat, bitte die Wortwahl zu bedenken. (Große, lange anhaltende Unruhe im Saal.)

StR Norbert Walter, MAS (fortsetzend): Ja, das kann passieren, tut mir leid. „Verbi loci materni“, sage ich nur. 

Der Schuldenstand ist nicht, wie die Frau Vizebürgermeisterin gesagt hat, 1,46, weil Sie haben den Schuldenstand von Wiener Wohnen vergessen, und der beträgt immerhin noch 2,17 dazu, also sind wir bei 3,63. Und wenn man das dividiert, dann haben jede Wienerin und jeder Wiener 2 000 EUR Schulden. So schaut es aus. Also bitte, bei der Wahrheit bleiben. (GR Godwin Schuster: Rechnen kann er auch nicht!) 
Über die Stadtwache ist heute auch schon vieles gesagt worden, aber da möchte ich schon noch eines sagen: Es ist interessant, dass der Herr Landeshauptmann eine Bürgerinitiative braucht, um bei der Frau Innenministerin für mehr Polizei Gehör zu finden. (GR Godwin Schuster: Wer ist für die Sicherheit verantwortlich, doch die Frau Innenminister!) Das finde ich interessant. Der Herr Landeshauptmann ist für die Sicherheit verantwortlich in der Stadt. (GRin Marianne Klicka: Ihr wollt ja die Kapperln!) So schaut es aus. (GRin Marianne Klicka: Und sie wird halt ein Handtascherl brauchen!) Ja, so schaut es aus. Ich habe nicht gesagt, dass sie nicht verantwortlich ist. Zuhören, Herr Kollege. Jedenfalls ist es nur spannend, warum man dann einen Haufen Kappeln in der Stadt braucht, vom Blaukappler zum Weißkappler zum Orangekappler. Macht eine schöne Wache, und dann passt alles. 

T wie Teuerung. 800 EUR für eine durchschnittliche, vierköpfige Familie. Gebührenerhöhungen bei Strom und Gas, Wasser, Kanal, Müll, Wiener Linien, Bädertarifen. Das nennen Sie solidarisch, sozial? Ich kann davon nichts erkennen. Gleichzeitig eine Propagandawelle, wie toll die Stadt ist und in der Tat, die Stadt ist toll und es ist nicht alles schlecht, aber man kann vieles besser machen, das muss auch einmal gesagt werden, (Beifall bei der ÖVP.) weil Brot und Spiele sind in Hochkonjunkturphasen gut, aber wenn wir darüber nachdenken müssen, wie wir den Menschen eine andere Zukunft geben, dann ist Propaganda, dass es nur gut ist, zuwenig, und dann werden wir den Wienerinnen und Wienern das Geld, das sie zum Leben brauchen, zurückgeben müssen. 

Jetzt komme ich zu U, zu den Unternehmern und Unternehmerinnen. Ich bin mir ziemlich sicher, dass bei der Wiener Wirtschaftskammerwahl die Unternehmerinnen und Unternehmer ein gutes Gedächtnis haben werden, denn am 8. Oktober 2003 hat der Herr Landeshauptmann und Bürgermeister die Abschaffung der Werbeabgabe versprochen. Das ist jetzt her, nach Adam und Riese, sechs Jahre. Das ist immerhin ein Volumen von 50 Millionen Euro, und es ist bis heute nicht passiert. Und wenn man im Rechnungsabschluss die Zahlen für die echte Wirtschaftsförderung ansieht, dann betragen diese 93 Komma und ein paar Zerquetschte. Wenn das alles ist, was wir an echter Wirtschaftsförderung in dieser Stadt für notwendig erachten, dann ist es nicht nur ein Armutszeugnis, dann ist es peinlich für die Stadt Wien, die zu den reichsten Städten dieses Erdballes gehört. (Beifall bei der ÖVP.)
V wie Valorisierungsgesetz, glaube ich, wurde ausreichend diskutiert. Ich möchte nur noch einmal in Erinnerung rufen: Im Bund kritisiert, in Wien hoch gelobt. Aber das erinnert mich immer so ein bisschen an die Bibel. Wasser predigen und Wein trinken, aber das ist auch okay, nicht? (GR Godwin Schuster: Ja, ja, genauso ist auch das Motto der SPÖ gewesen!) Das ist okay.

Wiener Wohnen bei W. Wurde heute auch schon angesprochen. Der Verkauf, den der Bernhard Görg einmal ins Auge gefasst hat. Was Sie gemacht haben, ist auch Verkauf, Sie haben es aber nur an Ihre eigene Klientel verkauft, Herr Kollege Schuster, ja. (Beifall bei der ÖVP.) 

Mit dem Weitergaberecht, ja, mit dem Weitergaberecht bei Wiener Wohnen gibt es kaum noch die Möglichkeit, dass andere Menschen zu den Wohnungen kommen und Sie wissen, außer dass es ohnedies schon so eine desolate Anlage ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Schauen Sie sich einmal die Fluktuation an bei der Vergabe der Reihenhäuser. Da gibt es nämlich keine, außer innerhalb der Familie, so schaut es aus. Nein, das ist wahr. Schauen Sie sich das einmal an, ich weiß es ja. (GRin Nurten Yilmaz: Ein Weitergaberecht an andere gibt es nicht!) Eh, ich sage ja, innerhalb der Familie, also Klientelpolitik. Na, aber es ist ja nichts anderes, na sicher. Ein erweitertes Weitergaberecht an Cousins und Cousinen gibt es genauso, ja. Schauen Sie nach. Soll ich Ihnen die Vergaberichtlinien vorlesen? Aber ist gut. Sie werden es eh wissen, weil die Wienerinnen und Wiener werden es Ihnen eh danken, weil ein Normalsterblicher kommt eh nicht zu einer Wohnung. Da muss er eh bitten und betteln gehen, weil das ist nämlich das System der SPÖ in Wien. (GR Godwin Schuster: Herr Stadtrat, eine kleine Wortspende!) Auf Knien rutschen und dann bekomme ich etwas oder sonst bekomme ich nichts. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und das ist nicht nur beim Wohnen so. (GR Mag Thomas Reindl: Das ist in Tirol ganz anders, so schaut es aus!) Ein bissel schon, ein bissel schon, Kollege Reindl. Ein bissel schon, ja, ein bissel schon. 

Und jetzt sage ich Ihnen etwas zu den Hausbesorgern. (GR Karlheinz Hora: Die sind schon abgeschafft!) Abgeschafft? Wer hat sie abgeschafft, die leben alle, soweit ich weiß, oder? (GR Karlheinz Hora: Ja, wenn ein Geschäft im Haus ist!) Ja, das ist schon zum Beispiel etwas anderes. Jedenfalls du brauchst aber, Herr Kollege, Herr Kollege Hora, du brauchst aber kein Geschäft dazu, wenn ich möchte. Ich wohne auch in einer Anlage, da gibt es eine Hausbesorgerin, okay. Und was ist der Hintergrund? Weil wir MieterInnen und Eigentümer sie haben oder sie haben wollen. Aber wer sie nicht möchte, dort muss ich keinen hinsetzen. Oder? (Beifall bei der ÖVP.) Weil zusätzlich brauchen wir auf jeden Fall noch eine Reinigungskraft, und so weiter. Ja sicher, wer macht es denn sonst? Die Hausbesorgerin macht es ja nicht. (GR Franz Ekkamp: Das stimmt nicht, weil dort gilt auch der Kollektivvertrag!) Erklären Sie mir bitte einen Grund, wozu ich einen Kollektivvertrag da brauche. (GR Franz Ekkamp: Es gibt 750 Kollektivverträge, warum soll es für diese Berufsgruppe keinen Kollektivvertrag geben!) 

Den Herrn Jansky habt Ihr hinausgeschmissen, weil er nämlich um Hausecken billiger war mit seinen Leuten, um die Hälfte bis um ein Drittel. So schaut es aus. (Einige Gemeinderäte verlassen den Saal.) Mahlzeit! 

Jetzt komme ich noch zu Z wie Zukunft. (GR Godwin Schuster: Die Zeit ist vorbei!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Die Redezeit wäre eigentlich schon aus. Bitte die Zukunft kurz halten. (Allgemeine Heiterkeit. – Beifall bei der SPÖ.) 
StR Norbert Walter, MAS (fortsetzend): Wir sind gleich fertig. Die Gefahr, Herr Reindl, dass Sie die Zukunft verschlafen, die ist eh schon vorbei, das macht nichts. Jedenfalls die Gefahr, dass die SPÖ die Zukunft verschläft, ist evident. Die Gefahr des langen Wahlkampfes, den Sie uns vorgaukeln wollen, ist ebenfalls evident, weil keine Entscheidungen mehr getroffen werden. Es gibt genügend Dinge, die heute schon entscheidungsreif wären, die aber nicht mehr entschieden werden und zwar deshalb, weil Sie nichts mehr entscheiden. Wir müssen schneller werden, wir brauchen mehr Menschen bei der Baupolizei. Es gibt Bauentscheide, die dauern ein dreiviertel Jahr bis ein Jahr, die brauchen wir dringend, wir brauchen eine bessere Sicherheitspolitik, und da müssen Sie mithelfen, ja, eine Stadtwache zu machen, nicht tausende Kappler. (GR Godwin Schuster: Die Frau Innenminister!) Wir brauchen mehr Pflege zu Hause, wir brauchen bessere Verkehrsrouten, eine bessere Infrastruktur, damit in dieser Stadt endlich etwas weitergeht. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Strobl hat sich gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Besucherinnen und Besucher auf der Galerie! 

Lassen Sie mich zu Beginn doch einige Worte zu meinem Vorredner, zu meinem direkten Vorredner, sagen, wobei ich gestehen muss, nachdem die Einleitung schon so dynamisch war, bin ich bei A ausgestiegen und erst wieder bei Z wie Zukunft bin ich wieder eingestiegen, und deutlich dabei gewesen. XY kann ich leider nicht wiedergeben, da kann ich leider nicht dienen damit. 

Ich möchte aber doch auch auf die Wortmeldungen der anderen Vorrednerinnen und Vorredner ganz kurz eingehen, denn es erscheint mir sehr wichtig, hier einige Positionen einerseits zu bestätigen und andererseits auch ein paar Klarstellungen zu treffen, denn ich finde es wirklich absolut wichtig und korrekt, wenn sowohl Kollege Margulies als auch, ich glaube, Kollege Walter, darauf aufmerksam machen, dass sie sich ganz klar von der Vorgangsweise, den Aussagen und von der Hetze der FPÖ abgrenzen. Das ist korrekt, und das kann ich nur so unterstützen. Aber eines möchte ich schon auch dazu sagen, und das ist mir sehr wichtig: Bei aller Abgrenzung, die hier verbal dargestellt wird, ist es doch so, dass sowohl die ÖVP als auch die Grünen auch mit Angstmache agieren. Mit Angstmache bei den Menschen in dieser Stadt, und ich werde gleich erklären, in welchem Zusammenhang ich das meine. Und Kollege Margulies, du hast in deinen Ausführungen ein paar Mal deine direktesten Sager auch verwendet, nämlich da ist es ums Zocken gegangen, ums Abzocken, und so weiter und so fort. Und was ist es denn anderes, als Angst zu machen bei bestimmten Teilen der Bevölkerung, wenn man zum Beispiel im Zusammenhang mit den Stadtwerken - das ist heute auch schon gefallen - davon spricht, dass die Pensionen verzockt wurden. Das ist Angstmache, nichts anderes als Angstmache, weil das ist genau falsch, das stimmt ganz einfach nicht. Und im Zusammenhang mit dem Cross Border Leasing, wenn davon gesprochen wird, dass zig Millionen verloren gehen: Das stimmt ganz einfach nicht, und auch das ist Angstmache. Es wird hier den Wienerinnen und Wienern suggeriert, dass mit dem Geld gezockt wird, dass gespielt wird, und das ist ganz einfach nicht der Fall, sondern im Gegenteil, die Geschäfte, die getätigt werden, die Pensionen, die angelegt werden, werden sehr sorgfältig angelegt, die Geschäfte werden sehr sorgfältig ausgesucht und sind nicht zum Nachteil, sondern im Gegenteil zum Vorteil der Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die ÖVP und die FPÖ befinden sich in der Diskussion, wenn es um, die einen sagen Sicherheitswache, die andere sagen Stadtwache dazu, geht, ja auch auf einer Linie und auch hier wird mit nichts anderem als mit der Angst agiert. Und ganz klar auch an die Adresse der FPÖ: Wenn Sie sich hier permanent herausstellen und ununterbrochen über die Sicherheit oder die mangelnde Sicherheit beschweren, wenn Sie sich dann da herausstellen und zusätzliche Polizisten fordern für diese Stadt, dann ist es dermaßen unglaubwürdig. Sie werden doch nicht glauben, dass die Wienerinnen und Wiener auf Ihre einfachen Fallen hereinfallen. Sie können doch nicht glauben, dass das durchgeht, dass Sie, wenn Sie in der Regierungsbeteiligung sind, die Polizistinnen und die Polizisten abziehen und dann, wenn Sie nicht mehr in der Regierungsbeteiligung sind, zusätzliche Polizisten fordern. Das ist unglaubwürdig und das ist wirklich letztklassig, wie Sie hier vorgehen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, noch etwas ist mir aufgefallen, und es ist mir aufgefallen sowohl bei den Ausführungen des Herrn Klubobmann Schock als auch bei Frau Vassilakou. Hier wird oft in den Raum gestellt, dass es Wirtschaftsförderungen nicht gibt, es werden Forderungen aufgestellt, zum Beispiel bei den thermischen Sanierungen, bei Solaranlagen und so weiter und so fort, es gibt Presseaussendungen zu diesen Themen von der Klubvorsitzenden der Grünen, was die Nahversorgung betrifft, hier brauche man Förderungen. Ich habe den Eindruck, dass Sie das komplette Angebot, das es in dieser Stadt an Unterstützungen und Förderungen nicht nur für die Wirtschaft gibt, überhaupt nicht kennen und ich empfehle Ihnen wirklich, schauen Sie sich das einmal an, denn da werden Sie fündig werden, und da werden Sie staunen, was es hier für Angebote gibt für die Wirtschaft in dieser Stadt, für die Unternehmerinnen, für die Unternehmer, und selbstverständlich auch für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in dieser Stadt. Der WWFF und der WAFF sind zwei Institutionen, um die werden wir in ganz Österreich und in Europa beneidet. Da können wir wirklich stolz darauf sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr spannend finde ich ja wirklich die Diskussionen auch zu den Maastricht-Kriterien und den Argumenten, und auch hier ist es mir wirklich ein Rätsel. Die Frau Vizebürgermeisterin hat es schon erklärt, warum es durchaus Sinn macht, die Stabilitätskriterien einzuhalten, denn da geht es um die Bonität, das ist ganz klar. Wenn ich dann in den Ausführungen des Kollegen Margulies höre, wie er erklärt, wie denn die Steuereinnahmen in Zukunft ausschauen, und wie viel weniger Millionen zur Verfügung stehen werden, nun, ist das nicht schon aussagekräftig genug, dass es wichtig und notwendig ist, dass man in dieser Stadt nachhaltig wirtschaftet? Und das tun wir seit Jahren. Und nur weil wir das tun, steht Wien im Vergleich zu anderen Bundesländern so gut da, zum Beispiel, was den Anstieg der Arbeitslosigkeit betrifft, wo Wien deutlich besser abschneidet als alle anderen Bundesländer. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, weiter zu den Aussagen der Opposition. Wenn Herr Dr Schock darüber spricht, dass es auch andere Studien gibt, und dass es nicht nur die Studien gibt, die die Stadt Wien sucht, dann ist das absurd. Wir suchen keine Studien. Es ist auch nicht so, dass die Studie von Mercer die Stadt Wien in Auftrag gegeben hat, (GR Mag Dietbert Kowarik: Na was denn!) sondern das ist eine internationale Studie, und wir können stolz darauf sein, dass Wien die Nummer 1 ist in der Welt bei der Lebensqualität, und das kann man nicht oft genug betonen. Und, meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP, wenn Sie sich zum Beispiel das stenographische Protokoll der Parlamentssitzung vom 29. Mai anschauen, dann werden Sie dort sehr interessante Ausführungen finden, zum Beispiel von der Frau Innenministerin oder vom Abgeordneten Obernosterer, der nämlich sagt: „Wo kann man denn in einer Stadt auf dieser Welt in der Nacht in Ruhe spazieren gehen und sich so sicher fühlen wie in Wien?“ Nirgends, und auf das können wir stolz sein. Das ist kein Zitat von mir, es ist ein Zitat von einem ÖVP-Nationalratsabgeordneten im Parlament am 29.5.2009. (GR DDr Eduard Schock: Der war noch nie in der Nacht in Wien unterwegs!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin ja fast versucht, hier die Industriellenvereinigung in Schutz zu nehmen, nämlich vor den Aussagen von Herrn DDr Schock, denn das was Sie hier unterstellen und was Sie hier machen, ist ja wirklich für einen wichtigen Teil unserer Wirtschaft ungeheuerlich, und das haben sie sich wirklich nicht verdient. Auch wenn die Industrie jetzt in wirklich großen Problemen steckt, kann man ihr nicht unterstellen, dass sie nichts anderes im Sinn hat als Lohndumping, um billigste Arbeitskräfte hereinzubekommen. Das stimmt ganz einfach nicht. 

Und hier komme ich auch schon zum nächsten Punkt, nämlich zum Neoliberalismus. Auch der Begriff des Neoliberalismus ist einige Male gefallen, und das finde ich ja überhaupt spannend, wenn Herr Dr Tschirf, wenn es um den Neoliberalismus geht, sagt, da sind wir eh auch nicht dafür. Und die Definition, die habe ich mir aufschreiben müssen, nämlich: „Der Neoliberalismus sind entsprechende Situationen, in denen Fehler begangen worden sind.“ Das ist nicht Neoliberalismus, Neoliberalismus ist ganz was anderes, und ich glaube, das wissen wir alle sehr genau. Und ich würde mich sehr freuen, wenn es hier zu einer Klarstellung beziehungsweise zu einer Distanzierung vom wirklichen Neoliberalismus auch der ÖVP kommen würde, denn wenn ich mir die Wortmeldungen gerade im wirtschaftspolitischen Bereich so ansehe, dann sehe ich diese Distanz ja nicht, sondern es herrscht immer nur der Versuch vor, hier andere Verantwortliche zu finden und Schuldige zu definieren. 

Den WWFF und den WAFF habe ich schon einmal angesprochen, und hier hat es auch eine Aussage von Herrn Dr Tschirf gegeben, die ich so nicht stehen lassen kann, nämlich, dass die Themen erst im Nachhinein angegangen werden. Ich habe es schon einmal erwähnt, und ich wiederhole es jetzt: Der WWFF und der WAFF suchen ihresgleichen, nicht nur in Österreich, sondern in ganz Europa und sind durch ihre vorauswirkenden Maßnahmen so effektiv für die Wirtschaft, für die Unternehmerinnen, die Unternehmer in dieser Stadt und auch für die Arbeitnehmerinnern und Arbeitnehmer in dieser Stadt, und die Stadt Wien unterstützt beide Institutionen hervorragend. So hat es ja auch in den letzten Monaten beziehungsweise auch im vergangenen Jahr wieder dementsprechende Erhöhungen gegeben. Und wenn Herr Dr Tschirf der SPÖ nahelegt, wir sollen uns doch in den Spiegel schauen, dann kann ich Ihnen sagen, ich tue das täglich mit Freude und ich kann mich in aller Ruhe in den Spiegel schauen, und ich bezweifle, dass das bei jedem anderen Abgeordneten in diesem Haus auch so ist. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn über den Arbeitsmarkt gesprochen wird und hier die Stadt Wien laufend kritisiert wird, dann muss ich das auch korrigieren. Sie haben das Jahr 2001, 2002 genannt. Ich kann mich genau erinnern, in diesen Jahren 2001, 2002 hat es in dieser Stadt kontinuierlich einen Anstieg bei der Beschäftigung gegeben, und zwar wieder einen viel besseren als im Vergleich zu allen anderen Bundesländern. Und jetzt in der Krise haben wir den geringsten Anstieg bei der Arbeitslosigkeit, und das passiert nicht von alleine, das passiert nur dann, wenn man gut wirtschaftet und wenn man dementsprechend auch vorsorgt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich noch einen Punkt ansprechen, der mir auch sehr wichtig ist, denn Herr Dr Tschirf hat auch zum Thema Kapitel „Mehr Demokratie“ gesprochen. Und jetzt sage ich einmal, als Mitglied einer Minderheitsfraktion in der Wirtschaftskammer nehme ich dieses Thema gerne auf, denn es ist, glaube ich, nirgends anders möglich, nirgends anders, ich habe mir das sehr genau angeschaut, ich habe mich sehr genau vorbereitet, nicht für diese Sitzung, sondern für eine andere, und nirgends anders ist es möglich, mit 40 Prozent der Stimmen über 60 Prozent der Mandate in einem Gremium zu erhalten. Halten Sie das für demokratisch, Herr Dr Tschirf, (GR Franz Ekkamp zur ÖVP: Hört, hört!) halten Sie das für demokratisch? Ich denke, da gibt es wirklich ein weites Betätigungsfeld. Und wenn die Wirtschaftskammer einmal so weit ist, dass sie ein so demokratisches Wahlrecht wie die Stadt Wien hat, dann setzen wir uns zusammen und unterhalten uns über neue Systeme. (GR Franz Ekkamp: Schweigen im Walde!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich noch ganz kurz auch zum Rechnungsabschluss kommen. Natürlich ist mir klar, dass es nicht die Aufgabe der Oppositionsparteien ist, hier auf das Positive aufmerksam zu machen, sondern einzelne Kritikpunkte herauszugreifen, aber gestatten Sie mir doch, ein paar Kennzahlen hier noch einmal nachzureichen. Es wurde schon mehrfach getan, aber ich möchte vor allem zum Thema des Konjunkturpakets schon noch einmal klarstellen, dass es sich hier nicht um ein Konjunkturpaket handelt - wie oftmals suggeriert wird - von 100 Millionen EUR, sondern von 900 Millionen EUR (GR Dipl-Ing Martin Margulies: 900 Millionen?) und dass es 900 Millionen, nämlich 700 plus 200, lieber Martin Margulies, sind, die im Konjunkturpaket drinnen sind. Und unter anderem auch durch dieses Konjunkturpaket gelingt es eben, die Auswirkungen der Wirtschaftskrise abzufedern, einen Schutzschirm zu spannen über unseren Arbeitsmarkt und unsere Betriebe, unsere Klein- und Mittelbetriebe zu unterstützen. Denn wenn wir davon sprechen, dass beispielsweise bei den Wiener Linien 42,5 Millionen EUR an Investitionen dazukommen, dann sind das ja Investitionen, die nicht den Unternehmen zugute kommen, nämlich den Wiener Linien alleine, sondern diese Arbeiten, die in Auftrag gegeben werden, die macht ja nicht irgendwer, sondern das machen die Klein- und Mittelbetriebe und damit werden Arbeitsplätze gesichert. Und daher ist jede Investition in dieser Stadt, und wir sprechen von 4,3 Milliarden EUR, die wir hier haben und davon 1,7, 1,8 Milliarden EUR im Bau- und Baunebengewerbe, nicht nur eine Unterstützung für die Wirtschaft, für die Wirtschaftsbetriebe in dieser Stadt, für die Klein- und Mittelbetriebe, sondern natürlich auch eine Unterstützung für den Arbeitsmarkt und ist enorm wichtig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich zum Schluss kommen. Der Rechnungsabschluss 2008 ist ein Rechnungsabschluss, an dem man ganz klar sieht, dass Wien unter der Führung unseres Bürgermeisters und der für die Finanzen und Wirtschaft zuständigen Frau Vizebürgermeisterin die richtigen Maßnahmen gesetzt hat und vor allem - und ich möchte das unterstreichen und betonen - hiermit auch die Basis für eine erfolgreiche Zukunft in dieser Stadt gesetzt hat. Und ich denke, mit diesen Maßnahmen sind wir am richtigen Weg und diese Maßnahmen werden auch von der Bevölkerung, von den Wienerinnen und Wienern, dementsprechend unterstützt. 

Und lassen Sie mich noch ein Letztes sagen. Ich möchte mich auch von dieser Stelle daher bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, vor allem in der Finanzdirektion und hier im Besonderen bei unserem Finanzdirektor, herzlich für die Unterstützung bedanken. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren, ich habe jetzt zwei tatsächliche Berichtigungen. Die erste kommt von Herrn GR Margulies, bitte schön. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Im Endeffekt sind es auch zwei, weil wenn Sie genau zugehört hätten, habe ich bei den Bewertungsverlusten der Wiener Stadtwerke, die tatsächlich 80 Millionen EUR ausmachen - eine riesige Summe - und bei Bewertungsverlusten der Fremdwährungsanleihen, worüber ich eigentlich noch nicht geredet habe, sondern nur gesagt habe, es gibt sie, noch einmal 50 Millionen und betreffend Cross Border Leasing über das Risiko von und den Verlust von einigen Millionen und das Risiko von 200 Millionen EUR gesprochen. Nicht gesagt habe ich, dass es verzockt ist. Verzockt habe ich lediglich verwendet für die Wohnbauförderanleihen in Niederösterreich, weil da stimmt es, da ist ein Teil des Geldes endgültig weg im Pröll-Land und im Bereich der Adaptec-Stiftung. Ich meine, das ist schlimm genug, was ich über die Wiener Stadtwerke gesagt habe, indem ich dargestellt habe, wie die Situation ist, und über die Bewertungsverluste in Wien, aber „verzockt“ habe ich im Zusammenhang mit diesen Werten nicht verwendet. 

Zweiter Punkt dessen, was mir ganz wichtig ist: Sie unterstellen den Grünen, weder die Nahversorgungsförderung et cetera zu kennen. Wir kennen sie. Grob eine Million für die Nahversorgung, für die Geschäftsstraßenförderung, für die Internationalisierung, im Gegenzug stattdessen im Vorjahr 8 Millionen EUR Ausgaben nur für den simplen Bau von Parkgaragen, und anstatt das Geld auszugeben, 30 Millionen EUR in die Rücklage gelegt. Wir hätten das Geld für Investitionen gebraucht, Sie haben das Geld, nur damit Sie weiter Parkgaragen fördern können, nicht ausgegeben, sondern in die Rücklage gelegt. 30 Millionen EUR, und das ist tatsächlich der falsche Weg. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Klubobmann Dr Tschirf, bitte schön.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Kollege Strobl, Sie haben gesagt, dass die ÖVP eine Partei des Neoliberalismus wäre. Wir sind eine Partei der sozialen Marktwirtschaft, der ökosozialen Marktwirtschaft. Das ist bei uns nicht nur geschriebene, sondern auch gelebte Praxis. Und zu Ihrem Kampfvokabular werde ich mich mehr als nur in bestimmten Floskeln äußern. 

Zweitens, Sie haben behauptet, dass in der Wirtschaftskammer die Mehrheitsfraktion, der Wirtschaftsbund, nur 40 Prozent hätte. Das ist unrichtig, es sind 51 Prozent. Offensichtlich kommen Ihnen bei den 28 Prozent, die die SPÖ bei der EU-Wahl eingefahren hat, und bei den deutlich unter 50 Prozent, die Sie in dieser Stadt erzielt haben, die Zahlen durcheinander. (GR Friedrich Strobl: Nein, nein, das stimmt nicht!) Als jemand aus der Wirtschaft sollten Sie sich genau auf Zahlen beziehen, aber das ist unrichtig. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste Wortmeldung kommt von GRin Matiasek. Ich bitte Sie zum Rednerpult. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich zu meinen Ausführungen komme, gestatten Sie mir schon noch, ein paar Worte zu der Bemerkung des Herrn Abg Margulies zu sagen, weil sie ja uns betroffen hat. Herr Abg Margulies, sehr geehrte Damen und Herren von den Grünen, Sie brauchen sich nicht abzugrenzen und zu distanzieren, denn das haben wir schon längst von Ihnen und Ihrem gewaltbereiten und gewalttätigen Umfeld, oder teilweise gewalttätigen und gewaltbereiten Umfeld, getan. (Beifall bei den GRÜNEN.) Spätestens dann, als Ihre Leute oder ein Teil Ihres Umfelds und andere auf die Straße gegangen sind, als Sie nicht damit einverstanden waren, dass eine gewählte Regierung im Jahr 2000 ihr Amt übernommen hat und es denen nicht gepasst hat. Wir haben uns längst von Steinewerfern, Auslagenzertrümmerern und von denen distanziert, die fremdes Eigentum beschmieren, die Brandsätze zünden, ja, auch von denen, die ihr berühmtes „Heimat im Herz, Scheiße im Hirn“-Plakat aufgehängt haben, um Österreicher, die heimatbewusst sind, verächtlich zu machen. Wir distanzieren uns schon längst von Personen, die die österreichische Fahne, ein Symbol natürlich auch für das Land und seine Menschen, verächtlich machen. Und wir distanzieren uns von denen, die sich hasserfüllte Schlachten mit der Exekutive in dieser Stadt liefern. (Beifall bei der FPÖ.) Von denen haben wir uns längst distanziert, und da stehen sicher Welten zwischen uns. Und das, glaube ich, ist auch gut und richtig so. Sie brauchen keine Angst haben, dass wir Ihnen da nahe kommen. Sie können es einfach nicht ertragen, dass jemand eine andere Meinung als Sie hat, Sie sind auch die selbsternannten Tugendwächter und gerade Sie, die Sie immer so besonders am Datenschutz sitzen, sind die, die am liebsten den anderen hinterher spionieren. Das sei Ihnen nur vorweg gesagt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es hat offensichtlich große Aufregung bewirkt, dass das Thema Sicherheit diskutiert wird, und es gibt immer eine Antwort darauf, vom Herrn Bürgermeister etwa in der „Pressestunde“, aber auch hier in diesem Haus, in vielen Diskussionen, sei es im Ausschuss, in Arbeitskreisen oder hier im Plenum. Gebetsmühlenartig kommt von der SPÖ immer dasselbe, schuld seid ihr, immer die anderen. (GR Godwin Schuster: Stimmt das nicht?) Nein, vieles an Wiener Sicherheitsproblemen ist hausgemacht. Und ich will jetzt das Thema nicht noch einmal in aller Breite darstellen, aber Sie werden sich schon den Vorwurf gefallen lassen müssen, dass Sie mit etwa Ihrer Asylpolitik, nämlich einer überhöhten Aufnahme von Asylwerbern, von denen wir definitiv wissen, wie hoch die Kriminalitätsrate bei ihnen ist, hier die Tore aufgemacht haben. (GR Godwin Schuster: Kein Mensch weiß das!) Sie nehmen mehr als notwendig ist auf und damit tragen Sie dazu bei. 

Bezüglich Meldegesetz: Das wird, seit es in den Händen des Magistrats ist, sehr lasch gehandhabt. Der Meldezettel ist ein kleines Dokument, die Leute kommen und gehen, wie sie wollen, die Exekutive verbringt Stunden und Tage, um hinter irgendwelchen Tätern her zu sein und sie ausfindig zu machen. Damit wird ihre Arbeitszeit blockiert, und es könnte vieles besser laufen auch für die Exekutive - natürlich muss sie aufgestockt werden -, wenn sie nicht Tätigkeiten nachgehen müsste, die in der Verantwortung der Wiener Stadtverwaltung liegen. (GR Godwin Schuster: Nennen Sie ein paar Beispiele!) Da gibt es mehr als genug, und Ihr Kapperlsalat ist nur ein Sinnbild für das, wie Sie der Sicherheits- und Ordnungspolitik gegenüberstehen. In dem Fall braucht es ein Organ, das entsprechend ausgebildet und ausgerüstet ist, und es braucht einen Verantwortlichen und das ist ein Sicherheitsstadtrat, und für den stehen wir, und ich bin felsenfest davon überzeugt, zwei Wochen vor der nächsten Wahl, vielleicht auch vier Wochen vor der Wiener Wahl, wird der Herr Bürgermeister, genau wie beim Kindergarten, verkünden, genau wie bei der Einforderung von Deutschkenntnissen vor der Schule - alles jahrelange Forderungen der Opposition -, er wird es genauso verkünden, dass selbstverständlich auch Wien seinen Beitrag, wie jede andere Großstadt und auch Kleinstädte, die Ordnungsämter und unterschiedliche Organisationen haben, zur Sicherheit leisten muss. 

Es wird Ihnen nicht erspart bleiben, Sie wollen es jetzt noch nicht hören, Sie wollen noch kein Ja dazu sagen, aber ich bin überzeugt, im Hintergrund wird schon daran gearbeitet, wie man das denn am besten bewerkstelligen könne, und das wird dann der Schlager für die nächste Wahl werden, bilden Sie sich ein.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte aber jetzt noch auf etwas ganz anderes kommen, aber es hat selbstverständlich mit dem Thema zu tun, weil Sicherheit betrifft ja alle Wienerinnen und Wiener, ich möchte zu einem Thema kommen, das wir in einer größeren Breite sicher morgen, aber zu sehr später Stunde, abhandeln werden, von dem aber seitens der Wiener Politiker immer behauptet wird, sie seien sozusagen die großen Gewinner in diesem Land, nämlich die Frauen. 

Unter Zuhilfenahme der Einrichtung des kostenlosen Kindergartens, der verschiedenen Bildungsprogramme, die laufen, wollen Sie uns weismachen, dass die Frauen die allergrößten Gewinner in dieser Stadt sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das kann man so hier nicht unwidersprochen stehen lassen. Gewiss, es stimmt, es laufen derzeit viele Bildungsprogramme, die auch niederschwellig sind und die von den Frauen auch gerne in Anspruch genommen werden. Aber ich sage es hier nicht zum ersten Mal, ich sage es immer wieder, was nützt mir die beste Ausbildung, wenn ich nachher keinen Arbeitsplatz habe. Und daran krankt vieles und da hinkt vieles nach. Ich glaube, der Herr Klubobmann Lindenmayr hat so etwas von einem Spaziergang durch Wien gesagt. Ich sage auch, gehen Sie mit mir durch die Westbezirke und schauen Sie sich da die Situation an. Die Arbeitsplätze, nämlich qualifizierte Arbeitsplätze, vor allem für Frauen, familienfreundliche Arbeitsplätze, werden immer weniger, und da hilft auch der Gratiskindergarten nichts. Wir stehen selbstverständlich zu der Einrichtung des Gratiskindergartens, aber so, wie Sie es eingerichtet haben, hat das einstweilen noch eine Menge Haken und Häkchen. Es wird einstweilen noch nicht jeder Familie zugute kommen, da bin ich sicher, und es wird auch nicht im Herbst wirklich jedes Kind seinen Kindergartenplatz haben. 

Aber es kommt noch dazu, dass trotz Kindergartenplatzes, wenn man die reale Situation einer Familie anschaut, es für eine Mutter und schon gar nicht für eine Alleinerzieherin, möglich ist, eine irrsinnige Distanz zwischen ihrem Wohnort und einem allfälligen Arbeitsplatz am anderen Ende der Stadt zu bewerkstelligen. Das lässt sich nicht vereinbaren, und daher wiederhole ich meine Forderung, und, Frau Vizebürgermeister, Sie haben ja dieses Ressort auch in Ihrer politischen Laufbahn innegehabt und Sie bekräftigen auch immer wieder Ihre Frauenfreundlichkeit oder Ihren Willen, für die Frauen in dieser Stadt vieles zu tun. Bitte bedenken Sie - und da kommen wir schon zu dem, was Kollege Strobl auch vorher gesagt hat, zum Thema der Wirtschaft, der Klein- und Mittelbetriebe -, dass wir in Wien noch viel zu tun haben, denn in manchen Regionen sind die Arbeitsplätze, die Wirtschaftsbetriebe, sehr ausgedünnt, und wenn man durch die Geschäftsstraßen geht, und da bin ich gleich beim nächsten Thema, sieht man diese Struktur. 

Wir haben in Wien in weiten Bereichen eine veränderte Struktur. Das hängt nicht allein mit der Förderung im Sinne von Geldförderung der Wirtschaft zusammen, es hängt auch damit zusammen, dass vieles in dieser Stadtpolitik dazu angetan ist, kleineren, mittleren Betrieben den Garaus zu machen, ihnen die Luft abzuwürgen, etwa durch eine Verkehrspolitik, die ein Zu- und Abfahren kaum mehr ermöglicht und auch durch eine Besiedelungspolitik, die in weiten Bereichen von Wien, wie schon Klubobmann DDr Schock erwähnt hat, die kaufkräftige Bevölkerung abgesiedelt hat und durch eine Zuwanderungspolitik dafür gesorgt hat, dass nur mehr kaufkraftschwache Schichten angesiedelt werden, und das wird kein Wirtschaftsbetrieb auf Dauer durchstehen. 

Wir haben hier ein enormes Defizit einerseits an Arbeitsplätzen, auf der anderen Seite natürlich auch in der Stadtstruktur. Und wenn ich mir die Antwort auf die Geschäftsstraßen anschaue, die sozusagen nach und nach absterben, dann kann man auch hier nicht zufrieden sein. 

Es hat in drei Wiener Geschäftsstraßen, unterstützt von der Stadt und den Bezirken, die ja nach und nach ebenfalls ausgehungert wurden, Projekte gegeben, die sich ganz großartig lebendige Geschäftsstraßen nennen. Schauen Sie sich bitte einmal an, was in der Tat daraus geworden ist. Schauen Sie sich bitte an, wie hier Steuergeld oder das Geld dann in weiterer Folge der Bezirke verwendet wird. (GR Godwin Schuster: Ausgehungert wurden die Geschäftsstraßen, sagen Sie, wissen Sie, dass das die Geschäftsleute verlangt haben!) Ja, ausgehungert wurden die Geschäftsstraßen in mehrerlei Hinsicht. 

Und dann gibt es Projekte, da werden, wie etwa auf die Wallensteinstraße, gelbe Kreise aufgemalt. Oder auf der Hernalser Hauptstraße, auf der unteren Hernalser Hauptstraße, werden kleine gelbe Tischerl und Sesserl vor Geschäfte gestellt. Es gibt eine Fotosafari für Leute, die sich dort im Umfeld betätigen, und das, bitte, firmiert unter Revitalisierung von Geschäftsstraßen. Sie sollten die letzten verbliebenen ansässigen Betriebe hören, wie die diese Maßnahmen beurteilen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es ist jedenfalls ein Flop und ich sage Ihnen, das Aushungern der Klein- und Mittelbetriebe - und mein Kollege Stark wird da sicher noch genauer darauf zu sprechen kommen -, ist nicht nur insgesamt wirtschaftsfeindlich und damit natürlich auch sozial gefährlich, es geht sehr gezielt gegen die Frauen und es trifft auch das Thema Sicherheit in dieser Stadt. Abgewrackte Geschäftsstraßen werden zu Unsicherheitsräumen. 

Die so genannten soziokulturellen Projekte, die dann angesiedelt werden: Schauen Sie sich einmal diese Geschäfte an, einstmals leere Geschäfte, wo man dann diese Organisationen hineinsetzt, dreckige Auslagenscheiben, mehrheitlich geschlossen und dann ein paar Alibiaktionen. So werden wir unsere Geschäftsstraßen mit Sicherheit nicht auf Vordermann bringen können, sondern da braucht es sicher tiefgreifende Maßnahmen. Das beginnt bei einer Verkehrspolitik, die wieder unternehmerfreundlich ist, bis hin zu eben Anreiz schaffen, damit sich auch wieder ordentliche Betriebe und ein ordentlicher Branchenmix ansiedeln können. Natürlich braucht es dazu auch Geld, das ist nur zu unterstreichen. 

Der Herr Bürgermeister hat gestern in der „Pressestunde“ schon wieder einmal, das scheinen so seine Lieblingsworte geworden zu sein, von den Spielregeln gesprochen, von der Hausordnung gesprochen, von der Ordnung gesprochen. Diese Begriffe kommen ja bei der SPÖ eigentlich erst seit dem Herbst 2008 vor, nach einer Schlappe bei der Nationalratswahl, wo Sie ganz genau wissen, warum Sie diese Schlappe eingefahren haben. 

Das hat natürlich damit zu tun, und jetzt komme ich zu dem, was uns vorgeworfen wird und wurde, natürlich hat das mit einer völlig unkontrollierten Zuwanderungspolitik und natürlich hat das auch mit einer völlig verfehlten Integrationspolitik zu tun. Und wir Freiheitliche sagen nicht, wie uns immer unterstellt wird, die Zuwanderer sind schuld, denn wir wissen schon, wer schuld ist. In dieser Stadt ist es allemal die SPÖ, die für die unkontrollierte Zuwanderungspolitik und für die verfehlte Integrationspolitik die Verantwortung trägt, und zwar zu 100 Prozent. Das hängt sicher auch, und wir sind ja beim Rechnungsabschluss, mit den eingesetzten Mitteln zusammen. Sie haben sich sicher in Wirklichkeit nur offiziell von dem Begriff der Multikulturalität verabschiedet, ich erinnere an die Pressedienste der zuständigen Stadträtin Frauenberger, aber auch an die Aussage des Herrn Bürgermeisters, „Mulitkulti ist tot“. Nun, das Ganze hat ein neues Papierl oder ein neues Mascherl bekommen, jetzt nennen wir es halt mehrheitlich Diversität. Mit dem Wort können wenige Leute etwas anfangen, das klingt so gescheit, und in Wirklichkeit heißt es ja überhaupt nichts anderes. Denn wenn man sich ansieht, welche Projekte gefördert werden, dann geht es ja um nichts anderes als vor drei oder fünf oder zehn Jahren. Und Sie bewirken ja damit nur, dass sozusagen die Verschiebung stattfindet. Es wird einerseits jährlich mehr Geld in den Bereich Integration eingesetzt, auf der anderen Seite kostet Ihre Integrationspolitik auch jährlich mehr Geld, denn das hat Auswirkungen auf das Sozialbudget und Ihre Integrationspolitik hat auch Auswirkungen auf das Bildungsbudget, auf Integration und Bildung beziehungsweise verfehlte Integration und Bildung, und es zeigt so typisch die Haltung der SPÖ. 

Wir stellen fest, wie der Herr Bürgermeister gestern, ab Herbst 2009 kommt kein Kind mehr in die Volksschule, das nicht Deutsch kann. Wer glaubt denn das wirklich? Sie lachen einerseits darüber, wenn wir sagen, man muss zwingend Tests durchführen und schauen, wie überhaupt der Status bezüglich Sprachfähigkeit, aber natürlich auch des sozialen Verhaltens ist, auf der anderen Seite lehnen Sie die Verpflichtung ab. Ihr Projekt des verpflichtenden Kindergartens ist im Laufen. Wie wollen Sie bitte das sicherstellen. Das ist genauso wie mit dem Kindergarten. Jedes Kindergartenkind, jedes Wiener Kind hat einen Gratiskindergartenplatz. Stimmt ja nicht. Und genauso wenig wird es stimmen, dass ab Herbst 2009 kein Kind mehr in einer Wiener Volksschule ist, das nicht ausreichend Deutsch kann. Halten Sie doch die Leute nicht immer für dumm, auch die Menschen haben verstanden, dass man, wenn man zwar von Hausordnung und Spielregeln spricht, auf der anderen Seite diese aber nicht verständlich macht und auch nicht mit Nachdruck einfordert, dass sie eingehalten werden, im Zweifelsfall mit Mediation und so weiter kommt, wo immer und in 100 Prozent der Fälle Stellung gegen die Österreicher bezogen wird und immer Verständnis eingefordert wird für die neuen Spielregeln, die sich breit gemacht haben. 

Welche Spielregeln meint denn der Herr Bürgermeister überhaupt. Ein Großteil der Wiener Bevölkerung ist überzeugt, dass er mit Sicherheit nicht ihre Spielregeln und ihre Hausordnung meint. Und das werden die Menschen auch weiterhin zeigen. Vielleicht können Sie damit leben, aber ich glaube, es ist wichtig, dass wir darauf hinweisen und ich glaube, wir sollten uns nicht damit zufriedengeben. Mit dieser Art von Zuwanderungs- und Integrationspolitik, die Sie betreiben, haben Sie auf jeden Fall mehr schlecht gemacht als gut gemacht. Sie verschanzen sich dann hinter Worthülsen wie der Hausordnung oder den Spielregeln, in Wirklichkeit bleibt alles beim Alten. Das sieht man auch, wenn man zurückschaut auf das Jahr 2008, wie investiert wurde, das sieht man auch, wenn man Vorschau betreibt, was in Zukunft investiert werden soll. Sie geben den Begriffen einfach andere Namen, und es bleibt alles beim Alten. 

Frau Vizebürgermeisterin, Sie haben sozusagen einen Vergleich mit dem Sport angezogen und den Satz „Die Hoffnung lebt.“ - einer meiner Vorredner hat das ja auch schon gesagt - in den Raum gestellt. Leider lebt die Hoffnung bei vielen Menschen in Wien nicht mehr, Sie haben viele Wähler verloren; wenn Sie Ihren Kurs nicht ändern werden, werden Sie das auch weiterhin tun. Sie müssen auch zur Kenntnis nehmen, dass es vor allem die Zuwanderungs- und Integrationspolitik ist, die die Menschen in dieser Stadt bewegt, weil sie die hautnah erleben müssen, weil viele Menschen, und vor allem sozial schwache, diesen Kampf austragen müssen, Ihre Versäumnisse austragen müssen, und wir warnen nicht nur, wir haben viele, viele gute Initiativen auf diesem Gebiet gesetzt. Zögerlich und ein bisschen abgeschwächt haben Sie ja schon einige übernommen. Ich bin fest überzeugt, wir sind mit unseren Argumenten auf dem richtigen Weg. Das zeigt letztlich nicht nur eine Zustimmung, die immer größer wird, das zeigt auch die immer größer werdende und schwarz auf weiß nachzulesende Zustimmung bei denen, die zu uns gekommen sind, die uns nicht trotz, sondern gerade wegen unserer Position bei der Zuwanderung und Integrationspolitik ihre Stimme geben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Prof Erika Stubenvoll, ich bitte sie zum Rednerpult. 

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! 

Ich habe jetzt Kollegin Matiasek aufmerksam zugehört und habe mich gefragt, in welcher Stadt lebt sie und in welcher Stadt lebe ich. Ich kann das nicht nachvollziehen, was Sie heute hier, was auch Ihre Fraktion hier, zum Besten gegeben hat, denn ich lebe in einer Stadt, die lebenswert ist, wo sich sehr viele BürgerInnen wohl fühlen, in einer Stadt der Vielfalt, und das war auch immer die Tradition in Wien. Wir waren einmal eine Stadt, in der viele Nationen gelebt haben und es ist jetzt wieder so. Und wir sind auch eine Stadt der Frauen, und da haben die Frau Vizebürgermeisterin und ich auch viele Jahre dafür gekämpft, dass Frauen in Wien lebenswert leben können, dass sie Arbeitsplätze finden und nicht zuletzt denke ich an die vielen Arbeitsplätze in Pflege und Betreuung, die hauptsächlich von Frauen wahrgenommen werden. Und wenn wir heute den Rechnungsabschluss hier behandeln, dann verdeutlicht dieser Rechnungsabschluss, dass die Stadtregierung trotz der weltweiten Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise gezielt vorausschauend und in sinnvoller Weise auf zukunftsgerichtete Maßnahmen gesetzt hat, die nun bereits erste Früchte tragen. Die Politik der Stadt Wien orientiert sich nämlich nicht an der Profitmaximierung von einigen wenigen Finanzjongleuren und Spekulanten, sondern an den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger – und ich hoffe, dass auch der Kollegin nichts passiert - die in dieser Stadt leben. 

Und wenn Herr Klubobmann Tschirf das Rote Wien zitiert hat: Das Erbe des Roten Wien wird nicht nur bestens verwaltet, sondern ausgebaut und darüber hinaus werden auch die sozialen Leistungen laufend vermehrt. Es wurde das große Konjunktur- und Beschäftigungspaket heute schon erwähnt, und auch das Thema Arbeitsplätze. Im österreichischen Schnitt können wir sagen, dass Wien noch immer am besten im Bundesländervergleich abschneidet und das beweist uns auch, dass Maßnahmen der Stadt Wien greifen und sinnvoll umgesetzt werden. Heute haben wir auch einige Gäste hier, die in einer überbetrieblichen Ausbildung bei Jugend am Werk arbeiten und die wissen sehr genau, dass es schwierig ist, einen Arbeitsplatz in der freien Wirtschaft zu bekommen. Und es ist sicher nicht angenehm, und für uns alle nicht angenehm, dass die Arbeitslosigkeit der Jugendlichen in Wien um traurige 26,1 Prozent herum liegt. Und gerade deshalb hat die Stadt Wien speziell für diese Personengruppe Maßnahmen getroffen, die zusätzliche Ausbildungsangebote umfassen. Frau Vizebürgermeisterin hat das heute schon erwähnt, dass das nur auf Grund der guten Zusammenarbeit mit dem Wiener Arbeitnehmer Förderungsfonds, mit dem Arbeits- und Sozialministerium, mit dem Arbeitsmarktservice sowie den Sozialpartnern gelingt. 

Für das Ausbildungsjahr 2008/09 sind unter dem Titel „Wiener Jugendpaket" rund 11,4 Millionen EUR für die Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt worden. Also wenn wir sagen, wir sichern 4 500 Jugendarbeitsplätze in Wien, dann ist das schon eine sehr, sehr beachtliche Zahl. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die Ausbildung von Jugendlichen ist eine wichtige Investition in die Zukunft. Sie gewährleistet, dass auch in Zukunft bestqualifizierte Facharbeiterinnen und Facharbeiter für die Unternehmen zur Verfügung stehen. Diese hervorragend ausgebildeten Fachkräfte sind es auch, die ein entscheidendes Kriterium im internationalen Standortwettbewerb darstellen, dem die Unternehmen in Österreich und auch in Wien immer stärker ausgesetzt sind.

Diese Unterstützungsmaßnahmen für die Betriebe, die Lehrlinge ausbilden wollen, werden umgesetzt, und natürlich auch die Beratung der Betriebe, die bisher keine Lehrlinge ausgebildet haben, durch so genannte Lehrstellenakquisiteure. Fest steht allerdings auch, dass die Politik zwar Rahmenbedingungen schaffen und Anreize ermöglichen kann, aber die Hauptarbeit, nämlich die qualifizierte Ausbildung von Jugendlichen, in den Händen der Unternehmen oder der betrieblichen Ausbildungseinrichtungen wie zum Beispiel Jugend am Werk liegt. Sie sind es, die in ihrer täglichen Arbeit dafür sorgen, dass die Lehrlinge entsprechend ausgebildet werden.

Aber lassen Sie mich auch zum Thema Soziales noch einige Worte sagen. Neben den arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen der Stadt Wien war es auch stets ein zentrales Anliegen, differenzierte Angebote zur Unterstützung benachteiligter oder in Not geratener Menschen bereitzustellen. 

Meine Damen und Herren! Niemand soll glauben, dass er gegen Schicksalsschläge automatisch gefeit ist. Persönliche Lebensumstände können sich von heute auf morgen rasant verändern. Soziale Bedürftigkeit ist mit vielen Folgen verbunden, auch mit gesellschaftlichem Akzeptanzverlust, mit dem Gefühl, ohne eigenes Verschulden ausgegrenzt zu werden, nicht nur vom Konsum materieller Güter, sondern auch durch die sich hartnäckig haltenden Vorurteile, zum Beispiel: Wer arbeitslos ist, ist bloß zu faul zum Arbeiten und liegt den anderen auf der Tasche; jeder, der will, bekommt einen Arbeitsplatz. - So ist es nicht, aber so lautet eines der gängigen Vorurteile. Ein anderes betrifft die SozialhilfeempfängerInnen, denen nicht gerade selten Schmarotzertum unterstellt wird. 

Es ist eine Tatsache - und Herr Margulies hat das heute schon angedeutet -, dass die Anzahl der Sozialhilfeempfänger auch im vergangenen Jahr wieder gestiegen ist und durch die derzeitige Wirtschaftskrise bedauerlicherweise noch weiter steigen wird. Aber ich denke, es ist die Stadt, die hier helfend eingreift und ein soziales Netz schafft, sodass jeder, der Hilfe braucht, diese Hilfe auch entsprechend bekommt.

Wien als soziale Stadt, in der die Solidarität und das gelebte Miteinander die Grundpfeiler der politischen Zielsetzung darstellen - das ist keine inhaltsleere Worthülse, sondern das bestimmende Leitmotiv der Stadtpolitik. Es geht uns eigentlich nicht um das Schönen, sondern wir wollen die Tatsachen, die hier in der Stadt wirklich passieren, darstellen. Es geht uns auf die Nerven, wenn hier immer billige Polemik auf Kosten sozial Schwächerer betrieben wird. 

Uns geht es um das Wohl aller Bürgerinnen und Bürger der Stadt, und dazu gehört es, dass gezielt jene Menschen mit Angeboten und Leistungen unterstützt werden, die benachteiligt sind. Daher wird vom Gesamtbudget im Ausmaß von 11 Milliarden EUR rund ein Viertel in sinnvolle Maßnahmen der Bereiche Gesundheit und Soziales investiert.

Zu den gesetzten Maßnahmen zählt auch der Ausbau der SeniorInnenwohnhäuser im Bereich der Stadt Wien, um den älteren Menschen einen würdigen letzten Lebensabschnitt zu ermöglichen, die Unterstützung und Hilfe für wohnungslose Menschen - das war mir in meiner politischen Arbeit immer ein ganz besonderes Anliegen - sowie die Angebote, die wir für drogenabhängige Menschen oder für Punks schaffen.

Bedarfsgerechte, leistbare und qualitativ hochwertige Dienstleistungen kennzeichnen die Angebote der Stadt Wien, aber auch der privaten Trägervereine und speziell der Trägervereine für Menschen mit Behinderung. Von der Frühförderung über integrative Ausbildungsangebote, Beschäftigungs-, Rehabilitations- und Integrationsprojekte, Freizeiteinrichtungen, den Fahrtendienst, das Mobilitätskonzept bis hin zu Wohnmodellen und Pflegeeinrichtungen reicht das Spektrum, das sich an den Bedürfnissen der Wienerinnen und Wiener orientiert. KundInnenorientierung und verstärkte Servicequalität werden ganz groß geschrieben.

Die starke Nachfrage nach diesen sozialen Unterstützungsleistungen zeigt uns, dass der viel gepriesene Markt eben doch nicht alles selbst regeln kann und die Rückkehr zu größerer sozialer Sicherheit nur durch aktives Eingreifen des Staates und in diesem Fall der Stadt möglich ist. Ich finde es auch sehr, sehr positiv, dass eine Arbeitsgruppe der Sozialdemokratie darüber nachdenkt, wie man eine gerechtere Verteilung der Mittel erreichen kann. Denn das ist ganz besonders notwendig zur Armutsbekämpfung.

Wir stehen aber für nachvollziehbares und kontrolliertes wirtschaftliches Handeln öffentlicher Betriebe und Einrichtungen, und wir stehen nicht für die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen. Ich glaube, das hat auch unser Bürgermeister in der Pressekonferenz sehr deutlich zum Ausdruck gebracht. Wir stehen für das Gemeinsame und das Verbindende aller Wienerinnen und Wiener und arbeiten aktiv gegen jeden Versuch, Hass und Zwietracht zwischen Volksgruppen zu säen.

Ich denke - und das möchte ich auch heute in Richtung der FPÖ sagen -, es kann für eine Gesellschaft nicht gut sein, wenn man hier versucht, sozusagen die Inländer und die Ausländer auseinanderzudividieren, und wenn man versucht, immer wieder ... (GR Mag Wolfgang Jung: Sie schaffen es nicht, sie zusammenzubringen!) Wir schaffen das, und Sie sehen ja auch, dass wir hier wunderbare Einrichtungen haben (StR Johann Herzog: Das sieht man täglich!), die in vielen, vielen Projekten versuchen, Lösungen zu finden. Es ist nicht so einfach, aber wir versuchen zumindest, Lösungen zu finden (StR Johann Herzog: Das sieht man täglich, wie Sie sie zusammenbringen!), während Sie immer nur plakativ die Dinge aufzeigen und so Hass und Zwietracht schüren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Stadt Wien ist ja seit Jahrhunderten, wie wir wissen, eine Einwanderungsstadt und wird auch in Zukunft Zuwanderer anziehen. (StR Johann Herzog: „Seit Jahrhunderten" ist weit übertrieben! Ist falsch!) Verschiedene Kulturen und Volksgruppen haben diese Stadt zu dem gemacht, was sie heute ist, und wir alle sollten Zuwanderung als Potenzial und nicht als Gefahr wahrnehmen. Voraussetzung dafür ist eine aktive Einflussnahme auf die Zuwanderung, und die Stadt Wien hat hier mit der Errichtung der Wiener Zuwanderungskommission richtige Schritte gesetzt.

Gerade in den letzten Monaten, in denen sich widerwärtige und beschämende Ereignisse rund um die Gedenkfeiern in ehemaligen Konzentrationslagern zugetragen haben, wurde deutlich, dass es die Pflicht der Politik ist, demokratiegefährdenden Tendenzen klar und entschieden entgegenzutreten. Jede dieser oft verharmlosend als Lausbubenstreich bezeichneten Dummheiten ist entschieden eine Dummheit zu viel und eine Verhöhnung der Opfer, die nicht wieder gutzumachen ist.

Ich habe in meiner politischen Laufbahn sehr oft die Gelegenheit gehabt, mit ehemaligen Emigranten zusammenzukommen, die vom Bürgermeister der Stadt Wien zu einer Wiener Jause eingeladen wurden und die seit ihrer Auswanderung diese Stadt das erste Mal wieder besucht und gesehen haben. Sie haben gefunden, dass diese Stadt wunderbar ist und dass es auch ein Zeichen der Versöhnung mit den Opfern des Holocaust ist, sie wieder hierher einzuladen, ihnen dieses andere Wien zu zeigen und ihnen bewusst zu machen, dass die Jugend dieser Stadt für Demokratie steht und dass es viele, viele Versuche gibt, gemeinsam mit den Schulen auch hier die Geschichte aufzuarbeiten.

Es bedarf mehr Mut und Überlegung, sich allen Fremden unter Achtung der Regeln des Anstandes und der Menschenwürde zu nähern, als in einer ersten Gemütswallung aggressiv und oft blindwütig zu poltern, möglichst auch in geselliger Runde unter angeblich Gleichgesinnten. Mich hat mein langjähriger Umgang mit den Menschen gelehrt, dass besonders für außenstehende Beobachter Konflikte von Menschen verursacht wurden, die selbst engstirnig und vorurteilsbeladen sind, Menschen, die selbst die größten Schwierigkeiten machen, weil sie nie genug Zuwendung und Aufmerksamkeit bekommen haben und daher aus eigenem Mangel glauben, dass Dreinhauen und die starke Hand helfen. 

Ich hoffe sehr, dass wir in der politischen Bildung auch bei Jugendlichen erreichen, dass diese Gesinnung nicht mehr Platz greift! (Beifall bei der SPÖ und von GR Dr Matthias Tschirf.) Denn eine gesunde Selbstkritik ist auch eine Grundvoraussetzung für uns alle, für jeden Politiker, der am Wohl der Menschen interessiert ist. Ich hoffe, ich habe das auch für mich immer wieder gepflogen, ein altes Sprichwort sagt auch, dass das Herz oft größer als die Vernunft ist, und da ist es ganz gut, sozusagen auch eine gewisse Selbsteinschätzung zu pflegen. 

Wer nur mit Verstand und politischem Kalkül, aber ohne Herz Politik betreibt, der ist in Wirklichkeit fehl am Platz. Herz zu haben, ist mit Emotion verbunden, und diese korrespondiert wiederum mit Einfühlungsvermögen in die Situation von Menschen, die unsere Unterstützung brauchen. Ich habe stets versucht, diese beiden Pole in Einklang zu bringen; ob mir das immer voll und ganz gelungen ist, möchte ich der Beurteilung anderer überlassen. 

Ich habe während meiner Tätigkeit in diesem Hohen Haus viele Städte Europas besucht, und es hat sich während meiner Tätigkeit hier die geopolitische Situation Europas stark verändert. Ich war immer sehr froh, auch in der Europakommission tätig zu sein und mitzuerleben, wie auch unsere schöne Stadt durch Europa beeinflusst wurde. Europa hat sich insgesamt zu einem Kontinent des Friedens entwickelt, und ich glaube, meine Damen und Herren, auch wenn wir jetzt das Wahlergebnis der Europawahl vor Auge haben: Es gibt keine Alternative zu diesem Friedensprojekt Europa! (Beifall bei SPÖ und ÖVP.)

Gerade in der Vielfalt des Alten Kontinents und der damit verbundenen Kreativität liegt auch seine Chance in der Zukunft. Wer den Menschen immer anderes einzureden versucht, handelt manchmal auch wirklich fahrlässig. 

Die Stadt Wien wird auch in Zukunft das Gemeinsame vor das Trennende stellen und die Unterstützung für die schwachen Glieder der Gesellschaft stärken. Der Rechnungsabschluss 2008 zeigt, dass dies trotz der schwierigen Rahmenbedingungen eindrucksvoll gelungen ist und somit die Grundlage für das sinnvolle zukünftige politische Handeln in dieser Stadt vorhanden ist.

Zum Abschluss meines nunmehr letzten Redebeitrags im Rahmen des Wiener Gemeinderates erlaube ich mir aber auch, eine persönliche Bilanz zu ziehen. In den mittlerweile 26 Jahren als Mandatarin dieses Hauses konnte ich viele erfolgreiche und wichtige Prozesse begleiten und unterstützen. Ich möchte mich in diesem Rahmen für diese Chance und die Unterstützung bedanken. 

Die vergangenen 26 Jahre wurden durch einen entscheidenden Paradigmenwechsel in der Sozialpolitik und insbesondere auch in der Politik für Menschen mit Behinderungen geprägt, der zu vielen positiven, nachhaltigen Veränderungen geführt hat. Da stand zu Beginn meiner politischen Tätigkeit noch die reine Versorgung im Mittelpunkt, bald aber wurde der Ruf nach mehr Teilhabe und Normalisierung laut, der in den letzten Jahren zu einer verstärkten Mitbestimmung und Selbstvertretung geführt hat. Große Einrichtungskomplexe wurden von gemeinwesenintegrierten und individuell abgestimmten Modellen abgelöst und haben zu erstaunlichen Erfolgen in puncto Lebensqualität und Selbstbestimmung geführt. 

Ich erinnere mich noch sehr genau daran, dass ich auch die Gelegenheit hatte, bei der Heimkommission 2000 mitzuarbeiten. Es gibt ja mittlerweile in Wien gar kein Großheim für Kinder und Jugendliche mehr, sondern sehr familiennahe Wohngemeinschaften. Dasselbe ist auch im Behindertenbereich passiert, wo wir viele Wohnplätze geschaffen haben, die nach dem Prinzip der Normalisierung funktionieren.

Bedeutende Meilensteine in der Wiener Behindertenpolitik der letzten 26 Jahre waren etwa die Gründung der ARGE Wohnplätze, die Einführung der Frühförderung, die Novellen in der Wiener Bauordnung, die Verankerung der Schulintegration, die Errichtung Sonderpädagogischer Zentren - es ist so vieles! -, die Ausgliederung von Patienten aus psychiatrischen Krankenhäusern, die Leistungsvergabe an die Organisationen durch den Fonds Soziales Wien, die Einführung der Persönlichen Assistenz und der Pflegegeldergänzungsleistung, die wir ja erst vor kurzer Zeit vorgenommen haben. Bauen und Wohnen sowie die behindertengerechte Ausstattung von Wohnungen und öffentlichen Verkehrsmitteln ist Querschnittsmaterie, und ich glaube, sie wird von den Regierungsmitgliedern der Stadt Wien auch in hervorragender Weise wahrgenommen.

Viele dieser sozialpolitischen Errungenschaften konnten dabei im gegenseitigen Einvernehmen mit allen politischen Partnern umgesetzt werden. Ich bin dankbar dafür, dass ich an der Verbesserung der Lebensqualität für so viele Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt mitwirken konnte.

Für mich persönlich war aber immer auch der Kontakt zu den Betroffenen und zu den Organisationen wichtig. Oft mussten neue Wege mit viel Mut zum Risiko eingeschlagen werden, aber fast immer wurde dieser Mut zum Risiko auch mit schönen Erfolgen und der Erhöhung der Lebensqualität belohnt. 

Ich bin stolz auf die Stadt Wien, auch meiner Meinung nach und jetzt nicht irgendeiner Studie „Lebenswerteste Stadt der Welt" nach. Ich freue mich darüber, dass das gelebte Miteinander so vieler Menschen in vielen Bereichen einfach erfolgreich verwirklicht werden konnte. 

Natürlich gibt es noch vieles zu tun. Aber so wie zu Beginn meiner politischen Laufbahn vor 26 Jahren sind, den neuen Lebensbedingungen entsprechend, auch heute kreative Ideen und Konzepte gefragt, die das Zusammenleben, die Lebensqualität und den sozialen Zusammenhalt dieser Stadt fördern. Ich wünsche daher allen politisch Verantwortlichen die nötige Kraft und auch das nötige Durchhaltevermögen!

Ja, jetzt wird es schwierig - aber ich möchte mich auch persönlich bei den MitarbeiterInnen meines Büros sowie den MitarbeiterInnen und Beamten des Hauses bedanken, die mich in meiner Arbeit so tatkräftig unterstützt haben. Ein Dank gilt auch den KollegInnen in der Stadtregierung sowie Ihnen allen, den Kolleginnen und Kollegen, die hier auf den Abgeordnetenbänken sitzen.

Nicht zuletzt darf ich mich auch persönlich beim derzeitigen Bürgermeister der Stadt Wien bedanken, mit dem mich seit 26 Jahren die gemeinsame politische Arbeit verbindet. Ich bin sehr dankbar dafür, dass ich überhaupt so lange in der Politik sein konnte. Ich blicke dankbar auf ein erfülltes politisches Wirken zurück und wünsche Ihnen allen für die weitere Zukunft alles, alles Gute! 

Ich werde mich auch meinen beiden Enkelkindern Lena und Anna, die heute hier auf der Galerie sitzen, in Zukunft widmen. Ich werde das gerne und mit Freude tun. Lena hat mir schon einmal gesagt, sie würde auch ganz gerne Politikerin werden; vielleicht, liebe Lena, gelingt dir das auch!

Ich bedanke mich auch bei allen, die heute gekommen sind, bei den Lehrlingen von Jugend am Werk, bei den Menschen mit Behinderungen, die von uns betreut werden, bei meinem Büroleiter, der schon im Ruhestand ist, und bei euch allen. Herzlichen Dank, und ich wünsche euch wirklich alles Gute! (Allgemeiner, stehend dargebrachter und minutenlang anhaltender Beifall.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Präsidentin! Liebe Erika! 

Die Wertschätzung deiner Person gegenüber wurde ja per acclamationem nicht nur hier im Hohen Haus, sondern auch von der Galerie bekundet. Eine ausführliche Laudatio zu deiner Person wird sicher zu einem anderen Zeitpunkt erfolgen. 

Ich möchte es natürlich nicht verabsäumen, dir auch im Namen der Gemeinderatsvorsitzenden, im Namen der Mitglieder des Stadtsenates, die ja hier zahlreich vertreten sind - es sind fast alle -, auch im Namen des Herrn Bürgermeisters und der Vizebürgermeister sowie - und das zu sagen, möchte ich keineswegs verabsäumen - auch persönlich als Floridsdorfer Freund für deine private Zukunft alles Gute, Gesundheit und Zufriedenheit zu wünschen! 

Frau Präsidentin - ein bisschen druckst du jetzt, liebe Erika, aber das ist völlig normal -, auch von dieser Warte aus ein ganz großer Dank für deine hervorragenden Leistungen, für dein übergroßes Herz, für dein wirklich großes soziales Engagement für unsere schöne Stadt Wien! Danke schön! (Allgemeiner Beifall.) 

Meine Damen und Herren! Es ist jetzt ein bisschen schwierig, wieder zur Tagesordnung zurückzukehren. 

Zur allgemeinen Beratung des Rechnungsabschlusses für das Jahr 2008 liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Hier hat sich Herr GR Stark zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Bei der Diskussion der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke ist der Wirtschaftsraum Wien ein wichtiger Bereich. Es gibt hier das Sonderheft der „Perspektiven" der Stadt Wien, „Wien in Europa - Europa in Wien". Es ist der Europabericht der Stadt Wien. Was ich in diesem zum Teil durchaus interessanten Sonderheft vermisse, sind Aspekte, Überlegungen über den Wirtschaftsraum Wien. Wenn man als wirtschaftlich Interessierter darin liest, könnte man sogar den Eindruck gewinnen, dass es für die Wiener Wirtschaft keine Europa-Perspektiven gibt. Das ist schade, und ich verstehe nicht, warum man hier nicht darüber nachgedacht hat. 

Vor einigen Wochen hatten wir die Europawahl, das Ergebnis ist bekannt. Ich darf aus einem ORF-Pressetext zitieren: „Wieder Debatte über Vermögenssteuer." „Die kritischen Stimmen nach dem Rekordabsturz der SPÖ bei der EU-Wahl am Sonntag verstummen aber nicht." (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Fünfter Platz für die FPÖ!) „Angefacht werden die parteiinternen Auseinandersetzungen vor allem vom steirischen Landeshauptmann Franz Voves, der seine Kritik an Faymann nicht verbirgt. Voves brachte nun erneut seine Forderung nach einer Vermögenssteuer sowie nach einer Wiedereinführung von Erbschafts- und Schenkungssteuer aufs Tapet."

Herr Bundeskanzler Faymann hat sich aber dann mit klaren Worten gegen diese Vorschläge ausgesprochen: „Keine Steuern möchte ich für die Mittelschicht." Auch der Wiener Bürgermeister Dr Häupl hat sich, wenn ich seine Pressemitteilung richtig interpretiere, gegen die Wiedereinführung dieser Steuern, speziell der Erbschafts- und Schenkungssteuer, geäußert. Ich darf daran erinnern, dass die Vermögenssteuer übrigens von einem SPÖ-Finanzminister abgeschafft wurde. 

Nach diesen klaren Worten des Herrn Bundeskanzlers dachte ich, dass die Willensfindung innerhalb der SPÖ geklärt wäre. Überrascht war ich dann über eine weitere ORF-Pressemeldung bezüglich ÖGB von voriger Woche: „ÖGB fordert weitere Steuerreform: Der ÖGB fordert noch in dieser Legislaturperiode eine weitere Steuerreform. Im 72 Seiten starken Leitantrag, der Anfang Juni auf dem Bundeskongress beschlossen werden soll, tritt der Gewerkschaftsbund für eine international übliche Vermögensbesteuerung ein", was mit „international üblich" auch immer gemeint sein mag. 

Bei der nächsten Forderung in diesem ÖGB-Papier ist mir als Steuerberater dann ein kalter Schauder über den Rücken gelaufen. Und zwar steht in diesem Papier: „Zur Vermeidung der kalten Progression fordert der ÖGB eine automatische Valorisierung. Die Tarifstufen sollten an den Verbraucherpreisindex gebunden werden." Es wäre erstmalig der Fall, dass Steuertarife an einen Index gebunden werden, abgesehen von dem, was neuerdings in Wien gilt, wo ja mit den Stimmen der Sozialdemokraten eine automatische Indexerhöhung der Gebühren beschlossen wurde - meines Erachtens eine entsetzliche Preispolitik!

Es ist anzumerken, dass der Verbraucherpreisindex eine statistische Kennzahl ist, die wie jede statistische Kennzahl leicht manipuliert werden kann. Und darauf möchte der ÖGB Steuertarife aufbauen? 

Bei der vor Kurzem abgeschafften Erbschafts- und Schenkungssteuer lag der Spitzensteuersatz in der Steuerklasse 5 bei 60 Prozent. Weiß der ÖGB eigentlich, was er mit dieser Valorisierung fordert? Die Ukraine kann die Gasrechnungen an Russland nicht bezahlen, die Energiepreise steigen, der Verbraucherpreisindex auch - und in Österreich steigen die Steuertarife, nur weil die Ukraine die Gasrechnungen nicht bezahlen kann! Oder: Wien erhöht die Gebühren, der Verbraucherpreisindex steigt, dadurch entstehen höhere Vermögenssteuern beziehungsweise höhere Schenkungssteuern. 

Zu solchen Forderungen kann ich nur fassungslos den Kopf schütteln. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Frau Vizebürgermeister als Wirtschaftsstadträtin von Wien solch ein Papier unterstützen könnte.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Ein SPÖ-Minister schafft die Vermögenssteuer ab, auch Erbschaftssteuer und Schenkungssteuer fallen. Ein SPÖ-Landeshauptmann fordert die Wiedereinführung wegen eines schärferen sozialen Profils; so hat er es bezeichnet. Der Herr Bundeskanzler sagt ein klares Nein, bekommt Rückendeckung von wichtigen politischen Persönlichkeiten wie zum Beispiel dem Wiener Bürgermeister, und dann fordert der ÖGB wieder die Einführung dieser Steuern. 

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Glauben Sie nicht auch, dass dieser Zickzackkurs nicht nur schlecht für den österreichischen Wirtschaftsstandort, sondern besonders auch für den Wiener Wirtschaftsstandort ist? In Wien sind internationale Konzerne angesiedelt, deren Überlegungen, ihre Konzernzentralen bei uns anzusiedeln, durchaus auch steuerliche gewesen sein können. 

Dem deutschen Finanzminister Steinbrück, dessen, na ja, ich möchte sagen, markige Zitate bekannt sind, gefallen solche Firmenverlagerungen nicht. Berlin kennt im Kampf gegen Steuerflucht keine Gnade. Man könnte fast vermuten, dass dem deutschen Finanzminister die Spielregeln der EU nicht bekannt sind. In der EU gibt es Niederlassungsfreiheit, und ich nehme an, dass der deutsche Finanzminister die Spielregeln gekannt hat, als er für Ja gestimmt hat. 

So manche Diskussionen darüber sind für mich unverständlich. Vermisst habe ich dabei kritische Gegenworte österreichischer Politiker. Ich darf daran erinnern, dass Unternehmen auch Betriebsstätten von Österreich in den Osten verlegt haben und auch unser Fiskus dadurch Geld verliert. Aber das sind nun einmal die Spielregeln der EU, und die sind ja bekannt. 

In diesem ÖGB-Papier fand ich dann noch etwas Interessantes. Zur Rettung von Unternehmen, die durch die Wirtschaftskrise vor dem Konkurs stehen, verlangt der ÖGB vom Bund die Gründung einer Auffanggesellschaft. Diese sollte gegebenenfalls in Not geratene Unternehmen erwerben oder sich daran beteiligen. Nach erfolgreicher Sanierung müssten die Unternehmen wieder verkauft werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dies fordere ich für Wien schon seit vielen Jahren, und zwar nach dem Muster der Steirischen Umstrukturierungsgesellschaft STUG. In der Steiermark hat man eine Pleiteholding für KMUs gegründet, über die Steirische Umstrukturierungsgesellschaft STUG sollen Betriebe saniert und anschließend wieder verkauft werden. Bei dieser Aktion rechnet das Land Steiermark sogar noch mit einem finanziellen Vorteil für das Land selbst, und zwar mit einer Rendite von 10 Prozent, die beim Wiederverkauf der STUG-Betriebe realisiert werden soll. 

Auch in Niederösterreich hat Ihr sozialdemokratischer Landesrat Schabl im Zusammenhang mit der drohenden Schließung von Austria Frost solch eine Gesellschaft gefordert. Ich zitiere: „Was in der Steiermark so erfolgreich gelang, sollte auch in Niederösterreich gelingen. Mit der Steirischen Umstrukturierungsgesellschaft ist es in unserem Nachbarbundesland gelungen, Unternehmen und hunderte Arbeitsplätze, die vom Zusperren bedroht waren, zu retten." - So der Pressedienst Ihres sozialdemokratischen niederösterreichischen Landesrates.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Ich habe im Zuge der Budget- und Rechnungsabschlussdebatten schon mehrmals gefragt, ob solche Überlegungen nicht auch für Wien interessant wären. Leider habe ich von Ihnen keine diesbezüglichen Antworten bekommen. Vielleicht könnten Sie Überlegungen in diese Richtung anstellen. Die Unterstützung der Freiheitlichen Fraktion und vermutlich auch des ÖGB wären Ihnen gewiss. (Beifall bei der FPÖ.) 

Dass dies dringend erforderlich ist, zeigen die Schlagzeilen von Wirtschaftsblättern: „Firmenpleiten steigen heuer um 15 Prozent". Oder: „Plus 15 Prozent halte ich für realistisch." Oder: „Firmenpleiten ziehen in Österreich an." Insolvenzen: „Im Vorjahr stiegen die Insolvenzen lediglich um 2,2 Prozent, im Jänner 2009 jedoch um 4 Prozent." 

Die Gesamtzahl der Insolvenzen, also von Unternehmensinsolvenzen und Privatinsolvenzen, ist aber im ersten Quartal 2009 um 12,7 Prozent auf insgesamt 1 451 angestiegen. Das bedeutet, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass es pro Tag 16 Insolvenzen gibt! Allein im Zeitraum der heute und morgen stattfindenden Rechnungsabschlussdebatte gibt es, statistisch betrachtet, 32 neue Insolvenzen. Das ist doch entsetzlich, sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Hier wäre dringendes Handeln gefordert. 

Bei den Privatinsolvenzen handelt es sich nicht nur um Privatpersonen im Sinne von Nichtunternehmen. Ein wesentlicher Teil dieser Privatinsolvenzen betrifft Einzelunternehmen, bei denen durch den Fristenlauf des Insolvenzverfahrens der Insolvenzantrag erst eingebracht wurde, nachdem der Rollbalken des Unternehmens unten war und somit diese Unternehmensinsolvenz zu einer Privatinsolvenz wurde. 

Ich darf betonen: Ein Großteil der Privatinsolvenzen betrifft ehemalige Klein- und Mittelbetriebe! Diese Insolvenzen entstehen natürlich nicht nur wegen der so genannten Wirtschaftskrise, sondern auch wegen der geringen Eigenkapitalausstattung der Klein- und Mittelbetriebe. Ich habe hier schon mehrmals auf diese speziellen Probleme bei den KMUs hingewiesen. Von den Betrieben mit 1 bis 9 Dienstnehmern haben fast 55 Prozent ein negatives Eigenkapital, und von den Betrieben mit 10 bis 49 Beschäftigten haben immerhin noch 35 Prozent ein negatives Eigenkapital. Das bedeutet, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass fast die Hälfte dieser Betriebe überschuldet oder sogar Krisenbetriebe sind!

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Auf diese katastrophale Situation verweise ich ebenfalls schon seit vielen Budget- und Rechnungsabschlussdebatten, mit dem Ersuchen an Sie, sich für diese Unternehmen einzusetzen. Konkrete Handlungen seitens des Landes Wiens und seiner sozialdemokratischen Wirtschaftsstadträtin habe ich bisher leider keine feststellen können. Im Gegenteil, unter Position 7822, Wirtschaftsförderung, finden sich im Rechnungsabschluss 2007 96 Millionen EUR; im Rechnungsabschluss 2008 waren es nur mehr 94 Millionen, das sind um 2 Millionen weniger. Das sind keine neuen Unterstützungen, sondern das sind weniger Förderungsmittel!

Besonders hinweisen möchte ich auf den Umstand, dass die Kürzung der Wirtschaftsförderung bereits ein über viele Jahre anhaltender Trend ist. Noch vor der Wirtschaftskrise hat auch Frau Wirtschaftskammerpräsident Jank festgestellt, dass es bei den KMUs Handlungsbedarf gibt. Schlagzeile damals im „WirtschaftsBlatt“: „Finanzierung: Wirtschaftskammer Wien sieht ein Drittel der KMU bedroht." Aus diesem Pressedienst: „17 Prozent der 72 500 Wiener Klein- und Mittelbetriebe befinden sich in einer katastrophalen Situation. Sowohl die Eigenkapitalquote als auch die Umsatzrendite sind negativ. Nimmt man KMUs mit niedriger Eigenkapitalquote und niedrigem Gewinn vor Steuern dazu, sind 31 Prozent der Wiener KMU extrem gefährdet." - So das Zitat der Frau Wirtschaftskammerpräsident Jank. 

Was ist die Folge von fehlendem Eigenkapital? - Fremdkapital, Kredite! Und diese bekommen die Unternehmen in Zeiten von Basel II und der Bankenkrise nur schwer. Dazu eine Schlagzeile. „Kreditklemme treibt Pleiten nach oben." „Das Bild der Banken als wichtigste Firmenfinanzierer bekommt Kratzer."

Damit bin ich wieder beim leidigen Thema der Problematik von Basel II. Gegen Basel II haben sich ja schon viele namhafte Politiker ausgesprochen. Auch Herr Wirtschaftskammerpräsident Leitl fordert diesbezügliche Änderungen. 

In Wirtschaftszeitungen finden sich in den letzten Wochen und Monaten Schlagzeilen wie zum Beispiel diese, in der Präsident Muzicant über die restriktive Finanzierungspolitik der Banken sagt: „Appelliere an die Banken, mit dem Unfug aufzuhören." Oder Bauträger fordern: Weg mit Basel II! Sogar der Generalsekretär des Sparkassenverbandes, Ikrath, fordert: „Basel II-Kriterien müssen jetzt aufgeweicht werden." „Das strenge Bonitäts-Rating" von Basel II „ist derzeit kontraproduktiv."

Oder Investkredit-Vorstand Wilfried Stadler: „Neue Wertediskussion für das Thema Basel II." „Das Thema Basel II war viele Jahre über ein harter Kampf. In der Krise entpuppen sich die sklavischen Ratings als kredithemmend. So fordert Banker Wilfried Stadler ein Umdenken."

Oder: „Raiffeisen schießt scharf gegen ... Basel II". Daraus: „Bei Basel II seien Anpassungen ebenfalls rasch nötig: Auch wenn es bei Raiffeisen ‚keine Kreditklemme' gebe, seien Ausleihungen für Unternehmer erschwert. ‚Selbst gute Betriebe müssen mehr Sicherheiten bringen oder höhere Zuschläge zahlen. Das ist ein Effekt, den wir in der momentanen Wirtschaftslage nicht brauchen können.'" - So Generaldirektor Hameseder von der Raiffeisenbank Niederösterreich-Wien.

Vor wenigen Tagen habe ich mit dem Österreich-Firmenbetreuer einer großen österreichischen Bank gesprochen, der diese Meinungen natürlich nicht nur bestätigte, sondern auf weitere Probleme durch Basel II für die Banken verwies und mir auch noch einige andere interessante Zahlen mitteilte. Ich darf hierüber kurz berichten. 

Der Großteil der Betriebserlöse österreichischer Banken stammt aus dem Kreditgeschäft, und zwar zu 45 Prozent; 30 Prozent kommen aus Veranlagungen und 25 Prozent aus Dienstleistungen. Dabei ist das Kreditgeschäft nicht nur der größte Teil der Erlöse der Banken, sondern Kreditgeschäfte sind in vielen Fällen das erste Geschäft mit einem neuen Kunden. Kredite dienen den Banken also auch zur Neukundengewinnung. 

Banken wollen Kredite vergeben. Nur gibt es zum Leidwesen der Banken durch Basel II ein neues Vier-Augen-Prinzip, und zwar einerseits Sachbearbeiter und andererseits Ratingcomputer. Der Ratingcomputer akzeptiert keine persönlichen Gründe oder persönliche positive Erfahrungen mit dem Kunden. Das Eigenkapital der Banken beträgt ohnedies nur etwa 8 Prozent, und Kreditausfälle wirken sich direkt auf das Eigenkapital der Banken aus. Pro Jahr, so hat er mir erzählt, fallen bei den Banken etwa 1,5 bis 2 Prozent der Kredite beziehungsweise der Kreditsumme aus; heuer befürchtet man, dass es sogar 3 Prozent sein werden. Das bedeutet immerhin für die Banken: Wenn sie 100 EUR verborgen, bekommen sie nur 97 EUR zurück. 

Jetzt kommt für die Banken noch eine besondere Tücke durch Basel II hinzu. Hat ein Kreditkunde zum Beispiel eine unbewilligte Überziehung, also ein Überschreiten des Überziehungsrahmens, um mehr als 90 Tage oder ist er mit einer Kreditrate um mehr als 90 Tage säumig, bedeutet dies für die Bank nach den Bestimmungen von Basel II einen kompletten Zahlungsausfall des Kredits oder der Banküberziehung, der dann in der Bilanz bilanziert werden muss, was das Eigenkapital der Bank schmälert. 

Aus diesen und anderen Gründen sind mittlerweile auch die Banken mit den Bestimmungen von Basel II unglücklich. Die Unternehmer sind gegen Basel II, die Wirtschaftskammer ist gegen Basel II, namhafte Politiker sprechen sich für Änderungen der Bestimmungen von Basel II aus. Sogar Banken und Kreditinstitute äußern sich mittlerweile kritisch zu Basel II. Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, unterstützen Sie bitte diese Bestrebungen im Interesse der Wirtschaft, speziell im Interesse der Wiener Wirtschaft! (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Die SPÖ behauptet immer, dass sie sich für die Anliegen der österreichischen KMUs stark macht. Wir konnten das leider nicht feststellen. Bitte verabsäumen Sie es nicht, dem größten Arbeitgeber Wiens, den KMUs, die überlebensnotwendigen Unterstützungen im Interesse aller Wiener zu geben! Sprechen und unterstützen Sie auch die Banken bei ihren Basel II-Bemühungen, übernehmen Sie aber auch Haftungen und gewähren Sie entsprechende Förderungen, anstatt die Wirtschaftsförderung weiter zu kürzen. 

Seien Sie nicht nur die Lobby für Großbetriebe, die nur 2 Prozent der Dienstgeberbetriebe Wiens ausmachen. Seien Sie auch die Lobby für die restlichen 98 Prozent der Dienstgeberbetriebe Wiens, die KMUs! Seien Sie die Lobby für die KMUs, die Unterstützung der Freiheitlichen Fraktion dafür haben Sie. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Dipl-Ing Margulies. - Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie meine Kollegin Jerusalem angesichts meines Vorredners festgestellt hat, was gesagt werden muss, muss gesagt werden (Heiterkeit bei den GRÜNEN), werde auch ich in dieser Art und Weise versuchen, mich mit der Finanzgruppe 4 auseinanderzusetzen, wenngleich ich im Sinne einer freiwilligen Redezeitbeschränkung versuchen werde - und hoffe, damit tatsächlich eine Vorbildwirkung zu entfalten -, mich auf zehn Minuten zu beschränken. 

Beginnen wir mit der Gesamtsituation der Finanzen in Wien. Entgegen manchen Darstellungen sind wir ja für die Wirtschaftskrise wunderbar aufgestellt; nicht, weil das Management in den letzten Jahren so super oder so schlecht gewesen wäre, sondern weil Wien einfach recht viel Geld hat. Wer sich tatsächlich einmal diesen Rechnungsabschluss anschaut, Aktiva und Passiva gegenüberstellt: Wir haben Aktiva - die nicht alle gleich verfügbar wären - von knapp 9 Milliarden EUR, Passiva von grob 6 Milliarden EUR. Na ja, das schaut nicht so schlecht aus. Die Geldbestände am Jahresende sind höher als das, was die Anleihen de facto darstellen. 

Wir hätten also die Möglichkeit - und ich hoffe doch, dass wir das in Zukunft auch machen werden -, tatsächlich antizyklisch gegenzusteuern. Genug Geld wäre vorhanden. Und es wäre für die Wirtschaftspolitik in Wien nicht schlecht gewesen, wenn wir das schon im Jahr 2008 begonnen hätten und nicht de facto immer hinterherhinken würden.

Nichtsdestoweniger ist es traurig - und da beginnen wir einmal mit den Wiener Stadtwerken -, wenn im Zuge der Wiener Stadtwerke auch jetzt noch Sachen, die eigentlich Erhaltungsarbeiten sind, als Konjunkturpaket verkauft werden. Andere werden tatsächlich vorgezogen, wie die Ustraba-Sanierung. Aber Gleisanlagen zu tauschen, das ist entweder notwendig oder es ist sinnlos, eines von beidem; ich tausche keine Gleise aus, die in Ordnung sind. Das heißt, es sind normale Instandhaltungsarbeiten, so wie zum Beispiel der letzte Beschluss über 42 Millionen EUR für die Wiener Stadtwerke. 

Ja, wenn es notwendig ist, sollen wir es den Wiener Stadtwerken geben. Aber verkaufen wir es nicht als Konjunkturpaket, insbesondere dann, wenn wir gleichzeitig schon wissen - und da komme ich gleich zum zweiten Punkt, einer Verknüpfung von Wiener Stadtwerken und Stadt Wien -, dass uns die Cross-Border-Leasing-Geschäfte tatsächlich etwas gekostet haben. (GR Heinz Vettermann: Es wäre notwendig ...!)
Im Geschäftsbericht der Wiener Stadtwerke steht auf der einen Seite drin: Für die Auflösung sind für das Jahr 2009 einmal 7 Millionen EUR zurückgestellt worden. Was es im Jahr 2008 gekostet hat, die Zusatzkosten der Transaktionen, ist tatsächlich schon im Rechnungsabschluss eingepreist. Gleichzeitig haben wir eine Sicherstellung in Form eines Depots von 38 Millionen EUR machen müssen. Na ja, und innerhalb der Stadt Wien haben die Auflösungsgeschichten auch etwas gekostet. Davon erfahren wir nicht einmal etwas, weil das alles streng geheim ist.

Traurig, aber wahr: Wenn der Bereich des Cross Border Leasings nicht als ein mittlerweile hochspekulativer Fehler erkannt wurde - letztendlich ganz egal, ob in einem Gesamtresümee am Ende ein Plus oder ein Minus herauskommt -, wenn man der Meinung ist, so wie jetzt auch die Sozialdemokratie, dass de facto genau die Entwicklung der letzten 20 Jahre, die Gier nach der besten Veranlagungsmöglichkeit, nach Finanzspekulationen - und Cross Border Leasing ist nichts anderes - ursächlich mit der Krise in Zusammenhang steht, dann würde es mich wirklich freuen, wenn jemand von der Sozialdemokratie sagen würde: Ja, wir haben hier einen Fehler gemacht! Ganz egal, ob am Ende ein Plus oder ein Minus übrig bleibt, wir haben hier einen Fehler gemacht, weil tatsächlich Cross-Border-Leasing-Transaktionen für die Finanzkrise mit verantwortlich sind. 

Nur, um die Dimensionen zu beschreiben: Es geht weltweit um tausende Milliarden Euro, die veranlagt werden mussten! - Nur, um die Dimensionen von Cross-Border-Leasing-Transaktionen zu beschreiben.

Ein zweiter Punkt betrifft etwas, wofür die Stadt Wien weniger kann, wenngleich man sich natürlich überlegen muss: Was macht man, wenn Millionenverluste bei Pensionsfonds absehbar sind, wie bei den Wiener Stadtwerken? - Es stimmt schon, ein Verkauf am Tiefststand ist natürlich eine der größten Dummheiten, die man in so einer Situation machen kann. Und wie schon zuvor erwähnt: Die Stadt Wien hat das Geld, es auch durchzustellen. Aber gehen wir nicht davon aus, dass sie auch wieder steigen! Ein Ist-Stand ist ein Ist-Stand, und ließe sich die Börse so prognostizieren, wie es in den letzten 20 Jahren alle geglaubt haben, dann gäbe es keine Finanzkrise. Also nehmen wir Bewertungsverluste so, wie sie da sind!

Das betrifft auch die Bewertungsverluste, die anscheinend bislang noch überhaupt niemandem außer mir aufgefallen sind, bei den Fremdwährungsanleihen der Gemeinde Wien: 50 Millionen EUR Bewertungsverluste von Ende 2007 auf Ende 2008! Jetzt kenne ich schon die Replik, die in diese Richtung geht: Aber davor haben wir ja gewonnen! Sie haben sich davor auch dafür gerühmt und gelobt, wir haben das zur Kenntnis nehmen müssen. 

Gut, im Jahr 2008 war es nicht so. Also nehme ich an, Sie nehmen dann zur Kenntnis, dass wir sagen: Die 50 Millionen EUR, die da jetzt plötzlich nicht mehr vorhanden sind, um die unsere Kredite teurer geworden sind, hätten wir tatsächlich auch viel anders und viel besser einsetzen können. Das würde ich mir tatsächlich auch für die Zukunft wünschen, dass wir nicht mehr in den spekulativen Bereich hineingehen, sondern dass man tatsächlich versucht, eine Finanzanlagestrategie zu fahren, die im Zweifelsfall vielleicht auch das eine oder andere Mal bei den Zinsen um eine Nuance höher liegt, die aber sicherstellt, dass wir nicht von internationalen Wechselkursschwankungen abhängig sind.

Ein dritter Punkt betrifft den Bereich Wirtschaftsförderung, wobei ich zehn Minuten an Auseinandersetzung mit dem Bankwesen des Kollegen Stark in einem Satz zusammenfassen will: Ja, Basel II war tatsächlich, was kleine und Kleinstunternehmen betrifft, der größte Unsinn, der jemals beschlossen wurde! Im Endeffekt geht es darum, dass man tatsächlich schaut, das, was momentan unter Basel II passiert, abzuschaffen und den Banken, auch den einzelnen Angestellten innerhalb der Banken, wieder mehr Möglichkeiten der Betrachtung der individuellen Situation einzuräumen, aber nicht die Vergabe von Geldern von einem Computer abhängig zu machen.

Da komme ich zu einem Punkt, der mir noch ganz wichtig ist, nämlich der Rolle und Funktion des Staates. Ich glaube tatsächlich, dass der Staat durchaus auch in der Lage ist, Banken zu betreiben - insbesondere angesichts der Wirtschaftskrise, wo viele andere bewiesen haben, dass sie es nicht können -, und dass es Aufgabe der öffentlichen Hand ist, an Unternehmen mitzuwirken; allerdings nur dann, wenn die Unternehmen auch anders geführt werden. Es hat keinen Sinn - das sage ich ganz bewusst -, wenn ein Unternehmen, welches der öffentlichen Hand gehört, ganz genau so geführt wird wie ein Privatunternehmen. Wenn das der Fall ist, dann wird es in der Regel tatsächlich nicht besser geführt.

Vielmehr geht es darum, dass es volkswirtschaftliche Zielvorgaben gibt. Bei Banken würde das heißen: Selbstverständlich geht es darum, dass es eine Aufgabe ist, gerade in der jetzigen Situation wieder Kredite zu vergeben und die Kreditwirtschaft anzukurbeln. Das wäre eine Aufgabe einer öffentlich geführten Bank! Hätte die österreichische Bundesregierung ein bisschen intelligenter verhandelt und den österreichischen Banken nicht das Geld in Form von Partizipationsscheinen de facto geschenkt - da sie nur dann Zinsen zahlen müssen, wenn auch Gewinne gemacht werden -, sondern sich mit diesen Partizipationsscheinen auch Mitspracherecht erkauft, dann wäre die Bankenwirtschaft jetzt möglicherweise schon angekurbelt, wenn das eine Voraussetzung gewesen ist. 

Ein letzter Punkt - ich habe gesagt, zehn Minuten, das heißt, eineinhalb sind noch da - betrifft den Bereich der Wirtschaftsförderung. Jedes Mal, jedes Jahr ist es eine neue Herausforderung, sich anzusehen, wie viel Geld für Calls verwendet wird, für departure verwendet wird, für Nahversorgungsförderung, für Geschäftsstraßenförderung und andere Punkte, und dem - ich habe es heute schon kurz erwähnt - die Parkgaragen gegenüberzustellen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Frau Finanzstadträtin! Eigentlich kommt mir immer das Weinen, wenn ich sehe, wie wenig Ihnen die Förderung der Wissenschaft, der Forschung, der Kultur aus dem Bereich Wirtschaftsförderung wert ist, und dem die Förderung von Parkgaragen gegenüberstelle: Betonklötze, die nicht ausgelastet sind! Kaum eine Park-and-ride-Anlage ist zu mehr als 10 Prozent, 15 Prozent ausgelastet. Von keiner Park-and-ride-Anlage wird de facto der Kredit, der als zinsenloses Darlehen gewährt wurde, zurückgezahlt, weil die Umsatzzahlen nicht erreicht wurden. Und immer noch gibt es zu wenig Geld für den öffentlichen Verkehr, zu wenig Geld für die Forschung, zu wenig Geld für die Wissenschaft, zu wenig Geld für die kreative Wirtschaftsförderung, aber ein unermessliches Füllhorn für Parkgaragen!

Wir sollten das gemeinsam abstellen. Denn gerade angesichts der Wirtschaftskrise benötigen wir in Wien eine andere Wirtschaftspolitik. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich kann das bestätigen, was Herr Kollege Margulies angekündigt hat: Er ist wirklich innerhalb seiner zehn Minuten und innerhalb seiner freiwilligen Redezeitbeschränkung geblieben. 

Am Wort ist nunmehr Herr GR Dkfm Dr Aichinger. - Bitte.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren! 

Wir reden heute über einen Rechnungsabschluss, der sicher ein Rechnungsabschluss ist, den wir so bald nicht wieder bekommen werden. Wir haben viele Einnahmen - ich muss in dem Fall dem Kollegen Margulies recht geben -, wir haben so viel Geld wie schon lange nicht eingenommen. Die Frage ist: Wofür haben wir es ausgegeben, was haben wir damit gemacht?

Ich möchte es heute auf den Punkt bringen und das herausnehmen, was mir sehr wichtig erscheint. Da möchte ich einmal festhalten, dass zwischen einem Konjunkturpaket und der Wirtschaftsförderung im engeren Sinn doch ein kleiner Unterschied besteht. Meine Meinung, unsere Meinung, die Meinung der ÖVP ist folgende: Wir haben ein Konjunkturpaket von 100 Millionen EUR bekommen, das großteils - und das haben wir auch schon einige Male diskutiert - natürlich in die Betriebe des Wien-Konzerns gegangen ist. 

Ich weiß schon, es kommt Ihre Argumentation: Das geht an die Klein- und Mittelbetriebe weiter. Keine Frage, meine Damen und Herren, aber seien wir uns einer Sache gewiss: Es sind nicht alle, leider nicht alle Betriebe Auftragnehmer der Gemeinde Wien, es gibt viele Tausend andere! Wir haben in Wien über 100 000 Betriebe, davon zirka 37 000 Betriebe, die Arbeitnehmer beschäftigen, und das sind eben 540 000! 

Ich glaube daher, es wäre fair - wenn Sie, Frau Vizebürgermeister, heute von Fairness, von Sportsgeist und, ich würde sogar sagen, von fairem Wettbewerb innerhalb der Betriebe und Unternehmungen reden -, wenn auch andere Betriebe, die nicht nur von der Gemeinde Wien Aufträge bekommen, dann hier eine Möglichkeit hätten, wirklich etwas für ihre Betriebe zu tun, sie eben auf eine geänderte Situation vorzubereiten, sich auf Folgendes vorzubereiten: Wie schaut die Wirtschaftslandschaft nach dieser Situation, nach dieser Wirtschaftskrise aus? - Da wäre es, glaube ich, sehr notwendig, dass wir ganz einfach einige Dinge auf den Weg bringen, damit wir wirklich auf die Betriebe schauen. 

Jetzt ganz kurz zur Wirtschaftsförderung im engeren Sinn: Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister, in Wahrheit hatte die Wirtschaftsförderung im engeren Sinn voriges Jahr ein Ausmaß von 63 Millionen EUR. Im Abschluss steht drin: 93 Millionen; wenn man aber die Rücklagenzuführung zu den Garagen abzieht, bleiben im Prinzip 63 Millionen EUR, die allen Betrieben zur Verfügung stehen, sodass sich dort eben alle Betriebe um eine Förderung, um eine Unterstützung bemühen können.

Sie haben heute in Ihrer Rede selbst erwähnt, dass die Exportunterstützung um 50 Prozent gestiegen ist. Das ist absolut richtig, nur muss man mit Prozentzahlen sehr genau aufpassen: Es ist immer die Frage, von welcher Basis gerechnet wird. Von 3 Millionen auf 4,5 Millionen sind es auch 50 Prozent; um 1,5 Millionen EUR wurde erhöht. Aber wir haben schon besprochen, wo es andere, große Beträge gibt; ich möchte jetzt gar nicht darüber reden. Es ist schon von einigen Vorrednern gesagt worden, was unter Umständen voriges Jahr oder in der letzten Zeit für Positionen ausgegeben wurde, die sozusagen nicht so genau abgerechnet wurden.

Bei der Nahversorgung könnte ich umgekehrt wieder sagen, bei der Förderungsaktion sind es sogar um 25 Prozent weniger gewesen. Denn man hat 1 Million EUR proklamiert, aber man hat nur 750 000 EUR ausgeben. Das ist für mich überhaupt ein Indiz dafür, dass mit der Nahversorgungsförderung etwas nicht stimmt. Entweder ist sie zu eng geschnürt, zu bürokratisch aufgebaut; es kann ja nicht sein, dass das von so und so vielen Tausend Betrieben in Wien zu wenig in Anspruch genommen und nicht einmal ganz ausgenützt wird. Das ist, glaube ich, nicht möglich.

Das heißt, meiner Meinung nach wäre es sehr wichtig, dass wir da eine offene Diskussion führen: Was können wir für jene Betriebe tun, die sich selbst auf die Zeit nach der Krise vorbereiten wollen, ihre Infrastruktur, ihre Maschinen, ihre Anlagen verbessern wollen, ihren Internetzugang verbessern wollen, Sicherheitsvorkehrungen machen und Alarmanlagen einbauen wollen, Energieeffizienz erreichen wollen? Wie schaut es mit Unternehmungen aus, die auch bei der thermischen Sanierung mitmachen wollen, Qualitätsverbesserung, nehmen wir an, Personalqualifikation? - All das, meine Damen und Herren, müsste vom Wiener Wirtschaftsförderungsfonds wesentlich großzügiger gehandhabt werden.

Ich werde daher zwei Anträge einbringen, denen ich voranstellen möchte, meine Damen und Herren, dass wir auf Zuweisung gehen, um das zu diskutieren. Die Anträge sind auch bewusst noch sehr global gestellt worden, weil ich glaube, dass es sich die Wiener Betriebe - und Sie haben es erwähnt, Frau Vizebürgermeister - verdient haben, auch hier mehr Förderung, bessere Förderung und effizientere Förderung zu bekommen. Ich möchte daher zwei Anträge einbringen.

Der eine betrifft die verstärkte Förderung der Wiener Klein- und Mittelbetriebe, die Verdoppelung der Förderbeträge im Rahmen der Nahversorgungsförderungsaktion. Ich beantrage daher, die maximalen Förderbeträge zu verdoppeln. - In formeller Hinsicht verlangen wir die Zuweisung an den Ausschuss. (Beifall bei der ÖVP.)
Die zweite Sache bezieht sich darauf - auch das ist erwähnt worden -, dass die Wiener Wirtschaft und die österreichische Wirtschaft zu 60 Prozent exportorientiert ist. Wir sind mit dem Ausland sehr eng verbunden, wir haben hier starke Verbindungen; das ist gut so, und das hat uns in den letzten Jahren sehr viele Erfolge gebracht. Daher ist auch die Verdoppelung der Internationalisierungsförderung und des Internetauftritts zu diskutieren und zu hinterfragen: Können wir die Betriebe da besser unterstützen, können wir etwas tun, damit sie offensiv in den Markt hineingehen und sich verbessern können, meine Damen und Herren?

Ich bringe auch in diesem Fall einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein und bitte um Zuweisung an den zuständigen Ausschuss.

In diesem Sinne: Gemeinsam für die Wiener Wirtschaft, gemeinsam für die Klein- und Mittelbetriebe, damit in Wien etwas weitergeht! - Danke, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Am Wort ist Herr GR Ekkamp. - Bitte.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin!

Ich kann nicht versprechen, dass ich es in zehn Minuten schaffe, weil ich doch auf einige Aussagen ein wenig replizieren will. Aber ich werde versuchen, mich sehr kurz zu halten. (Zwischenrufe bei ÖVP und GRÜNEN.)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, in wirtschaftlich schwierigen Zeiten muss Finanz- und Wirtschaftspolitik ein stabiler Faktor für Unternehmen, aber auch für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sein. (GR Dr Matthias Tschirf: Richtig, ja! Siemens!) Ich glaube, das spiegelt der Rechnungsabschluss 2008 ganz klar und deutlich wider, obwohl wir unterschiedliche Zugänge zu diesem Zahlenwerk haben. 

Ich denke auch - und darüber haben wir schon öfters diskutiert -, die solide Finanzpolitik und das Schuldenmanagement in dieser Stadt über die letzten Jahre, ein Jahrzehnt, kommt uns jetzt zugute, um eben gewisse Herausforderungen annehmen und auch bewältigen zu können. Da gibt es ein geflügeltes Wort, das früher einmal ein berühmter Moderator verwendet hat: Man muss rechtzeitig darauf schauen, dass man es hat, wenn man es braucht. - Dieser Satz hat heute seine Richtigkeit. Ich möchte - auch das ist heute schon diskutiert worden - auf die Bonität einer Stadt hinweisen: Man kann nicht immer nur ausgeben, ausgeben, ausgeben, und wenn man dann Geld braucht, dann bezahlt man horrende Summen. 

Ich denke, es war auch wichtig - wie es heute die Frau Vizebürgermeisterin schon angeführt hat -, dass sich Wien, der Wiener Wirtschaftsstandort, längerfristig auf eine gemischte Produktions- und Dienstleistungsstruktur ausgerichtet hat. Ich weiß, wir sind auch hier oftmals kritisiert worden. Aber es wirkt heute bereits dämpfend auf die globale Wirtschaftskrise, die auch vor den Toren Wiens nicht halt macht.

Die steigenden Arbeitslosenzahlen - sie sind heute bereits angedeutet oder dargestellt worden - geben uns recht. Ich sage gleich vorweg, jede und jeder einzelne Arbeitslose ist zu viel! Wir müssen auch zur Kenntnis nehmen, dass es urbane Bereiche schwerer als ländliche Bereiche haben. Das kann man ganz einfach nicht wegdiskutieren. Aber bei 11,4 Prozent - ich glaube, das ist heute schon gesagt worden - lag die Steigerungsrate im Mai; der Durchschnitt in Österreich betrug 30 Prozent, Oberösterreich verzeichnete 61 Prozent. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Von welchem Level?) Das tut mir auch weh, es schmerzt; aber das sind Fakten, die man ganz einfach nicht wegdiskutieren kann. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Aber von welchem Level? - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diese Zahlen zeigen sehr deutlich, dass die neue Wiener Wirtschaftsstruktur und die bereits gesetzten Maßnahmen - ich rede von 900 Millionen EUR schon im heurigen Jahr - dämpfend auf die Effekte der globalen Weltwirtschaftskrise wirken und dass auch die Ziele, die von uns gesetzt worden sind, nicht verfehlt werden. Der Schutzschirm, den unsere Frau Vizebürgermeisterin aufgespannt hat, wirkt bereits. 

Einer der Krisendämpfer - ich will es nicht allzu lang machen - sind die Investitionen in Wien: 4,3 Milliarden EUR, ein klares Zeichen für mehr Nachfrage und für die Sicherung von tausenden Arbeitsplätzen. Investitionen von mehr als 2,4 Milliarden EUR im Kernbereich der Stadt und der städtischen Unternehmen liegen um 120 Millionen EUR über denen von 2007. Deutliche Investitionsimpulse haben dabei die Wiener Stadtwerke mit über 400 Millionen EUR und die Wien Holding mit 182 Millionen EUR gesetzt.

Ich sage nur: Gut, dass die Wiener Stadtwerke im Eigentum der Stadt Wien sind! Ich verweise auf Oberösterreich und werde noch kurz darauf zu sprechen kommen. So ist es sicher besser, denn Private investieren in Krisenzeiten nicht so intensiv wie eben die öffentliche Hand. Das wirkt sich natürlich auf den Wirtschaftskreislauf und letztlich auch auf die Beschäftigung aus.

Die Wiener Stadtwerke - das ist auch schon angedeutet worden, und das sind eben die Impulse, die gesetzt werden - werden in den nächsten fünf Jahren 4,2 Milliarden EUR in die Infrastruktur investieren. Das sichert die Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung in Wien. Der U-Bahn-Ausbau mit 1,4 Milliarden EUR sichert zusätzlich 26 000 Arbeitsplätze. Die gute Infrastruktur - wir haben es heute schon gehört, der UITP-Kongress hat es bescheinigt, es ist aus anderen Städten bekannt - ist nicht selbstverständlich; das ist politisch gewollt und faktisch in diese Zielrichtung gesetzt.

Mit fast 175 Millionen EUR an gezielter Wirtschaftsförderung unterstützt die Stadt Wien die Klein- und Mittelbetriebe auch in Hinsicht von Ansiedelungen neuer Betriebe. Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, diese Bilanz kann sich sehen lassen! 119 internationale Betriebe haben Wien als neue Destination gewählt. Von 19 internationalen Konzernen haben sich bei den so genannten Headquarters 15 für Wien entschieden. Diese Ansiedelungen beweisen auch die Standortqualitäten Wiens. Wenn alles so schlecht wäre, wie behauptet wird, dann gehe ich doch, wenn ich einen Betrieb oder einen Konzern habe, sicher nicht nach Wien! Das beweist es ganz eindeutig, und das bestätigt auch die Präsidentin der Wiener Wirtschaftskammer, Frau Präsidentin Jank.

Ich verstehe natürlich auch die Diskussion, dass man als Opposition nicht alles loben kann. Das verstehe ich, es ist ein Rollenspiel. Ich verstehe auch so manche Kritik und verstehe, dass die Opposition sagt, sie macht alles besser. Ich kann mich da nur an einen gewissen Zeitraum erinnern - ich will Ihnen das alles heute ersparen, weil die Zeit nicht reichen würde, auch nicht die 25 Minuten -, jenen von 2000 bis 2006, und was in dieser Bundesregierung alles geschehen ist. (GR Dr Helmut Günther: In Wien aber nicht!)
Wir haben es heute schon gehört, die Arbeitslosenzahlen schmerzen wahrscheinlich uns alle; aber damals, in einer Zeit der Hochkonjunktur, waren sie genauso hoch! Den Eingriff ins Arbeitsrecht hat es da gegeben, den Griff in die Geldbörsen, schrumpfende Investitionen. Wir haben das alles seinerzeit diskutiert, und wir haben das alles am eigenen Leib verspürt, meine sehr verehrten Damen und Herren! Daher ist es, glaube ich, auch notwendig, bei der noch fast eineinhalb Tage dauernden Debatte doch ein bisschen mehr Sachlichkeit an den Tag zu legen. Ich glaube, das ist sinnvoll und zielführend, auch für die kommende Arbeit.

Wenn ich Sachlichkeit sage: Es ist heute wieder angesprochen worden, in vorauseilenden Presseaussendungen ist es gesagt worden, zum Beispiel von der Volkspartei: Wiens Schulden wachsen in Milliardenhöhe. In Milliardenhöhe! Sie wissen, dass sie leicht erhöht worden sind. Ich glaube, Sie wissen auch, warum sie sich ganz leicht erhöht haben: Nicht, weil wir Schulden gemacht haben, damit wir unsere Bonität verlieren. Nein, das ist es sicher nicht.

Wenn man von Schulden redet, dann soll man die Kriterien sachlich vergleichen. Jetzt rede ich nicht von Kärnten; Sie wissen alle, dass pro Einwohnerin und Einwohner dort bereits die 4 000-EUR-Grenze überschritten worden ist, und zwar ohne die ausgegliederten Bereiche, trotz Verkaufs von so genanntem Landeseigentum. Wir haben heute schon von Hamburg gehört - das habe ich mir noch ausgedruckt: 11 808 EUR. Ich will der Stadt Hamburg nichts Negatives nachsagen; sie ist eine schöne Stadt, ich war selbst einmal dort. Aber das sind eben Zahlen, und urbane Bereiche sind auch anders als ländliche; wir sehen allerdings, dass es in Kärnten auch anders geht. In Wien sind es im Vergleich dazu 869 EUR, wenn ich es richtig im Kopf habe; ich habe aufgeschrieben: 870 EUR. Hier besteht durchaus wirtschaftlich Handlungsfähigkeit. 

Die Volkspartei bezieht sich in einer Presseaussendung auch auf Oberösterreich. Ja, das stimmt, dort haben sie auch einen guten Rechnungsabschluss. Aber da hat der Landesrechnungshof etwas gesagt: Er sieht nämlich strukturelle Probleme in Oberösterreich, denn sie haben das so genannte Nulldefizit, also das ausgeglichene Ergebnis, nur durch den Verkauf von Anteilen des Landesversorgers Energie AG Oberösterreich im Wert von 133 Millionen EUR erreicht! Ich meine nur, wenn man etwas kritisiert und darstellt, dann soll man korrekterweise auch alle anderen Sachen darstellen, geschätzte Damen und Herren!

Was das Motto „Mehr privat, weniger Staat" betrifft, war das auch für viele in der Volkspartei praktisch die Leitlinie, die Hymne der Partei über eineinhalb bis zwei Jahrzehnte. Das hat eben Schiffbruch erlitten, und heute redet man wieder davon, dass der Staat mehr machen soll. Ich könnte hier viele Beispiele aus dem Stegreif nennen. Da fällt mir gleich der Präsident der Deutschen Bank ein, der Millionen kassiert und dann nach dem Staat gerufen hat, aber in den zehn Jahren davor immer diese Form, dass der Staat lenkend eingreift, abgelehnt hat: Mehr privat, weniger Staat. Mit dem Verkauf von Familiensilber ist es überhaupt nicht getan, geschätzte Damen und Herren!

Der zweite Punkt, den ich ansprechen will: Ich habe schon gesagt, dass bei der Arbeitslosigkeit jeder Einzelne einer zu viel ist. Es ist heute auch gesagt worden, dass Wien sehr viel für die Jugend macht. Aber auch bei der Jugendarbeitslosigkeit möchte ich auf Folgendes hinweisen: Das ist nicht eine Statistik der SPÖ-Wien, sondern eine Statistik vom AMS, die übers Internet nachzulesen ist. Es ist auch hier zu finden: Es ist gut, dass wir etwas machen, es ist gut, dass wir 4 500 Lehrstellen für die Jugendlichen in unserer Stadt bereithalten. Die Jugendarbeitslosigkeit ist mit 14,5 Prozent zu hoch, aber sie ist wesentlich besser als zum Beispiel in Oberösterreich mit 20 Prozent. Das sind die nackten Zahlen, geschätzte Damen und Herren, die kann ich ganz einfach nicht ändern. 

Ein weiterer Punkt, den ich anbringen möchte, ist, dass heute zum Beispiel der Bereich Bruttoregionalprodukt angesprochen worden ist; die ÖVP, glaube ich, hat das angesprochen. Wenn ich mich recht entsinne, haben Sie es so dargestellt: Wir sind die Drittletzten in ganz Österreich. Dazu wieder eine Statistik, nicht von mir, sondern von der Statistik Austria - nicht zu fälschen -, mit dem Datum 10.5.2009: Da steht eindeutig, dass Wien - Letzter ist es, aber nur in der Tabelle ganz unten - mit 41 500 EUR pro Einwohnerin und Einwohner doch deutlich besser liegt als zum Beispiel Niederösterreich. Niederösterreich, das immer angeführt wird, hat 25 300 EUR. Wenn man das in der Relation dieser beiden Bundesländer sieht, dann ist es ein Mehrwert von über 43 Prozent, der in Wien erwirtschaftet wird, geschätzte Damen und Herren!

Ein Punkt, den ein Vorredner von mir angesprochen hat, ist das ... (GR Dr Matthias Tschirf, ein Schriftstück zum Rednerpult bringend: Brutto-Wertschöpfung, bitte!) Ja, ich habe es ohnehin da. Die Statistik gebe ich dir dann, Kollege Tschirf.

Einen Punkt oder zwei Punkte möchte ich noch kurz ansprechen. Das Cross Border Leasing hat uns etwas gekostet - ich hoffe, ich habe mich da nicht verhört, so ist es angesprochen worden. Ich verweise darauf, dass es amerikanische Gesetzgebung gewesen ist - keine Spekulation -, die natürlich jenen Investoren, die das tun, gewisse Steuervorteile bietet. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Im Vorjahr ...!) Die Investoren, die das tun, haben auch Steuervorteile weitergegeben, auch an die Verleaser. Ich glaube, ich kann ... (GR Dr Herbert Madejski: ... war nach dem Gesetz! Keine Spekulation! War alles erlaubt in Amerika!) 
In Amerika gibt es das ohnehin nicht mehr, es ist schon vorbei und ist schon wieder abgeschafft. Aber unter der Reagan-Politik war es erlaubt. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: ... war vorher erlaubt, genau! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Es hat sich auch nicht nur Wien allein dem angeschlossen, sondern ganz Österreich, ganz Europa, Teile der ganzen Welt. Du hast es ohnehin richtig gesagt, glaube ich, es war ein großes Volumen. Aber wahr ist vielmehr, dass es Wien nichts gekostet hat!

Der zweite Punkt, den ich ansprechen will, ist das Thema Pensionsfonds. Richtigerweise wurde von Bewertungsverlusten gesprochen. Im Geschäftsbericht steht es drin: 6,1 Prozent zum Stichtag von den Pensionsfonds der Wiener Stadtwerke - 6,1 Prozent! Heute ist von 80 Millionen EUR gesprochen worden; es sind keine 80 Millionen, es ist weniger. Da kann man auch noch weitere Rechenbeispiele anstellen. Ich kann mich aber an ein Protokoll vom Oktober erinnern, in dem bereits von Verlusten von 120 Millionen EUR die Rede war. Heute wissen wir, wenn wir jetzt einen Stichtag ziehen würden, wären es weitaus weniger als 6,1 Prozent! Ich füge hinzu: Wenn man sich die Pensionsfonds anschaut, ist das alles faktisch sehr konservativ angelegt. 

Ich habe hier eine Einschaltung in einer Zeitung. Ich nenne jetzt keine Namen, aber man weiß noch, wo der damalige Finanzminister jetzt gearbeitet hat. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Euer Lehrer?) Nein, unser Lehrer ist das nicht! - 85 Prozent, 89 Prozent, 88 Prozent, 77 Prozent an Kursverlusten; da hat er nur im Vergleich zu seiner Bank in der Öffentlichkeit dargestellt, wie das wirklich erfolgt. Da denke ich, dass die 6,1 Prozent relativ geringfügig und sehr vorsichtig waren. Wir wissen alle, wie das entstanden ist, auch all die Pensionskassen leiden darunter. Ich kann Ihnen sagen, die Gesetzgebung war seinerzeit auch in Österreich nicht so, dass man 40 Prozent in Aktien, zum Beispiel am österreichischen Aktienmarkt, anlegen musste. Das hat auch de facto seine Ordnung.

Zweiter Punkt: Der Schutzschirm - ich habe ihn schon angesprochen - ist die berufliche Aus- und Weiterbildung; das ist heute schon ein- oder zweimal dargestellt worden. Mit dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds ist uns, glaube ich, seinerzeit, 1996, wirklich ein großer Wurf gelungen. Er ist einzigartig in Österreich, er bietet ein vielfältiges Angebot, das sich an den Bedürfnissen der Menschen, der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ausrichtet und sich auch an der Wirtschaft orientiert. 

2008 war er mit 56 Millionen dotiert, heuer mit 58 Millionen, plus 10 Millionen von der Stadt. Insgesamt kommt es über das AMS, über den Arbeitsminister, zusammen mit den 10 Millionen zu 33 Millionen EUR für arbeitsplatzfördernde Maßnahmen. Insbesondere die Jugend - das habe ich schon angesprochen - wird hier mit 5,5 Millionen zusätzlich gefördert, und ein Ergebnis daraus sind die 4 500 zusätzlichen Lehrlingsausbildungsplätze in Wien. Das zeigt, dass wir die jungen Menschen nicht im Stich lassen. (Beifall bei der SPÖ.)

Maßnahmen gibt es wie Bildungskarenz Plus - Betriebe, die Personalabbau vermeiden wollen oder eine Alternative zur Kurzarbeit wollen -, Arbeitsstiftungen - sehr, sehr hilfreich, das habe ich schon am eigenen Leib verspürt, in einem Betrieb, in dem Bereiche zugesperrt werden, und sie haben auch eine ganz hohe Job-Chance -, Implacement-Stiftung, Jugend und Berufseinstieg, „Meine Chance", überbetriebliche Lehrlingsausbildung, Übergangsmanagement, Job-Chance oder Flexwork, um nur einige Beispiele zu nennen.

Aber lassen Sie mich auch hier noch eine Bemerkung tätigen, weil von der grünen Seite auch die Firma Siemens angesprochen worden ist, insbesondere der große Bereich der Programm- und Systementwicklung, der PSE. Es ist hier gesagt worden, man bezweifelt die Aktivitäten der Stadt Wien in Zusammenarbeit mit der Firma Siemens; von der grünen Seite ist das gesagt worden. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Mit der Personalvertretung!) 

Mit der Personalvertretung - ich sage gleich vorweg, ich bin selbst Personalvertreter oder Betriebsrat, wie das bei uns heißt. Betriebsrat bin ich im August seit 33 Jahren, ein wenig kann ich auf Erfahrung auch in diesen Bereichen zurückblicken. Ich sage aber dazu, dass ich nicht direkt zuständig bin für diesen, zugegeben, durchaus betroffenen Bereich. Auch wenn ich über den Zentralbetriebsrat zuständig wäre, hätte ich dort kein Mitwirkungsrecht, weil der zuständige Bereichsbetriebsrat sich definitiv dafür ausgesprochen hat, dass er ganz allein, ohne Einwirkung aller anderen Betriebsrätinnen und Betriebsräte, für diesen Bereich verhandeln möchte. 

Ich glaube, man ist wirklich schlecht informiert, denn es hat bereits in jüngster Zeit - die Liste von früher her ist sehr lang - zwei Gespräche gegeben. Ich gebe zu, eines hat es mit HR, Human Resource - früher hat es Personalbüro geheißen -, gegeben, und es hat auch einen Kontakt - es wird weitere geben - mit dem Betriebsrat gegeben. 

Allerdings erscheint es für mich als Betriebsrat sehr eigenwillig, wenn der Betriebsratsvorsitzende nur ein paar Minuten dabei ist, dann wieder geht und es seinen Kolleginnen und Kollegen überlässt. Wenn eine solche Situation eintritt, dass es dort wirklich kracht und grammelt, auf Wienerisch gesagt, dann muss ich mir als Betriebsratsvorsitzender ganz einfach die Zeit nehmen und vom Anfang bis zum Ende mit dabei sein. Daher ist für mich als Personalvertreter, sprich, als Betriebsrat, diese Vorgangsweise sehr bedenklich. 

Geschätzte Damen und Herren! Ich kann von der Historie her sagen, dass ich weiß, was es heißt, in einem Konzern zu arbeiten, wo die Konzerentscheidungen nicht in Wien getroffen werden. Die werden eben in München getroffen, weil es ein Weltkonzern ist. Ich kann mich daran erinnern, wie wir dagestanden sind, als die Weltkonjunktur im Bereich der Kabelproduktion - viele kennen ja noch das Kabelwerk im 12. Bezirk - eingebrochen ist, weil man heute viel mehr mit Funk arbeitet; man braucht weniger Kabel und, und, und. Die Konzernzentrale hat über Nacht eine Entscheidung getroffen: Wir brauchen in ganz Europa keine Kabelwerke mehr, das ist so. Ein kleiner Rest ist seinerzeit an Pirelli verkauft worden. 

Ich weiß, was es heißt, wenn die Kolleginnen und Kollegen ihren Arbeitsplatz verlieren, weil es eben keine Aufträge mehr gibt, weil es keine Produktion mehr gibt, und was für eine tolle Arbeit und Leistung hier der WAFF geboten hat. Ich weiß, wir waren damals am Beginn, aber wir haben einer großen Anzahl von Kolleginnen und Kollegen über den WAFF eine neue Chance, ein neues Berufsleben ermöglicht, und sie sind heute sogar glücklich darüber. Ich denke, wenn man so etwas will, dann muss man auch als Betriebsrat verhandeln. Man muss es wirklich wollen, ansonsten ist das, denke ich, nicht im Sinne unserer Kolleginnen und Kollegen. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Abschließend möchte ich mich auch recht herzlich bei den tausenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieser Stadt für ihr Engagement bedanken, insbesondere beim Herrn Finanzdirektor als Teamchef und seinem wirklich professionellen Team für das solide Finanz- und Schuldenmanagement, aber auch bei unserer Frau Stadträtin, die natürlich die politischen Leitlinien zum Aufbau des Schutzschirmes in dieser Krise gesetzt hat. 

Dank gilt aber auch allen Wienerinnen und Wienern, die mit ihren Leistungen einen wesentlichen Beitrag zur Lebensqualität in unserer schönen Stadt geleistet haben. Diese ist bekanntlich die höchste: Laut Mercer-Studie waren wir im Vorjahr nur Europameister oder Vizemeister, heuer sind wir bereits Weltmeister! Ich denke, darauf kann man durchaus stolz sein, denn das ist das Ergebnis einer harten, ehrlichen, soliden und zukunftsorientierten Arbeit. 

Ich hätte jetzt wahrscheinlich einen Wunsch geäußert, aber ich äußere ihn gar nicht mehr - man kann diesem Budget ruhig zustimmen -, denn ich weiß, da haben wir eben unterschiedliche Zugänge. Trotzdem ersuche ich Sie um Zustimmung zu diesem Rechnungsabschluss, denn er ist sehr solide, er dient den Menschen und gibt ihnen auch den nötigen Rückhalt für die Zukunft. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächster Redner ist Herr GR Dr Günther. - Bitte.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vom Beginn an war die Frau Stadträtin die Erste, die auf die höchste Lebensqualität in Wien und auf die Mercer-Studie hingewiesen hat; eine interessante Geschichte. Der Nächste war der Vorsitzende des Finanzausschusses. Und abschließend war es jetzt noch Kollege Ekkamp, der wirklich stolz darauf war, dass die Mercer-Studie für Österreich eine so positive Darstellung bringt und dass internationale Manager Wien so positiv sehen. Das freut uns alle. 

Aber ich sehe noch etwas, und zwar in der „Bezirkszeitung" vom 6. Mai: „Höchste Lebensqualität - Wien auf Platz 1", und auch der Bürgermeister schreibt in seinem Artikel: „Wien Top-Lebensqualität weltweit." Meine Damen und Herren, das steht auf der zweiten Seite; auf der ersten Seite steht Folgendes: „Leben von Müll." (Der Redner hält eine Zeitung mit der entsprechenden Schlagzeile in die Höhe.) Meine Damen und Herren, dem jungen Mann ist es völlig egal, ob sich internationale Manager in Wien wohl fühlen. Das gibt es in Wien auch, und diese Zeitung kennen Sie alle, aber davon habe ich heute von niemandem von Ihnen irgendetwas gehört! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich darf jetzt zum Bereich Wiener Stadtwerke kommen. Es war schon interessant, das in der Früh zu hören. Unsere Geschäftsgruppe heißt Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, aber das Einzige, was die Frau Stadträtin zu den Wiener Stadtwerken gesagt hat, war: Die Friedhöfe sind jetzt auch bei den Stadtwerken. - Stimmt, sie sind damit auch außerhalb der Kontrolle des Wiener Gemeinderates, und zwar mit der Begründung der Frau Stadträtin, die sie immer dann bringt, wenn sie zu etwas keine Aussagen treffen möchte. 

Aber ich komme noch einmal darauf zurück. Es gibt einen eigenen Sonderausschuss Wiener Stadtwerke, eine ausgezeichnete Einrichtung, bei der uns auf hohem Niveau die Manager der Wiener Stadtwerke das erzählen, was sie uns gerne erzählen möchten. Wir besuchen auch Einrichtungen der Stadt Wien wie zum Beispiel EBS oder die Gaswerke, das ist hochinteressant und bietet einen guten Überblick, zum Beispiel darüber, in welchen großen Rohren Gas nach Österreich kommt, wie es dann bis zum kleinsten Bürger kommt et cetera. Das ist auch spannend und interessant.

Kaum geht man aber etwas in die Tiefe, dann ändert sich das Ganze. Das Erste war, dass die Oppositionsparteien gemeinsam einen Antrag auf einen Sonderausschuss zum Thema Wiener Linien gestellt haben, um die Personalprobleme bei den Wiener Linien und die Probleme mit den Verspätungen bei den Wiener Linien darzustellen. Die Frau Stadträtin hat in diesem Sonderausschuss mitgeteilt, dass sich die Verspätungen im Promillebereich bewegen. Also jeder, der manchmal mit dem 6er fährt, hat noch nicht gemerkt, dass dieser nur um Promille-Sekunden langsamer ist, sondern das macht sich sehr intensiv bemerkbar. 

In dieser Sitzung hat die Geschäftsführung der Wiener Linien bekannt gegeben: Es stimmt, dass es Personalprobleme gibt. Es ist hauptsächlich von einem einzigen Bahnhof, nämlich auf der Rax, ausgegangen, aber wir haben voriges Jahr um hundert Leute mehr eingestellt und eingeschult, und daher haben wir das in ein paar Tagen wieder im Griff.

Diese Sitzung war am 8. Mai; am Freitag steht ein großer Artikel in der Presse: „Hundert Mitarbeiter zu wenig bei den Wiener Linien", und die Begründung bezieht sich auf Arbeitszeitregelungen. Meine Damen und Herren, die EU-Arbeitszeitregelung, die das Parlament hätte beschließen sollen, ist nicht in Kraft getreten, weil das Parlament das nicht gemacht hat. Daher kann diese Aussage nicht ganz stimmen. Auch die Begründung der Wiener Linien - wir haben das innerhalb der nächsten Wochen im Griff - kann nicht stimmen, sonst wäre es schon im Griff. Es ist also nichts wirklich passiert. Aber eines muss man dazusagen: Das Management hat dort konkrete und sehr gute Auskünfte gegeben. 

Die nächste Sondersitzung, die wir beantragt haben, war eine Sondersitzung zu drei speziellen Themen. Das erste war die Kalkulierung der Strom- und Gaspreise im Bereich der Wiener Stadtwerke – Wien Energie. Der zweite Punkt war: Wie waren diese Veranlagungen bei den Pensionskassen? Der dritte Punkt war: Was passiert mit den zu viel eingenommenen Gebrauchsabgaben von Kunden aus Niederösterreich? 

An diesem Tag hat am Vormittag der Finanzausschuss und am Nachmittag der Sonderausschuss der Wiener Stadtwerke stattgefunden. Beim vormittägigen Finanzausschuss war es ein verhältnismäßig kurzer Ausschuss, weil es fast nur Zustimmungen zu Wirtschaftspaketen gegeben hat, die durchaus richtig sind und in keiner Weise ablehnbar waren. Am Nachmittag hat die Finanzstadträtin ein Gutachten des Verfassungsdienstes herausgeholt und hat gesagt: Das alles geht nicht, und das kann ich nicht beantworten, denn der Verfassungsdienst hat festgestellt, das ist eine Aktiengesellschaft - was wir alle wissen -, und dort ist es nicht möglich, das an den Gemeinderat weiterzugeben, sondern es ist eine Entscheidung des Vorstandes, und der Vorstand trifft die Entscheidungen, wie Preiskalkulationen durchzuführen sind oder wie Veranlagungen von Pensionssystemen durchzuführen sind. Der dritte Punkt mit der Rückzahlung wurde vom Finanzdirektor beziehungsweise von OSR Kramhöller ordnungsgemäß beantwortet. 

Und jetzt, meine Damen und Herren, frage ich Sie: Es ist eine Aktiengesellschaft, sie gehört zu 100 Prozent der Stadt Wien, und bei dieser Aktiengesellschaft gibt es eine Hauptversammlung, so wie auch bei jedem börsennotierten Unternehmen. Nur: Die Hauptversammlung ist die Frau Finanzstadträtin, die die Eigentümervertreterin ist und dort diese 100 Prozent wahrnimmt. Wäre es nämlich eine börsennotierte Aktiengesellschaft, dann könnte ich mir eine Aktie kaufen, zur Hauptversammlung gehen und dort Fragen stellen, und der Vorstand wäre verpflichtet, diese Frage zu beantworten. 

Das ist hier nicht der Fall, nur eines ist schon zu beachten: Die Frau Eigentümervertreterin ist dem Eigentümer - der Eigentümer ist die Stadt Wien, und das sind die hier sitzenden hundert Gemeinderäte auch - verpflichtet, Antwort zu geben. Dagegen hat sie sich mit aller Kraft ausgesprochen, und sie hat auf ihr Gutachten des Verfassungsdienstes verwiesen. 

Meine Damen und Herren! Vielleicht erinnern Sie sich noch, so wie ich, an Gutachten des Verfassungsdienstes, die man nicht immer als sakrosankt hinstellen kann. Sie erinnern sich noch an die Gutachten des Verfassungsdienstes und des Prof Mayer zum Ausländerwahlrecht. Der oberste Rechtssprecher in Österreich, nämlich der Verfassungsgerichtshof, hat genau diese Gutachten nicht anerkannt und das Wahlrecht für Drittstaatenangehörige nicht erhoben! - Soweit zur Qualität des Verfassungsdienstes der Stadt Wien. 

Ich hoffe, dass das doch ordnungsgemäß überprüft wird und eine Berichterstattung beziehungsweise eine Berichtigung durch die Frau Stadträtin an den zuständigen Gemeinderatsausschuss beziehungsweise an den Gemeinderat durchgeführt wird. Aus diesem Grund bringe ich gemeinsam mit dem Kollegen Stark und den Mitunterzeichnern folgenden Beschlussantrag ein:

„Die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Mag Brauner, soll als Eigentümervertreterin der Wiener Stadtwerke Holding AG sicherstellen, dass diese und alle ihre Teilgesellschaften vierteljährlich Berichte dem zuständigen Gemeinderatssausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke vorlegen, um damit nicht nur eine laufende Berichterstattung, sondern auch ein betriebliches Controlling durch den Gemeinderat zu gewährleisten. Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich für eine Informationspflicht der Eigentümervertreterin, der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, gegenüber den Mitgliedern des Gemeinderates aus. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Beim Städtetag und im Anschluss daran bei der Vorstandssitzung des Verbandes der österreichischen Wirtschaft und Gemeinwirtschaft hat Dr Stephan Schulmeister vom WIFO einen interessanten Vortrag dazu gehalten, wie die Krise eingetreten ist und wie man jetzt in dieser Wirtschaftskrise von der Finanzkrise wieder in den Realbereich übertreten und das Ganze in den Griff bekommen kann. Das Problem war, sagt er, dass viele Unternehmen - er weist dabei wieder auf Siemens hin, über das wir schon diskutiert haben - von der Realwirtschaft in die Finanzwirtschaft gegangen sind, und er schreibt, dass man sich zunehmend mit der Bildung von Finanzkapital beschäftigt hat, statt das Realkapital zu stärken und damit Arbeitsplätze zu schaffen und auch zu halten. 

Meine Damen und Herren! Das mit der Industrie stimmt voll und ganz. Aber es ist auch für die Wiener Stadtwerke nicht auszuschließen. Denn Cross Border Leasing war ein Finanzgeschäft, ein durchaus genehmigtes, aber ein Finanzgeschäft. Die Veranlagung der Pensionskassen war ein Finanzgeschäft und lag nicht im Realbereich. 

Ich glaube, Kollege Ekkamp und ich haben zwei verschiedene Aussendungen zur Veranlagung in den Pensionskassen bekommen. Denn in einer APA-Aussendung vom 20. Mai sagt ein Sprecher der Wiener Stadtwerke, dass bei den Pensionskassen „jetzt weniger riskant veranlagt" wird. Das heißt, bisher ist dort höchst riskant veranlagt worden, und erst auf Grund dessen, dass hier die Bereiche so heruntergefallen sind, wird man in nächster Zeit weniger riskant veranlagen. 

Vielleicht macht es sich sogar schon bemerkbar, weil ich jetzt die ganze Zeit höre, dass alles schon viel besser ausschaut. Gott sei Dank, oder hoffentlich! Denn es geht um die Pensionen der hervorragend arbeitenden Mitarbeiter dieses Hauses, der Stadtwerke, die für die Versorgung der Wienerinnen und Wiener mit Energie, mit Gas, mit Strom verantwortlich sind und die auch die Möglichkeit haben sollen, eine ordentliche Pension zu genießen. 

Aber lassen Sie mich zum Schluss noch zu einer Feststellung von Dr Schulmeister kommen. Schulmeister, der ja der Sozialdemokratie nicht so fern steht und durchaus ein anerkannter Experte des WIFO ist, hat festgestellt, dass die Sozialdemokratie in den letzten Jahren nicht in der Lage war, den Österreicherinnen und Österreichern ein Angebot zu machen; ein Angebot im Bereich des Arbeitsmarktes, ein Angebot im Bereich der Bildung, in vielen anderen Bereichen auch, ebenso im Bereich des Sozialen, vor allem auch in diesem Pensionsbereich. Er hat gesagt, das ist nicht gelungen.

Meine Damen und Herren! Den Damen und Herren der Wiener Stadtregierung gelingt es die ganze Zeit nicht, und der Wähler, die Wienerin und der Wiener, merkt es jeden Tag. Sie werden es Sie merken lassen, bei der spätestens nächstes Jahr stattfindenden Wahl! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächste Rednerin ist Frau GRin Puller. - Bitte.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Was gesagt werden muss, muss gesagt werden, hat Herr Martin Margulies schon gesagt. Ich muss auch etliches sagen, komme aber heute von der Maschekseite. Ich werde zuerst zwei Anträge einbringen; es handelt sich eigentlich um kleine Forderungen, die in der Bezirksvertretung im 4. Bezirk schon eingebracht und einstimmig beschlossen wurden. Man sagt im Dialekt, es handelt sich eigentlich um zwei „Nudelanträge" (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), die jedoch ganz deutlich zeigen, meine Damen und Herren, wie starr und unflexibel die Wiener Linien sind und dass sie überhaupt nicht auf die Bedürfnisse der Fahrgäste eingehen.

Es handelt sich um eine neue Buslinienführung, um eine provisorische Buslinienführung der Buslinie 69A. Dieser Bus hatte schon vor eineinhalb Jahren eine provisorische Linienführung durch die Weyringergasse, das wurde jedoch voriges Jahr geändert, wieder auf eine provisorische Linienführung. Diese Linienführung in der Weyringergasse hat sich aber als sehr erfolgreich dargestellt. Jetzt fährt der 69A vom Südbahnhof den Gürtel entlang, ohne Station, und dreht am Südtiroler Platz um; die alte Linienführung Weyringergasse hatte den Vorteil, dass zwei Stationen dabei waren. Das hat auch wirtschaftlich einen Sinn gehabt, weil eben eine gute Infrastruktur in der Weyringergasse herrscht und in der Kolschitzkygasse eine gute Verkehrsanbindung zur U1 gewährleistet war. 

Auf diesem Wege probiere ich es noch einmal mit einem zweiten Antrag bezüglich des 13A, der immer noch in der Kolschitzkygasse hält, jetzt aber an der neuen Station des 69A am Südtiroler Platz in der Nebenfahrbahn, die im Zuge der Fertigstellung des Hauptbahnhofes zur A23 führt, einfach vorbeifährt, obwohl dort eine Haltestelle wäre und es eine gute Umsteigmöglichkeit zum O-Wagen in Richtung Raxstraße gäbe. Nein, er fährt einfach vorbei. - In diesem Sinne möchte ich diese beide Anträge hier im Gemeinderat noch einmal einbringen.

Wir haben auch in diesem Grätzel, nur in diesem Grätzel, damals 200 Unterschriften gesammelt, die für diese Linienführung wären. Das wurde, wie gesagt, abgeschasselt. Ich war sogar persönlich beim Betriebsleiter Bus; er hat mit fadenscheinigen Argumenten natürlich gesagt, das geht nicht. Ich denke, es hat sich bei den Wiener Linien, außer dass die Fahrgäste seit ein paar Jahren „Fahrgäste" und nicht mehr „Beförderungsfälle" heißen, nichts geändert. 

Frau Stadträtin! Zu Ihrer Budgetrede, die Sie eingangs mit dem Fußball-Saisonschluss verglichen haben, möchte ich den Vergleich weiterspinnen und Sie auf einige Fouls aufmerksam machen, die einfach übergangen oder übersehen worden sind. Diese Fouls haben sich im letzten halben Jahr, also im letzten Semester, wenn man so sagen will, abgespielt. 

Da fange ich gleich mit einer Rechnungshofprüfung an, die Folgendes festgestellt hat - ich zitiere: „Bei der Verlängerung der U-Bahn-Linien U1 und U2 versagte das interne Kontrollsystem der Wiener Linien GmbH & Co KG. In der Projektabwicklung der drei überprüften Bauabschnitte traten Fehler auf, die zu erheblichen Mehrkosten und Fehlverrechnungen im Ausmaß von rund 8,95 Millionen EUR führten", und so weiter. „Die Wiener Linien GmbH & Co KG verrechneten der öffentlichen Hand Kosten von mindestens 6,18 Millionen EUR", meine Damen und Herren, „obwohl diese laut Vereinbarung nicht der Herstellung der Verkehrsinfrastruktur zurechenbar waren. So bezahlen die Stadt Wien und der Bund je zur Hälfte etwa die Errichtung von Geschäftslokalen in U-Bahn-Stationen."

Da haben wir also 9 Millionen EUR an Fehlverrechnung, die ein paar Tage in den Medien waren, 9 Millionen EUR an Fehlverrechnung, die ohne Folgen für die Geschäftsführung der Wiener Linien blieben! Aber als Gegenstück dazu, meine Damen und Herren, wird das Werkstättenpersonal bei den Wiener Linien mit der Stoppuhr gestoppt, wenn bei den Niederflurzügen Revisionsarbeiten durchgeführt werden, um zu sehen, ob man vielleicht noch eine viertel Stunde oder eine halbe Stunde einsparen kann, um sich ein paar Netsch zu verdienen oder einzusparen.

Ich möchte darauf aufmerksam machen, dass dieser Niederflurzug von der Firma Siemens als wartungsarm verkauft wurde, und möchte folgenden Vergleich ziehen: Bei einer großen ULF-Revision braucht man an Personal jetzt 13 Facharbeiter und Hilfsarbeiter, gegenüber einem Hochflurzug, für den wir damals nur 6 Facharbeiter und Hilfsarbeiter benötigten. Da kann ich nur sagen: Danke, Frau Ederer, für diesen wartungsarmen Niederflurzug! (GR Karlheinz Hora: Das heißt, wir bleiben bei den Hochflurzügen?)
Aber die 9 Millionen EUR an Fehlverrechnung sind eben ohne Konsequenzen geblieben, und das Werkstättenpersonal wird gestoppt, um zu sehen, ob man noch ein bisschen einsparen kann. - Nein, wir brauchen nicht bei den Hochflurgarnituren zu bleiben. Aber es gibt durchaus billigere Niederflurzüge, die wirklich wartungsarm sind. Man soll sich nur einmal erkundigen. (GR Karlheinz Hora: Welche?)
Jetzt zum Beispiel das Nachrüsten von Türfühlerkanten, die ja beim Nachrüsten der Hochflurgarnituren mittlerweile ein paar hunderttausend Euro kosten: Man hat vor eineinhalb oder zwei Jahren die Übernahmezeiten gekürzt, die die Fahrerin oder der Fahrer dazu benötigt, ebendiese Sicherheitseinrichtungen der Straßenbahnen zu überprüfen. Man hat sie von 25 auf 15 Minuten gekürzt. Natürlich hat nicht jede Fahrerin oder jeder Fahrer diese 25 Minuten in Anspruch genommen, weil Türstörungen ja Gott sei Dank nicht auf der Tagesordnung stehen. Aber man hat Zeit gehabt, dass dann, wenn es Türstörungen gab, das Werkstättenpersonal diese behoben hat. 

Was ist jetzt passiert? - In den letzten eineinhalb Jahren haben sich die Unfälle gehäuft: Unfälle mit eingeklemmten Personen, die Leute sind zu Tode geschleift worden - einer davon, natürlich nicht alle -, es hat ein ziemliches Tohuwabohu gegeben, natürlich auch medial. Was ist jetzt der Sinn, oder was hat es ausgemacht? Jetzt rüstet man die Türfühlerkanten auf empfindlichere nach, nur weil man sich die Überprüfungszeiten für die Sicherheitseinrichtungen ersparen wollte, und zahlt hunderttausende Euro für dieses Nachrüsten!

Dann hat es im April eine Ankündigung der Frau Stadträtin gegeben, dass die Tarife bei den Einzelfahrscheinen und Streifenkarten ab 1. Juli angehoben werden. Famoserweise ist es auch noch als humaner Akt verkauft worden, dass in Zeiten der Wirtschaftskrise ja nur die Preise für die Einzelfahrscheine und die Streifenkarten angehoben werden. 

Frau Brauner! Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, dass Ihre Aussage über diese Tariferhöhung, die mit 1. Juli in Kraft tritt, die Wiener Linien im Mai ungefähr, ich schätze das jetzt einmal, 60 000 EUR gekostet hat, diese Ankündigung, weil jeder Jahreskartenbesitzer und jede Jahreskartenbesitzerin - es sind immerhin 300 000 in Wien - ein Briefchen bekommen hat, das, sinngemäß zusammengefasst, ungefähr so gelautet hat: Als StammkundIn liegen Sie der Stadt Wien und den Wiener Linien besonders am Herzen, daher werden die Preise der Jahreskarten bei der Tarifanpassung mit 1.7.2009 nicht erhöht.

Das ist wirklich eine tolle Information, die mit Postversandkosten ganz sicher 60 000 EUR gekostet hat, Frau Stadträtin! Da frage ich mich schon: Bei 60 000 EUR - die Einzelfahrscheine sind jetzt um 10 Cent angehoben - benötigen die Wiener Linien den Verkauf von mindestens 600 000 Einzelfahrscheinen, damit sie die Postversandkosten für diese Info wieder hereinbekommen. Das ist Ihre Politik bei den Wiener Linien, Frau Finanzstadträtin ... (GR Karlheinz Hora: ... wären Sie die Erste gewesen, die sich aufgeregt hätte!) Das ist wirklich eine Milchmädchenrechnung und finanzwirtschaftlich, glaube ich, eine Fehlleistung. (GR Mag Rüdiger Maresch: Charly, nach der Wahl kommt sowieso die Preiserhöhung! Das weiß ich! Außerdem war die Europawahl ...!)
Ein letzter Punkt beziehungsweise letztes Foul war im vergangenen Jahr der akute Personalmangel bei den Wiener Linien; Herr Günther hat es schon angesprochen. Auf Grund dieser Personalmanagement-Fehlführung der Wiener Linien konnten im Frühjahr, ich würde sagen, im Gesamtnetz einige hundert Schichten nicht besetzt werden, meine Damen und Herren! Die Diensteinteiler konnten ganze Schichten, ganze Züge, ganze Gruppen nicht einteilen, weil das Personal gefehlt hat. Gerade in Zeiten, in denen die Arbeitslosigkeit an erster Stelle steht, ist das ein Managementfehler der Geschäftsführung, der bis jetzt auch ohne Konsequenzen geblieben ist. 

Was habe ich denn noch? Genau, dann haben wir diese Sondersitzung einberufen, diese Sondersitzung, in der zugegeben wurde - Herr Günther hat es schon angesprochen -, dass mindestens 120 Personen an Personal bei den Wiener Linien fehlen. Und was macht die Frau Finanzstadträtin? - Ich muss Herrn Günther korrigieren: Sie hat überhaupt nichts gesagt! Diese Promilleangabe hat sie einmal in einer Gemeinderatssitzung von sich gegeben, aber in dieser Sondersitzung hat sie geschwiegen.

Meine Damen und Herren! Das sind einige Fouls, die sie übersehen hat, und das nur in einem Teilbereich, für den sie zuständig ist. Mag auch die Mercer-Studie Wien auf Platz 1 gesetzt haben - mit diesen aufgezählten Fakten beziehungsweise Fouls, über die Sie hinwegdribbeln, Frau Stadträtin, reicht es gerade, glaube ich, um in einer Unter-21-Liga mitzuspielen! 

Wir werden dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau StRin Ing Leeb. - Bitte.

StRin Ing Isabella Leeb: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Regierungsmitglieder! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Trotz der ziemlich vernichtenden Fakten zur Wirtschaftslage in Wien stellt sich die SPÖ hier heraus und behauptet wider besseres Wissen: Wien ist eh super! Das kann nur entweder krankhafte Realitätsverweigerung oder schlicht Dilettantismus sein. (Beifall bei der ÖVP.)
Bevor die Kollegen von der Sozialdemokratischen Fraktion jetzt wieder entrüstet aufschreien: „Die ÖVP redet Wien schlecht!", darf ich Ihnen mitteilen, dass im Österreich-Vergleich Wien bei fast allen wirtschaftlichen Kenndaten hinterherhinkt. Das sind Fakten! (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Einkommen pro Kopf, zum Beispiel? Frauenarbeitslosigkeit, zum Beispiel? Das meinen Sie? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Und: Wien ist drauf und dran, seine Rolle als wichtiger Firmenstandort im Bereich Mittel- und Osteuropa zu verspielen. 

Gestiegene Ausgaben für Sozial- und Notstandshilfe - meine Herren, die Sie sich hier so köstlich amüsieren - bedeuten nämlich nur eines: Ihr Versagen in der Wirtschaftspolitik! Der Stadt Wien ist es nämlich nicht gelungen, entsprechende Rahmenbedingungen für florierende Unternehmen zu schaffen, denn diese Unternehmen würden die Arbeitsplätze schaffen. Was Sie den Arbeitslosen anbieten, ist Verwaltung von Arbeitslosigkeit. Das ist die Perspektive, die Sie den ArbeitnehmerInnen dieser Stadt anbieten. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Freut mich, dass Sie sich so amüsieren bei der Lage, die Sie hier in der Stadt hinterlassen haben! Wer es wagt, diese Missstände aufzuzeigen, wird als Schlechtredner oder Kassandrarufer abgetan. Daher darf ich es Ihnen noch einmal ins Stammbuch schreiben: Es geht nicht darum, diese schöne Stadt schlechtzureden, sondern es geht darum, aufzuzeigen, was in dieser Stadt falsch läuft und was geändert gehört. 

Aber statt mutige Schritte zu setzen, hat die SPÖ eine andere Taktik: Wenn es brenzlig wird, munter ausgliedern! Nur, wenn ein Defizit ausgeglichen werden soll, dann dürfen für die Stadt Wien eigentlich wieder die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler einspringen. Oder man wartet, was im Bund passiert, und reagiert erst, wenn der Druck allzu groß wird - siehe Gratiskindergarten! 

Die einzige Maßnahme, die den Sozialdemokraten einfällt, wenn es um Wirtschaft geht, sind Gebührenerhöhungen und damit die Abzocke der Wienerinnen und Wiener. (GRin Marianne Klicka: Wo haben Sie denn den Satz her? Das frage ich mich auch!) Wo sind die Gegenmaßnahmen gegen die Krise? Wo ist das im vergangenen Jahr so groß angekündigte Konjunkturpaket? - Bis jetzt sicher noch nicht bei den Menschen angekommen! (Beifall bei der ÖVP.)
Dabei gäbe es in dieser Stadt genug zu tun. Dabei hätte Wien einen geopolitischen Vorteil zu verteidigen, mitten im Zentrum Europas. Wenn wir allerdings nicht rasch reagieren, werden uns andere Ost-Metropolen wie Bratislava, Budapest und Prag in null Komma nix überholt haben. In der Realität - und das ist so - sind sie bereits dabei, genau das zu tun.

Die gute Ausbildung ist einer der Schlüsselfaktoren für eine florierende Wirtschaft. Was tut die Stadt Wien dafür, wo sind wir hier Vorreiter? - Da wird nun eine Campusschule eingeführt, aber einen Plan dafür haben wir nicht. Oder sind etwa die Kooperationsmöglichkeiten zwischen Unternehmen, den Universitäten und der Stadt Wien schon ausgeschöpft?

Was wir brauchen, ist eine mutige und innovative Wirtschaftspolitik, damit in Wien endlich etwas weitergeht. Zuallererst: Wien muss die mutigste Stadt Europas werden! Wir müssen endlich die überbordende Bürokratie abbauen und eine neue Kultur der Selbstständigkeit etablieren. Der unternehmerische Mittelstand muss deutlich entlastet und die Verwaltung auf Fastenkur gesetzt werden, auch wenn Sie das nicht gerne hören. Mutige Menschen dürfen nicht mehr mit allen erdenklichen bürokratischen Hürden daran gehindert werden, ein Unternehmen zu gründen und Arbeitsplätze zu schaffen. Wirtschaft muss erleichtert werden - aber Sie schaffen das leider nicht! (GR Christian Hursky: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden sich freuen, dass Sie sie entlassen wollen! Die hören das gern! ... das alles schon notiert!)
Wir müssen mutige und neue Ideen unterstützen, statt nur die eigene Klientel mit lukrativen Aufträgen zu versorgen. Wir brauchen qualifizierte Migrations- und Integrationspolitik, um entsprechendes Know-how in dieser Stadt auch zuzulassen. Wir müssen den Flughafen Schwechat und das Streckennetz in Richtung Ost- und Südosteuropa stützen, denn dies spielt eine zentrale Rolle für die Headquarter. 

Zum Abschluss habe ich noch ein besonderes Schmankerl für Sie. Selbst Ihre eigenen Mandatare scheinen hie und da helle Momente zu haben! Da kann es dann schon einmal passieren, dass ein roter Gemeinderat, in dem Fall GR Strobl, im Wirtschaftsparlament einen Antrag stellt, der die Unfähigkeit der Wiener SPÖ-Wirtschaftspolitiker treffender nicht dokumentieren kann. (GR Christian Hursky: War das ein Mitarbeiter des Herrn Strache, der Ihnen das geschrieben hat?)
Herr Kollege, ich bin selbst im Wirtschaftsparlament, ich habe das miterlebt. (GR Christian Hursky: ... selbst schreiben!) Offenbar hat auch Kollege Strobl erkannt, dass in Wien akuter Handlungsbedarf besteht. Denn unter anderem fordert er in diesem Antrag, dass Kleinbetriebe entlastet werden, im Betriebsanlagenrecht entlastet werden, und dass Betriebsinhaber besser unterstützt werden sollen. 

Ich frage mich nur, lieber Herr GR Strobl: Wer hindert Sie eigentlich daran, diese Forderung selbst zu stellen, an Ihre Finanzstadträtin zu richten und im Gemeinderat entsprechende Schritte zu setzen? - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Mag Krotsch. - Bitte.

GRin Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich war ein bisschen erstaunt von den auch sehr, muss ich sagen, untergriffigen Worten der Kollegin Leeb. Ich muss es anscheinend noch einmal betonen, wie auch die Vorredner von meiner Fraktion, da es nicht wirklich selbstverständlich ist: Wien hat es trotz der wirklich sehr schwierigen gesamtwirtschaftlichen und finanziellen Situation, trotz all der schwierigen Umfeldbedingungen wirklich geschafft, das Budgetziel zu erreichen, und zwar voll und ganz zu erreichen! Die Fakten beweisen es: Wir sind in vielen Bereichen besser als andere Bundesländer dran. Schauen wir nur die Situation am Arbeitsmarkt an!

Kollege Günther! Sie haben davon gesprochen, dass wir nur Manager anziehen. Nein, wir arbeiten für die Menschen in dieser Stadt, wir arbeiten für die Wienerinnen und Wiener. Dass sich darüber hinaus viele Betriebe ansiedeln - wir haben von 119, die sich letztes Jahr in Wien niedergelassen haben, gesprochen -, kann uns natürlich nur recht sein, und wir freuen uns umso mehr. Aber unsere Bestrebungen, unsere Intentionen, unsere vielen Investitionen und Aufwendungen werden getätigt für die Wienerinnen und Wiener! Wir orientieren uns an den Bedürfnissen der Menschen, und wir spannen einen starken Schutzschirm, wie heute auch schon von unserer VBgmin Renate Brauner erwähnt wurde.

Wir haben die richtigen Schwerpunkte in der Investitions- und Wirtschaftspolitik gesetzt. Wien ist und bleibt der Wirtschaftsmotor Österreichs. Wir sind die lebenswerteste Stadt, auch wenn Sie von der Opposition es nicht so gerne hören, liebe Kolleginnen und Kollegen. Kollege Ekkamp hat es betont: Das kommt nicht von ungefähr! Das ist der Wiener Weg, und, liebe Kollegin Vassilakou, natürlich ist der Wiener Weg geprägt von den SozialdemokratInnen. Deshalb sind wir mit unseren Anstrengungen auf dem richtigen Weg und machen konsequente Arbeit für die Menschen dieser Stadt.

Die Position haben wir deswegen erreicht - Kollege Günther, Sie können die Studie sicher noch genauer lesen -, weil wir uns im Bereich der Wohnungen noch weiter verbessert haben, und wir haben darüber hinaus im Bereich des Kulturlebens und der Freizeitangebote hinzugewonnen. Aber wir haben auch den ersten Platz erreicht, weil wir ökologisch eine vorangehende Stadt sind, und auch, weil wir eine sichere Millionenstadt sind. Das sei Ihnen ins Stammbuch geschrieben, Herr DDr Schock.

Wir sind, wie gesagt, der Wirtschaftsmotor, wir sind eine verlässliche Partnerin für die Unternehmen, für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Wiener Unternehmen. Ich darf daran erinnern, dass wir die Wirtschaftsförderung um 30 Prozent erhöht haben. Wir unterstützen hier vor allem die KMUs, die ja das Rückgrat der Wiener Wirtschaft darstellen.

Kollege Aichinger! Sie haben die Nahversorgungsrichtlinie, die Nahversorgungsaktion angesprochen. Die haben wir ja mit 1 Million EUR dotiert. Es dürfte Ihnen entgangen sein, dass wir hier seit Anfang des Jahres neue Richtlinien haben. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das ist mir nicht entgangen! Aber sie wird nicht ausgenützt!) Wir haben hier fünf Schwerpunktbranchen und Schwerpunkte in den Bezirken, und die Erfüllung wird sozusagen mit bis zu 40 000 EUR belohnt. Es gibt hier also wirklich auch Neuerungen, die Ihnen anscheinend entgangen sind. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Aber das kriegt keiner!) 

Es ist auch so, dass wir bei den leer stehenden Geschäftslokalen einen Reaktivierungsbonus in der Höhe von bis zu maximal 5 000 EUR für den Bezug eines zumindest ein Jahr lang leer stehenden Geschäftslokals ausbezahlen, und dieser Bonus wird auch zusätzlich zur Förderung ausbezahlt. Also auch dies dürfte Ihnen entgangen sein. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Nein, aber das bekommt keiner!)
Wir haben mit dem WWFF ein sehr gutes wirtschaftspolitisches Instrument, das sehr wesentlich zur Stärkung des Standortes und zur Steigerung unserer Lebensqualität beiträgt. In 27 Jahren weist die Wiener Wirtschaftsförderungsbilanz 90 000 geschaffene beziehungsweise gesicherte Arbeitsplätze auf. Wir haben 2008 52 Millionen EUR in die Stärkung investiert. Damit wurde ein Investitionsvolumen von rund 234 Millionen EUR am Standort Wien ausgelöst.

Es gab hier zahlreiche Aktivitäten und Initiativen, etwa im Biotechnologiebereich oder im Creative Industries Bereich. Man kann sagen, dass der WWFF sicherlich auch sehr stark zum Strukturwandel der Wiener Wirtschaft beigetragen hat. Mit ZIT und departure gründete der WWFF zwei sehr erfolgreiche Tochterunternehmen, und 2008 konnten 700 Wiener Unternehmen monetär gefördert werden.

Mich beeindruckt immer wieder, dass ein Förder-Euro das Vierfache an privaten Investitionen stimuliert. Ich glaube, das ist eine Relation, die sehr wichtig und gut ist. Sowohl der WWFF als auch seine hundertprozentigen Töchter sind somit wichtige Impulsgeber.

Wir hatten, wie schon im Jahr 2007/2008, in der Sachgütererzeugung eine Förderaktion. Diese Aktion richtete sich an die Wiener KMUs und Neugründungen, die in der Sachgüterproduktion tätig sind. Gefördert wurden innovative Investitionen, die zu neuen Produktideen und zur Einführung neuer Technologien und neuer Produktionsverfahren führen sollen. Auch die Erschließung neuer Geschäftsfelder oder das Insourcing bisher extern vergebener Aufträge wird dadurch ermöglicht.

Der Wirtschaftsstandort wird durch den WWFF weiter entwickelt. Es kommt zur Errichtung moderner Technologie‑ und Spezialimmobilien. Ich erinnere jetzt nur an das bereits erwähnte Passivhaus ENERGYbase oder an den Ausbau des Media Quarter St Marx, wo der Medien-Hotspot Österreichs entsteht. Bereits heute werden dort täglich mehr als 40 Stunden live TV für ganz Europa produziert.

Wenn ich vom WWFF spreche, möchte ich auch das Projekt „Mingo" erwähnen. Mit diesem steht für die neuen und kleinen Wiener Unternehmen eine wirklich umfassende Serviceleistung zur Verfügung. Besonders wichtig ist es mir, neben dem Gründungs-Coaching und dem Innovationsmanagement die Mingo-Büros zu erwähnen: Es sind dies wirklich günstige flexible Gemeinschaftsbüros, die zur Verfügung gestellt werden, und es konnten in Wien-Favoriten und in Wien-Floridsdorf zwei neue Standorte eröffnet werden.

Unsere VBgmin Renate Brauner konnte die ersten Mingo-Awards verleihen: Sechs Klein- und Mikrounternehmen, die eine wichtige Stütze für die Wiener Wirtschaft darstellen, wurden für ihre kreativen Geschäftsideen und innovativen Produkte prämiert.

Als Frauensprecherin meiner Fraktion ist es mir auch wichtig, das Frauenservice des WWFF zu erwähnen. Letzteres feiert nächste Woche sein zehnjähriges Bestehen, und das symbolisiert sozusagen auch, dass die Frauenförderung ein unverzichtbarer Bestandteil der Wirtschaftspolitik in Wien war, ist und bleibt. Es ist uns wichtig, mit den Förderinstrumentarien speziell Frauen zu fördern, um den Frauenanteil an der Wiener Wirtschaft zu erhöhen. Vom Frauenservice werden Informationen zum Thema Unternehmensgründung und Selbstständigkeit gegeben. Es gibt Hilfe mit günstigen Startbüros, es gibt Workshops, Coaching-Angebote, Förderprogramme und auch ein Mentoring-Programm Athene.

2008 führte das Frauenservice rund 400 Beratungen durch. Das ist wirklich ein großer Schwerpunkt. Und auch im Rahmen des ZIT gibt es Förderwettbewerbe, die Forschungsprojekte besonders fördern, bei welchen Frauen in leitenden Funktionen sind beziehungsweise die unter wesentlicher Mitwirkung von Frauen durchgeführt werden. Insgesamt konnten 20 derartige innovative Forschungsvorhaben unterstützt werden, und zwar mit rund 4 Millionen EUR.

Wie gesagt: Mit diesen Förderwettbewerben nehmen wir eine Vorreiterinnenrolle bei der Erschließung dieses Themas ein. Wien ist die Stadt der Frauen, was sich auch im Schwerpunkt der Wirtschaftsförderung niederschlägt!

Ich komme ganz kurz noch zur Ansiedlungsbilanz 2008, die Kollege Ekkamp bereits erwähnt hat. – Herr DDr Schock! Sie sprachen von der Abwanderung von unzähligen Unternehmen. Sie sind diesbezüglich also nicht nur schlecht informiert, sondern bringen auch Falschmeldungen. Ich kann Ihnen nämlich sagen, dass das Marktforschungsinstitut AC Nielsen hier in Österreich einen Geschäftsführer hat. Da hat sich nichts geändert! Es gibt keine Abwanderung. So hat IBM zum Beispiel ein Rechenzentrum in Wien-Floridsdorf ausgebaut. Sie sind diesbezüglich tatsächlich sehr uninformiert!

Es gibt Unternehmen, die nach Wien kommen, weil sie die Lebensqualität, die Osteuropakompetenz und die qualifizierten Arbeitskräfte, die es hier gibt, schätzen und sich deshalb in Wien niederlassen. Letztes Jahr hat sich jedes zweite Unternehmen, das sich in Österreich neu ansiedelte, für Wien entschieden.

Ganz kurz möchte ich noch zum Thema Forschung kommen: Gerade in Zeiten wie diesen ist es nämlich auch sehr wichtig, in diesem Bereich besonders zu investieren: Wien forscht – gerade jetzt! Wir haben 2008 für F & E im engeren Sinn 76 Millionen EUR bereitgestellt. Wer im Herbst letzten Jahres beim Wiener Forschungsfest war, kann mir sicherlich beipflichten, wie wichtig das Thema auch den Wienerinnen und Wienern ist. Die Zahl von 20 000 BesucherInnen zeugt davon, dass das Thema Forschung und Entwicklung ein Thema für Wien ist. Wir werden uns daher auch in Zukunft weiterhin diesem Thema widmen und vor allem auch seiner Vermittlung mehr Aufmerksamkeit schenken. Wien ist nämlich nicht nur die Forschungshauptstadt Mitteleuropas, sondern wird hoffentlich bald auch die ForscherInnenhauptstadt Mitteleuropas sein. Ich danke an dieser Stelle nochmals allen Beteiligten des Festes, allen UnternehmerInnen und Institutionen, die mitgewirkt haben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dass die Förderinstrumente der Stadt Wien gut wirken und dass sie richtig und zielgerichtet eingesetzt sind, beweisen zwei Wiener Vorzeigeunternehmen, die ich kurz erwähnen möchte. Es sind dies wirklich Musterbeispiele für die erfolgreiche Förderpolitik der Stadt, nämlich der Impfstoffentwickler Intercell und die Firma TTTech mit 150 MitarbeiterInnen. TTTech ist eine führende Anbieterin von Technologie‑, Hard- und Software-Produkten im Bereich von zeitgesteuerten Systemen. Die Produkte von TTTech werden von der Automobil‑, Luftfahrt‑ und Nutzfahrzeugindustrie verwendet, ich nenne nur Boeing, Airbus und Audi.

Der Impfstoffentwickler Intercell wurde im Dezember letzten Jahres als erstes österreichisches Unternehmen vom Word Economic Forum als „Technology Pioneer 2009“ ausgezeichnet. Das bezeugt natürlich auch die jahrelange Entwicklungsarbeit und ist eine tolle Auszeichnung für diese lange Arbeit, gleichzeitig ist es aber auch ein Beweis für die Standortqualität Wiens, und das möchte ich auch hier noch einmal festhalten.

Gerade jetzt verstärken wir das Engagement im Bereich Forschung. Wir machen weiter, wir werden in den kommenden Jahren, wie die Frau Vizebürgermeisterin schon erwähnt hat, weitere 60 Millionen EUR in den Bereich Forschungsinfrastruktur und Spitzenforschung in Wien investieren. Das so genannte Wiener Forschungskonjunkturpaket ist ein Mix aus Investitionen in Forschungsinfrastruktur, mehrjährige Forschungsprogramme, disziplinübergreifende Forschung, Stipendien sowie ins Stiftungsinstitut an der WU Wien und sichert somit auch Arbeitsplätze und Branchen ab.

Wir werden uns damit die Position im internationalen Wettbewerb sichern. Davon profitieren nicht nur die Wissenschaft und die Wirtschaft, sondern alle Wienerinnen und Wiener.

Erwähnen möchte ich hier auch noch das vom Bund kofinanzierte Projekt „Comet". Hier stellen wir 20 Millionen EUR zur Verfügung. Damit wird ein weiterer Schritt zur Umsetzung der 2007 präsentierten FTI-Strategie „Wien denkt Zukunft" gesetzt. 
Wichtig zu erwähnen ist mir auch der Campus Vienna Biocenter. Das ist unser Leuchtturm, der weit über die Grenzen Wiens strahlt. Hier wollen wir auch weiter ausbauen und investieren, und es sind 18,1 Millionen EUR für die Infrastruktur vorgesehen.

In diesem Forschungskonjunkturpaket geht es uns weiters um junge NachwuchswissenschaftlerInnen, sozusagen die NobelpreisträgerInnen der Zukunft. Wir wollen in drei weitere Hotspots der Wiener Forschungsszene investieren: TECHbase, Energybase und Muthgasse. Weiters geht es um Investitionen in den Bereich der Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften, außerdem um Stiftungsprofessuren, um Stipendien für Frauen an der TU sowie auch für WU‑StudentInnen aus Ost- und Mitteleuropa.

Es wurden viele Maßnahmen gesetzt, und wir werden weiterhin viele Maßnahmen setzen. Ich konnte jetzt nur weniges ansprechen.

Es ist uns mehr als bewusst, dass wir uns in einer budgetär sehr schwierigen Situation befinden und dass noch schwere Zeiten auf uns zukommen werden. Das Ende der Fahnenstange ist noch nicht erreicht. Trotzdem können wir uns darüber freuen, dass wir im Moment einen relativ guten Stand haben, und wir werden weiterhin Maßnahmen setzen und nicht aufhören, für die Menschen in dieser Stadt zu arbeiten.

Wir werden an drei zentralen Schwerpunkten weiterarbeiten, um Arbeitsplätze abzusichern und neu zu schaffen, um die Kaufkraft zu stärken und um die Wiener Betriebe mit maßgeschneiderten, zielgerichteten Instrumenten entsprechend zu stärken. 

Ich kann Ihnen abschließend nur sagen, dass die Zustimmung zum Rechnungsabschluss richtig ist. Wien hat rechtzeitig und richtig gehandelt. Mein Dank gilt allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt, vor allem auch den mit dieser Geschäftsgruppe befassten. Wir werden für die Menschen und für diese Stadt weiterarbeiten. (Beifall bei der SPÖ)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir haben nun mehrere tatsächliche Berichtigungen. Die erste tatsächliche Berichtigung kommt von GR Strobl. Ich bitte darum und weise darauf hin, dass tatsächlich zu berichtigen und die Redezeit mit drei Minuten begrenzt ist.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Keine Sorge, ich bin sicherlich schneller fertig!

Frau StRin Leeb hat nach der Verlesung ihrer – wie ich jetzt sagen möchte –hauptsächlich sehr untergriffigen Rede zum Abschluss offensichtlich etwas aus eigener Wahrnehmung wiedergegeben, und zwar zum Thema Betriebsanlagenrecht und zur Entlastung der Klein‑ und Mittelbetriebe. Sie habe das und den entsprechenden Antrag im Wirtschaftsparlament der Wirtschaftskammer Wien selbst gehört.

Dazu muss ich Folgendes tatsächlich berichtigen: Es trifft nicht zu, dass es sich hiebei um einen Antrag handelte, der an die Gemeinde Wien gerichtet war, sondern es war dies ein Antrag zum Betriebsanlagenrecht zur Entlastung der Klein‑ und Mittelbetriebe, dass die Wirtschaftskammer Wien diesen Klein‑ und Mittelbetrieben zur Seite stehen soll beziehungsweise sollte, wie ich vielmehr sagen muss, denn dieser Antrag wurde seitens der ÖVP-Wirtschaftsbundfraktion abgelehnt und es wurde ein Abänderungsantrag eingebracht. – Das ist schon einmal sehr interessant.

Und ich möchte noch etwas Interessantes gleich im Anschluss daran festhalten: Dieser vom Wirtschaftsbund eingebrachte Antrag wurde von uns jetzt in der Wirtschaftskammer Österreich eingebracht und dort wiederum vom Wirtschaftsbund abgelehnt. Es wurde dort also der eigene Antrag von der ÖVP selbst nicht angenommen!

Es geht hiebei, wie gesagt, um eine Unterstützung der Klein‑ und Mittelbetriebe durch die Wirtschaftskammer Wien. Das würden wir uns wünschen und das wäre eine enorme Entlastung der Klein‑ und Mittelbetriebe. Es geht dabei jedoch nicht sozusagen um eine Veränderung bei der Stadt Wien.

Außerdem möchte ich noch bemerken: Wenn die Frau Stadträtin sich hierher stellt und davon spricht, dass hin und wieder auch SPÖ‑Gemeinderäte helle Momente haben, dann fällt mir dazu nur ein: Lieber hin und wieder ein heller Moment als ewig im Dunklen! – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die zweite tatsächliche Berichtigung kommt von Dkfm Dr Aichinger. Ich bitte darum und möchte nicht wiederholen, was ich zuvor gesagt habe.

Außerdem bitte ich, die Handys aus den Rocktaschen herausnehmen, denn sie stören tatsächlich beim Mikrofon. – Danke. 

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Auch ich darf es sehr kurz machen.

Ich möchte Kollegin Krotsch sagen: Ich beschäftige mich sicherlich sehr genau mit den WWFF-Förderungen, und habe mir das sehr genau durchgelesen. Und wenn Ihrer Meinung nach 26 Anträge mit 150 000 EUR im ersten Halbjahr eine Erfolgs-Story sein sollen, dann sehe ich das anders! Da gibt es noch ein Potenzial, die Wiener Wirtschaft kann noch mehr bekommen! Das sind jetzt nämlich im Schnitt unter 6 000 EUR pro Antrag! – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die dritte tatsächliche Berichtigung kommt von GR Dr Madejski. – Ich bitte darum.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!
Kollegin Krotsch hat vorher gesagt, dass wir betreffend Absiedelung nicht richtig informiert sind. – Dem muss ich entgegenhalten, dass sie offensichtlich nicht richtig informiert ist. Selbstverständlich gibt es hier einen Geschäftsführer von Nielsen! Nach der Mercer‑Studie lebt er gerne da, daher ist eh klar, dass er hier in Österreich ist. Es gibt natürlich Nielsen Österreich. Viel entscheidender ist aber, wenn Unternehmen ins Ausland abwandern, dass in Zukunft dort Konzernentscheidungen fallen. Und die Dachorganisation von Nielsen für die Schweiz und Österreich ist eben nach Zürich übersiedelt.

Das Gleiche gilt selbstverständlich für IBM. Natürlich gibt es eine Niederlassung von IBM bei uns. Aber die Konzernzentrale, die über die Kontakte nach Mittel‑ und Osteuropa verfügt, ist nach Prag verlegt worden.

Ich könnte diese Liste jetzt noch weiterführen. Jedenfalls sind Sie ein bisschen schlecht informiert. Das Entscheidende ist nämlich, wo das Hirn hingeht, denn dort werden die zukünftigen Entscheidungen fallen. Wir werden dann wohl Landesgeschäftchen haben, wie leider beispielsweise die Bank Austria eine Filiale in Wien bleiben wird, die Italiener aber alles nach Verona oder sonst wohin verlegen werden, so zum Beispiel Generali nach Triest. 

Ich bitte Sie daher, sich ein bisschen besser zu informieren. Geben Sie es zu: Es hat hier einen Abfluss der Zentralen gegeben, wenn wir hier auch selbstverständlich Landesorganisationen haben. Das sollte man aber eigentlich schon wissen, Frau Kollegin! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Damit sind die tatsächlichen Berichtigungen abgeschlossen. Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Lachkovics. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ein ganz wichtiges Wirtschaftsthema in dieser Stadt ist die Nahversorgung. Das wurde eh schon ein paar Mal kurz erwähnt. Leider ist das aber nicht unbedingt eine Erfolgs-Story in dieser Stadt.

Wir haben in der letzten Zeit immer wieder den Niedergang oder das Dahindümpeln mancher Geschäftsstraßen gesehen. Auch im Jahr 2008 ist diese Entwicklung vorangeschritten. Die Nahversorgung wird dadurch abgebaut, und das ist zum Teil auf den Wildwuchs von Einkaufszentren, die von der Stadt Wien stark gefördert werden, zurückzuführen. So konnte man zum Beispiel schon negative Auswirkungen des Stadion-Centers auf die Taborstraße feststellen.

Das Ergebnis einer Politik für Einkaufszentren und gegen Nahversorgung sind leer stehende Geschäftsstraßen, heruntergelassene Rollläden, Garagenausfahrten in Einkaufsstraßen, eine hohe Fluktuation der Geschäftsinhaberschaft, kein entsprechender Branchenmix sowie ein Wuchern von Wettbüros, Sonnenstudios und Billigläden in Einkaufsstraßen. All das trägt nicht zu einer attraktiven Atmosphäre bei, es vermindert das gute Wohngefühl in diesen Straßen und verursacht Umsatzeinbußen für die verbleibenden Geschäfte, weil Kunden und Kundinnen ausbleiben. 

Es kommt auch zu einer höheren Umweltbelastung, weil die Menschen dann vermehrt mit dem Auto einkaufen fahren müssen.

Mercer-Studie hin oder her: Ich wage zu bezweifeln, dass die Menschen, die in der Alserbachstraße oder in der Brünner Straße neben oder über leer stehenden Geschäftslokalen wohnen, der Mercer-Studie 100-prozentig zustimmen würden. In der Gerasdorfer Straße haben die Leute bereits über die fehlende Nahversorgung und somit auch über fehlendes Lebensgefühl geklagt.

Der Prozess der Zerstörung der Nahversorgung muss gestoppt werden, und zwar so schnell wie möglich. Eine sichere Versorgung darf kein Privileg mobiler Menschen sein, und die tägliche Autofahrt darf nicht zum Muss werden. Wir brauchen funktionierende, belebte Einkaufsstraßen mit kleinteiliger Nahversorgung, denn abgesehen vom Stadtbild, vom Lebensgefühl und von der Wichtigkeit für weniger mobile Menschen und von der Vermeidung von Autoverkehr und CO2-Ausstoß bedeutet das auch weniger Kosten für den Straßenbau für die Stadt Wien, denn dann müssen die Leute weniger mit dem Auto fahren. Zudem bedeutet das auch weniger Unfallfolgekosten.

Außerdem gibt es durch kleinteilige Nahversorgungsbetriebe auch mehr Einnahmen für die öffentliche Hand. Durch diese Betriebe werden mehr Arbeitsplätze pro Einkaufsfläche geschaffen als in großen Fachmärkten oder Einkaufszentren, und das sind besser bezahlte und sicherere Arbeitsplätze. Meist sind die Jobs interessanter und es handelt sich um Vollzeitarbeitsplätze. Das sind also auch lauter Vorteile für den Arbeitsmarkt. 

Das heißt, es gibt soziale, wirtschaftliche und ökologische Gründe für ein ordentliches Konjunkturpaket für Nahversorgung und Geschäftsstraßen, und das ganz besonders in Zeiten einer Wirtschaftskrise. Derzeit sind 1,2 Millionen EUR für 100 Einkaufsstraßen Wiens und 1 Million EUR für die Nahversorgung budgetiert, und das hat sich bis jetzt als Tropfen auf dem heißen Stein erwiesen. 2005 wurde die Nahversorgungsförderung nicht einmal vollständig ausgeschöpft, sondern nur zu drei Vierteln, weil es kein Konzept gibt, sondern nur eine punktuelle Förderung.

Wir fordern daher eine deutliche Erhöhung des Budgets für die Wiener Geschäftsstraßenförderung und die Nahversorgungsförderung, also ein ordentliches Konjunkturpaket. Es kommt ja dann auch wieder viel zurück in das Budget der Stadt Wien!

Investitionen in die Nahversorgung bedeuten auch eine Belebung der Wiener Wirtschaft und des Wirtschaftsstandorts Wien. Die von der ÖVP geforderte Verdoppelung des Budgets ist natürlich ein Schritt in die richtige Richtung, das ist aber für uns zu wenig. Es bedarf eines ordentlichen Konzepts. Wir brauchen mehr als punktuelle Förderungen.

Deswegen stellen wir den Antrag, dass das Budget ab 2010 für Geschäftsstraßen- und Nahversorgungsförderung so erhöht wird, dass ausreichend Geld für entsprechende Maßnahmen betreffend ein Konzept zur Revitalisierung von Geschäftsstraßen und die Förderung kleinteiliger Nahversorgung vorhanden ist. Da können durchaus die Erfahrungen aus dem rot-grünen Projekt „Lebendige Straßen“, die es schon gibt, einfließen. Weiters fordern wir die Erstellung von Nahversorgungskonzepten für neue Stadtentwicklungsgebiete wie die Aspang-Gründe oder das Flugfeld Aspern.

Das ist kein grünes Hirngespinst, sondern das gibt es bereits in anderen Städten, zum Beispiel in Tübingen, der „Stadt der kurzen Wege“. Dort wurde von Anfang an so geplant, dass eine nachhaltige Nahversorgung gewährleistet bleibt. 

Weiters soll es Maßnahmen zur Förderung von Ansiedelungsinitiativen kleinteiliger Nahversorgungsunternehmen geben. Außerdem sollen auch kulturelle und sozioökonomische Projekte, die in leerstehenden Lokalen angesiedelt werden und so zu einer Belebung von Einkaufsstraßen beitragen könnten, gefördert werden. Das sollte als Ausgleich für den Mehrwert, den die Nahversorgung für die Stadt bringt, dienen. 

Weiters fordern wir Infrastruktur und Ressourcen für AnrainerInnenbefragungen und echte Bürgerbeteiligungsverfahren zur Belebung von Geschäftsstraßen, Märkten und Nahversorgungsunternehmen, denn wenn die Bürger und Bürgerinnen bei der Gestaltung ihrer Wohngegend und –umgebung mitreden können, dann werden sie das Ergebnis annehmen und auch selbst zur Belebung der Einkaufsstraßen und Märkte beitragen.

Es sollte auch ein Nahversorgungsmanagement geben. Auch das ist kein grünes Hirngespinst, auch das gibt es in anderen Städten, zum Beispiel in Nürnberg, wo es Stadtteilbeauftragte gibt, die Kontakt mit Hausbesitzern und Hausbesitzerinnen sowie mit Nahversorgungsläden und kleinen Handelsketten aufnehmen, um den Branchenmix in den Einkaufsstraßen besser steuern zu können und Betriebsansiedelungen zu vermitteln. 

Zuletzt wünschen wir uns die gezielte Anmietung leerstehender Geschäftslokale durch die Stadt Wien, um den Branchenmix besser steuern zu können. Ich bringe somit den Antrag ein. 

Damit die Nahversorgung gefördert werden kann, bedarf es natürlich auch rechtlicher Rahmenbedingungen. Zum Beispiel ist ein Verbot von Ein- und Ausfahrten entlang von Geschäftsstraßen vonnöten, damit die Geschäftslokale nicht in Garagen umgewandelt werden. Gegen Spekulation muss vorgebeugt werden, zum Beispiel durch eine Leerstandsabgabe für lange leerstehende und nicht angebotene Geschäftslokale, so wie es das in Belgien gibt. Das Mietrecht muss reformiert werden, denn im Moment ist es für Kleinbetriebe oft nicht möglich, wenn jemand in Pension geht, den Betrieb zu übergeben, da die Miete danach so stark erhöht wird, dass sich das niemand mehr leisten kann. 

Auf der anderen Seite sollten natürlich die Kosten, die Großmärkte und große Einkaufszentren verursachen, auch umgeleitet werden, das heißt, sie sollen nicht von der Allgemeinheit getragen werden. Diesbezüglich würden wir uns eine Verkehrserregerabgabe und/oder eine Flächenverbrauchsabgabe vorstellen.

Ich komme jetzt zu einem ganz konkreten Problemfeld in dieser Stadt, für welches ganz dringend konkrete Maßnahmen benötigt werden, und zwar betreffend den Bereich rund um die Liechtensteinstraße, die Alserbachstraße und den Liechtenwerder Platz im 9. Bezirk. Wir haben schon im Dezember darauf aufmerksam gemacht, dass es dort mit der Nahversorgung ziemlich schlimm steht und es sehr viele Leerstände gibt. 

Es gibt jetzt eine Studie der Wirtschaftskammer Wien zu diesem Problembereich. Die Wirtschaftskammer ist zu demselben Ergebnis gekommen und hat Alarm geschlagen. Es wurden aber nach unserer Meinung nicht die richtigen Schlüsse daraus gezogen. Wirtschaftskammerpräsidentin Jank hat nämlich erklärt, dass sie diese Straßen nicht mehr für eine Geschäftsansiedelung empfiehlt. Offenbar sind also für den Wirtschaftsbund Nahversorgung und eine Stadt mit Lebensgefühl auch für weniger mobile Menschen kein Anliegen!

Für uns bedeutet diese Studie jedoch: Es sind dringend konzertierte Maßnahmen nötig.

Bezirksvorsteherin Malyar von Alsergrund war ebenfalls sehr empört über die Empfehlung der Wirtschaftskammerpräsidentin und hat Alarm geschlagen, aber sie hat keine Maßnahmen gesetzt und auch keine Maßnahmen vorgeschlagen. Stattdessen wurde eine Unterschriftenaktion gestartet, was zwar vielleicht eine nette PR‑Aktion ist, aber keine Lösungen bringt. 

Sie könnte als Bezirksvorsteherin natürlich viel mehr machen, angefangen von einer freundlicheren Gestaltung des Straßenraums in diesem Gebiet bis zur BürgerInnenbeteiligung. Natürlich könnte sie auch mit ihren FraktionskollegInnen im Gemeinderat Maßnahmen beraten, vielleicht sogar die gleichen, die wir im folgenden Antrag zusätzlich zu den allgemeinen Forderungen aus meinem vorigen Antrag verlangen.

Dazu zählen die Einrichtung einer Teilhabeinfrastruktur bis zur Wiederaufnahme der Agenda 21 und ganz spezifische Maßnahmen für den Bereich Alserbachstraße, Althanstraße und Liechtensteinstraße sowie ein effizientes Einkaufsstraßenmanagement. Wiederum sollen und können hier die Erfahrungen aus ähnlichen Projekten einfließen.

Ganz wichtig wäre auch eine Überarbeitung von Förderrichtlinien der Wirtschaftsförderung, die sich an den Bedürfnissen kleinerer Gewerbetreibenden orientieren und belebende Maßnahmen und Aktionen zum Beispiel aus dem Bereich der Kultur ermöglichen.

Ich bringe diesen Antrag ein und danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Vizebürgermeister hat für diese Geschäftsgruppe das Schlusswort. – Bitte schön.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Motto der Oppositionsparteien bei der Debatte sowohl im generellen Teil als auch im Spezialteil ist leider jedes Jahr dasselbe: Sie machen unsere Heimatstadt und damit die Arbeit der Wiener und Wienerinnen schlecht. – Das ist ärgerlich und traurig!

Ärgerlich und traurig ist es jedes Jahr, aber heuer, sehr geehrte Damen und Herren, hat das Ganze leider noch eine neue Qualität: Wir befinden uns nämlich in Zeiten einer ernsthaften Krise, und wir wissen alle, dass diese Krise sehr stark auch eine Vertrauenskrise ist. 

Aus diesem Grund sind die Einstellung und der Zugang, wie wir mit den Dingen umgehen, ob wir Pessimismus oder sogar Defätismus vermitteln oder ob wir den Menschen das Gefühl vermitteln, dass wir ihnen Sicherheit und Halt geben und gemeinsam daran arbeiten, ihnen gute Rahmenbedingungen zu schaffen, diesmal nicht nur eine moralische Frage oder eine politische Frage im Sinne der Parteipolitik, sondern eine ganz eminent wirtschaftliche Frage. Jedes weitere Infragestellen und jeder zusätzliche Vertrauensverlust führen nämlich zu wirtschaftlich negativen Entwicklungen! 

Deswegen, meine Damen und Herren, stimmt es mich sehr traurig, dass sich zwar nicht alle – man soll nie alle in einen Topf werfen, das wäre zu undifferenziert –, aber leider die große Mehrheit der Redner der Oppositionsparteien nicht einmal in dieser schwierigen Situation davon abbringen lassen, auch diesmal wieder eine allgemeine Schlechtmacherei zu betreiben und eine negative Einstellung zu verbreiten.

Beim Schlechtreden wird auch nicht davor halt gemacht, Dinge einfach zu erfinden. Es werden Zahlen zitiert, die in dieser Form nicht stimmen. Wenn zum Beispiel von gesunkenen Investitionen in diesem Rechnungsabschluss gesprochen wird, so ist das einfach nicht richtig.

Was stimmt, ist, dass es im Bereich des U-Bahn-Ausbaus eine Delle gibt; ich glaube, ich habe diese Formulierung in der Pressekonferenz verwendet. Das ist aber nun wirklich keine besondere Überraschung! Zwischen zwei Ausbaustufen der U‑Bahn, noch dazu, wenn in dieser Zeit eine Fußball-Europameisterschaft stattfindet, kann eben nicht weiter gebaut werden. Daher ist es nach diesem großen Investitionsbrocken, der natürlich unsere Investitionen insgesamt sehr stark dominiert, hier zu einem Zwischenrückgang gekommen. Das haben wir entsprechend präsentiert, und das ist auch öffentlich erklärt worden. Aber insgesamt ist natürlich der Invest nicht zurückgegangen, und diese Delle beim U-Bahn-Bau ist in anderem Bereich ausgeglichen worden.

Es gäbe viele andere Dinge zu erwähnen, aber es würde nun zu weit führen, auf Einzelheiten einzugehen. Es haben ja schon einige Vorredner und Vorrednerinnen darauf hingewiesen, dass vieles, was gesagt wurde, in dieser Form – so leid es mir tut! – einfach nicht stimmt.

Etwas möchte ich aber schon erwähnen, weil ich es einfach nicht unwidersprochen lassen kann. Es ist wirklich bezeichnend, in welcher unglaublichen Art und Weise gerade die Damen und Herren von der Freiheitlichen Partei von eigenen Verantwortungen und eigenem Versagen ablenken, indem sie stets anderen die Schuld umhängen. Dass das leider in vielen Bereichen auch mit ausländerfeindlichen Untertönen – und das ist eh schon eine höfliche Formulierung! – kombiniert ist, lehne ich zutiefst ab. Das wissen Sie.

Wenn Sie zum Beispiel das Thema Sicherheit ansprechen, dann schauen wir uns doch einmal an, was denn in der Zeit einer freiheitlichen Regierungsbeteiligung vor sich gegangen ist! Wann sind denn die Polizisten und Polizistinnen in Wien gestrichen worden? Das war gerade dann, als die Freiheitlichen in der Regierung waren. (GR DDr Eduard Schock: Die Polizisten sind von Vranitzky gestrichen worden!) Vranitzky ist meines Wissens kein Freiheitlicher! Ich möchte das in aller Entschiedenheit zurückweisen! Ich glaube, er wäre sehr beleidigt ob dieses Vergleichs! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Wann sind Polizisten und Polizistinnen abgebaut worden? – Als die Freiheitlichen in der Regierung waren! Wann sind alle Lehrlingsstiftungen zurückgenommen worden und mussten erst jetzt wieder eingeführt werden? – Als die Freiheitlichen in der Regierung waren! Wann hat es denn Rekordarbeitslosigkeit gegeben, höhere Arbeitslosigkeit sogar als jetzt während der Wirtschaftskrise? – Als die Freiheitlichen in der Regierung waren! Das ist freiheitliche Politik, wenn Sie irgendwann einmal dazu kommen, Verantwortung zu übernehmen! Und glauben Sie mir: Wir werden alles dazu tun, dass das nicht passiert! (Beifall bei der SPÖ.)

Sie verhalten sich wirklich unglaublich unverfroren bei der Beschuldigung anderer! Sie echauffieren sich hier darüber, dass Rumänien und Bulgarien in die Europäische Union aufgenommen wurden. Ich will darüber nicht inhaltlich diskutieren, das würde den Rahmen sprengen, sondern ich frage nur: Wann war denn das? – Das war in der Zeit, als die Blauen in der Regierung waren! Und bekanntlich mussten alle Regierungschefs dem zustimmen. Sonst hätte es diese Aufnahme gar nicht gegeben. Das heißt: Da sind Sie voll mit im Boot! Und es ist einfach ganz typisch, dass Sie sich im Nachhinein davon distanzieren und sagen, dass die anderen schuld sind!

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte nur noch ein Thema ansprechen, das auch seitens der Freiheitlichen angesprochen wurde, nämlich Ihre Kritik an der Einwanderungskommission. Dankenswerter Weise haben es eigentlich Redner aller anderen Parteien außer den Freiheitlichen gesagt, dass sie sich von dieser Politik distanziert haben. – Ich meine, wir können unterschiedlicher Meinungen sein, wir können hier streiten und uns befetzen! Wir sollten uns aber alle miteinander bemühen, ein gewisses Niveau zu halten. Das gilt wirklich für alle, davon nehme ich niemanden aus. Und ich meine, wir haben uns glücklicherweise alle miteinander davon distanziert, die Debatte, egal, um welches Thema es geht, immer wieder darauf zu reduzieren, dass man gegen Ausländer hetzt und dass man gegen Ausländer husst.

Ein Paradebeispiel, dass Sie von der FPÖ sich nicht daran halten, war, dass Sie hier herausgehen und schlecht über die Einwanderungskommission reden. Das ist ein Paradebeispiel dafür, welche Art von Politik Sie machen! Ziel dieser Einwanderungskommission ist es, dafür zu sorgen, dass Menschen, die die Wirtschaft braucht und für die wir auch anständige Lebensverhältnisse bieten können, im Interesse aller in dieses Land zuwandern. (GR DDr Eduard Schock: Das bestimmt die Industriellenvereinigung!) Nein, das bestimmen alle, die in dieser Kommission sind und das Thema ernst nehmen! Alle, die ernsthaft Probleme lösen wollen, sind in der Einwanderungskommission! Und es ist symptomatisch, dass Sie nicht dabei sind! 

Sie wollen nämlich keine Probleme lösen. Sie wollen immer nur Öl ins Feuer gießen. Sie wollen überhaupt kein friedliches Zusammenleben. Sie wollen überhaupt nur hetzen und hussen! Und davon distanzieren wir uns! Davon distanzieren sich alle anderen! Wir arbeiten nämlich gemeinsam für friedliche Lösungen! (Beifall bei der SPÖ.)

Zur Frage – und auch das als kleine Randbemerkung –, was im letzten Gemeinderatsausschuss betreffend die Veranlagungen von Pensionsvorsorgen diskutiert wurde. Auch dieser Vorwurf ist nämlich gekommen, und auch das ist typisch. 

Ich halte dazu fest: Diese Darstellung, dass darüber nicht diskutiert wurde, stimmt nicht! Es wurde sehr wohl darüber diskutiert, aber im Rahmen dessen, was rechtens ist. Wenn Sie nicht auseinanderhalten können, welche Einrichtung in dieser Stadt wofür zuständig ist, dann tut mir das leid, sehr geehrte Damen und Herren! Wir halten uns daran. Es ist sehr wohl darüber diskutiert worden, und auch ich habe sehr klar gesagt, dass dieses Thema auch im Kontrollausschuss diskutiert wurde. Es gibt sogar einen Kontrollamtsbericht dazu, und es gibt auf Antrag der Grünen jetzt noch einmal eine Kontrollamtsuntersuchung.

Wir alle wissen, wie penibel diese Auseinandersetzung ist, und ich erlaube mir, darauf hinzuweisen, dass Sie das nicht nur falsch dargestellt haben, sondern dass es wohl auch ein wenig perfide ist, dass man sich gerade in Ihrer Partei darüber aufregt, dass Aktienveränderungen und Entwicklungen bei den Aktienwerten nicht realisiert werden. – Wir sind natürlich, wie Kollege Margulies richtig gesagt hat, nicht so dumm, diese Aktien auf den Markt zu werfen, vor allem, wenn es um langfristige Veranlagungen geht. Dass aber gerade jene Partei, die in der Zeit, als sie in der Regierung war, mit Blick auf entsprechende steuerliche Begünstigungen für private Pensionsvorsorgen sogar vorgeschrieben hat, dass es einen Mindestanteil an Aktien geben muss – wo jetzt alle verzweifelt versuchen, diesen Mindestanteil wieder zu senken! –, sich nun darüber aufregt, ist meines Erachtens wirklich unseriös, und daher möchte ich das entschieden zurückweisen! Ich meine, das zeigt, dass dieser Vorwurf nicht seriös ist. Seriös sind hingegen die Untersuchungen des Kontrollamtes, mit welchen bewiesen wurde, dass hier sehr korrekt vorgegangen wurde. (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Leider hat sich auch bei vielen Reden der Grünen dieses Grundprinzip des Schlechtredens durchgezogen. Auch seitens der GRÜNEN ist man zum Teil nicht davor zurückgeschreckt – aber vielleicht ist das einfach nicht bekannt, ich will jetzt das Bessere annehmen! –, Dinge zu kritisieren, die insofern unkorrekt sind, weil sie einfach nicht stimmen.

Zum Beispiel wurde gefordert, dass es für Kleinunternehmungen und EPUs Kredite geben soll. – Diese Kredite gibt es! Die Mikrokreditaktion ist vorhanden. Ist das nicht bekannt? Sie wurde in einer gemeinsamen Aktion mit der Wirtschaftskammer sogar verdoppelt. Genau das gibt es! Daher komme ich zu dem Schluss, wenn man hier mit großen Worten sagt, dass endlich etwas geschehen muss, obwohl es das ohnedies schon gibt: Entweder man weiß es nicht, oder man will es nicht wissen!

Originell war die Ergänzung der Linie des alles Schlechtredens durch die explizite Position von Frau GRin Vassilakou – ob diese jetzt stimmt oder nicht, soll einmal dahingestellt bleiben, denn wir haben ja gesehen, dass viele Behauptungen gar nicht stimmen –, die gesagt hat: „Alles, was es zu kritisieren gibt, gibt es wegen der SPÖ, und alles, was gut ist, gibt es trotz der SPÖ.“ – Das ist ein wortwörtliches Zitat, ich habe es mir aufgeschrieben. – Ich glaube, das ist keine sehr seriöse Grundlage der Diskussion!

Ebenso möchte ich in Frage stellen, wenn wir über Ökologisierung der Wirtschaft und darüber sprechen, dass wir Konjunkturpakete auch dazu nutzen sollen, um Klimaschutzthemen umzusetzen und auch in diesem Gebiet entsprechend aktiv zu sein – und ich verstehe, dass das ein wichtiges Thema für die Grünen ist! –, dass man gerade dafür die USA als Vorbild nimmt!

Ich finde das, was jetzt von Obama veranlasst wird – das halte ich fest, damit es da kein Missverständnis gibt –, sehr gut. Allerdings habe ich mir zum Beispiel in New York gemeinsam mit StR Schicker – der gerade gekommen ist und das bestätigen kann – die ökologischen Projekte dieser Stadt angeschaut. Dabei habe ich festgestellt, dass jene Maßnahmen, die in den Vereinigten Staaten jetzt als supertolle, innovative, moderne ökologische Projekte präsentiert werden – und das ist gut, auch das halte ich fest, damit es kein Missverständnis gibt! –, bei uns seit vielen, vielen Jahren Standard sind. Ich glaube, man muss bei einem Vergleich sehr wohl auch zur Kenntnis nehmen, wie weit wir in Wien bei diesen Maßnahmen voran sind! Es gibt in unseren Konjunkturpaketen sehr viel, was zu den ökologischen Aspekten passt. Das habe ich auch explizit gesagt.

Zur Frage hinsichtlich der Fremdfinanzierung, was die stichtagsbezogenen Kursschwankungen des Schweizer Franken für die Schulden der Stadt bedeuten, und zur Frage der schon vorher angesprochenen Wertberichtigungen: Wir hatten dazu auch eine Diskussion im Ausschuss, und Kollege Margulies hat sich sehr empört gezeigt, dass wir in diesem Zusammenhang immer Unseriosität unterstellen. – Es stimmt! Du hast heute sehr großen Wert darauf gelegt, nicht von Verlusten, sondern von den Wertberichtigungen zu sprechen. Aber leider hast nur du das getan! Kollegin Vassilakou hat hingegen wieder die Falschinformation gebracht, die zu Verunsicherung führt, indem sie hier von Verlusten gesprochen hat, die es weder in dem einen noch in dem anderen Fall gibt. 

Ihr beide habt aber etwas nicht erwähnt: Natürlich hat es bei den Schweizer Franken Wechselkurse gegeben, was bei Währungen nicht wirklich überraschend ist, und natürlich hat es hier entsprechende stichtagsbezogene Kursberichtigungen gegeben. Insofern haben unsere Kredite zum Stichtag in Bezug auf den Euro einen höheren Wert. Aber das hat sich mittlerweile schon wieder geändert. Ebenso haben sich die Wertberichtungen bei den Pensionsvorsorgen der Wiener Stadtwerke schon geändert, und zwar jeweils zum Vorteil einerseits der Stadt und andererseits der Wiener Stadtwerke. – Ich fände es ganz gut, wenn man sich solche Dinge anschaut und dann auch bis zum Schluss durchdiskutiert und nicht immer nur jene Bereiche erwähnt, die gerade in die eigene politische Linie passen! 

Ebenso kann ich folgenden Vorwurf nicht unwidersprochen lassen, denn bekanntlich liegt mir das Thema Versorgung der älteren Menschen besonders am Herzen: Es wurde kritisiert, dass die Stadt Personalabbau betreibt. – Die Stadt betreibt keinen Personalabbau! Auch das habe ich explizit gesagt. Wir haben in unserer Stadt einen stabilen Personalstand!

Wenn gesagt wird, dass es in einigen Bereichen des Krankenanstaltenverbundes mittlerweile weniger Personal gibt, dann würde ich doch dem ... (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Ja, stimmt! Aber ich darf darauf hinweisen, dass wir perspektivisch Akutbetten in dieser Stadt verringern und die Geriatriebetreuung ausbauen. Das ist einer der wenigen Punkte, in dem sich innerhalb des Ausschusses Gesundheit und Soziales in der Geriatriekommission die grüne Vertreterin und auch alle anderen einig sind. Wir bauen innerhalb der Geriatriebetreuung sehr wohl die privaten und vor allem auch die mobilen Dienste aus. Das schlägt sich dann aber natürlich auch auf die Dienstposten insofern nieder, als es im Akutbereich der Spitäler weniger Dienstposten gibt. Gleichzeitig gibt es aber im Fonds Soziales Wien um 62 Millionen EUR mehr, weil die mobile Betreuung ausgebaut wird. Und das drückt sich selbstverständlich auch in den jeweiligen Personalkosten aus. Wenn etwas von einem Bereich in einen anderen übersiedelt, dann schlägt sich das selbstverständlich zahlenmäßig entsprechend nieder. 

Es stimmt auch nicht, dass wir uns nicht mit den Themen Finanzkrise und Einnahmenausfall befassen. Selbstverständlich ist das eine ganz entscheidende Frage, auf die allerdings niemand eine hundertprozentige Antwort geben kann, weil niemand weiß, wie lange diese Krise dauern wird. Ich habe aber sehr deutlich gemacht, dass wir auf der einen Seite – und deswegen ist die Erfüllung der Maastricht-Kriterien bei diesem Rechnungsabschluss so wichtig – sehr wohl auch, wenn es notwendig ist, zusätzlich zu Fremdfinanzierungen greifen werden und dass wir auf der anderen Seite auch verstärkt mit Effizienzsteigerungen innerhalb unserer Struktur arbeiten müssen.

Das bedeutet natürlich, dass man in vielen Bereichen noch zusätzliche Steuereinnahmen erschließen müssen wird. Aber das, sehr geehrte Damen und Herren, wissen wir alle. Das ist nichts, was wir hier im Gemeinderat beschließen können. Und meine persönliche politische Meinung dazu ist bekannt: Ich bin gegen eine Wiedereinführung der Erbschaftssteuer. Ich bin aber sehr wohl für die Einführung einer Vermögenszuwachssteuer, und zwar vor allem zur Finanzierung des Gesundheitswesens, wie es im Übrigen auch mit der ÖVP schon paktiert war und wie wir es meines Erachtens in Zukunft auch umsetzen sollen. 

Eine allerletzte Bemerkung, weil mich das persönlich sehr getroffen hat: Ich weiß nicht, welche Informationen hier laufen. Ich spreche jetzt von Siemens und über die aufgeworfene Frage, wie die Stadt den dort betroffenen Kollegen und Kolleginnen im Bereich PSE zur Verfügung steht. – Ich habe mich von den Damen und Herren des WAFF genau informieren lassen, und wir wollen doch alle miteinander nicht unterstellen, dass diese lügen! Die Kollegen und Kolleginnen des WAFF sind selbstverständlich sowohl mit der Geschäftsleitung als auch mit dem Betriebsrat in Kontakt. Es hat mehrfache Kontakte und einige Sitzungen gegeben.

Daher bitte ich dich wirklich – ich habe das schon unter vier Augen gesagt –, mir zu sagen, welcher Kollege oder welche Kollegin aus dem Betriebsrat behauptet hat, dass es diese Kontakte nicht gebe. Das ist nämlich absolut falsch! Und das wäre auch ein ganz falscher Zugang. Wir stehen nämlich immer, ob es sich um General Motors oder um Kleinbetriebe handelt, wenn es in einem Unternehmen Probleme gibt, mit dem Wiener ArbeiternehmerInnen Förderungsfonds zur Seite.

Es ist mir ein ganz wichtiges Anliegen, dass wir die Leute diesfalls nicht im Stich lassen und dass es sowohl mit der Geschäftsleitung als auch mit dem Betriebsrat, also mit beiden Stellen, immer wieder Kontakt gibt.

Anders wäre eine Arbeitsstiftung im Übrigen auch gar nicht möglich. Voraussetzung ist natürlich, dass der Betriebsrat auch mit der Geschäftsleitung verhandelt und einen Vorschlag macht, und ich hoffe doch, dass das geschieht! Ich bitte daher wirklich dringend, dass man das erstens korrigiert und mir zweitens zukommen lässt, wer das behauptet hat, denn das ist wirklich nicht wahr!

In diesem Zusammenhang nehme ich die Forderung der grünen Gemeinderätin Puller zur Kenntnis, dass wir nicht mehr bei der Firma Siemens bestellen sollen. Ich bin allerdings sehr gespannt, was der Betriebsrat dann sagen wird! Wir waren nämlich sehr froh, dass Siemens, abgesehen von der hohen Qualität, die die Wägen von Siemens haben, jeweils immer die Ausschreibungen gewonnen hat, weil wir damit nicht nur hohe Qualität für die Kunden und Kundinnen, sondern auch eine Arbeitsplatzsicherung bei Siemens gewährleisten können. Wenn Sie jetzt also sagen, die Wägen sind so schlecht, wir sollen andere kaufen, dann kann ich dem ganz sicher nicht zustimmen! Und ich glaube, die Belegschaft der Firma Siemens wird sich auch nicht freuen, wenn sie das hört!

Letzte Bemerkung zu einem Punkt, der vor allem auch von den Damen und Herren seitens der Volkspartei in diesem Zusammenhang hier angesprochen wurde. Dass Frau Kollegin Leeb noch nicht so lange bei uns ist und daher nicht weiß, was der WWFF und was der WAFF tun, nehme ich zur Kenntnis. Diejenigen, die schon länger hier dabei sind, sollten es aber wissen! Gerade der Vorwurf an den WAFF, er sei nur reaktiv und wir seien nur dann präsent, wenn es darum geht, Arbeitslose zu verwalten, ist eine ganz falsche Unterstellung! Genau das ist nämlich nicht die Aufgabe des WAFF. Vielmehr ist es Aufgabe des WAFF, in den Bereich Qualifikation im Interesse des Wirtschaftsstandortes Wien zu investieren und genau zu überprüfen, wo wir für innovative zukünftige Unternehmungen qualifizierte Leute brauchen. So gibt es etwa die Personalfinder, mit deren Hilfe wir Betrieben genau die Leute zuführen, die sie brauchen, und den Menschen die Qualifikation ermöglichen, die sie brauchen. Das ist eine ganz aktive und offensive Arbeitsmarktpolitik.

Zum Vorwurf, die Sozialdemokratie würde so schlecht wirtschaften und solle sich doch an der ÖVP oder an anderen Bundesländern ein Vorbild nehmen. – Könnten Sie, wenn zum Beispiel Oberösterreich angesprochen wurde, vielleicht ein bisserl präziser sagen, wen oder was wir uns da zum Vorbild nehmen sollen? – Nicht, dass ich mich auch nur einen Hauch darüber freue, wirklich nicht, dazu ist das ein viel zu ernstes Thema! Aber sollen wir uns Ihrer Meinung nach zum Vorbild nehmen, dass auch in Wien, so wie in Oberösterreich, die Arbeitslosenrate um 61,1 Prozent steigen soll? Oder haben Sie damit gemeint, dass wir auch in Wien, so wie in Oberösterreich, die Anteile der Energiegesellschaft verkaufen sollen? Oder haben Sie damit gemeint, dass wir in Wien, so wie in Oberösterreich in der übrigens schwarz-grünen Regierung, die Wohnbaudarlehen verkaufen sollen? Hatten Sie das mit dem Vorbildnehmen gemeint? – Wenn das gemeint ist, dann bin ich absolut nicht Ihrer Meinung! Wenn Sie aber gemeint haben, dass wir mit den oberösterreichischen Kollegen und Kolleginnen zusammenarbeiten und uns austauschen sollen, dann komme ich diesem Wunsch sehr gerne nach. Wir können immer voneinander lernen und es miteinander besser machen! (Beifall bei der SPÖ.)
Es tut mir leid, dass, abgesehen von Kollegen Aichinger, von Seiten der so genannten Wirtschaftspartei ÖVP hier keinerlei konstruktive Vorschläge gekommen sind! Ich bin froh, dass die Wirtschaftskammer das anders sieht, denn mit der Wirtschaftskammer arbeiten wir sehr gut und sehr konstruktiv zusammen. 

Ich bin auch sehr gerne bereit, zu dem, was Kollege Aichinger gesagt hat, nämlich die Richtlinien im Wirtschaftsförderungsfonds zu ändern, wenn zutrifft, dass sie nicht praxisbezogen sind. Darüber können wir gern reden. Ich erlaube mir aber doch, anzumerken, dass diese auf Vorschlag der Frau Präsident Jank geändert wurden. Das, was jetzt auf dem Tisch liegt, ist Copyright Brigitte Jank. Aber das macht nichts!

Es wäre ja lächerlich, das nicht zu ändern, wenn es nicht gut funktioniert! Das war sicherlich gut gemeint! Wir haben ja auch zugestimmt. Wenn es aber nicht gut funktioniert, bin ich sehr gerne zu Änderungen bereit! Das war einer der wenigen konstruktiven Vorschläge. Setzen wir uns zusammen, und machen wir es besser! Es hat ja keiner was davon, wenn wir Geld in die Hand nehmen und es dann nichts nutzt! Das wäre ja doppelt kontraproduktiv! Ich werde sehr gerne sofort die Initiative ergreifen, dass wir uns hier zusammensetzen und versuchen, diese Richtlinien entsprechend zu verändern und zu verbessern. Natürlich liegt es in meinem Interesse, dass die Maßnahmen, die wir setzen, dort ankommen, wohin sie gehören, nämlich bei den Damen und Herren, die es ohnehin in der Wirtschaft im Moment schwer haben.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin, auch wenn wir hier eine sehr kontroversielle Diskussion geführt haben, nach wie vor der Meinung, dass wir mit diesem Rechnungsabschluss richtige Schwerpunkte gesetzt haben. Es geht um die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, es geht darum, die Wirtschaft zu unterstützen, und zwar mit allen Nachjustierungen, die dann noch notwendig sind. Wir straffen und intensivieren das soziale Netz. Wir setzen einen ganz wichtigen Schwerpunkt beim Thema Forschung und Entwicklung und bezüglich Qualifikation vom Kindergarten bis zur berufsbegleitenden Weiterbildung. Und die Ergebnisse lassen sich international sehen.

Ich möchte noch ergänzen, bevor wieder irgendjemand sagt, dass die Studien, die wir zitieren, nur von Dingen handeln, die das Alltagsleben der Menschen nicht bewegen. Diese Studie des „Economist“ orientiert sich an fünf Kriterien, und diese Kriterien sind Stabilität des Standorts, Gesundheitsversorgung, Kultur, Umwelt, Ausbildung und Infrastruktur. Das waren die Kriterien, hinsichtlich welcher wir ganz an der Spitze, nur knapp hinter Vancouver liegen.

Ich glaube, das sind Kriterien, die für alle gelten und die wir auch in diesem Rechnungsabschluss wiederfinden. Darauf aufbauend sind wir gut aufgestellt im Kampf gegen die Krise. Es wird nicht leicht sein. Ich rede nichts schön. Es werden noch schwere Zeiten auf uns zukommen, aber wir haben eine gute Grundlage, miteinander dagegen anzukämpfen.

Wir haben die richtigen Schwerpunkte gesetzt, und ich bedanke mich noch einmal bei allen, die zum Zustandekommen dieses Rechnungsabschlusses beigetragen haben, vor allem aber bei den Wienern und Wienerinnen, denn ohne deren Fleiß, Engagement und Zukunftsoptimismus wäre unser aller Arbeit überhaupt nicht möglich! – Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zur Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke liegt nunmehr keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur nächsten Geschäftsgruppe, nämlich zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr.

Ich weise am Beginn noch einmal auf die Redezeit hin: Wir haben in der Präsidialkonferenz eine Maximalredezeit vereinbart, und zwar für den Erstredner jeder Partei maximal 25 Minuten und ansonsten 15 Minuten.

Ich möchte auch nicht verschweigen, dass wir jetzt mit allen Fraktionen ein Gespräch hatten, bei dem es mehrheitlich die eigene Auflage gab, dass man auch kürzer reden kann als vorgeschlagen, und das wird von den meisten auch so eingehalten werden. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren! 

Frau StRin Brauner hat jetzt ein Paradebeispiel für das laute Rufen im Walde, wenn man Angst hat, geliefert. Immer wenn jemand laut wird, merken die anderen, dass man ängstlich ist und dass einem zumindest die stichhaltigen Argumente ausgehen.

Die SPÖ hat ja nicht zu Unrecht – wie man bei den letzten Wahlgängen gesehen hat – Angst vor dem Wähler, Angst vor der eigenen verkehrten Politik und nicht zuletzt – und das völlig zu Recht! – Angst vor der einzigen ernst zu nehmen Oppositionspartei in diesem Hause, nämlich vor der FPÖ, die über kurz oder lang in Wien auch den Bürgermeister stellen wird, meine Damen und Herren! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Aber nun zu etwas ganz anderem, nämlich zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. 

„Wir fordern die Abschaffung von Gefängnissen, weil sie staatliche Repressions- und Kontrollorgane sind.“ – Das sagt nicht die FPÖ, und das ist auch nicht aus dem Parteiprogramm der Grünen entlehnt, das hat jemand anderer geschrieben. Ich sage Ihnen das ein bisschen später.

Ich zitiere weiter: „Da wir den Staat als solchen grundsätzlich dekonstruieren wollen, sind wir der Meinung, dass dessen Zerstörung unweigerlich mit der Abschaffung der Knechte einher gehen muss.“ – Gefängnisse klingt ein wenig nach Offenbach oder so!

Zu guter Letzt gibt es auf dieser Seite im Internet einige andere Aufrufe in eben dieser Richtung. Zuletzt ist zu lesen: „Für den Zorn, für die Liebe, für die Freiheit, für den Anarchismus!“

Damit keine Missverständnisse entstehen: Wir wollen niemandem diese Denkweise verbieten! Denkverbote gibt es immer nur von Grün und Rot in unsere Richtungen. Wir meinen: Jeder soll das denken oder schreiben, was er will, wir sind niemandem böse!

Genau diese Leute sind die Wagenplatz-Leute, die „Pankahyttn“-Leute und die Leute aus dem EKH. Sie lehnen Autoritäten wie den Staat und die Stadt Wien beziehungsweise jede Autorität ab, wollen jedoch genau von diesen Autoritäten Geld haben und durchgefüttert werden. 

Wem diese Homepage nicht reicht, der soll sich einmal das Ganze vor Ort anschauen. Er muss deswegen nicht unbedingt nach Simmering fahren, denn dort werden die Leute vom Wagenplatz in ein bis zwei Monaten hoffentlich weg sein! Vorigen Freitag hätte man auch direkt vor dem Rathaus Gelegenheit gehabt, sich in der Lichtenfelsgasse die Herrschaften vom Wagenplatz anzusehen, verstärkt, glaube ich, durch einige Bewohner der „Pankahyttn“, sonst hätten sie nicht mal die 22 Hanseln zusammengebracht, die es insgesamt waren. Da hätte man sich anschauen können, was diese Leute von der Gesellschaft halten und welches Niveau sie haben!

Ich habe mir das einige Zeit angesehen und habe auch Fotos gemacht, ich habe es mir aber erspart, sie zu vergrößern und herzuzeigen. Ich glaube, jeder weiß, über welche Leute wir sprechen. Sie sind auf der Straße herumgelungert, und sehr viele davon haben Alkohol in größeren Mengen konsumiert, das konnte man mit freiem Auge sehen und auch riechen. Die Leute hatten den Schmutz von vielen Wochen am Körper, was für die Wirtsleute in der Gegend nicht unbedingt angenehm war.

Das ist keine Gräuelpropaganda. Ich habe mir dieses Beispiel lang genug angesehen. Sie haben mit ihren Wohnwägen und Lastwägen dann noch eine Ehrenrunde gedreht und haben die Leute – haha lustig! – mit Spritzpistolen bespritzt, aber das ist eher wurscht.

Dabei hat die Grünen wahrscheinlich nicht gestört, dass die Lastwägen hinten Dreck rausgeblasen haben. Das bringen drei Hummer mit 170 km/h nicht zusammen! Aber das hat keinen von den Grünen gestört. Ganz im Gegenteil! 

Diese Leute vom Wagenplatz demonstrieren ja für mehr Wagenplätze in Wien und wollten einen Gesprächstermin bei StR Ludwig, haben aber ein solchen zuerst nicht bekommen. Dann wurden sie von den Grünen ganz spontan zu GästInnen – das steht auf der Homepage, was es da nicht alles gibt! – erklärt und wurden zu StR Ludwig gebracht, sind dann allerdings unverrichteter Dinge wieder abgezogen.

Warum bespreche ich das in dieser Geschäftsgruppe? – Bei diesen Leuten vom Wagenplatz, von der „Pankahyttn“ und vom EKH gibt es nicht viele Unterschiede, teilweise sogar Überschneidungen in der personellen Struktur, und dieser Wagenplatz, der einige Jahre illegal in Simmering war und noch ist, sollte ja, zumindest nach den Plänen der SPÖ, unterstützt auch von den Grünen, in das Lobauvorland, aber doch ins besiedelte Gebiet im 22. Bezirk übersiedelt werden. Das stieß natürlich weder bei den betroffenen Anrainern noch bei der FPÖ auf Zustimmung.

Wir haben dann einige Schritte unternommen, die – zumindest bis zum heutigen Tage – zum Erfolg geführt haben. Wir haben eine Homepage ins Netz gestellt. Wir haben zusammen mit der Bürgerinitiative, die dort gegründet wurde, und dann auch gemeinsam mit der ÖVP, die wir zur Unterstützung eingeladen haben, welche wir schlussendlich auch bekommen haben, zur Einberufung einer Sondersitzung in der Bezirksvertretung aufgefordert. 

Diese Sondersitzung wurde abgehalten, und das – zumindest vorläufige – Endergebnis ist, dass der Wagenplatz doch nicht in die Donaustadt übersiedelt. Und ich glaube, das wird auch so bleiben, zumindest bis nach der Wahl 2010, dann wird es die FPÖ vielleicht noch einmal probieren. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Sie sind voll Angst vor 30 Leuten!) Wir haben keine Angst vor diesen 30 Hanseln! Kein Mensch hat vor 30 wenn auch öfters betrunkenen Leuten Angst. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Sie stören, aber ich nehme das jetzt wieder zurück: Auch andere Leute trinken hie und da recht gerne einen Schluck! Das ist jetzt nicht das Kriterium. (Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Es war aber nicht so in Simmering, dass diese Leute, die dort illegal gewohnt haben, auf große Liebe bei den Nachbarn gestoßen sind! Darum hat die Stadt Wien jetzt auch entsprechende Überlegungen angestellt. Wenn dort alles reibungslos verlaufen wäre, hätte man das ja dort belassen können, wenn sich alle gut vertragen hätten, dann wäre das kein Problem gewesen. 
Die Leute sind den Anrainern jedoch durch Lärmentwicklung, durch Gestank und durch verschiedene Arten von Ruhestörung auf den Nerv gegangen. Man braucht sich ja nur die Fotos von diesem Wagenplatz anzusehen: Ich stelle mir unter sauber und unter Niveau jedenfalls etwas ganz anderes vor!

Wir haben auch nichts dagegen, wenn sich Leute alternative Wohnformen suchen und diese leben. Dagegen haben wir nichts. Man kann in einem Baumhaus wohnen oder in einer Erdhöhle: Jeder soll machen, was er will! Anders ist es aber, wenn jemand sich dann an die Stadt oder den Staat wendet und sagt: Helfen Sie uns, wir haben eine alternative Siedlungsform! Die Punks aus der „Pankahyttn“ wollen nichts arbeiten, sie lehnen die Stadt ab, versauen die Gegend rundherum, sagen aber: Gebt uns Geld, wir müssen irgendwo wohnen!

Man sieht das im 15. Bezirk: Die Gegend rundherum ist – entschuldigen Sie bitte diesen Ausdruck! – versaut, und Geschäfte haben schon zugesperrt. (StRin Dr Monika Vana: Das stimmt überhaupt nicht!) 

Die „Pankahyttn“ ist angeschmiert! Das ist dann von der Magistratsabteilung als freie Äußerung demokratischen Bewusstseins oder so ähnlich umschrieben worden. Die dürfen also Dreck machen und Wände anschmieren. Wenn das jemand anderer macht, wird er bestraft. Aber wenn man weit genug links steht, dann ist das erlaubt, und man hat die Rückendeckung von der SPÖ und den GRÜNEN. Diese zu geben, sei Ihnen auch weiterhin unbenommen! Sie können diese Randgruppen gerne weiter unterstützen, aber bitte nicht mit unserem Steuergeld! (Beifall bei der FPÖ.)
Wie das Ganze in der Lobau abgelaufen wäre, ist auf der Homepage nachzulesen. Das Grundstück hätte die Leute gar nichts gekostet, außer 500 EUR Grundsteuer im Jahr. Dafür hätten sie ein mehrere tausend Quadratmeter großes Grundstück bekommen. – Ein solches Angebot hätte ich auch gerne einmal von der Stadt! (Zwischenruf bei der SPÖ.)

Auch wenn es nur ein prekaristischer Vertrag ist und man jederzeit vielleicht wieder weg muss, aber wenn man dieses Grundstück mit 2 000 oder 3 000 m² eventuell 10 bis 15 Jahre für 500 EUR pro Jahr haben kann, dann nehme ich das mit Handkuss! Aber ich stehe nicht so weit links, ich gehe einer Arbeit nach, und ich gehe auch nicht berufsmäßig demonstrieren, also wird mir so etwas von der Stadt Wien wahrscheinlich in den nächsten Jahren nicht angeboten werden! Aber diesen Wagenplatz-Siedlern ist das angeboten worden beziehungsweise haben sie das zumindest offiziell auf ihrer Homepage beschrieben. 

Nachdem die FPÖ gemeinsam mit den Bürgern und dann auch mit der ÖVP – natürlich wieder schaumgebremst, ich werde dann noch kurz darauf eingehen – einen Wirbel gemacht hat, hat die Stadt Wien dann plötzlich, um das Grundstück nicht an diese Wagenplatz-Leute vermieten oder verpachten zu müssen, die Pacht auf 22 000 EUR im Jahr hinaufgesetzt. Das können oder wollen sich diese Leute natürlich nicht mehr leisten, obwohl sie abgestritten haben, dass die meisten beschäftigungslos sind, und behauptet haben, dass sie sehr wohl einer Arbeit nachgehen oder studieren. – Ich wage zu bezweifeln, dass die Leute, die ich am Freitag dort gesehen habe, einer bezahlten regelmäßigen Arbeit nachgehen! Aber vielleicht waren die anderen gerade arbeiten und sie haben halt die „Pankahyttn“-Leute engagiert, damit es nach ein bisschen mehr aussieht!

Die Leute sollen aussteigen, das ist ihnen unbenommen! Sie sollen leben und wohnen, wie sie wollen, und zwar unterstützt von den GRÜNEN, was ich natürlich auch verstehe, denn diese kämpfen, wie man bei den letzten Wahlen gesehen hat, um jede Wählerstimme! Ich glaube, diesfalls wird das vergebene Liebesmühe sein, weil die meisten Leute aus dieser Gruppe – dabei bleibe ich! – keiner Arbeit nachgehen und wahrscheinlich auch gar nicht wählen gehen! Das sage ich jetzt unter dem Eindruck, den sie auf mich gemacht haben. Man soll zwar nicht immer nach dem Äußeren gehen, aber das ist halt auch ein Ausdruck der freien Willensäußerung.

Zur Stadtplanung gehört natürlich auch eine anständige, ordentliche und weitblickende Siedlungspolitik, damit die Anrainer, die dort seit vielen Jahrzehnten leben, auch weiter in Ruhe und ungestört dort leben können. Ich habe heute bewusst einige kleinere Beispiele genommen und nicht die großen Richtlinien der Stadtentwicklung, die ja teilweise auf unserer Zustimmung stoßen und die wir auch im Gemeinderat und in den Ausschüssen unterstützen.

Wenn man sich diese Homepage anschaut, dann erkennt man auch an den Links, wie links diese Seite eigentlich ist. Es ist natürlich auch jedem unbenommen, so links zu sein, wie er will. Ich hoffe, die Sozialdemokratie und die GRÜNEN sind auch in der anderen Richtung hie und da so! Es gibt da zum Beispiel einen Link „Idee direkte Aktion“. Ich habe mir diesen ein bisschen während meiner Schriftführertätigkeit angesehen. Diese Gruppe nennt sich selbst „anarchistisches Kollektiv“. Weiters gibt es Links zum EKH und zur „Pankahyttn“, eh klar!

Diese Leute, ich muss das noch einmal klar und deutlich sagen, gehören euch! Aber verschwendet bitte kein Steuergeld für diese Leute!

Zu einem anderen Thema: Man hat hier gesehen, dass sich die FPÖ durchsetzt und die SPÖ Angst im Vorfeld der nächsten Wahl hat, weil sie die steigende Zustimmung der Bevölkerung für die Freiheitliche Partei natürlich bemerkt beziehungsweise das in den eigenen Umfragen auch schwarz auf weiß sieht. Und die SPÖ reagiert teilweise Gott sei Dank schon auf Zuruf. 

Um ein bisschen zur Stadtplanung zurückzukommen: In vielen Zusammenhängen wurden in der Vergangenheit freiheitliche Ideen von der SPÖ eins zu eins oder fast eins zu eins umgesetzt. Ich möchte jetzt kurz etwas betreffend die Streckenführung der U2 zum Asperner Flugfeld wiederholen, was ich an dieser Stelle schon mehrmals gesagt habe. Als StR Prinz von der SPÖ damals das Projekt vorgestellt hat, hat er gesagt: Das brauchen wir nicht. Das ist unsinnig, und Geld haben wir auch keines!

Wir haben uns dann aber durchgesetzt, genauso wie mit unserem Projekt „Wohntraum Aspern“. Das Projekt heißt jetzt „Seestadt Aspern“, aber bis hin zum See wurden, glaube ich, 80 Prozent der freiheitlichen Forderungen übernommen. Wir haben das Projekt bereits 2004 vorgestellt, und der Masterplan ist, bis auf die Höhenentwicklung, eine – übriges gar nicht schlechte – Kopie des freiheitlichen Konzeptes. Natürlich gibt die SPÖ nicht offiziell zu, dass diese Initiative eine freiheitliche Idee war, aber die SPÖ ist sehr wohl bereit, auch aus ihrer Sicht intelligente FPÖ-Vorschläge über kurz oder lang durchzusetzen!

Noch ein Beispiel: Herbert Madejski trommelt sei 2004, dass es ein großes Problem auf unseren Straßen mit den Radfahrern gibt, und zwar mit den undisziplinierten Radfahrern, sozusagen mit den Fahrrad-Rowdys. Er hat zu diesem Zeitpunkt schon ein Zehn-Punkte-Programm vorgestellt. Heute ist dieses Zehn-Punkte-Programm zumindest teilweise in aller Munde, und viele Zeitungen und Medien und auch andere Parteien sind mittlerweile auf diesen Zug aufgesprungen. Darüber freuen wir uns, und wir wollen uns in weiterer Folge auch nicht das Federl an den Hut stecken. Jedenfalls stellen aber diese undisziplinierten Fahrradfahrer, die es ebenso gibt wie undisziplinierte Autofahrer, ein Problem dar. Und ich glaube, über kurz oder lang wird auch die SPÖ einsehen, dass der Bau gemischter Rad- und Fußwege unsinnig, weil gefährlich ist.

Das waren einige Beispiele, die zeigen, dass die SPÖ den freiheitlichen Vorschlägen gefolgt ist und dem freiheitlichen Druck nachgegeben hat.

Beim Thema Flugverkehr ist die SPÖ den freiheitlichen Forderungen allerdings leider noch nicht nachgekommen. Ich bitte Kollegen Valentin, jetzt mitzuschreiben! Über 300 000 Menschen in Wien – und die Tendenz ist steigend – sind vom gesundheitsschädlichen Fluglärm betroffen.

Es gibt ja zwei Flughafenvorstände, und einen stellt die ÖVP, und darum habe ich es heute besonders herzig gefunden, als Kollege Walter für das Skylink-Fiasko die Roten verantwortlich gemacht hat. Ich glaube, vorige Woche gab es eine schöne „WirtschaftsBlatt“-Headline: Gabmann – oder war es der Doppelgänger des ehemaligen niederösterreichischen Finanzlandesrates und Tourismuslandesrates?, jedenfalls hat er ausgeschaut wie Gabmann! – sagte, wie er jetzt den Flughafen zu lenken gedenkt. 
Die Schwarzen hängen also beim Flugverkehr tief mit drin und unterstützen daher auch nicht die Initiativen der FPÖ – ganz im Gegensatz zu den Grünen, die hier wertvolle Oppositionsarbeit leisten –, weil natürlich von oben die Befehle durchgereicht werden. Und wenn Onkel Erwin sagt, dass es 10 Millionen Dividende pro Jahr gibt – genauso wie es für die Stadt Wien 20 Prozent Miteigentümer gibt – und dass die Kollegen da unten im Rathaus ruhig sein sollen, dann sind die Kollegen von der Rathaus-ÖVP natürlich ruhig, befolgen brav die Befehle von oben und betreiben eine Politik zu Lasten von 300 000 Menschen in Wien! Liebe Kollegen von der ÖVP! Das wird allerdings genau so wie die unmenschliche Flugverkehrspolitik der SPÖ in Wien im Jahr 2010 auf jeden Fall vom Wähler abgestraft werden!

Wir haben ein Acht-Punkte-Programm aufgestellt, das gar nicht so schwer zu erfüllen ist. Ein Punkt ist zum Beispiel zumindest für einen Laien im Flugverkehr gar nicht so schwer vorstellbar, zumindest von den technischen Anforderungen her: Wenn man eine Minute mehr für die Landeanflüge einberechnet und das auch einfordert, dann können sowohl Liesing, der gesamte Westen und Südwesten Wiens sowie auch Perchtoldsdorf und die Anrainergemeinden umflogen werden. Das würde natürlich die Fluglinien Zeit und auch Geld kosten, weil sie einen Kerosinmehrverbrauch hätten, und darum tritt man diesem intelligenten Vorschlag nicht nahe. 

Kollege Valentin wird mir nachher wahrscheinlich erklären, warum all das nicht geht, wie ruhig es eigentlich im Westen und Südwesten Wiens ist und warum auch die ÖVP nicht zustimmen kann, dass die Flugzeuge beim Landeanflug einen kleinen Umweg machen und somit über 300 000 Menschen ein Stückchen Lebensqualität zurück schenken. 
Mir ist das unerklärlich, der Bevölkerung ist das auch unerklärlich, und darum gibt es sehr viele und aktive Bürgerinitiativen, die auf diese unmenschliche, wirklich sozial kalte Politik und rein auf finanziellen Gewinn ausgerichtete Politik der SPÖ und der ÖVP natürlich ang’fressen sind. Daher wird ein großer Teil dieser Wähler – wie ich glaube und hoffe – beim nächsten Mal jener Partei das Vertrauen schenken, die sich seit vielen Jahren für die Fluglärmopfer und Fluglärmgeschädigten in Wien einsetzt, und das ist in diesem Hause die FPÖ. (GR Erich Valentin: Verrätst du uns auch, wo sie nach deiner Vorstellung dann fliegen sollen?) Das habe ich ja gesagt: Im Süden! (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) Bitte immer nur einen Zwischenruf, sonst verstehe ich nur die Hälfte! (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Noch einmal: Ist Süden undeutlich? Südlich von Perchtoldsdorf! (GR Christian Hursky: Das heißt, Sie wollen alle Leute, die südlich der Bitterlichstraße wohnen, belasten? – Weiterer Zwischenruf von GR Erich Valentin.) 

Ich habe jetzt noch fünfeinhalb Minuten Zeit, lass mich bitte meine Ausführungen noch zu Ende bringen! Du bist ohnedies nachher gemeldet! Du wirst dann nachher eh erklären, welchen Unsinn ich fluglärmtechnisch schon wieder gesprochen habe!

Wenn man sich die reinen Zahlen nur für den Süden und Südwesten Wiens ansieht ... (Zwischenrufe von GR Christian Hursky und GR Karlheinz Hora.) Ich habe nicht mehr so lange Zeit, und ich möchte lieber die Zwischenrufe des Kollegen Valentin, die ein bisschen mehr Qualität haben oder zumindest qualitativ besser klingen, zur Kenntnis nehmen. Deine nehme ich mir ein anderes Mal vor, vielleicht am Donnerstag bei der Gemeinderatssitzung!

Die Punkte unseres Acht-Punkte-Forderungspaketes sind: Die Einführung des gekurvten Anfluges mit dem Scheitelpunkt der Anflugkurve auf Höhe Zentralfriedhof binnen kürzest möglicher Zeit. Wir lassen euch eh eine gewisse Frist. Bis dahin soll ein Nachtflugverbot von 19 Uhr bis 9 Uhr gelten, auch für den Osten Wiens, auch für Donaustadt, denn dort sind auch 15 000 ... (Weiterer Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Seit wann kennst du dich beim Fluglärm aus? Das habe ich überhaupt noch nicht gehört! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Erich, bitte mach einen Zwischenruf! (Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das kann nicht viel!

Nächster Punkt: Maximal zehn Landeanflüge pro Stunde und maximal 100 Landeanflüge pro Tag. Weiters fordern wir ein Landeverbot für besonders laute Maschinen wie zum Beispiel die Tupolew 154 und die Douglas MD 80 und die Einhaltung der WHO-Grenzwerte. Diese werden natürlich überschritten, weil sich die SPÖ weigert, Lärmmessungen nach dBC durchführen zu lassen, welche die tatsächliche Lärmbelastung viel deutlicher darstellen, weil sie auch das besonders störende Tieffrequenzdröhnen darstellen. Dagegen weigert sich die SPÖ. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Du kennst dich nicht aus im dBC!

Dagegen wehrt sich die SPÖ, weil diese die tatsächlichen Belastungen widerspiegelnden Lärmmessungen nach dBC um etwa 10 Dezibel höher sind als die nach dBA. Und dann überschreitet Wien beziehungsweise die SPÖ mit ihrer Flugverkehrspolitik klar und deutlich die WHO-Grenzwerte und betreibt somit eine für die Bevölkerung massiv gesundheitsschädliche Politik.

Ferner fordern wir einen Stopp des aktiven Anlockens von Verkehr, insbesondere einen Stopp für den „Transfer Incentive“ für Umsteigepassagiere. – Genau das fordert Exlandesrat Gabmann jetzt. Und wenn diesen Forderungen nicht nachgekommen wird, dann kann ich zu SPÖ und ÖVP nur sagen: Selber schuld! Ihr werdet die Rechnung – wie schon gesagt – bei der nächsten Wahl präsentiert bekommen!

Ich möchte noch zu einem letzten, auch kleinräumigen Beispiel der Stadt‑ und Verkehrsplanung kommen. Es betrifft mich nicht direkt, findet aber doch in Eßling statt und ist ein Beispiel dafür, wie man alles falsch machen kann.

Es geht um die Gehsteige im Siedlungsgebiet zwischen Schafflerhofstraße und Wehrbrücklstraße: Vor zwei Jahren ist der SPÖ eingefallen, dass sie Gehsteige errichten will, die aber nicht wie Gehsteige ausschauen. Sie sind abgeschrägt, sind mit Grädermaterial gefüllt, dürfen aber nicht beparkt werden, obwohl sie abgeschrägt sind. Sie können im Winter auch nicht vom Schnee geräumt werden, weil man sonst den ganzen Gräder herausschaufelt.

Diese Bauwerke werden aber – zumindest offiziell – trotzdem als Gehsteige bezeichnet. Die Leute haben das zuerst nicht gewusst, darum haben sie auch, weil sie natürlich darauf geparkt haben, weil sie Abschrägungen gesehen haben, zahlreiche Strafmandate bekommen. Sie durften dann nur mehr auf der Straße parken. Es waren dann auf Grund der mangelnden Breite der Straße nicht mehr zwei Parkstreifen möglich, und deswegen hat es wieder Strafzettel gegeben.

Die Errichtung ist zwar nicht zu Lasten der Anrainer gegangen, sondern das hat der Bezirk auf Kosten des Steuerzahlers errichtet, aber es hat die Anrainer letztlich doch sehr viel Geld gekostet, weil sich kein Mensch ausgekannt hat und man von der SPÖ auch nicht informiert wurde.

Jetzt hat die SPÖ beschlossen, richtige Gehsteige zu bauen. Es wurden dort viele Veranstaltungen gemacht, aber die Leute waren natürlich unzufrieden. Jetzt müssen von den Anrainern zwischen 4 000 EUR und 16 000 EUR gelöhnt werden, vor allem von jenen mit den Eckgrundstücken. Und das nennt die SPÖ eine soziale Politik und eine weitblickende Verkehrspolitik! Zuerst wird Steuergeld für unnötige Gehsteige verschleudert, und nachher wird den Bürgern das Geld aus der Tasche gezogen! Das kann doch nicht euer Ernst sein!

Wir könnten ja – wie gesagt – aus wahltechnischen Gründen froh sein, wenn ihr einen Fehler nach dem anderen macht! Wir wollen das aber im Sinne der Bürger nicht! Wenn ihr allerdings so weitermacht, dann haben wir vielleicht 2010, aber spätestens bei den übernächsten Wahlen 2015 einen freiheitlichen Bürgermeister in Wien, nämlich HC Strache. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist wirklich jedes Mal eine schwierige Aufgabe, nach Kollegen Mahdalik zu sprechen. Beispielsweise müssen Sie uns wirklich erklären, wie das, was Sie gesagt haben, funktionieren soll! Wenn ein Flugzeug eine Minute länger fliegt, dann macht es nämlich auch eine Minute länger Lärm. Wieso soll es dann zu weniger Lärm in Wien kommen? Das ist mir wirklich völlig unerklärlich! (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.) In der letzten Minute sind es dann Segelflugzeuge? Okay! – Ansonsten habe ich aber doch eine Auseinandersetzung mit dieser Planung vermisst!

Ich möchte mich jetzt aber auf meine eigenen Themen konzentrieren. Ich habe mir vorgenommen, über drei Dinge zu sprechen beziehungsweise Sie anzuregen, mit mir darüber zu sprechen.

Das erste Thema ist das städtebauliche Wettbewerbsverfahren: Ich habe vor Kurzem eine Anfrage an den Herrn amtsführenden Stadtrat gerichtet, um herauszubekommen, wie viele städtebauliche Wettbewerbsverfahren in den Jahren seit 2001 stattgefunden haben. Ich habe das konkretisiert, und zwar deshalb, weil diese Wettbewerbsverfahren Grundlage für große städtebauliche Entwicklungen in Wien sind, für große Stadtgebiete, für den Zentralbahnhof oder das Flugfeld Aspern.

All das läuft über städtebauliche Wettbewerbe, und in meinen Augen ist oft nicht ganz klar, wie es dazu kommt, dass gewisse Büros geladen werden, dass es bei einem Projekt einen offenen Wettbewerb gibt und bei einem anderen das ganze Verfahren, obwohl es ein Riesenprojekt ist, überhaupt nur zwei Monate dauert. All das läuft in meinen Augen nicht sehr transparent ab, man weiß auch nicht, warum jemand in der Jury sitzt und wie oft. 

All das war Gegenstand meiner Anfrage, und ich habe diese eigentlich auch sehr genau und konkret formuliert, um ganz genaue Antworten zu bekommen, zum Beispiel auch über Aufwandsentschädigungen, weil es da doch um sehr viel Arbeit geht. Eine Frage war beispielsweise, wie hoch die Aufwandsentschädigung durchschnittlich war, wie hoch die geringste und wie hoch die höchste war und nach welchen Kriterien die Höhe festgelegt wird.

All das sind durchwegs Fragen, die man relativ leicht beantworten können hätte. Daher habe ich mich doch sehr geärgert, als ich die Antwort auf diese Fragen auf eineinhalb Seiten bekommen habe! Beispielsweise kam die Antwort: In allen geladenen Verfahren wurden Aufwandsentschädigungen ausbezahlt. – Sie können davon ausgehen, dass ich mir das gedacht habe und dass wir alle das vermutet hätten!

Im Weiteren geht es um die jeweilige Höhe der Aufwandsentschädigung. Diese hänge von der Größe, der Komplexität und der Planungstiefe des Projekts ab. – Das ist auch keine große Neuigkeit! Ich gehe davon aus, dass diese Antwort darauf abzielt, mir mitzuteilen, dass ich nicht so genau nachfragen soll, dass eh alles bestens ist. Und das entspricht leider wieder einmal, wie auch die meisten Reden, die heute von der Sozialdemokratischen Fraktion gekommen sind, dem Gesamtbild mit der Tendenz: Wir wissen eh, wie es geht, redet uns nicht drein, alle Kritik, die ihr übt, und alle Vorschläge, die ihr bringt, interessieren uns nicht! Es ist ohnedies alles bestens. 

Insofern muss ich doch auch kurz auf die Frau Vizebürgermeisterin antworten, die gemeint hat, wir hätten eigentlich alles nur schlechtgeredet. – Es geht uns eben genau nicht darum, alles schlechtzureden, sondern dort Kritik zu üben, wo es angebracht ist, um unsere Stadt noch besser zu machen!

Betreffend diese städtebaulichen Wettbewerbsverfahren ging die Zielrichtung meiner Anfrage auch dahin, dass diese in Zukunft professioneller abgewickelt werden. Wir haben das vor Kurzem wieder beim Hauptbahnhof gesehen. Es ist dies zugegebermaßen ein schwieriges, langes und großes Projekt. Wir haben vor mehr als zwei Jahren das Leitbild beschlossen und haben vor Kurzem in der Stadtentwicklungskommission durchaus sinnvolle Änderungen zur Kenntnis genommen.

Ich frage mich, warum man nicht schon damals mit den ÖBB die Grundstücksfrage geklärt hat, bevor man diesen Wettbewerbs-Huschpfusch ausgelobt hat. Damals hat man ja auch schon zehn Jahre lang gebraucht, in dieser Zeit hätte man durchaus bereits einen offenen Diskurs führen können und hätte man mit Fachleuten Workshops machen können, wie das international durchaus üblich ist.

So hat es beispielsweise in Zürich auf dem Bahnhofsgelände ein vorbildhaftes Projekt gegeben. Genauso hätte ich mir das für Wien gewünscht. Es war hier leider anders: Es gab einen kleinen Wettbewerb, der schnell durchgezogen wurde, und jetzt muss man im Nachhinein nachbessern. 

Bei dieser Kritik, die kein Schlechtreden ist, will ich darauf hinaus, dass es auch eine Sicherheit für Investoren gäbe. Es wäre also auch im Sinne der Finanzstadträtin durchaus sinnvoll, dass sich die Bauträger darauf verlassen können, dass das städtebauliche Leitbild, das beschlossen wurde, auch hält und dass es verbindliche städtebauliche Verträge gibt. Ich denke, wenn diese Verfahren besser abgewickelt werden, würden wir alle gewinnen! 

Damit komme ich schon zum zweiten Thema: Es bedarf auch anderer Instrumente. Die Planungsinstrumente in dieser Stadt sind veraltet. Sie neigen dort zu Unschärfen, wo es notwendig wäre, scharf zu sein, und sie sind zu scharf, wo es besser wäre, Spielräume zu lassen. 

Beispielsweise könnte man meines Erachtens bei städtebaulichen Zielgebieten mit verbalen Beschreibungen, welche Ziele man mit welchen Mitteln und mit welchen maximalen Kubaturen dort genau verfolgt, manchmal viel mehr erreichen als mit genauen Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen, bei welchen jedes Mal wieder neu gewidmet werden muss, wenn jemand ein bisschen etwas umplant. 

Andererseits sind etwa in Einfamilienhausgebieten die Planungsinstrumente so unscharf, dass es derzeit zahlreiche Fälle in Wien gibt, in denen es massiv brodelt. Ich habe das in einer Pressekonferenz vor Kurzem bekannt gemacht und in diversen Arbeitsgruppen eh schon mehrmals angesprochen. Bisher haben Sie den Kopf in den Sand gesteckt, und ich denke, dass es wirklich dringend notwendig ist, hier etwas zu tun, weil es wirklich auch schon viel Unmut gibt und sich einige Bürgerinitiativen Wien-weit dagegen stark machen. 

Die niedrigste Wohnwidmung W I ermöglicht Bauten in Einfamilienhausgebieten, die der umliegenden Baustruktur nicht entsprechen. Es kommt dadurch zu Konflikten, die vorprogrammiert sind, und in meinen Augen wäre das überhaupt nicht notwendig. Sie müssten nur ehrlich sagen, ob Sie dort verdichten wollen oder nicht. Wenn Sie verdichten wollen, dann sagen Sie es ehrlich und schreiben Sie in die Widmung, was die Leute dort erwartet! Dann können diese Stellung beziehen, und es findet eine öffentliche Auseinandersetzung statt. Aber nur W I hineinzuschreiben und die Leute in dem guten Glauben zu lassen, dass daneben ein Einfamilienhaus entstehen wird, ist in meinen Augen ziemlich unfair! Wenn Sie aber ohnedies wollen, dass in diesen Strukturen Einfamilienhäuser gebaut werden, dann müssen Sie entweder den § 85 der Wiener Bauordnung konsequenter anwenden, der besagt, dass auf das örtliche Stadtbild Rücksicht zu nehmen ist, was bisher überhaupt nicht geschieht, oder Sie müssen sich eine neue Widmungskategorie einfallen lassen!

Ich glaube, dass wir das gemeinsam schaffen könnten und dass das wichtig und machbar wäre. Deshalb bringe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, der Lücken in der Wiener Bauordnung bezüglich Errichtung mehrgeschoßiger Wohnbauten in Einfamilienhausgebieten betrifft. In der Begründung ist auch ein Zitat der TU Wien angeführt. Ich zitiere kurz, was in einem solchen Fall festgestellt wurde: „Wenn Instrumentarien der Stadtplanung die Umsetzung ihrer Gestaltungsabsichten hinsichtlich der Gebäudeabmessungen nicht ausreichend gewährleisten können, sind Zweifel an deren Funktionsfähigkeit angebracht.“ – Es spricht also nicht nur die grüne Fraktion dieses Thema an, sondern es gibt durchaus auch schon Stellungnahmen anderer Experten!

In diesem Beschlussantrag geht es darum, dass man dieses Problem einmal erkennt und dass man sagt, dass man dieses Problem gemeinsam in einer Arbeitsgruppe lösen möchte. Ich habe einen Vorschlag über deren Zusammensetzung gemacht, Sie können vielleicht bis morgen noch andere Vorschläge einbringen, wenn Sie noch gerne jemand anderen in dieser Arbeitsgruppe hätten. Und ich habe auch schon ein bisschen die Themen vorgegeben, was wir da besprechen könnten. – Ich erhoffe mir sehr, dass Sie diesem Antrag im Sinne der Lösung dieses Problems morgen zustimmen werden! 

Somit komme ich auch schon zum dritten Thema: Der öffentliche Raum ist in letzter Zeit in den Medien ein bisschen ins Rampenlicht gerückt, etwa die Diskussion um die Nutzung des Museumsquartierhofes oder um die Ringstraße voriges Jahr bei der Fußball-EM. Man erkennt, dass man hier in der Stadt etwas hat, und auch die Stadt hat das erkannt. Es gibt jetzt seit Kurzem – nach der Arbeitsfassung Stand Mai 2009 – das Wiener Leitbild für den öffentlichen Raum. Darin stehen sehr gute Sachen, dem können wir uns anschließen. Der Freiraum wird wertgeschätzt, es ist alles wunderbar formuliert.

Uns fehlen nur konkrete Maßnahmen, die helfen, das, was in diesem Leitbild geschrieben ist, umzusetzen. Beispielsweise wird hier angeregt: „Für dicht bebaute Stadtgebiete soll das bestehende Programm für gewidmete, aber nicht realisierte Parkflächen zum städtischen Programm gemacht werden.“

Dazu möchte ich Ihnen erzählen: Ich habe letztes Jahr eine Anfrage an den Wohnbaustadtrat und auch an den Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr betreffend Grundflächen für öffentliche Zwecke gerichtet. Darin ging es mir auch darum, ob es ein Budget gibt, um ÖZ-gewidmete Flächen überhaupt anzukaufen. Und ich muss Ihnen sagen: Die Antwort auf die Frage, ob die Stadt Wien weitere Grundflächen vor Ablauf der zwölfjährigen Widmungsfrist erwerben wird – wenn ja: wie viele, wenn nein: warum nicht? –, und auf die Frage, wie hoch das dafür vorgesehene Budget ist, war mehr als ernüchternd. Sie lautete: „Nach Maßgabe der vorhandenen Budgetmittel wird die MA 69 Grundflächen zu öffentlichen Zwecke erwerben. Es ist keine bestimmte Anzahl vorgesehen, hierüber kann keine Aussage getroffen werden, da es weder ein spezielles Budget noch eine eigene Aufstellung für Ankäufe über Flächen für öffentliche Zwecke gibt.“

Dazu sage ich Ihnen: Da könnten Sie schon etwas tun! Es wäre wirklich eine sinnvolle Aufgabe, einmal eine solche Liste zusammenzustellen, einen entsprechenden Budgetposten vorzusehen, um dann sukzessive dafür zu sorgen, dass es genug öffentlichen Raum in dieser Stadt gibt. Wenn Sie dieses Thema ernst meinen, dann würde ich mir das als einen der nächsten Schritte erwarten! 

Wir haben diesbezüglich auch noch andere Vorschläge. Einen Antrag wird mein Kollege Maresch dann noch zum Thema Ringstraße einbringen, damit diese zumindest temporär an Sonn- und Feiertagen für Freizeitaktivitäten genutzt werden kann. Das funktioniert in anderen Städten weltweit ausgezeichnet! Und ich glaube, die Fußball-EM hat gezeigt, dass das auch bei uns gerade an Sonntagen eigentlich kein größeres Verkehrsproblem verursachen würde. – Das kommt – wie gesagt – später. 

Im Antrag, den ich noch einbringen möchte, geht es darum, dass es doch relativ viele Bauflächen gibt, die jetzt noch nicht direkt vor der Realisierung stehen. Es sind dies Brachflächen, die zwischengenutzt werden könnten. Um diese Flächen der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, schlagen wir vor, darüber nachzudenken, den Grundstückseigentümern entsprechende Anreize zu bieten, diese für Zwischennutzungen zur Verfügung zu stellen. Es wäre beispielsweise denkbar, die Grundsteuer auf diese Flächen prozentuell herabzusetzen, indem sagt: Eine Steuer ist eine Abgabe für die Öffentlichkeit, wenn aber die gleiche Fläche der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt wird, dann kann der Eigentümer einen gewissen Prozentsatz der Grundsteuer einsparen. 

Wir meinen, dass man da durchaus Anreize bieten könnte, um dadurch auch in dicht verbauten Gebieten Flächen, die jetzt nur mit Gewista-Plakaten abgesperrt sind, der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, etwa in Form von Kinderspielplätzen et cetera. Ich glaube, das wäre ein wirklich konstruktiver Vorschlag, um in der Stadt etwas positiv zu verändern. Ich rechne mit Ihrer Zustimmung!

Abschließend sage ich noch einmal. Es geht nicht darum, die Stadt schlechtzumachen. Im Gegenteil, wir lieben diese Stadt! Und genau deshalb wollen wir, dass es noch viel besser wird. Daher bitten wir Sie inständig, unsere Vorschläge als konstruktive Kritik aufzufassen und Ihre – ich möchte das jetzt nicht böse ausdrücken – selbstgefällige Behäbigkeit beziehungsweise Ihre selbstzufriedene Zufriedenheit vielleicht doch ab und zu ein bisschen aufzugeben! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Bevor ich mich der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr zuwende, möchte ich auf die Frau Vizebürgermeisterin eingehen.

Meine Damen und Herren! Österreich und nicht nur Österreich, sondern viele Staaten der Welt beziehungsweise fast alle Staaten der Welt befinden sich in der weltweit größten Krise seit der Zwischenkriegszeit. Diese Krise erfordert ein eindeutiges Zusammenstehen. 

Im Hinblick darauf hätte ich mir von der Frau Vizebürgermeisterin erwartet, dass sie als verantwortliche Finanzstadträtin den anderen Parteien und den Menschen in dieser Stadt die Hand reicht und dass sie versucht, mit ihnen gemeinsam einen Weg aus der Krise zu finden. Stattdessen hat sie jedoch zwei Parteien vorgeworfen, dass sie in ihrer Amtszeit eine schlechtere Performance gezeigte haben als die Akteure der derzeitigen Weltwirtschaftskrise insgesamt.

Ich nenne das nur als Beispiel. Und sie hat auch in vielen anderen Punkten nicht nur auf unsere Partei, sondern auch auf eine andere Partei repliziert. Das stärkt nicht das Vertrauen, liebe Frau Finanzstadträtin, das Sie eingefordert haben! Das stärkt nicht die Sicherheit für die Bürgerinnen und Bürger, die wir in einer solchen Krise brauchen! Vielmehr erfordert diese Krise gemeinsames Handeln! Gemeinsames Handeln erwarten wir uns auch von einer Stadt, die von der SPÖ regiert wird, und ich bedaure es außerordentlich, dass das von der SPÖ nicht getan wird! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Die Frau Vizebürgermeisterin hat auch gesagt, dass es eines handlungsfähigen Staates bedarf. Dazu bedarf es allerdings einer handlungsfähigen Gemeinde! Sie sprach davon, dass vom Nahverkehrs‑ bis zum Breitbandausbau Investitionen notwendig seien und vorgenommen werden. – Den Breitbandausbau hat mein Klubobmann schon zitiert. Dafür haben Sie einen ehemaligen Generalintendanten des ORF eingesetzt, und wir haben vor vielen Monaten – um nicht zu sagen, vor vielen Jahren – das letzte Mal davon etwas gehört. Im Zusammenhang mit dem Nahverkehr werde ich noch auf Details zu sprechen kommen, wo wir überall Verbesserungen machen können.

Die Frau Vizebürgermeisterin sprach davon, dass die Wienerinnen und Wiener auf die Ergebnisse der Mercer-Studie stolz sein können. Das ist richtig: Die Wienerinnen und Wiener können darauf stolz sein, nicht die SPÖ! Die Stadt haben nämlich die Wienerinnen und Wiener gemacht, und über die bisherigen Versäumnisse der Stadt Wien müssen wir uns noch auseinandersetzen!

Es ist wichtig, dass wir in Zeiten, in denen es uns nicht so gut geht, das Positive und auch das Verbesserungswürdige sehen. Und es hat keinen Sinn, meine Damen und Herren, wenn wir versuchen, alles schönzureden oder Dinge nicht zu sagen, obwohl sie gesagt werden müssten und gehandelt werden müsste. Das verschlechtert die Situation.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ! Ihr Verhalten könnte dazu führen, dass genau die Polarisierung, die Sie in Wirklichkeit vermeiden wollen, hervorgerufen wird. Sie versuchen, vieles schönzureden, was andere dazu bringt, sich intensiver damit zu befassen. Versuchen Sie, die Dinge ernsthaft anzureden! Diskutieren wir über Lösungen dazu! Dann schaffen wir auch einen guten Weg für Österreich und für Wien! Als Regierung wäre das eigentlich Ihre Aufgabe!

Meine Damen und Herren! Die Frau Vizebürgermeisterin hat hervorgehoben, dass es bei General Motors keine Kurzarbeit mehr gibt und hat das als großen Verdienst der Stadt hervorgehoben. – Ich würde ersuchen, dass einer Ihrer Redner noch sagt, was die SPÖ dazu getan hat! Wie kann die SPÖ Kurzarbeit rückgängig machen? Das würde mich interessieren, bevor hier ein Lob im Raum steht, das niemand nachvollziehen kann!

Meine Damen und Herren! Es wurden heute schon mehrfach die zwei Sondersitzungen angesprochen, die wir vor Kurzem im Finanzausschuss hatten. Bei der ersten Sondersitzung am 8. Mai war ich selbst anwesend und habe 20 Fragen eingebracht. Bis zum heutigen Tag wurden diese Fragen nicht beantwortet! Meine Damen und Herren von der Regierung! Vielleicht ist es das, was die Bürgerinnen und Bürger nicht verstehen! Dass Sie es nämlich nicht für notwendig erachten, mit den Menschen zu diskutieren, die kein SPÖ-Parteibuch haben. Diskussion ist wichtig. Sie lassen jedoch die anderen Menschen offensichtlich im Dunklen und ärgern sich danach, wenn eine politische Partei oder andere Bürgerinnen und Bürger oder auch der Rechnungshof oder das Kontrollamt Versäumnisse aufzählen. Dann ärgern Sie sich. Das könnten Sie vermeiden, indem Sie zuvor in einen Dialog eintreten und mit den Menschen reden.

Außerdem warne ich Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, wenn Sie über neue Steuern sprechen. Heute zahlen bereits 50 Prozent der Menschen keine Steuer. (GR Franz Ekkamp: Herr Kollege Gerstl! Das ist falsch! – Zwischenruf von GR Ernst Nevrivy.) Bitte? (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Mehrwertsteuer?, selbstverständlich: Keine Lohnsteuer. Danke, das war ein berechtigter Einwand! 50 Prozent zahlen keine Lohn- und Einkommenssteuer. Und ich will nicht, dass die 50 Prozent, die jetzt schon zahlen, in Zukunft noch mehr zahlen sollen! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Sie müssen den Menschen nämlich auch sagen, wem sie was in Zukunft wegnehmen wollen! Und wenn Sie von einer Vermögenssteuer sprechen, dann sprechen Sie in Wirklichkeit von einer Eigentumssteuer. Sie wollen das Eigentum der Menschen besteuern. Sie wollen den Menschen das Eigentum madig machen. (Zwischenruf von GR Christian Hursky. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Und das will die ÖVP nicht, und da werden Sie auf heftigsten Widerstand stoßen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn Sie in Zeitungen davon reden, dass Sie auf Grund der Krise eine Rückbesinnung auf SP-Grundwerte anstreben, dann sage ich Ihnen, was unser Außenminister, nachdem er vorige Woche vom Europäischen Rat zurückgekommen ist, erklärt hat. (GR Mag Christoph Chorherr: Sind wir in der falschen Geschäftsgruppe?) Ich habe gesagt, ich möchte zuerst die Ausführungen der Frau Vizebürgermeisterin reflektieren und danach zum Nahverkehr kommen! Es scheint mir nämlich wichtig, dass wir darauf noch einmal eingehen, denn nach der Krise wird, wie unser Außenminister sagt und wie im Europäischen Rat festgehalten wurde, wahrscheinlich nichts mehr so sein wie vorher. Das heißt: Eine Rückbesinnung auf SP-Grundwerte würde die Situation noch mehr verschlechtern!

Meine Damen und Herren! Wir alle sind aufgefordert, die Auswirkungen der Krise ernst zu nehmen, darüber nachzudenken und gemeinsam Lösungen zu finden. Nach der Krise wird ein neuer Weg begangen werden müssen, dem müssen wir uns stellen. Und es bringt nichts, sich so wie Sie, meine Damen und Herren, vor den Tatsachen die Augen zu verschließen! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Damit komme ich nun zur Infrastruktur in Wien. Ich freue mich, dass ich, als ich letzte Woche eine Schülergruppe aus dem Ausland durch das Rathaus führen durfte, auch über die Vorzüge der Stadt berichten konnte. Es ist, wenn man Gäste aus dem Ausland hier hat, immer erfreulich, die Stadt zu zeigen. Das heißt aber nicht, dass uns die Tatsache, dass wir in gewissen Bereichen im Vergleich zu anderen Städten sehr positiv sind, dazu verleitet, jetzt nichts mehr zu tun. Diesen Eindruck erwecken jedoch Sie manchmal, wenn Sie Studien zitieren.

Ich meine: Es ist wichtig, dass wir auf das Gute, das wir in dieser Stadt errichtet haben, weiter aufbauen. Wir haben als Stadt Wien im Unterschied zu vielen anderen Städten der Welt die Straßenbahnen erhalten. Wir in Wien haben das in den vergangenen Jahrzehnten als etwas Positives erhalten und haben damit einen Wettbewerbsvorteil im öffentlichen Verkehr gegenüber vielen anderen Städten.

Umso unverständlicher ist, dass wir in den vergangenen Jahren die Streckenlänge der Straßenbahnlinien reduziert haben. Damit liegen wir nämlich genau im gegenteiligen Trend. Versuchen wir also, uns die Dinge, die wir in der Vergangenheit positiv aufgebaut haben, uns in Zukunft nicht wieder wegnehmen zu lassen! Ich denke, es ist notwendig, dass wir auch beim Straßenbahnnetz Verbesserungen erzielen, und zwar nicht nur bei der Streckenlänge, sondern vor allem durch einen rascheren Austausch auf Niederflurstraßenbahnen. Das wäre gerade auch ein Wirtschaftsmotor, den wir jetzt brauchen könnten.

Investitionen in den Nahverkehr, den sich die Frau Vizebürgermeisterin so sehr wünscht, wären dringend notwendig. Ein Vorziehen der Beschaffung von ULFs würde dazu beitragen. Das würde zur Standortsicherheit und zu mehr Sicherheit im Nahverkehr beitragen, das würde die Wirtschaft weiter ankurbeln und Arbeitsplätze schaffen et cetera. Das haben Sie aber leider bis jetzt noch nicht beschlossen, Sie haben noch eine Chance.

Das Gleiche gilt für den U-Bahn-Bau: Wir haben bis jetzt, obwohl wir in einer Wirtschaftskrise stecken, von Ihnen noch nicht gehört, welche neue U-Bahn Sie nun zusätzlich bauen werden. Sie haben Ihr Programm nicht verändert. Sie halten beim Status quo, Sie haben keine Linie zusätzlich ausgewählt. Ich würde mir wünschen, dass Sie jetzt noch eine U5 dazu bauen oder die U2 doppelt so schnell weiter bauen! Ich wünsche mir, dass Sie dort noch mehr investieren und die Wirtschaft entsprechend beauftragen. All das haben Sie bis jetzt aber nicht getan! 

Wir haben einen der umweltfreundlichsten Busse im Nahverkehr. Die Busse sind erdgasbetrieben. Wir wissen aber, dass wir ab 2015 keine erdgasbetriebenen Busse mehr bekommen. Sie haben jedoch bis heute keine Entscheidung getroffen, in welche Richtung Sie in Zukunft gehen werden. Es ist notwendig, Zukunftstechnologien auch für die Stadt Wien zu sichern, hier voran zu gehen und nachhaltige Mobilität zu gewährleisten. Ich würde mir erwarten, dass Sie betreffend öffentlichen Verkehr etwas mehr Visionen zeigen und vielleicht einmal hybridbetriebene Busse oder mit Wasserstoff betriebene Busse einstellen. Wir sollten versuchen, hier auch weiterhin eine Vorreiterrolle einzunehmen, und uns nicht nur darauf ausruhen, was wir in der Vergangenheit erreicht haben!

Ich denke, dass vor allem Zusammenarbeit wichtig ist. Und da haben Sie als Sozialdemokratie mit einer Wiener Mandatarin als Verkehrsministerin und einer Wiener Vizebürgermeisterin eine einmalige Chance, zwischen den ÖBB und den Wiener Linien einen Schulterschluss zu bilden, damit der Nahverkehr in Wien in Zukunft nicht nur mehr von den Wiener Linien getragen wird, sondern endlich einmal auch von der Schnellbahn. Diese Zusammenarbeit wünschen sich viele Wienerinnen und Wiener und wünsche ich mir von Ihnen. Bessere Voraussetzungen können Sie nicht mehr haben! Es gibt keinen Grund, dass Sie über irgendeine andere Bundesregierung schimpfen! Sie haben zwei Mandatare aus Wien in Spitzenfunktionen, sowohl als Finanzstadträtin als auch als Verkehrsministerin. Es liegt nur mehr an Ihnen, zusammenzuarbeiten!

Meine Damen und Herren! Im Bereich des Autoverkehrs besteht, glaube ich, der größte Aufholbedarf in der Stadt. Da könnte man Zukunft zeigen! Die Stadt hat so wenig Stromtankstellen wie fast kein anderes Bundesland. Es gibt nur zwei Bundesländer, die weniger Stromtankstellen haben als Wien, nämlich Tirol und Vorarlberg. Ich glaube, ich brauch das von der Größe her hier nicht extra zu demonstrieren. In Wien gibt es 87 Stromtankstellen, allein in Niederösterreich sind es hingegen 892, das ist das Zehnfache, meine Damen und Herren! Daran könnte sich Wien ein Beispiel nehmen!

Wenn wir davon sprechen, wie wir in Zukunft den Verkehr emissionsfrei gestalten können, dann gehört dazu nicht nur, dass wir E-Autos in dieser Stadt wie selbstverständlich betreiben. Vielleicht bringen wir ein ähnliches Ausleihsystem wie für die Gratisfahrräder auch für E-Fahrzeuge zusammen! Und wenn wir es dann noch dazu schaffen, dass diese E-Fahrzeuge nicht nur die jetzt vorhandene Technologie verwenden, nämlich den Strom aus der Steckdose, sondern Strom aus Sonnenenergie, und damit eine neutrale Energiepolitik in der Verkehrspolitik zusammenbringen, dann wäre das ein weiterer Schritt in Richtung einer nachhaltigen, zukunftsorientierten Verkehrspolitik!

Meine Damen und Herren! Sie können noch sehr viele Zeichen setzen, etwa auch im ruhenden Verkehr. Wir haben so hohe Parkraumbewirtschaftungseinnahmen wie noch nie. Sie haben von 2004 auf 2008 insgesamt um 62,85 Prozent mehr mit der Parkometerabgabe eingenommen! Wir dürfen aber nicht glauben, dass sie mit diesen Mehreinnahmen jetzt mehr gebaut und damit mehr Parkgaragen zur Verfügung gestellt hätten. Nein! Die Sonderrücklagen aus der Parkometerabgabe und aus der Ausgleichsabgabe haben sich von 2004 auf 2008 um sage und schreibe 713 Prozent erhöht. 

Meine Damen und Herren! Das zeigt, dass wir einen enormen Nachhohlbedarf im ruhenden Verkehr haben, dass wir in dieser Stadt viel zu wenige Parkplätze bei gleichzeitiger Vernichtung der Parkplätze auf der Oberfläche haben. Nachdem die Stadt sich jahrelang beziehungsweise fast schon jahrzehntelang weigert, eine genaue Aufstellung zu machen, wie viele Parkplätze es im öffentlichen Bereich gibt, kann ich nur von einer persönlichen Schätzung ausgehen: Ich denke, es wird nicht viel fehlen, dass 5 000 oder sogar mehr Parkplätze im öffentlichen Raum vernichtet wurden. Das bedeutet, dass das, was wir zum Beispiel mit den Volksgaragen erzielt haben, nicht einmal ein Ausgleich dazu ist, was wir im öffentlichen Raum in der Zwischenzeit vernichtet haben!

Meine Damen und Herren! Im fließenden Verkehr haben Sie sich durch die so genannte Ohrwaschl- und Aufdoppelungspolitik ausgezeichnet, was den Verkehr hier in keiner Weise gefördert hat, und es hat denjenigen, denen es nutzen sollte, nicht dementsprechend mehr gebracht. Hier stehen Aufwand und Nutzen meines Erachtens in einem nicht ordentlichen Verhältnis!

Auch hinsichtlich zukünftiger Mobilität vermisse ich wahre Anstrengungen. So hat sich etwa der Zweiradbetrieb in den vergangenen Jahren entsprechend entwickelt, und das ist im Grunde, wie in jeder Stadt, nur zu unterstützen. Bei uns sind aber bisher nur fünf Busspuren für den Zweiradverkehr freigegeben, bei uns gibt es kaum einspurige Parkplätze für motorisierte Zweiräder. Damit würden wir aber eine viel geringere Emission erzielen, wir hätten weniger Schadstoffe in dieser Stadt, und wir könnten damit einen viel nachhaltigeren Verkehr betreiben. – Auch in diesem Bereich, meine Damen und Herren, vermisse ich wirkliche Zukunftsideen und Visionen!

Meine Damen und Herren! Sie rühmen sich, dass Sie zum Radwegenetz vier Kilometer dazu gebaut haben. – Es ist gut so, dass sie mehr Kilometer dazu bauen! Ich möchte Ihnen aber noch einmal ins Stammbuch schreiben: Es geht nicht nur darum, dass Sie die Zahl der Kilometer und somit die Quantität erhöhen, es geht auch um die Qualität! Es ist notwendig, dass wir gerade im Radwegenetz für die Sicherheit der Radfahrer, der Fußgänger und auch der Autofahrer entsprechend sorgen. Es muss uns gelingen, dass wir mit neuen Modellen – vielleicht mit farblich gekennzeichneten Radwegen und mit besonderen gesetzlichen Bestimmungen, dass man etwa auch geregelte Kreuzungen nur mit 10 km/h überqueren kann – die große Anzahl an Unfällen im Radverkehr auf Grund des stärkeren Verkehrs reduzieren können. 

Meine Damen und Herren! Ich halte es für dringend notwendig, auch im Radverkehr mehr für die Sicherheit der Radfahrerinnen und Radfahrer zu tun. Daher brauchen wir eine durchdachte und innovative Verkehrspolitik. Ich halte es für sehr notwendig, nachhaltige Mobilität in der Zukunft zu sichern, zum Beispiel Fotovoltaik auch für unseren Verkehr zu nutzen, damit wir eine neutrale Energiebilanz im Verkehr zusammenbringen beziehungsweise uns diesem Ziel möglichst annähern.

Es muss uns gelingen, dass stets das geeignete und das umweltverträglichste Verkehrsmittel verwendet wird. Dafür müssen wir die Anreize schaffen, die notwendig sind, und dafür bedarf es mehr als einer Verhinderungspolitik des Individualverkehrs. Wir müssen es schaffen, dass es mehr Straßenbahnen gibt. Wir müssen es schaffen, mehr für die Menschen zu tun. Es geht nämlich darum, Politik für die Menschen in dieser Stadt zu machen und in der Krise zusammenzustehen. Wir müssen gemeinsam arbeiten für die Wienerinnen und Wiener und für die Wirtschaft dieser Stadt für unsere Zukunft! – Danke (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Gaal. Ich erteile es ihr.

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Lieber Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dass Wien eine moderne, lebendige, sich ständig weiterentwickelnde Stadt ist, bemerkt man vor allem bei der Arbeit im Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr. Hier wird geplant, hier wird gestaltet, hier werden Ideen geboren, hier wird weiterentwickelt und schlussendlich auch umgesetzt. Es geht hier um die Gegenwart, vor allem aber um die Zukunft unserer Stadt. Wien liebens- und lebenswert zu erhalten, ist für uns nicht nur ein Schlagwort, sondern eine Verpflichtung, und wir bemühen uns, dieser tagtäglich gerecht zu werden.

Dass dem so ist, kann man auch aus den Berichten der Abteilungen herauslesen. Sie bestätigen die Vielfalt dieser Geschäftsgruppe und die erfolgreiche Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Deshalb möchte ich jetzt auch die Gelegenheit nutzen, den Damen und Herren der Abteilungen für ihre kompetente und engagierte Arbeit für diese Stadt im Interesse der Bürgerinnen und Bürger ganz zu herzlich danken! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Die EURO 2008 war ein Fußballfest und sicherlich ein einmaliges Ereignis für Wien. (GR Dr Wolfgang Aigner: Sie ist noch nicht abgerechnet!) Betreffend diese Geschäftsgruppe haben die zuständigen Magistratsdienststellen gemeinsam mit den Wiener Linien und gemeinsam mit der Exekutive ein wirklich gut durchdachtes und – wie man jetzt im Nachhinein auch zugeben muss, Herr Kollege Hoch! – gut funktionierendes Verkehrskonzept erarbeitet. Wien war der einzige Austragungsort dieser Europameisterschaft, an dem man mit der U-Bahn direkt zum Stadion fahren konnte. Und auch die Ringsperre hat allen Unkenrufen zum Trotz hervorragend funktioniert. Durch die intensive Informationskampagne war es für die Wienerinnen und Wiener und für die Besucherinnen und Besucher dieser EURO überhaupt kein Problem, auf die Ausweichstrecken auszuweichen und auf die verstärkt fahrenden Öffis umzusteigen. Wien hat sich während der gesamten EURO als attraktive und wirklich gut funktionierende Hostcity bewiesen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das größte Infrastrukturprojekt, das uns in den kommenden Jahren begleiten wird, ist zweifellos der Bau des Hauptbahnhofs. Es wird dies ein Verkehrsknotenpunkt von internationaler Bedeutung in der Mitte Europas sein. Wir sprechen jetzt von einem barrierefreien Durchgangsbahnhof, bei dem alle Züge aus allen Richtungen kommen und in alle Richtungen weiterfahren werden.

Neben dieser verkehrspolitischen Bedeutung hat der neue Hauptbahnhof aber auch eine städtebauliche Bedeutung. Die Entwicklung in diesem Gebiet ist ein wesentlicher Impuls für die Entfaltung der Lebensqualität in dieser Stadt, denn der Hauptbahnhof ist mehr als nur ein Bahnhof. Es wird ein neuer, moderner Stadtteil entstehen. Es wird in diesem Teil Favoritens zu einer Aufwertung und Belebung kommen. Es werden dort 5 000 Wohneinheiten entstehen und 20 000 Arbeitsplätze geschaffen werden. Es wird dort eine entsprechende soziale Infrastruktur geben. Wir bekommen dort einen Schulcampus, und natürlich wird auch großzügig Grünraum geschaffen werden: Ich spreche von einem acht Hektar großen Park.

Damit alle Anrainerinnen und Anrainer und überhaupt alle Interessierten nichts von diesem Jahrhundertprojekt versäumen, wird dort künftig eine Infobox errichtet werden, damit man sowohl den aktuellen Stand des Bahnhofsprojekts als auch des Stadterweiterungsgebiets immer beobachten und sehen kann, was sich da tut. Und natürlich, Herr Kollege Hoch, kann diese Infobox nach Fertigstellung des Hauptbahnhofes auch bei anderen Großprojekten wieder verwendet werden!

Dieser moderne Bahnhof, meine Damen und Herren, wird eine Visitenkarte für Wien sein, und daher ist es meines Erachtens durchaus angebracht, dass man auch über neue Verkehrsmittel nachdenkt: Der Cable-Liner ist eine moderne, zukunftsorientierte Verkehrsverbindung, und daher finde ich es begrüßenswert, dass jetzt eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben wurde, denn solche innovativen Stadtentwicklungsgebiete wie der neue Bahnhof brauchen auch innovative Verkehrsmittel. (Beifall bei der SPÖ.)
Neben der verkehrspolitischen Bedeutung des Hauptbahnhofes und der eben genannten städtebaulichen Bedeutung ist das aber auch ein ganz wichtiger Faktor für die Wirtschaft, denn bereits die Bauphase, meine Damen und Herren, sichert viele Hunderte Arbeitsplätze.

Der Hauptbahnhof ist eines von 13 Zielgebieten dieser Stadt. Diese 13 Zielgebiete, die im Stadtentwicklungsplan verankert sind, sollen die nachhaltige Entwicklung Wiens in den nächsten Jahren zeigen. Die Zielgebiete sind Hotspots unterschiedlichster Art, wo es ein besonderes Entwicklungspotenzial gibt. Wir sehen daran, welche Schwerpunkte die Stadtentwicklung in den kommenden Jahren setzen wird.

Besonders hervorheben möchte ich einerseits die Seestadt Aspern, die im 22. Bezirk auf dem ehemaligen Flugfeld entstehen wird. Dort wird ein neuer urbaner Stadtteil auf 200 Hektar mit 8 500 Wohneinheiten, 25 000 Arbeitsplätzen, großzügigem Grünraum und vor allem einer optimalen Verkehrsaufschließung mit der Verlängerung der U2 entstehen.

Als Favoritner Mandatarin freue ich mich natürlich auch über die Verlängerung der U1 Richtung Rothneusiedl. Es ist dies übrigens auch eines der 13 Zielgebiete, das sich in Detailplanung befindet. In Favoriten als dem einwohnerstärksten Bezirk dieser Stadt mit 170 000 Einwohnern brauchen wir diese Verlängerung ganz besonders dringend! (Beifall bei der SPÖ.)
Und wenn wir schon beim 10. Bezirk sind, möchte ich die Gelegenheit auch gleich nutzen, um von zwei anderen Projekten zu sprechen, die aber nicht nur für Favoriten von Bedeutung sind. Ich denke jetzt vor allem an den Um- und Neubau der Therme Oberlaa, welche der Wellness- und Gesundheitsstandort dieser Stadt ist. Dort werden die Wasserflächen verdoppelt werden und es wird ein eigener großzügiger Kinderbereich entstehen. Ein Gesundheitszentrum wird integriert, und der bestehende Wellnesspark wird neu adaptiert und mit der neuen Therme verbunden werden. Auch an dieser Stelle entstehen viele neue, zukunftsorientierte Arbeitsplätze.

Andererseits möchte ich auch den Eisring Süd nicht unerwähnt lassen, im Zusammenhang mit welchem vor Kurzem ein städtebaulicher Ideenwettbewerb mit wirklich intensiver Bürgerbeteiligung stattgefunden hat. Es waren bei den Planungen von Anfang an drei Bürgervertreter mit dabei, und das war uns besonders wichtig. Zwei davon saßen letztlich auch in der Jury und haben das Siegerprojekt mit gewählt. Heraus gekommen ist ein, wie ich meine, wirklich ansprechendes Projekt. Wir sprechen jetzt von einem multifunktionalen Sportzentrum, dessen Priorität aber nach wie vor beim Eislaufsport liegt. Das heißt, es wird entsprechende Eisflächen sowohl im Freien als auch in der Halle geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es gibt auch einen neuen wunderschön roten, nicht übersehbaren mobilen Info-Point der Stadtentwicklung. Sinn ist es, Ausstellungen, Präsentationen in die Bezirke direkt vor Ort zu den Wienerinnen und Wienern zu bringen. Begonnen wurde mit der Ausstellung „Stadt fährt heim". Da ging es darum, dass allen Menschen der öffentliche Raum zugänglich sein soll und ermöglicht werden soll. Beispielsweise sprechen wir von barrierefreien Gehsteigen und von Bänken, die man zwischendurch aufstellt, damit man sich ausrasten kann. Es waren alle Bezirke eingeladen, ihre Projekte einzureichen und herausgekommen ist eine wirklich interessante, und das ist vor allem wichtig, eine gut besuchte Ausstellung.

Meine Damen und Herren! Wien ist, und wir haben heute schon viel über Studien gesprochen, die uns das auch bestätigen, einfach Weltklasse. In diesem Sinn noch einmal „Danke“ an die Magistratsdienststellen und danke dir, lieber Stadtrat und deinem Team, für die sehr, sehr gute und konstruktive Zusammenarbeit. Die SPÖ garantiert den Wienerinnen und Wienern eine lebenswerte Stadt auf allerhöchstem Niveau. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm. Ab jetzt 15 Minuten, theoretisch.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte zu drei Themen, also eigentlich zu zwei Themen und dann ganz kurz zu einem dritten Stellung nehmen.

Das Erste ist bisher noch nicht gefallen, aber in einer weltwirtschaftlichen Lage, und jetzt wage ich eine Prognose, wo es nicht lange dauern wird und der Ölpreis wird wieder in unermessliche Höhen steigen, sollen wir uns Beispiele nehmen. Und ich möchte heute über das Beispiel Kopenhagen sprechen und am Beispiel des Radverkehrs über den Mut, den die dortige Stadt hat. Auch wenn es draußen regnet, ist in keinem Bereich der Nachholbedarf so groß wie beim Radverkehr. Lassen Sie mich kurz noch meine Begründung argumentieren, warum ich glaube, dass wir sehr bald, sollte die derzeitige Wirtschaftskrise ihre Talsohle gefunden haben - also nach vielen Gesprächen ist es meine Überzeugung, dass alle, die davon sprechen, dass es bald vorbei ist, sich bitter irren. Das Wort der Frau Vizebürgermeisterin in irgendein Ohr, aber die Arbeitslosenzahlen in Wien werden in den nächsten 6 Monaten bis 12 Monaten dramatisch steigen und daran ist nicht die Sozialdemokratie schuld, aber sie werden steigen. Trotzdem oder vielleicht gerade deswegen schrauben derzeit alle Ölfirmen ihre Investitionen zurück, alle möglichen Explorationen werden auf Eis gelegt und die renommierte IEA warnt vor einem dramatischen Ansteigen des Ölpreises in absehbarer Zukunft. 

Aber es gibt wirklich ein Verkehrsmittel, vor dem sich die FPÖ offensichtlich panisch fürchtet, das da eine hervorragende Lösung ist. Ich möchte mir am Bürgermeister von Kopenhagen ein Beispiel nehmen. Der Herr Bürgermeister Klaus Bondam spricht in einer sehr prominenten Rede davon, und das habe ich in der Deutlichkeit weder vom Herrn Bürgermeister und auch nur sehr halbherzig vom Herrn Stadtrat gehört, dass es einen zentralen Zusammenhang zwischen der Lebensqualität einer Stadt und einer ausgeweiteten Fahrradstrategie gibt. Für ihn ist Fahrrad halt nicht etwas, was man auch macht, sondern das Zentrum dessen. 

Lassen Sie mich noch einmal die Zahlen zusammenfassen, wo sich Wien an sich nicht von Kopenhagen unterscheidet und die Zahlen, wo sich Wien fundamental von Kopenhagen unterscheidet:

In Wien sind die Hälfte aller mit dem Auto zurückgelegten Wege kürzer als fünf Kilometer. Eine hervorragende Distanz für das Fahrrad. Eine Strategie in Kopenhagen hat dazu geführt, dass sich die Zahl der Fahrräder in Kopenhagen von 1995 bis 2005 verdoppelt hat und heute 36 Prozent Fahrradanteil ist. Jetzt gebe ich die beste Zahl Wiens zu, die ich bezweifle, aber sparen wir uns diese Kleinauseinandersetzung, es sind in Wien 6 Prozent. 6 Prozent in Wien, 36 Prozent in Kopenhagen und die Vorgabe des Bürgermeisters in Kopenhagen ist, dass bis 2015 die Hälfte aller zurückgelegten Wege im Verkehr mit dem Rad zurückgelegt werden kann.

Leider ist es mir nicht gelungen, meine Kollegin Sigrid Pilz zu überreden zu sprechen. Sie ist nämlich eine Konvertitin und ich bewundere sie zutiefst, sie fährt nämlich jeden Tag vom Rande des 14. Bezirks in die Stadt. Jeden Tag, vor allem manchmal am Abend zurückzufahren, das bedarf meiner aufrichtigen Bewunderung. Es ist immer interessant, mit Leuten zu sprechen, die frisch umgestiegen sind. Leute wie ich, wir gewöhnen uns an das, wie es ist. Mich regt ganz viel ja nicht mehr auf. Wer aber erstmals aufs Rad umsteigt und es wirklich benützt, merkt, welche Engpässe es gibt, und dass das Gefühl, man ist eben nur an den Rand gedrängt, sichtbar wird. 

Können Sie sich die Strategie Kopenhagens in Wien vorstellen, dass man auf Hauptachsen eine grüne Welle für Radfahrer mit Tempo 20 macht? In Wien stehst du bei jeder Ampel – peng - oder man empfindet das Rotlicht als Empfehlung. Aber ich glaube nicht, dass das die Strategie ist, die gewünscht ist, denn unausgesetzt hat man das Gefühl, dass man mutwillig vor der Nase Rot bekommt und da wird man schon angeregt, sagen wir es einmal so, sich nicht immer hundertprozentig an die Vorgaben zu halten.

Also wie gesagt, Kopenhagen ist eine Strategie und Wien, die Stadt Wien zwingt uns Radler in die Illegalität! Herr Stadtrat, Sie machen mich zu einem Kriminellen, indem Sie mich zwingen, mein Rad an den glücklicherweise reichlich vorhandenen Stoppschildern und Verkehrsschildern anzuhängen. Ich bin immer total skeptisch, wenn irgendwer sagt, man soll den Schilderwald ausräumen. Bitte räumt den Schilderwald nicht aus! Lasst diese Dinge alle stehen! Ich wüsste sonst nicht, wo ich mein Rad hinstellen sollte. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Gestern stieg ich - um Ihnen nur ein Beispiel über die Kreativität von der Spezies Radfahrer zu geben - bei der U6/U4-Station Spittelau aus und ging - Kollege Hora hilf mir, wie der Steig heißt, der neu gebaute (GR Karlheinz Hora: Skywalk!) – Skywalk, den Skywalk entlang. Dort sind Gott sei Dank dank der Entwicklung des Skywalks für die Leute, die offensichtlich nicht so gut gehen, Dinge, wo man entlang gehen kann. Jetzt habe ich aber noch niemanden so entlang gehen gesehen. Dort stehen aber dutzende Räder angehängt. Gott sei Dank gibt es das. Bald werden dort wirklich hunderte stehen. Obwohl wir es im Ausschuss beschlossen haben und brav zugestimmt haben, sage ich Ihnen noch einmal die Zahl der Radabstellplätze: Wir haben 800 000 Räder in der Stadt und haben jetzt, wenn es hoch geht, dank der Offensive der Stadt Wien, 20 000, 22 000 Abstellplätze (GR Karlheinz Hora: Wir fördern, fördern, fördern! Oder?) Wir fördern ... Da liegt wer auf der Straße und blutet und der Arzt kommt und pickt ein Pflaster drauf und noch eines und noch eines. Bitte, 800 000 Fahrräder und wie viel haben wir jetzt? Nicht einmal 20 000 Abstellplätze! (GR Karlheinz Hora: Wir fördern laufend!) Also ja, es wird etwas gemacht, aber angesichts dessen - ja, so g’fretten wir uns weiter, so g’fretten wir uns weiter, aber als große Vorgabe „Wien wird Radstadt“ haben wir noch einen weiten, weiten Weg.

Das war Thema eins. Ich muss mich beeilen und komme zu einem völlig anderen Thema, zum Stadtplanungsthema und zu einem konkreten Vorschlag. Ich hatte vor ein paar Tagen die hohe Ehre, das große Vergnügen, mit Hans Stimmann ein langes Gespräch zu führen. Die Stadtplaner werden ihn kennen. Er war Stadtbaudirektor in Lübeck, war Stadtbaudirektor in Berlin und hat einige sehr vorbildliche Projekte entwickelt. Ein Projekt hat mich besonders interessiert und ich frage mich, warum so was in Wien nicht möglich ist. Vielleicht ist es eh möglich.

Ich möchte Ihnen kurz die Friedrich Werder Town-Houses beschreiben. Hätte ich jetzt einen Beamer, würde ich es Ihnen zeigen, so erzähle ich Ihnen, was Sie jetzt virtuell hinter sich sehen: Ein innerstädtisches Erweiterungsgebiet wurde auf 6 m oder 6,5 m parzelliert und wurde individuell, ohne den Umweg über Baugenossenschaften, Bauträger, direkt an die Bürgerinnen und Bürger verkauft, die es allein oder zu zweit gekauft haben. Die haben dort vier- bis fünfgeschoßige, sehr urban wirkende Häuser gebaut. Die sind nachgefragt wie irre. Der Stadt ist es gelungen, relativ günstig dieses innerstädtische Projekt zu machen. Ich glaube, es war vorher ein Kasernenareal. Und da jetzt viele hier vor ihrem Computer sitzen: Schauen Sie die Bilder an, ich habe sie auf meinem Blog extra für Sie draufgestellt. Das wirkt extrem urban. Das ist eine geschlossene Kante und das Interessante ist, dort waren keine großen Gestaltungen notwendig, sondern man hat zu den Leuten gesagt: „Baut’s, wie ihr glaubt.“ Wenn sozusagen der Gesamtentwurf stimmt, hält das auch ein schiaches Haus aus. Wenn Sie sich jetzt anschauen: 48 Häuser, 6 m bis 6,5 m breit, also sehr schmal, fünfgeschoßig, so wirkt das erstens extrem elegant, zweitens extrem urban. Alle haben dort eine Terrasse, einen Freiraum und trotzdem habe ich eine hohe Verdichtung und ich erspare mir den Umweg über großvolumige Baugenossenschaften, private Bauträger, gemeinnützige Bauträger, diese unstädtischen Megastrukturen hinzubauen. Ich fände so ein Projekt in Wien einmal als sehr interessant, es auszuprobieren. Ich glaube, dass es sehr viele gäbe, die so etwas wollten, allein oder zu zweit oder zu dritt ein derartiges eigenes Haus zu kaufen, zu entwickeln, die Bürgerschaft selbst zum Bauherrn, zum Entwickler zu machen. Ich hielte das für ein extrem interessantes Modell. Schauen Sie sich das an. Ich fände, das wäre einmal eine Kleinteiligkeit auf der Parzelle, die ich interessant fände.

So und meine letzte Minute, da hat mich der Kollege Gerstl motiviert. Er hat lange über die Finanzpolitik gesprochen. Ich spreche auch kurz. Der Herr Stadtrat wird es mir eine Minute lang verzeihen. Jetzt bin ich ja schon ganz, ganz lang in diesem Haus und ich mache heute etwas ganz Neues. Ich zitiere aus der „Kronen Zeitung“. Das ist bei mir noch nie vorgekommen, aber manchmal, in der Tat, erhellt das.

Herr Kollege Gerstl! Liebe Kolleginnen und Kollegen oder Kollegen gerade von der ÖVP! Es ist ja interessant, was die letzten Tage passiert ist und was passiert, wenn man sich zu nah zum Eigentümer der „Kronen Zeitung“ begibt. Ich warne Sie. Vielleicht fragen Sie einmal beim Bundeskanzler, wie das ist, sich erstens sozusagen darauf zu verlassen und wie es halt dann geht, wenn man es nicht macht. Die neuen Lieblinge des Herrn Dichand sind die beiden Prölls und wenn man Liebling ist, bekommt man einmal am Sonntag ein großes Zwei-Seiten-Interview. Das ist sozusagen ein Kulturdokument dessen, was wichtig ist und was denen, denen eine Chance gegeben ist, wichtig wird. Eine Frage finde ich interessant und die Antwort des Erwin Pröll, der sich anschickt, vielleicht Bundespräsident zu werden, finde ich bezeichnend, die will ich dem Wiener Gemeinderat nicht vorenthalten. Frage der „Kronen Zeitung“, Seite 29: „Sie, Herr Erwin Pröll, werden immer noch damit zitiert, dass das einzige Buch, das Sie jemals gelesen haben, ‚Der Schatz im Silbersee’ gewesen sei.“ Daraufhin antwortet Erwin Pröll: „Schauen Sie, der eine liest halt und der andere hat es vom Herrgott mitbekommen.“ Ich habe das Gefühl, dass dieses Zitat das Potenzial zum geflügelten Wort hat. Ich kann nur sagen: Oh Lord, lieber Gott, bewahre uns vor einem derartigen Bundespräsidenten! - Herzlichen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Also auf die „Kronen Zeitung“ werde ich nicht eingehen. Ich widme mich in meinem Beitrag wieder dem Thema Hauptbahnhof. Aber keine Angst, es geht diesmal nicht um den zweiten, für mich notwendigen U-Bahn-Anschluss am Hauptbahnhof. Das haben übrigens auch schon mehrere Kommentare in verschiedenen Zeitungen so gesehen. Ich thematisiere auch nicht die reduzierte Höhenentwicklung am Hauptbahnhof, wo ja der zuständige Stadtrat noch vor zirka zwei Jahren gesagt hat, es wird nicht reduziert, auch wenn es die UNESCO möchte. Jetzt ist doch von 100 m auf 88 m reduziert worden. Dazu fällt mir halt immer wieder nur der Ausspruch, wenn wir schon bei den Zitaten sind, vom Kollegen Chorherr ein: „Die Wahrheit ist eine Tochter der Zeit.“ Und ich denke, selten hat dieser Satz so gepasst wie bei dem Thema Höhenentwicklung.

Ich beschäftige mich heute kurz mit dem Hauptbahnhof und Nahversorgung. Vor allem möchte ich diesen neuen Leitsatz, der da immer wieder herumschwirrt, ein bissel hinterfragen: Bahnhöfe werden zu Impulsgebern für die Wiener Stadtentwicklung.

Dieser Satz ist aus meiner Sicht eine Gefahr für diese Stadtentwicklungen. Er suggeriert, dass jetzt nur in der Umgebung von Bahnhöfen etwas passiert und wir wissen und ich glaube das auch durch meinen Bezirk Wien-Favoriten, dass sich gerade in der Umgebung von solchen Bahnhöfen natürlich gerade die Nahversorger nicht besonders leicht tun. Umschreiben wir das einmal so einfach. Wir finden das sehr gut, dass die beiden Bahnhöfe, mit denen ich mich jetzt einmal hauptsächlich beschäftige, Westbahnhof und Hauptbahnhof, entwickelt werden. Sie werden sicher auch ein Impulsgeber für die Region sein, aber wir dürfen eines auch nicht vergessen: Es wird immer nur von Einkaufszentren mit 20 000 bis 30 000 m² gesprochen, es wird aber nicht davon gesprochen, was mit der Umgebung passiert, was mit den Geschäftsstraßen in der Umgebung passiert. Denn während die Bahnhöfe zu Impulsgebern für die Wiener Stadtentwicklung werden, sterben Einkaufsstraßen ab: Liechtensteinstraße, Alser Straße im 9. Bezirk, unlängst erst wieder einmal Thema, die Praterstraße, die Taborstraße im 2. Bezirk, Lerchenfelderstraße oder auch die Wallensteinstraße. Da hört man eigentlich nichts. Also wir hören zwar immer vom Bürgermeister und in großflächigen Inseraten vom Planungsstadtrat, wie toll die Bahnhöfe entwickelt werden und wie toll diese Einkaufszentren werden. Am Westbahnhof, das wird ein Einkaufszentrum, das eher, na, wie soll man sagen, für die Pendler, für die Nahverkehrspendler ist. Am Hauptbahnhof wird es internationaler, weil man sich da internationalen Passagier‑ und Gästeverkehr erwartet. Das ist alles schön und gut, aber was passiert mit diesen Einkaufsstraßen? Geschlossene Rollbalken, die Kollegin Lachkovics hat das heute schon gesagt, verklebte Schaufenster, heruntergekommene Handyshops. Viele dieser Geschäftsstraßen bilden ein trauriges Bild und laut einer Studie der Wirtschaftskammer, Entschuldigung, nicht der Wirtschaftskammer, sondern einer Organisation, die sich damit auch sehr beschäftigt, werden sich nur 10 Prozent der Einkaufsstraßen durchsetzen. Dass daran oft nicht immer nur die Stadt schuld ist, das liegt natürlich auf der Hand, das möchte ich auch nicht sagen. Es ist aber unbestritten, dass jetzt deutlich mehr Engagement der Kommune notwendig ist, um diesen kleinen Einkaufsstraßen, diesen kleinen Unternehmen zu helfen, die ja besonders wichtig sind, weil wir aus AK-Studien wissen, dass besonders die kleinen Unternehmen auch ein besonderes Verhältnis zu den Mitarbeitern haben. Also die kündigen nicht so von heute auf morgen und da muss schon wirklich was passieren, dass die sich von ihren Mitarbeitern trennen, nicht so wie die großen Betriebe, wie man es jetzt bei Siemens sieht, die einfach von heute auf morgen einige Hundert Leute auf die Straße setzt. Daher ist es auch wichtig, dass wir diese kleinen Geschäftsstraßen seitens der Stadt unterstützen und versuchen, diesen zu helfen.

Sehr geehrte Damen und Herren, Wien hat Österreich-weit die meisten Shoppingcenter. Auch bei der Dichte sind wir Spitzenreiter. Ein Vorteil ist und das muss man schon sagen, wenn man sich das genau anschaut, dass in Zukunft natürlich diese großen Flächen fehlen werden. Also es gibt zwei Gebiete, da ist einmal das oft zitierte Einkaufszentrum in Rothneusiedl. Ob das wirklich kommt, weiß man nicht. Ich meine, es gibt noch den Optionenvertrag und da wird man schauen müssen, ob man den umsetzen kann. Am Flugfeld Aspern werden wir wahrscheinlich auch, wenn man nichts anderes findet, ein Einkaufszentrum hinstellen. Sonst muss man sagen, wird nicht viel passieren. Das Donauzentrum ist um zirka 60 Geschäfte erweitert worden. Es geht leider auch dort der Umsatz zurück, wie ich gehört habe, aber so schön, so gut. Ich denke einmal, dass das in der nächsten Zeit in Wien abgeschlossen sein wird. Das heißt daher, was kann die Stadt oder was können wir als Kommune für diese Einkaufsstraßen tun, denn wir sollten jetzt neben den beiden Einkaufszentren bei den beiden Bahnhöfen den Fokus nämlich wieder auf diese Einkaufsstraßen legen. Also was kann die Stadt oder was kann die Planungsabteilung tun, damit das Verweilen dort in den Einkaufsstraßen einfach ein bissel angenehmer wird. Erster Punkt ist einmal eine attraktivere Gestaltung des öffentlichen Raums. Wir wissen, dass man sich nur in jene Straßen traut, in denen es auch relativ angenehm ist, sich dort in seiner Freizeit aufzuhalten, also Lokale, nettes Äußeres und so weiter. Erst dann sind auch die Leute bereit zu investieren beziehungsweise die Geschäfte zu besuchen, das heißt, wir brauchen auch dort eine Fußgängerfreundlichkeit und in vielen Straßen ist das einfach nicht mehr gegeben. 

Nächster Punkt ist, und das hat jetzt vielleicht weniger mit der Stadt zu tun, aber trotzdem könnte die Stadt ein bissel einen Anstoß geben, dass es nicht nur diese Handels-Cluster in den einzelnen Einkaufsstraßen gibt, sondern dass man speziellen Nischengeschäften, also Geschäften, die kleine Nischen bevorzugen, Hilfe gibt, damit sie sich dort niederlassen und die leerstehenden Geschäftslokale mieten und dass man dann versucht, dort einen Impuls für das Grätzel zu bekommen. 

Nächste Möglichkeit: Parkplätze. Wir brauchen sicher, und da habe ich auch wieder mein Beispiel Favoritner Fußgängerzone, dass eine Machbarkeitsstudie gemacht wird, um einmal den Viktor-Adler-Markt zu untertunneln und zu schauen, ob man da drunter eine Parkgarage hinbekommt. Wir haben dort ja eigentlich das Problem, dass jemand, der nicht direkt in der Fußgängerzone wohnt und dort einkaufen gehen möchte, in Wirklichkeit oft keinen Parkplatz kriegt, ja, und damit fahren dann auch sehr viele in die SCS oder in andere umliegende Einkaufs-Center weiter.

Nächster Punkt ist, es gibt vor allem diese Einkaufsstraßen innerhalb des Gürtels, dass wir hier die temporäre Nutzung von Geschoßflächen-Lokalen ad hoc vorziehen. Da gibt es einige Projekte im 7. Bezirk, die relativ gut angekommen sind und wir wollen, dass das auch in anderen Bezirks- und Stadtteilen einmal ausprobiert wird, dass wir nicht überall diese leerstehenden Geschäftslokale haben. 

Letzter Punkt ist, und da könnte ich auch einige Beispiele sagen, dass diese Sanierung der Erdgeschoßflächen bei den Gemeindebauten einfach passieren soll. Wir haben da extrem viele – Per-Albin-Hansson-Siedlung und bei anderen Bauten in Favoriten und Simmering - leerstehende Geschäftsflächen, die in Gemeindebauten sind. Man müsste einfach versuchen, dort durch Erlass der Miete etwas zu bewirken, denn ob die jetzt leer stehen und wir kriegen keine Miete oder ein Jungunternehmer versucht, sich dort zu etablieren und zahlt dafür im ersten Jahr keine Miete - das ist schon was. Das müsste man versuchen und schauen, dass man von diesen Gemeindebauten aus über die Einkaufsstraßen diesen Kleinunternehmen wieder hilft. Ich denke, wenn man ein paar Punkte dieses Programms versucht umzusetzen, dass man auch diesen kleinen Geschäftsstraßen helfen könnte. Ich glaube, dass das für die Stadt wichtig ist und ich glaube auch, dass das für die Politik wichtig ist. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Valentin. (GR Karlheinz Hora: Maresch kommt jetzt!) Ach so, nein Valentin, dann Maresch, steht auf meiner Liste, ich weiß nicht. (GR Dr Herbert Madejski: Valentin kommt dann.) Aha, Entschuldigung, es wurde mir nicht weitergeleitet. Der Kollege Maresch. Wo ist der Kollege Maresch? (GR Dr Herbert Madejski: Valentin kommt später!) Entschuldigung, das steht auf meiner Liste nicht, ja, okay. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Wunderbar! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Frau Vorsitzende!

Überraschenderweise doch ein bisschen früher, aber ich habe mir gedacht, nachdem ich nur 15 Minuten habe und das Thema ja ganz nett ist, möchte ich nur ganz kurz auf den Kollegen Mahdalik eingehen. Ah er ist eh da, ja, Wagenplatz ist eine schöne Geschichte. Ich kenne ja die Geschichte, weil ich bei der Lobaubesetzung war. Es ist eine ähnliche Diktion. Es geht immer um die heilige Dreieinigkeit. Und jetzt haben Sie endlich nach der Lobaubesetzung eine dritte gefunden und zwar am Wagenplatz, das ist immer Jacke wie Hose, das ist nur böse. Also ich möchte nur sagen, ich habe vor Kurzem einen Trupp von Menschen gesehen, da war eine Strache-Veranstaltung, die haben alle wenige Haare gehabt. Ich glaube, die haben auch ein bissel gegen den Wind gerochen, aber sie waren sicher nicht vom Wagenplatz. Die haben alle so ein Jucken in der rechten Hand gehabt und ich bin jetzt nicht sicher, ob sie sie in die Höhe gerissen haben oder nicht, aber vielleicht doch. Dann sollten Sie sich Ihren Beitrag über Wien anschauen. Da hat ein Herr vor einem Podium stehend die rechte Hand hoch gehoben. Leider Gottes sieht man nur den Rücken, da weiß man nicht, wer es war. Aber die rechte Hand, ich weiß nicht, vielleicht hat er da oben Fliegen gefangen, aber glaube ich nicht. Ich glaube, der hat was anderes mit der rechten Hand gemacht.

Dann das Zweite, das Sie immer wieder draufhaben, sind die Fahrrad-Rowdys. Da meinen Sie sich natürlich nicht selber, aber das sind eigentlich die freiheitlichen Vorschläge. 

Dann haben wir ein bissel ein etwas undeutliches Acht-Punkte-Programm zum Flugverkehr gehabt. Da fragt sich natürlich dann schon die Kollegin Gretner zu Recht, weil das irgendwie unklar war, was Sie mit der einen Minute eigentlich meinen. Mit der einen Minute können Sie nur meinen, dass man die Schutzzone über Wien, die nicht beflogen werden soll, ausweiten soll, unter einer Minute, das war ein bissel unklar. 

Dann haben wir natürlich den Klassiker Eßling Gehsteigverpflichtung. Aber da denke ich mir, da wäre es vernünftig, wenn man in Wirklichkeit da einen Ausverhandlungsprozess zwischen der 22er und dem Bezirk und den BürgerInnen macht, den es zum Teil gibt und zum Teil nicht gibt, dann wäre es fein. Sonst bin ich ausnahmsweise durchaus Ihrer Meinung, dass man da nicht überall einen Gehsteig braucht. 

Nächste Geschichte, dann kommt der Herr Kollege Gerstl für mich ganz überraschend damit, dass eigentlich schon wieder einmal 5 000 Parkplätze vernichtet worden sind, und dann wundert man sich, dass es so viel Individualverkehr in Wien gibt. Na, das ist kein Zufall. Wenn ich im Stadtzentrum Stellplätze schaffe, und da komme ich nämlich gleich auf eines der Lieblingsprojekte der Frau BV Stenzel, dann darf ich mich nicht wundern, dass es mehr Verkehr gibt. Ja, ganz einfach, weil wenn ich da viele Plätze schaffe und viele, viele freie Stellplätze habe, na, dann ist es so, wie es ist. 

So und jetzt schnell zum 1. Bezirk, weil die Zeit drängt, jetzt habe ich schon nur mehr 12 Minuten. Da gibt es einen Lueger-Platz und da soll eine Garage gebaut werden. Im 1. Bezirk kommen auf 100 Menschen 130 Stellplätze. Das ist ungewöhnlich viel, also ich würde einmal sagen, ausreichend. Aber es ist offensichtlich immer noch attraktiv, Garagenplätze zu bauen, weil die Stadt, wenn ich mich nicht täusche, einen Stellplatz mit 4 000 EUR subventioniert, unter anderem auch die am Lueger-Platz. Was passiert am Lueger-Platz? Am Lueger-Platz gibt es die Frau Bezirksvorsteherin, die zuerst einmal mit den BürgerInnen, mit der Bürgerinitiative diskutiert und dann dort gemeinsam mit dem Herrn Garagenkoordinator sagt, welche Menschen da mit abstimmen dürfen und welche nicht. Interessanterweise durften zum Beispiel auch Liegenschaftsbesitzer mitstimmen und die Geschäftsinhaber durften auch mitstimmen, nicht die Angestellten, auf das komme ich noch. Das heißt, wenn ich dort in dem Teil eine Liegenschaft besitze und außerdem in Wirklichkeit noch ein Geschäft habe und drittens wohne ich vielleicht noch da, dann habe ich im Grunde genommen drei Stimmen. (Aufregung bei der ÖVP.) Die Bürgerinitiative hat Ihnen bewiesen, dass es eine Dame gibt, die zwei Stimmzettel bekommen hat. Fehler ist passiert, erster Punkt. Aber das ist ja kein Problem und da denke ich mir, da hätte der Herr Garagenkoordinator vom Charly Hora lernen können beim Bacherpark. Da muss ich ihn echt loben. Das war eine gut durchgeführte Abstimmung. Dort war es nämlich so, dass es auch Nummern gegeben hat, aber die waren mit einer Perforation abgerissen. (GR Karlheinz Hora: Haben wir auch so gemacht!) Ja, das habe ich dir eh schon gesagt, letztes Mal schon. Und ihr habt auch im 7. Bezirk dazugelernt, wenn ich mich nicht täusche, und im 4. Bezirk auch und im 6. Bezirk habt’s auch dazugelernt, viele, viele Garagenabstimmungen, wunderbar. 

Aber jetzt komme ich noch einmal zur Abstimmung zurück. Da steht immer eine Nummer und die Nummer stimmt überein mit der Nummer am Kuvert, der Nummer am Beiblatt und der Nummer auf dem Stimmzettel. Die Menschen füllen das aus, das geht zurück und dann wissen die zuständigen Beamten in Wirklichkeit ganz genau, wer wie abgestimmt hat. Jetzt gibt es ein Interview mit dem Herrn Garagenkoordinator, das kann man sich auf Radio Orange anhören, und da sagt der Herr Garagenkoordinator: „Das macht eh nichts, weil das weiß eh nur ich und ein paar Beamte.“ Was heißt das: „Das weiß eh nur ich und ein paar Beamte“? Das heißt in Wirklichkeit: Es gibt keine geheime Abstimmung! Es gibt kein geheimes Wahlrecht bei der Geschichte! Und da denke ich mir: Wo sind wir denn? Das sind ja wirklich Monarchiezeiten, das passt wunderbar zu Ihrer Vorsteherin. Möglicherweise traut man den Leuten nicht. Also noch einmal: Das ist eine ganz seltsame Abstimmung, weil sie in Wirklichkeit dem demokratischen Standard widerspricht. Es hat immer wieder Gerüchte gegeben, dass im Parlament, im Burgenländischen Landtag Stimmzettel markiert worden sind, damit man weiß, wer wie abgestimmt hat. Aber das geht nicht, dass in Wirklichkeit der Herr Garagenkoordinator im Duo mit der Frau Bezirksvorsteherin einfach durchsetzt, dass diese Stimmzettel nummeriert werden. (GR Anton Mahdalik: Das ist wie bei den grünen Vorwahlen.) Bei den grünen Vorwahlen ist es ganz woanders. Ich wünsche euch, dass ihr euch auch so öffnet wie bei den grünen Vorwahlen. 

Nächste Geschichte ist, die Kollegin Gaal kommt heraus und sagt: Cable-Liner ist plötzlich ganz was Innovatives. Wunderbar! Cable-Liner gibt’s, wie wir ja gehört haben, in allen möglichen Gegenden, gibt’s in Las Vegas, gibt’s in Venedig, gibt’s auf irgendwelchen anderen Dingen. Und dann fragt man sich ganz ernsthaft: Warum braucht Wien einen Cable-Liner? Weil der Herr Bürgermeister das in der Öffentlichkeit zugesichert hat, machen wir jetzt eine feste, teure Studie um 700 000. Da dürfen natürlich Siemens und andere mitmachen, weil Siemens ja auch gemeinsam mit dem Herrn Doppelmayr und seiner Firma Anbieter ist. Aber das ist eine andere Geschichte. Faktum ist, wenn man sich überlegt: Wozu brauchen wir das überhaupt? Weil der Hauptbahnhof in Wirklichkeit doch ein Stück weiter weg von der U1 ist, als er sein könnte. Das heißt aber in Wirklichkeit, man hätte im Grunde genommen bei der Planung darauf Rücksicht nehmen können, dass der Hauptbahnhof vielleicht doch 300 m weiter westlich ist. Das hat man gar nicht gewusst! Um Gottes Willen, der Hauptbahnhof ist zu weit weg! Jetzt braucht es einen Cable-Liner um 40 Millionen EUR im Jahr. 40 Millionen sind die Errichtungskosten plus dann noch dazu die jährlichen Betriebskosten von rund 3 Millionen und zwar für 813 m. Er verbindet die U1 mit, wenn ich mich nicht täusche, der Ersten Bank, dem ersten Bankhaus auf der Arsenalstraße. Es wird natürlich immer behauptet: Na, das geht ja dann weiter bis zur Gudrunstraße. Nur, das sind weitaus mehr als noch einmal so viel wie 813 m! Das heißt, wir reden in Wirklichkeit nicht von 40 Millionen, sondern von 100 Millionen! Und die Betriebskosten sind weitaus mehr als 3 Millionen! Das heißt, wir haben das Geld wirklich zum Außeschmeißen! Und wie schaut das aus? Wie benutzt man so einen Cable-Liner? Manche von Ihnen werden vielleicht schon einen benutzt haben, am Flughafen Heathrow gibt es so einen. Da steht man, da geht man raus, dann steht man, dann wartet man, dann steigt man ein. 

In Wien funktioniert das anders. Da steige ich aus aus dem Zug, dann stelle ich mich beim Lift an, dann fahr’ ich in den 3. Stock rauf, dann stell’ ich mich an, damit ich in den Cable-Liner reinkomme, dann fahr’ ich mit dem Cable-Liner hinüber, dann steig’ ich aus, dann stell’ ich mich wieder beim Lift an, dann fahr’ ich wieder runter und dann komm’ ich erst zur U-Bahn. 

Liebe Leute! Wenn das so ist, braucht man ganz, ganz lang und die Pendler in der Früh haben es ganz, ganz eilig! Wer soll denn mit dem fahren? Der Wien-Tourist? Fein. Da sieht er dann, wie der Gürtel von oben ausschaut, aber mehr wird’s nicht werden. Und nicht zu vergessen: Man braucht die ganze Infrastruktur für die Reparatur! Ist das bei diesen 40 Millionen da auch dabei? Und wer soll das vor allem bezahlen? Die Wiener Linien? Oder die ÖBB? Oder die Frau Bures? Oder wer auch immer? Faktum ist, am Schluss des Tages werden wir das zahlen, weil sich manche von Ihnen möglicherweise einen Sessel über dem Gürtel wünschen, wie es die Frau Reichard in einer durchaus netten Karikatur für die Bezirkszeitung selber forciert hat. Also der letzte Sessellift, den es in Wien gegeben hat, der war im Donaupark und der ist abgerissen worden, meine Damen und Herren! Den brauchen wir genau überhaupt nicht! 

Eine schöne Geschichte, die es in Wien gibt, und da muss ich leider noch ein Stückerl hinzufügen, ist: Fußgänger haben es in Wien ja nicht wirklich leicht. Fußgänger haben ja manchmal breitere Gehsteige, dann 200 cm breite, manchmal auch schmäler. Aber wenn sie dann zu einer Ampel kommen, dann haben sie Pech. Sollten sie gehbehindert sein, einen Gipsfuß haben oder aus anderweitigen Gründen vielleicht gebrechlich sein, Menschen mit Kindern, dann haben sie manchmal Pech. Eine dieser Kreuzungen, wo man Pech hat, ist da ganz in der Nähe und zwar ist das die Kreuzung über die Auerspergstraße/Friedrich-Schmidt-Platz, wenn man so will, und die Verlängerung Stadiongasse in die Josefstädter Straße. Wenn man dort steht, ich habe das einmal mit dem Dieter Schrage ausprobiert, Bezirksrat aus dem Vierzehnten, manche werden ihn kennen. Er ist beinamputiert auf beiden Beinen und er hatte es wirklich schwer, hinüberzukommen. Also er hat es nur in der Räumphase - und da rede ich gar nicht von der Grünphase - bis in die Mitte der Abbiegerelation geschafft und dann sind die Autos gefahren. Da denk ich mir: Okay, jetzt kann man sagen, man muss beschleunigen, weil da ja der öffentliche Verkehr fährt. Nur, das Problem ist, der öffentliche Verkehr ist genau in seiner Richtung gefahren, der braucht Zeit, das verstehen wir. 

Oder ein anderes schönes Beispiel: SeniorInnenheim, nicht weit weg von dort, 9. Bezirk, Auge Gottes. Wenn man dort auf der einen Seite rüber geht, kann man froh sein, wenn man die Verkehrsinsel erreicht. Da hat man es dann ein bisserl eng, weil da die Verkehrsinsel natürlich auch für drei Straßenbahnlinien gilt. Aber auf der anderen Seite vom Café Blaustern Richtung U6 gibt es keine Verkehrsinsel. Da steht man dann mitten auf den Schienen und dann kommt die Straßenbahn daher und dann wird es für die gebrechlichen Menschen ein bisserl eng, weil sich die dann tummeln müssen oder sie müssen es aushalten und schauen, dass die Autos links bei ihnen vorbeikommen. 

Wir hatten hier einen Antrag und zwar einen Allparteienantrag, alle diese Kreuzungen zu überprüfen und dann kommt lapidar die Antwort drauf: Geht nicht, geht nicht, geht nicht, weil manche meinen, da wird der Verkehr behindert. Ich kann mich erinnern, wir haben damals einen Film mit dem „konkret“-Team vom Fernsehen gemacht und da hat der ÖAMTC gesagt: Es geht nicht an, dass die Leute so lange Grün haben auf der Kreuzung, die Fußgänger, weil das den Verkehr behindert. Und da denke ich mir wirklich: Jetzt weiß ich, wer die Verkehrspolitik in Wien zumindest mit gestaltet. Jetzt ist die Frage: Was ist der Verkehr? Ist der Verkehr der Autoverkehr? Der Fahrradverkehr? Der Öffi-Verkehr? Oder sind es die Fußgänger? 

Wir sind der Meinung, dass auf die schwächeren Verkehrsteilnehmer sicherlich Rücksicht zu nehmen ist und in dem Fall müssen halt die Autofahrer auf die anderen Verkehrsteilnehmer und Verkehrsteilnehmerinnen Rücksicht nehmen. Und da gibt’s einen wichtigen Punkt. Natürlich, die Menschen sollten sehr viel auf den öffentlichen Verkehr umsteigen. Meine Klubvorsitzende hat es heute schon gesagt. Was passiert? Der öffentliche Verkehr, da muss man neuerdings immer mehr zahlen, demnächst um 10 Cent mehr. Ich habe es schon gehört. Ich habe als Besitzer einer Netzkarte auch diesen netten Brief bekommen. Da steht drinnen, weil wir so brav sind und mit dem öffentlichen Verkehr fahren, brauchen wir nicht mehr zu zahlen. Ich denke mir, als gelernter Wiener weiß ich, nach der nächsten Wahl wird es teurer werden. 

Aber die GRÜNEN haben hier einen Vorschlag und das möchte ich jetzt noch einmal propagieren, und zwar: Wer fährt mit dem öffentlichen Verkehr? Mit dem öffentlichen Verkehr fährt das untere Einkommensdrittel und wenn man sich das anschaut - dank den Zahlen der Stadt Wien vom Masterplan Verkehr -, dann wird er von Frauen weitaus mehr als von Männern benützt und drittens von den ökologisch Interessierten. 

Also was wollen wir vom öffentlichen Verkehr? Er muss besser, schneller und billiger werden. Das geht, wenn man die Finanzen in Wirklichkeit anders als bisher verwendet. Wir wollen eine Offensive beim öffentlichen Verkehr haben und deswegen auch unser Modell, das gerade das untere Einkommensdrittel begünstigen soll: 1 EUR den ganzen Tag, 4 EUR in der Woche, 10 EUR im Monat und 100 im Jahr. Das ist wirklich eine Verbesserung für das untere Einkommensdrittel und endlich eine Belohnung für die Leute, die wirklich mit dem öffentlichen Verkehr fahren. 

Ganz zum Schluss vielleicht noch eine Kleinigkeit. Interessant ist ja, wenn man mit dem öffentlichen Verkehr fährt, da hat man natürlich manchmal schon auch ein Pech, wenn man mit der Schnellbahn fährt. Wenn man mit der Schnellbahn fährt, hat man praktisch die Garantie, dass man zu spät kommt. Die hat es schon gegeben, bevor das Stellwerk Süßenbrunn abgebrannt ist, weil irgendwelche Erdungskabel gefladert worden sind, wie man so schön sagt. Was ich mir wünschen würde, wäre im Grunde genommen, wenn sich die Stadt Wien nicht nur dafür einsetzt, dass wir einen neuen Hauptbahnhof kriegen, sondern auch, dass wir verbesserte Schnellbahnlinien kriegen. Das heißt für mich, die Schnellbahnlinie S45 bis zum Praterkai ist ein Minimum und zwar ganz schnell! Wenn wir uns da so bemühen würden wie bei der U2 in die Donaustadt, dann hätte ich wirklich eine Freude. Und das Zweite, was ich mir in Wirklichkeit noch wünsche, ist, dass man endlich einmal die Eisenbahnbrücke über die Donau ausbaut, weil dann eine wirkliche Taktverdichtung Richtung Stadlau und anderswohin stattfinden kann. 

Jetzt leiste ich mir den Luxus, Ihnen die letzten 15 Sekunden zu schenken. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) Den Antrag der GRÜNEN muss ich Ihnen auch geben. 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Es sind nur noch vier Sekunden. Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Valentin. Ach so, der Antrag, danke. 

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Nachdem ich versuchen werde, meine Redezeit nicht zur Gänze auszunutzen, lassen Sie mich exemplarisch auf einige Wortmeldungen eingehen, weil ich glaube, dass sie für diese Diskussion doch auch symptomatisch sind. Ich möchte mit dem Kollegen Maresch anfangen, der sich auf die Möglichkeit und auf die Studie der Machbarkeit eines Automatic People Mover eingeschossen hat und dabei bei den Vergleichsbeispielen gleichzeitig unerwähnt lässt, dass die U-Bahn in Lyon zur Gänze so funktioniert. Das ist nicht Las Vegas, das ist nicht Disneyland, das ist das Massenverkehrsmittel einer ziemlich großen Stadt in Frankreich. Der Automatic People Mover ist dort nicht eine Sesselbahn, sondern schlicht und einfach ein auf Gummireifen fahrendes Massentransportmittel, das mit einer zentralen Schiene stromversorgt und auch impulsversorgt wird. Wenn man weiß, dass solche Gerätschaften heutzutage bis zu 80 Stundenkilometer schnell unterwegs sein können und das kein Sessellift ist, der durch die Station fährt und im Schritttempo die Leute aus- und einsteigen lässt, sondern tatsächlich so lange dort verweilt, wie es sein muss, wenn man weiß, dass diese Gerätschaft vollautomatisch ist, und wenn man weiß, dass da die Frequenz wesentlich schneller steigt als bei herkömmlichen Transportmitteln, so kann man ermessen, dass es schon eine interessante Diskussion ist, in die wir hier einsteigen und dass man durchaus auch prüfen soll, ob das nicht zu den klassischen Transportmitteln, die die Wiener Linien anbieten, eine zusätzliche Komponente sein kann. Wenn wir schon von der faszinierenden Gedankenwelt der 13 Stadterweiterungsgebiete ausgehen, mit dem Nordwestbahnhof ein 14., das sage ich aus Lokalpatriotismus des 20. Bezirks, dann denke ich mir, dass diese tollen Stadtteile, die da entstehen werden, die alle eine unique Ausprägung haben werden, unter Umständen auch ein neuartiges Verkehrsmittel benötigen könnten und dieses Verkehrsmittel durchaus überprüfbar ist. 

Wenn man sich beispielsweise intensiv mit den Inhalten des UITP-Kongresses auseinandergesetzt hat, wenn man sich auch, wie die Frau Vizebürgermeisterin, wie der Herr Stadtrat, darüber informiert hat, einmal mehr informiert hat, was es für durchaus zeitgemäße Antritts- und Mobilitätslösungsaspekte gibt, dann ist das etwas, was man prüfen soll. Wenn man sich angeschaut hat, wie der Automatic People Mover beispielsweise ausschauen könnte, es wurde auch ein Modell beim UITP-Kongress vorgestellt, dann ist das eine hochleistungsfähige Sache, die man sich einmal anschauen soll. Genau das hat der Bürgermeister gesagt, dass man sich in einer Machbarkeitsstudie das genau anschauen soll. Nachdem sich in diesem Bereich eine massive Entwicklung abgezeichnet hat, ist das etwas, was man sich da durchaus zu Gemüte führen sollte.

Man sollte sich grundsätzlich auch in der Beurteilung von Optionen von den Angeboten durchaus leiten lassen, weil genauso wie der Automatic People Mover ein sehr zukunftsversprechendes Modell ist, sind beispielsweise die Bereiche, die im E-Mobilbereich sind, aber auch bei Hybridbussen genau das Gegenteil. Wenn man sich da nämlich mit den Anbietern des UITP-Kongresses, die dort in der Halle waren, unterhalten hat, dann weiß man, dass die im höchsten Maß serviceanfällig sind. Und das, was gerade heute auch der Kollege Gerstl gesagt hat, dem ich durchaus zustimmen möchte, dass ich mich mit ihm gerne auf einer sachlichen Diskussionsebene treffe und das ist jetzt nicht von Hochmut oder wie auch immer Sie es uns unterstellen mögen, getragen, sondern man muss sich anschauen, wie viele von diesen Gerätschaften beim Linienbetrieb dann tatsächlich in der Werkstätte stehen. Man muss sich dann tatsächlich für das entscheiden, was die höchste Effektivität für die Wienerinnen und Wiener hat. Da sollten wir uns weder bei der einen noch bei der anderen Antriebsart von überzogenen Versprechungen von Anbietern noch von eigenen Hoffnungen leiten lassen, sondern wirklich messerscharf kalkulieren: Was macht Sinn, was macht nicht Sinn?

Was beispielsweise wenig Sinn macht, zumindest in der Entwicklung der letzten Jahre und Jahrzehnte, ist die Frage eines direkten Zusammenhangs zwischen E-Tankstellen und E-Mobilen. Wir haben zirka 90, Sie haben, glaube ich 87, gezählt, ich habe 90 gezählt und in meiner Presseaussendung auch gesagt. Wir haben einige Dutzend angemeldete E-Fahrzeuge in Wien, die auch nicht durch die erhöhte Anzahl von E-Tankstellen gestiegen sind. Sie lesen das genauso wie ich, nämlich auch die einschlägigen Pressemeldungen immer wieder und Sie wissen, dass beispielsweise Chevrolet das Modell Colt jetzt serienreif bringen will. Es ist auch kein Geheimnis, dass ich mit GM ein durchaus gutes Gesprächsverhältnis habe. Ich habe den Verkaufsleiter gefragt: Wie funktioniert das? Ist das gut? Er hat gesagt: Pass auf, es ist halt ein Unterschied, ob so ein Ding in der wohltemperierten Gegend von Florida oder Kalifornien fährt, wo es keine Minusgrade hat, wo du wirklich die 60 km Reichweite zusammen bekommst, aber wenn die Batterien, die derzeit angeboten werden, in Wien bei null Grad unterwegs sind, dann werden aus den 50 bis 60 km Reichweite jämmerliche 10 bis 15 km. Dann ist das natürlich nicht mehr alltagstauglich und das muss man sich einfach anschauen. Ich denke mir, wir sollten, so wie wir es auch immer sowohl im Umweltausschuss als auch im Verkehrsausschuss gesagt haben, die Werte auf den Tisch legen. 

Oder beispielsweise, wenn Sie mir mit dem Hybridantrieb kommen, dann muss man sagen: Erst unlängst wurde in der „Kronen Zeitung“, nicht im Innenpolitikteil, wo jetzt die Onkels und die Patenschaften-Renaissance fröhliche Urständ feiern, sondern eben im Wissenschafts- und Autoteil eine Studie präsentiert, wie diese Hybridfahrzeuge funktionieren. Sie zeigt ziemlich deutlich, dass die beispielsweise kaum weniger verbrauchen als gleich motorisierte, gleich starke mit dem Ottomotor ausgestattete Fahrzeuge. Das bringt nichts und es wird sicherlich noch einige Zeit dauern, bis diese Modelle Serienreife und auch das erreichen, was wir uns vorstellen.

Wenn heute, meine Damen und Herren, von einigen die Straßenbahn und die öffentliche Verkehrssituation auch teilweise bejammert wurde, dann muss man doch sagen, dass zwischen 1993 und 2006 der Anteil des öffentlichen Personennahverkehrs, auch umgelegt auf den Umweltverkehrsverbund, sich von 60 Prozent auf 66 Prozent gesteigert hat. Das heißt, um 17 Prozent ist der Autoverkehr anteilsmäßig zurückgegangen. Zeigen Sie mir die Stadt, die das vorweisen kann, eine Stadt, die derart auf ökologische Mobilität Wert legt, wie es diese Stadt Wien tut. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich schätze bei vielen Dingen die intellektuelle Herausforderung mit dem Kollegen Chorherr. Das schnelle Googeln in der Bank hat durchaus Vorteile, nämlich den Vorteil des Aufbesserns der Allgemeinbildung auch meiner Person, was Kopenhagen betrifft. Man sieht das an Ihrem Beispiel, das durchaus ein tolles ist, das unterschreibe ich. Man muss sich anschauen, wie es Kopenhagen mit seiner kleinräumigen Struktur geschafft hat, auf diesen Fahrradanteil zu kommen. Ich gebe Ihnen recht, wir werden uns sehr anstrengen müssen, dass wir das engagierte Ziel von 8 Prozent auch tatsächlich erreichen. Wir sind auf einem guten Weg, aber wir werden uns anstrengen müssen. (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.) Das unterschreibe ich Ihnen. Aber wenn Sie beim Beispiel Kopenhagen verschweigen oder gerade nicht daran gedacht haben zu erzählen, dass Kopenhagen 508 000 Einwohner hat, ziemlich eben ist und von der Struktur her nicht die Dichte hat wie viele andere und im Verhältnis dazu auch wesentlich größere Querschnitte hat, was die Straßen betrifft, dann halte ich das Beispiel zwar für interessant und diskutierbar, nur ist das auf Wien nicht umlegbar, weil zwischen dem, was Wien 2020 mit 2 Millionen an Einwohnern haben wird und ein Viertel davon in Kopenhagen mit der Tendenz, dass es keine Wachstumsstadt ist, dass die dort keinen nennenswerten Zuzug haben, dass sich dort auch nicht die europäische ... (GR Mag Christoph Chorherr: Ich verstehe nicht, warum Zuzug?) Nein, weil sich grundsätzlich von der Menge der Menschen, die dort wohnen, Verkehrslösungen ableiten lassen. Sie haben uns beispielweise auch nicht gesagt, dass Kopenhagen 2002 die Metro aufgesperrt hat und das gefeiert hat, Herr Stadtrat. Das heißt, bis dahin hat sich Kopenhagen keines dieser Massenverkehrsmittel geleistet, ganz im Gegenteil. Im innerstädtischen Bereich von Kopenhagen hat es gar nichts gegeben. Was Sie auch nicht gesagt haben, ist, dass es eine kaum nennenswerte S-Bahn in die Vororte gegeben hat und Kopenhagen sonst nichts angeboten hat. 

Ich denke mir, ich schätze den Diskurs mit Ihnen, Kollege Chorherr, aber wir sollten bei diesen Beispielen, die partiell sicherlich einen gewissen Wert haben, uns die Rahmenbedingungen sehr wohl ansehen und da lässt sich nun einmal Kopenhagen mit Wien kaum oder gar nicht vergleichen. Das sollte man der Ehrlichkeit halber auch sagen, wenn man etwas in den Raum stellt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Kollegin Gretner - und da möchte ich auch die Frage Wertigkeit einmal mehr in den Raum stellen - hat bekrittelt, dass die Transparenz der Wettbewerbe, die Transparenz der Ergebnisse verbesserungswürdig wäre. Keine Frage, alles ist verbesserungswürdig, nichts ist 100 Prozent. Aber wenn ich mir anschaue, dass gerade das die Punkte sind, wo Planungsausschüsse beispielsweise aus Budapest, aus Prag, letzte Woche Budapest - ich hatte selber den Vorzug, Gastgeber sein zu können - bei uns sind und fragen, wie funktioniert das, wie schafft ihr das, dass ihr diese Zuzugsprognose bis 2020 in einer derart geregelten Form, in einer derart qualitätssicheren Form zusammenbringt, dass ihr über jedes der Gebiete Wettbewerbe, Architektur-Wettbewerbe und das mit Qualitätssicherung zusammenbringt. Also ich kann mir nicht vorstellen, dass wir uns dann gerade an jenen Städten ein Vorbild nehmen sollen, so wie das die Kollegen von der ÖVP sagen, die zu uns kommen und uns fragen: Wie schafft ihr das? Also entweder wissen die selbst nicht, wie es in ihren Städten zugeht, dann würden sie nicht zu uns kommen oder irgendwas stimmt mit der Realitätsvermittlung zwischen uns allen da in diesem Raum nicht wirklich hundertprozentig, weil sonst die Realität nicht so ganz anders aussehen könnte. Und, meine Damen und Herren, wenn wir uns ansehen, wie diese Mercer-Studie tatsächlich ihre Umsetzung findet, wie tatsächlich qualitätssichernd diese Stadt sich entwickelt, wie tatsächlich ökologische Mobilitätsantworten gefunden werden, dann wissen wir, dass die Wienerinnen und Wiener bei den letzten Wahlen recht daran getan haben, der Sozialdemokratie die Mehrheit zu geben.

Lassen Sie mich die letzten zwei Minuten dazu nutzen, was der Kollege Mahdalik bezüglich des Fluglärms gesagt hat. Ich kann es kurz machen: Gesundheitsschädigend ist selbst nach den strengen Grenzwerten der Weltgesundheitsorganisation, die wesentlich strenger sind als die europäischen, kein einziger Punkt in Wien. Nicht nur wir sagen das, sondern auch der Herr Umweltminister sagt das, denn wenn man sich die Lärmkarten anschaut, die den Fluglärm betreffen, dann sagen sie wortwörtlich aus, dass sieben Personen im Einzugsgebiet leben, wo Aktionspläne gewünscht werden. Sieben Menschen! Nach der Weltgesundheitsorganisation haben wir kein einziges Problemfeld und die Lärmtätigkeit, meine Damen und Herren, geht zurück. Wenn Sie mir sagen, dass Sie einen Weg gefunden hätten, wie man bei Südostwind den Flughafen Wien-Schwechat anfliegen kann, ohne Wiener Gebiet zu berühren, dann muss ich sagen, es gibt diese Möglichkeit und zwar den Wiener Flughafen zusperren und sagen, er lässt sich nur bei Westwind anfliegen. Eine andere Möglichkeit gibt es nicht. Das Beidrehen über dem Zentralfriedhof, wie Sie es nett genannt haben, hat dann durchaus symbolhafte Wirkung, denn wenn Sie den gesamten Verkehr so handlen wollen, dann ist der Zentralfriedhof für viele der Passagiere durchaus ihre letzte Station. Wenn Sie das tatsächlich so wollen, wenn Sie tatsächlich glauben, dass man den Leuten etwas versprechen kann, was einfach nicht einhaltbar ist, dann machen Sie weiter so. Unser Weg ist es nicht. Wir schenken den Menschen reinen Wein ein und wir sagen ihnen ehrlich, woran sie sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich denke mir, meine Damen und Herren, es gibt keine Region Europas, die derzeit so spannend ist, wie die Centrope-Region. Aus gutem Grund ist das Herz der Centrope-Region die Stadt Wien. Das haben wir dieser Politik zu verdanken, die keine hundertprozentige ist, denn wenn wir immer 100 Prozent erreichen würden, dann würden wir auch keine Programme für die Zukunft machen müssen. Aber die Wienerinnen und Wiener und unsere Partner in der Centrope-Region wissen, dass wir auf einem Wachstumskurs sind, der ein hochqualitativer ist. Dieses Wachstum haben wir den Programmen zu danken, die in Umsetzung sind und den Damen und Herren, die uns in der Beamtenschaft unterstützen, denen ich auf diesem Weg auch herzlich danken möchte, sowie der sozialdemokratischen Politik und dem Zukunftsstadtrat Rudi Schicker. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Kollege Mag Maresch gemeldet. Drei Minuten.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön. Nachdem ja mein Vorredner gesagt hat, das Internet ist so wahnsinnig schnell, dann sollte man sich vielleicht auch einmal die Internetseite der Stadt Berlin anschauen. Berlin ist ein bissel größer als Wien und will bis 2010 den Fahrradanteil um 50 Prozent steigern und zwar von 10 auf 15 Prozent. Das ist ein bissel mehr als Wien hat und ist ein bissel größer. Das darfst du wieder einmal nachrechnen, ob sich das ausgeht. Also Wien ist schon nicht ganz vorne, sondern ist schon ein bissel weiter hinten. Das ist die erste Geschichte. 

Und die zweite Geschichte: Das mit dem Sessellift habe nicht ich gesagt, sondern die Geschichte mit dem Sessellift hat die Frau Bezirksvorsteherin aus dem 4. Bezirk gesagt. Was ich berichtigen möchte, ist nämlich, dass die Stadt Wien schon eine Studie über den Cable-Liner hat und zwar von der MA 18 durchgeführt. Die hat allerdings niemals das Licht der Öffentlichkeit erblickt, sondern nur das Licht der Zeitung „Österreich“. Dort hat es Seiten drinnen gegeben, wo das aufgezeichnet wurde. Ein bissel schlecht dabei war die Landkarte. Aber wie gesagt, diese Studie hat es geben und ich möchte dich nur daran erinnern, du hast sie ja gesehen, ich habe sie vielleicht auch gesehen. Und da stehen die Zahlen, die ich verwendet habe, drinnen. Ich finde es interessant, dass es noch eine Studie braucht, dass man dieses unheimlich interessante Verkehrsmittel, wie du es sagst, endlich einmal an die WienerInnen verkaufen kann. Interessant ist, dass der Zuschlag oder die Studie wieder mit Hilfe von Siemens gemacht wird. Siemens hat ja das Plus. Im Moment haben sie allerdings einen Haufen mehr Arbeitslose. – Danke schön (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Am Wort ist Herr Amtsf StR Dipl-Ing Schicker. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Danke, Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich glaube, dass Lebensqualität sehr viel damit zu tun hat, dass die wirtschaftliche Situation einer Stadt in Ordnung ist. Ja, ich bin sogar überzeugt davon, dass Lebensqualität etwas damit zu tun hat, dass die Umweltbedingungen in einer Stadt in Ordnung sind. Ich bin auch davon überzeugt, dass Lebensqualität in einer Stadt damit etwas zu tun hat, dass die Wohnsituation geordnet, gesichert und für alle zu erschwinglichen Preisen erreichbar ist. Und ganz besonders bin ich als Verkehrsstadtrat davon überzeugt, dass die Lebensqualität in einer Stadt stark davon abhängt, wie der Verkehr organisiert ist. Dass es nämlich sehr darauf ankommt, dass man intelligente Verkehrspolitik in einer Stadt betreibt und dass intelligente Verkehrspolitik dazu führt, dass mit den Verkehrsmitteln des Umweltverbunds gefahren oder gegangen wird, nämlich zu Fuß gehen, mit dem Rad fahren oder mit dem öffentlichen Verkehrsmittel unterwegs sein. Und das ist die Maxime, das sind die Prinzipien auch des Masterplans Verkehr, der im vergangenen Jahr evaluiert hier zur Kenntnis gebracht und nachjustiert worden ist. Dieser Masterplan Verkehr hat in seinen ersten fünf Jahren auch bewirkt, dass sich der Modal-Split ganz deutlich und eindeutig in Richtung öffentlicher Verkehr verschoben hat und wir in Wien einen Anteil am öffentlichen Verkehr haben, wo ich den Herrn Bürgermeister Bondam gerne nach Wien einlade, damit er sich das anschaut und er dann vielleicht auch einmal diese Erfolge hat. Ich weiß, dass er und sein Vizebürgermeister, mein Kollege Verkehrsstadtrat, sehr oft in Wien sind, um sich eben hier anzuschauen, wie der öffentliche Verkehr organisiert ist, wie der gut funktioniert. Die kommen hierher, um auch zu zeigen, welche Maßnahmen man zur Sicherheit des Radverkehrs setzen kann. Dazu auch gleich zum Kollegen Gerstl. Du hast behauptet, dass Radfahren in Wien unsicherer geworden sei. Du hast behauptet, dass die Radfahrunfälle in Wien gestiegen sind. Das stimmt nicht, das ist schlicht falsch. Die Radfahrunfälle sind in Wien trotz Steigerung des Radverkehrsanteils zurückgegangen. Und das ist auch ein Teil der Wiener Verkehrspolitik, nämlich die Verkehrssicherheit in den Vordergrund zu stellen, zu schauen, dass in Wien die Verkehrssicherheit so hoch ist, dass wir tunlichst gar keine Toten mehr haben, egal, mit welchem Fahrzeug oder wie jemand unterwegs war und dass wir möglichst wenig Verletzte und möglichst wenige Unfallzahlen insgesamt haben. Hier sind wir auf dem besten Weg. Hier sind wir gemeinsam mit Berlin genau dort, wo wir hin gehörten, nämlich an die erste Stelle. Nichtsdestotrotz lassen wir dabei nicht nach, denn Verkehrssicherheit ist ein Bereich, wo es um Menschenleben geht, wo es darum geht, dass Menschen ohne Behinderung und ohne Schmerzen leben können und nicht durch unfaires, gegenseitiges Verhalten im Verkehr zu Schaden kommen können. Deswegen haben wir auch diese Aktion „Straße fair teilen und ein gemeinsames faires Nutzen des Straßenraumes“ gemacht. 

Diese Stadt zu bauen, ist vor mehr als 2 000 Jahren begonnen worden. Dabei ist es klar, hier gibt es vor allem in der Innenstadt a priori keine Straßen, die für das Automobil und schon gar nicht für ganz große SUVs gebaut wurden oder wie diese Dinger heißen, sondern die gebaut wurden, als Menschen noch sehr viel zu Fuß unterwegs waren und wo Menschen ihre Waren transportiert haben. Und genau das ist auch der Punkt, wo unser Masterplan Verkehr ansetzt, nämlich dass wir eine Priorisierung für jene machen, die zu Fuß unterwegs sind, für jene, die mit der Straßenbahn oder mit den öffentlichen Verkehrsmitteln insgesamt unterwegs sind, für jene, die mit dem Rad unterwegs sind, für den Wirtschaftsverkehr und dann erst für den individuellen motorisierten Verkehr. Der ist auch manchmal notwendig und sinnvoll. Er ist dann notwendig und sinnvoll, wenn es darum geht, dass der Verkehr genutzt wird, um Dinge zu transportieren. Wenn man von einem Ort zum anderen fahren muss, wenn man länger unterwegs ist, macht das Sinn, dass man unter Umständen mit dem Individualverkehrsmittel fährt.

Und dazu auch noch ein Punkt: Wenn Chorherr und Maresch so für Fußgänger und für Radfahrer eintreten, so ist das vollkommen richtig. Ich trete auch dafür ein, dass wir mehr Platz für andere Verkehrsarten im Straßenraum haben, als wir das zur Zeit anbieten können. Aber dazu, Kollege Maresch, gehört der Garagenbau. Dazu gehört es, die Autos, die jetzt die Straßenkanten verparken und nicht ermöglichen, dass man dort ordentlich andere Dinge unternehmen kann (Aufregung bei GR Mag Christoph Chorherr.), weg zu bekommen und dazu gehört der Garagenbau. Dazu gehört es, dass man in Garagen die Autos unterbringen und verwahren kann.

Und dazu gehört auch, wenn man miteinander in der Stadt unterwegs sein möchte und nicht gegeneinander, dass man sich nicht, so wie der ÖAMTC, da herstellt, Kollege Chorherr, und sagt: Und wir fordern jetzt die Grüne Welle für die Radlfahrer. Es gibt in einer Stadt immer nur ein Miteinander. Und es gibt in dieser Stadt viele Straßenzüge, die ich Ihnen zeigen kann - und ich bin selber in letzter Zeit sehr viel mit dem Rad unterwegs gewesen -, wo es auch in der Praxis diese Grüne Welle für Radfahrer gibt. Aber auch du weißt genauso gut wie ich, dass wir beide es wahrscheinlich als sportlichere Fahrer relativ leicht erreichen, andere wahrscheinlich eine ganz andere Geschwindigkeit dafür bräuchten und das ist noch viel schlechter einstellbar als die berühmte Tempo 50-, Tempo 30-Lösung für den motorisierten Individualverkehr. Daher, eine Forderung nach einer Lösung wie eine Grüne Welle für Fußgänger hätte Monheim, den du genauso kennst wie ich als jemand, der im Städtebau für den Radverkehr und in der Gestaltung von Stadtverkehren Massives erreicht hat, zu jenen gestellt, die eine Steigerung des Radverkehrs verhindern wollen, weil durch solche puristische Radverkehrspolitik mit hoher Wahrscheinlichkeit das passiert, was uns nämlich die FPÖ ja des Öfteren vorführt, nämlich jeden Radverkehrsantrag niederzustimmen. Aber ich gestehe zu, in letzter Zeit scheint da auch bei der FPÖ das eine oder andere in Diskussion gekommen zu sein.

Lassen Sie mich noch ein paar Punkte dazu sagen, wo Gerstl gemeint hat, dass die Frau VBgmin Brauner mit ihrer Aussage ja ganz falsch liegt. In einer Krisensituation wie heutzutage muss man sich die Hand reichen, hast du gesagt, und man kann da nicht gegenseitige Vorwürfe machen. O ja, man muss und man darf es nicht vergessen, Kollege Gerstl, dass in der Zeit der schwarz-blauen Bundesregierung in diesem Wien die Arbeitslosenrate höher war als sie jetzt zu dieser Zeit ist, wo die Krisenerscheinungen weltweit aufgetreten sind, wie du richtigerweise gesagt hast. Und dass wir mit dem Investitionsprogramm, das die Frau Vizebürgermeisterin ja zu Beginn dieser Diskussion erwähnt hat, mit 900 Millionen EUR eine Investitionstätigkeit entfachen, die gerade im Bereich des öffentlichen Verkehrs auch zu massiven Verbesserungen führt, das sollte auch der ÖVP nicht entgangen sein. Denn wir haben gerade vor Kurzem den dritten Beschluss für eine Verlängerung der Straßenbahnen nördlich der Donau gefasst. Es ist damit das Paket für die Straßenbahnen nördlich der Donau in der Stadtentwicklungskommission beschlossen, die Detailplanungen sind im Gange und es werden die Straßenbahnverlängerungen von den Wiener Linien demnächst auch ausgeschrieben werden.

Nächster Punkt dazu. Du hast gesagt, wir sollten die U-Bahnen doppelt so schnell bauen. Herr Kollege Gerstl, das ist eine interessante Maßnahme, nur sie wäre weder wirtschaftspolitisch sinnvoll noch ist sie durch die Finanzierung seitens des Bundes gedeckt. Wir können natürlich schneller bauen, aber dann tritt genau das ein, dass die Preise in der Bauwirtschaft wieder steigen, denn im Tiefbau, im Tunnelbau mit Lainzer Tunnel, Wienerwald-Tunnel, mit dem U-Bahn-Bau und zusätzlich den Vorbereitungen für den Lobau-Tunnel sind die Bereiche der Bauwirtschaft bis weit ins nächste Jahrzehnt hinein im Wiener Raum ausgelastet und ein Anheizen der Konjunktur wäre hier wirtschaftlich und auch finanztechnisch für die Stadt mit Sicherheit nicht von Vorteil.

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Beschäftigungswirkung aus dem, was die Planung vorbereitet und die Stadtplanung vorbereitet, ist ja absehbar. Wir haben im Jahr 2005 den Stadtentwicklungsplan für diese Stadt in diesem Gemeinderat zum Beschluss vorgelegt, Sie haben ihn dankenswerterweise beschlossen, und da drinnen sind eine Fülle von Maßnahmen enthalten gewesen, die in der Detailplanung gerade im Jahr 2008 in die Phase gekommen sind, dass sie jetzt in der Verwirklichung sind. Und wenn Sie sich richtig erinnern, so haben wir gerade im letzten Gemeinderatsausschuss Stadtentwicklung und Verkehr den Beschluss über mehr als 100 Millionen EUR an Investitionstätigkeiten im Straßenraum beschlossen und genehmigt. Das ist einer der Motoren der Wirtschaft in dieser Stadt, dass die Bauwirtschaft ausgelastet ist, floriert und dass die Beschäftigung in der Bauwirtschaft gehalten werden kann. Das ist zu guter Zeit vorbereitet und jetzt in Umsetzung und daraus resultieren ja auch die phantastischen Zahlen im Vergleich zu anderen Bundesländern, was den Wiener Arbeitsmarkt betrifft.

Wir bereiten uns darauf vor, dass wir in den nächsten Monaten und hoffentlich nicht mehr Jahren weiterhin so eine schlechte Wirtschaftssituation insgesamt weltweit als Rahmenbedingung haben werden, und die Stadt Wien wird nicht ruhen, dass wir weiterhin für die Wienerinnen und Wiener und für die Menschen, die hier Arbeit haben, alles tun werden, dass so wenig als möglich Arbeitslosigkeit entsteht und diese verhindert werden kann.

Lassen Sie mich abschließend noch auch den Dank an meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aussprechen. Ich denke, dass diese 12 Abteilungen, die mit mir gemeinsam arbeiten, und die Baudirektion eine phantastische Leistung vollbringen. Wir werden auch beim Hauptbahnhof wieder zeigen können, wie leistungsfähig diese Einheit in der Stadt Wien ist. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat, für die klaren Worte. 

Zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt jetzt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung. Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe mit der Postnummer 4, das ist der Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen für das Jahr 2008, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt und den Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen doch getrennt vorzunehmen. - Wird dagegen ein Einwand erhoben? 

Das ist nicht der Fall, dann werden wir so vorgehen. Herr amtsführender Stadtrat, bitte Platz zu nehmen.

Wir kommen jetzt zur Beratung der Geschäftsgruppe und die Frau GRin Frank ist schon in den Startlöchern. Bitte schön.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zuerst möchte ich mich einmal sehr herzlich beim Herrn GR Valentin für einen Satz bedanken, der genau diese Rechnungsabschlussdebatte prägt: „Alles ist verbesserungswürdig." Nichts anderes macht hier die Opposition, als dass sie ständig Verbesserungen aufzeigt. Und ich konnte daher überhaupt nicht verstehen, warum Frau StRin Brauner sich persönlich beleidigt oder angegriffen fühlte, wenn die Opposition Verbesserungsvorschläge macht. Ich hätte mir erwartet, dass sie sagt: Danke, Opposition, danke, FPÖ für den Vorschlag des Gratiskindergartenjahres. Wir haben ihn umgesetzt. Danke, FPÖ, dass wir eine U-Bahn-Aufsicht haben. Die FPÖ hat sie gefordert, wir haben sie umgesetzt. Danke FPÖ, zuerst Deutsch und dann Schule. Wir werden es umsetzen. Das habe ich nicht gehört, nein. Wenn die Opposition konstruktiv ist, wollen Sie es nicht hören. Sie zementieren sich ein und glauben, die Stadt ist SPÖ. Nein, diese Stadt hat vier Fraktionen und vor allem Bürger, die zahlen das, was in dieser Stadt geschieht und nicht die SPÖ. (Beifall bei der FPÖ.)

Der Rechnungsabschluss 2008 ist auch schon so wie in all den Jahren zuvor eine Verteuerungsliste wieder einmal der Sonderklasse. Und zahlreiche Positionen und hier vor allem im Bereich der Betriebskosten wurden auch diesmal wieder erhöht. Bevor ich jetzt jedoch näher darauf eingehe, muss ich kurz auf die gestrige „Pressestunde“ zurückkommen, denn es war ganz besonders interessant, hier den Herrn Bgm Häupl zu erleben und hätte man nicht gewusst, dass es sich um den Bürgermeister dieser Stadt handelt, so hätte man bestenfalls denken können, es sei ein politisch interessierter Bürger. Denn er brüstet sich als für nichts zuständig, er trug an keinen Unzulänglichkeiten die Schuld, er wusste nicht, wie es weitergeht und so weiter. Dabei ist aber gerade er der verantwortliche Chef dieser Stadtregierung und dieser Stadt überhaupt und hat wesentlichen Einfluss auf den Bundeskanzler und dessen Team. Er war nicht schuld an der mangelnden Sicherheit in Wien und hier möchte ich jetzt schon einmal ganz deutlich sagen, weil dieser Verdrängungsprozess, den die SPÖ mit Schuldgefühlen hat, ist schon immens. (Aufregung bei GR Erich Valentin.) Begonnen hat den Abbau der Polizei Ihr Innenminister Einem. Ich kann mich noch an Bezirksdiskussionen erinnern, wo es zum Beispiel um die Hundestaffel in Oberlaa ging, die einfach wegrationalisiert werden sollte. Hätte sich seinerzeit nicht Herr Mag Kabas dafür eingesetzt, dann hätte man sie ohne mit der Wimper zu zucken geschlossen. Und jetzt tun Sie immer so, als wüssten Sie nichts und wären für nichts zuständig! Der Herr Bürgermeister war aber auch nicht zuständig oder fühlt sich nicht zuständig an den ständigen Belastungen in seinen ureigensten Bereichen, nämlich der Stadt Wien, vor allem dann im Gemeindebau. Wohnungen müssen leistbar sein. Es müssen die Sicherheit und die Sauberkeit gewährleistet sein. Das alles kann man nicht behaupten, auch wenn Sie sich immer darauf berufen. 

Er dürfte aber auch dabei vergessen haben, dass die Wiener gerade ihm es zu verdanken haben, dass seit seinem Amtsantritt im Jahr 1995 ein Belastungspaket das andere jagt. Besonders spüren dies die Gemeindebaumieter, die alljährlich mit irgendwelchen Erhöhungen belastet werden, die oftmals gar nicht mehr nachzuvollziehen sind. So werden etwa die Kanal‑ und Müllgebühren laufend valorisiert und entsprechend erhöht, obwohl hier deutliche Überschüsse erzielt werden. Daher ist die wirtschaftliche Notwendigkeit ja überhaupt nicht gegeben. Besonders spüren jedoch die Mieter die drastischen Erhöhungen bei Gas und Strom und somit sind insgesamt seit Amtsantritt von Bgm Häupl die Stromkosten um mehr als 20 Prozent gestiegen, davon Fernwärme um weitere 21 beziehungsweise 7 Prozent. Und hier verstehe ich das überhaupt nicht. 10 Prozent der Kunden von Wien Energie sind Gemeindebaubewohner. Das heißt, hier müssten Sie, Herr StR Ludwig, beziehungsweise der Herr Bürgermeister doch Ihre Kunden so weit vertreten, dass Sie hier entsprechende Tarifsenkungen erwirken könnten mit so einer Klientel von 220 000 Menschen. Was machen Sie? Sie stimmen jeglichen Erhöhungen zu und eine Reduktion kommt gar nicht in Frage. Es ist kein Wunder, wenn wir dann als Opposition den Umstieg auf andere Energieträger anbieten, aber das kann ja nicht Ziel sein, nicht mit einer Klientel von 220 000 Mietern im Rücken! 

Was hier in Zahlen ausgedrückt vielleicht noch nicht deutlich wird, ist noch eindringlicher in der IFES-Studie aus dem Jahr 2007 nachzulesen. Nein, es ist nicht die Mercer-Studie, die Sie, meine Damen und Herren der SPÖ ständig zitieren, es handelt sich um die IFES-Studie, die nicht das Bild der lebenswertesten Stadt zeichnet. Diese Studie mit dem Titel „Leben im Wiener Gemeindebau“ weist deutlich aus, dass die durchschnittliche Mietbelastung im Gemeindebau im Jahr 2007 24,7, also zirka ein Viertel des Budgets für Miete und Hausbetriebskosten aufweist. 1995, also beim Amtsantritt des Wiener Bürgermeisters, lag sie aber bei 15,9 Prozent! Und betrachtet man all die Erhöhungen, die sich auf Grund der steigenden Energiekosten, auf Grund der erheblichen Verteuerungen bei den Liften, Hausbetreuungen, Schädlingsbekämpfungen, Entsorgungen ergeben haben, so bin ich davon überzeugt, dass auch dieser Wert von 24,7 Prozent schon längst überholt ist. Dazu kommen die stark überhöhten, zum Beispiel, Aufzugsgebühren und das, obwohl laut Kontrollamt nicht einmal die Wartungspflichten entsprechend eingehalten worden sind, weder für die Aufzüge noch für die Blitzschutzanlagen. Hätte da nicht sogar manches billiger werden können? 

Wenn wir hier von Klein- und Mittelunternehmen reden: Jawohl, sie sind die Nutznießer der Kontrahentenverträge, aber dann bitte schreiben Sie diese entsprechend aus und lassen Sie hier nicht einfach Tausende von Jahren vergehen, wie das bei den Aufzugs- und Blitzschutzanlagen der Fall war. Und wenn, dann sorgen Sie auch dafür, dass es hier mit rechten Dingen zugeht und nicht wie bei den Installationen, dass dann Verteuerungen bis zu 300 Prozent erwirtschaftet werden. 

Bei den Hausbesorgerkosten fällt zudem auf, dass genau die Urlaubs- und Krankenstandsgelder und so weiter in derselben Höhe ausgewiesen sind. Das bedeutet, dass jeder der Hausbesorger im Durchschnitt - und ich betone es jetzt noch einmal -, im Durchschnitt ebenso lange krank ist, wie er auf Urlaub geht. Bezahlen müssen das allerdings die Mieter. Und nicht umsonst fordern wir Freiheitliche seit Jahren ein Hausbesorgergesetz und Sie brauchen jetzt nicht aufzuschreien, denn das soeben gezeigte Beispiel war ein Grund, dass dieses Gesetz unter der FPÖ/ÖVP-Regierung abgeschafft wurde. Wenn wir jetzt auch im Rechnungsabschluss die Kosten der Hausbesorger sehen, dann ist das immerhin eine A4-Seite mit Krankenvertretungen, Urlaubsvertretungen, Urlaubsersatzleistungen, dann Waschmaschinen, dass man die dann irgendwie betreut. Wer kann heute noch Waschmaschinen ohne Fachmann wirklich betreuen? Also es ist ja hier eine Auflistung von Absurditäten und das war der Grund, warum wir wollten, dass es ein zeitgemäßes, ordentliches Hausbesorgergesetz gibt. Daher bringe ich auch diesen Beschluss ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ersatzlos abgeschafft!)
Ja, und was haben denn Sie gemacht in den letzten Jahren? Gar nichts! Tun Sie nicht so, als wären Sie nicht in der Regierung! (Beifall bei der FPÖ. – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Dazu brauchen wir den Nationalrat! – GR Heinz Vettermann: Wir brauchen dazu den Nationalrat!) Ich bringe jetzt den Beschlussantrag, gemeinsam mit meinem Kollegen Herbert Eisenstein ein: 

„Der Gemeinderat ersucht den Bürgermeister ...“ - (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Den Nationalrat brauchen wir dazu!) Entschuldigung, Herr Dr Stürzenbecher, es ist meine Rede. – „Der Gemeinderat ersucht den Bürgermeister, sich bei der Bundesregierung für die Schaffung eines modernen, zeitgemäßen und den arbeitsrechtlichen Bestimmungen gerecht werdenden Hausbesorgergesetzes einzusetzen, dass dies mit Gewissheit dem Wunsch eines größeren Teiles der Wiener Gemeindebaumieter entspricht. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“

Die enormen Belastungen, wie ich sie jetzt ja auch schon aufgezählt habe, tragen - und ich zitiere jetzt noch einmal diese IFES-Studie - dazu bei, dass die Belastungen bei Single-Haushalten unter 50 Jahren bei 29 Prozent, bei Familien mit Kindern über 27 Prozent liegt und 51 Prozent der AlleinerzieherInnen im Gemeindebau beziehen bereits Wohnbeihilfe. Das ist jetzt keine vernachlässigbare Größe. 

Doch auch mit der Wohnbeihilfe ist hier nie etwas passiert. Wir haben gefordert, man soll sie ans Mindesteinkommen anpassen. Es wurde abgelehnt. Sie haben sie nicht einmal an die Mietzinsbeihilfe, die jährlich ein um die 4 000 EUR niedrigeres Niveau hat, angepasst. Die Betriebskosten haben wir gebeten einzurechnen, damit die Basis eine andere ist. Sie haben es nicht gemacht. Irgendwie hat man das Gefühl, es interessiert Sie eigentlich nicht so wirklich. (GR Heinz Vettermann: Wenn es 51 Prozent schon kriegen!) Na ja. 

Es wird ja noch schlimmer werden, denn die Arbeitslosenrate in Wien steigt und wenn sie jetzt schon 8 Prozent aufweist, dann ist sie in Wien auch die höchste aller Bundesländer. Außerdem, wir haben es ja auch heute schon ein bisschen gehört, diese Pensionsfonds sind ja auch noch abgewertet worden. Das heißt, die Leute bekommen weniger Geld und müssen aber dank der Belastungspolitik immer mehr Geld bezahlen. Wie das dann gehen soll, wir werden es ja sehen. So heizt zum Beispiel jeder zweite Wiener mit Gas, wo ja auch die Erhöhungen sehr arg zu Buche schlagen und zwar mit 33 Prozent. Wenn es dann um den Heizkostenzuschuss geht, dann wird jeder einzelne Bürger zum Bittsteller. Es ist für Sie keine Selbstverständlichkeit und auch hier bedarf es immer einer Liste von Anträgen, dass es überhaupt genehmigt wird. Die Erhöhungen der Strompreise, Kanalgebühren und so, das habe ich alles schon angeführt. 

Aber wir reden ja hier auch nicht mehr um Cent, sondern allein das Belastungspaket des Bürgermeisters für die Jahre 2006 bis 2009 beträgt für einen durchschnittlichen Haushalt 1 210 EUR pro Jahr! Die Belastung, nicht das Gesamtpaket!

Wir haben schon einmal versprochen, ich will ja das alles gar nicht mehr wiederholen, denn irgendwie ist das Desinteresse enorm, die Kosten bei der Fernwärme und so weiter. Sie leben nur von der Mercer-Studie, weil diese Sie eben als die lebenswerteste Stadt ausgewiesen hat. Aber in der IFES-Studie, und das zu dieser Lebensqualität, die die Frau StRin Brauner heute sehr häufig hervorgestrichen hat, ist es immerhin noch für jeden achten Mieter im Gemeindebau nicht möglich, die Wohnung angemessen warm zu halten. Und für 31 Prozent ist es auch nicht immer möglich, bei Bedarf neue Kleider zu kaufen. Das heißt, es scheitert schon an den Grundbedürfnissen, von Extras überhaupt nicht mehr zu reden.

Ich möchte jetzt auch noch auf die Wohnbauförderung zu sprechen kommen. Jawohl, zwischen dem Jahr 2007 und 2008 ist sie gestiegen. Allerdings haben wir das Niveau des Jahres 2000, wo es noch einmal um 100 Millionen mehr waren, immer noch nicht erreicht, und das zu einer Zeit, wo es jetzt ganz besonders wichtig wäre. Hier ist sicher ein wesentlicher Arbeitsplatzfaktor die Wohnhaussanierung, und dass diese Stadt Arbeitsplätze braucht, ich glaube, darüber brauchen wir alle nicht zu diskutieren und sind uns einig. Aber wie gründlich wurden die Kosten für die Thewosan ins Auge gefasst? Es werden Abermillionenbeträge hineingesteckt, aber die Konsequenzen sind noch nicht erforscht. Die Menschen heizen zu extrem und daher wird es gerade in den gedämmten Wohnhausanlagen vermehrt zu Schimmelbildung kommen, denn Stoßlüftungen, wenn die Bewohner arbeiten gehen, sind oft kaum möglich. Die Beschattungen in den Wohnungen werden durch die dicke vorgesetzte Dämmschicht größer. Bei den ersten Projekten waren die Handwerker nicht entsprechend ausgebildet und das Material war schlecht. Die Folgen sind noch nicht abschätzbar. Ebenso wenig der tatsächliche Nutzen für den Klimaschutz und die Bevölkerung. Haben Sie bereits jemals errechnet, wie hoch die Energiekosten beziehungsweise die Umweltbelastung durch die Produktion, den Transport, die Verarbeitung und vor allem aber durch die Entsorgung der verarbeiteten Materialien in späteren Jahren ist? Was bleibt dann noch übrig? Wissen Sie, dass die aufgebrachten Dämmplatten extrem feuergefährlich sind? Welches Konzept liegt vor, wenn es brennt und vielleicht Türen und Fenster als Fluchtwege versperrt bleiben, weil das Material zu tropfen beginnt und giftige Dämpfe entwickelt? 

Ich befürworte Sanierungen jedweder Art. Wir sollten aber hier nicht ein zweites Plattenbau- oder Asbestdrama aufbauen, sondern mit Bedacht die Sanierung vorantreiben und versuchen, immer wieder auf den neuesten Stand der Technik Rücksicht zu nehmen, bis man die Konsequenzen einigermaßen abschätzen kann. Denn auch bei der Passivhausbauweise, die viel Geld kostet und wo die Energieeinsparung noch fraglich ist, ist nicht geklärt, wie die ständige Belüftung auf die Gesundheit der Menschen einwirkt. Vielen ist es nicht warm genug und sie stellen Heizgeräte auf oder lüften zu viel. Vielleicht reduziert es die Heizkosten, die Stromkosten steigen generell. Wenn wir diese Bauart wählen, dann muss man der Bevölkerung aber nicht Sand in die Augen streuen von wegen Nullenergie und so weiter, sondern sich klar mit den Konsequenzen konfrontieren. Das heißt, möglicherweise nur verschobene Energiekosten.

Wie viele haben, wenn es so große Einsparungen durch diese Thewosan gibt, schon Vergünstigungen durch Energieeinsparung zurückbekommen? Rechtfertigt diese Maßnahme die höhere Miete, die auf Grund der Sanierung entsteht? Also es gibt hier noch viele Fragen und ich will damit eigentlich ja nur sagen, dass wir uns jetzt nicht in eine einzige Sanierungsart verrennen sollen, sondern es gibt eine Menge anderer alternativer Energieformen oder aber auch Energieformen, die sich erst schön langsam erforschen. Wir gehen jetzt nur in einen Zweig und das flächendeckend und das kann ich in der Form so nicht befürworten.

Unabhängig von den Betriebskosten möchte ich noch ein paar Details zu den Bezirksbudgets sagen, und ich nehme jetzt hier als Beispiel Favoriten heraus. Auch hier ist die Ankündigung jedes Mal größer als die Durchführung. Wie das Amen im Gebet predigen Sie jedes Mal vor bevorstehenden Wahlen: Erneuerung der Fußgängerzone Favoriten, Verlängerung der U1 in den Süden, und so weiter. Aber wie sieht es denn wirklich aus? Die U1 soll vielleicht gegen 2016 oder 2020 kommen, irgendwann in weiter Ferne, und die Favoritenstraße? Seit 1996 gibt es Projekte für die Erneuerung und außer teuren Werbeständern und Blumengitter, ein paar Tröge mit Pflanzen ist nichts passiert. Der Kaufkraftverlust dieser einstmals Österreich-weit umsatzstärksten Einkaufsstraße ist derart zurückgefallen, dass sie selbst in Wien nur mehr an 19. Stelle rangiert, und das ist allein auf Ihre Verantwortung zurückzuführen! Geldverschwendung ohne Konzept. Während Favoriten noch im Jahr 2000 1 Million EUR als Rücklage verbuchen konnte, ist es jetzt stolzer Ranglistenerster mit einem Vorgriff von 100 Millionen EUR! 

Durch den Verfall der Einkaufsstraßen sinkt auch der entsprechende Betriebsmittelanteil, der durch entsprechend weniger Arbeitsplätze zum Tragen kommt und der eine Teilgrundlage des Bezirksbudgets bildet. Diese Abwärtsspirale scheint derzeit kein Ende zu finden und ich kann nur hoffen, dass hier das Grundkonzept Bezirksmittel selbstverständlich für ganz Wien neu und zugunsten der Bezirke überdacht wird. 

Aber gerade Favoriten hat ja auch einen hohen Anteil an Schulen, an desolaten Schulen. Wenn noch in früheren Jahren der Anteil des Bezirks bei Neubauten bei 10 Prozent lag, so werden sie jetzt mit 60 Prozent Eigenmittelanteil zur Kasse gebeten. Ständig wird den Bezirken zentral von der Stadt etwas vorgelegt, finanzieren muss es der Bezirk, der immer weniger Mittel zur Verfügung hat. Als gegen Ende der 90er Jahre das Contracting für Schulen eingeführt wurde, musste der Bezirk tief in die Tasche greifen. Aber, so wurde von Seiten der Stadt Wien versprochen, in zehn Jahren hat sich alles amortisiert. Amortisiert hat sich gar nichts. Die Energiekosten steigen permanent von Jahr zu Jahr und nun sollen wieder neue Modelle eines Contractings finanziert werden. Die Freiheitlichen lehnen solche Mittelvergeudungen ab und die Bezirke können sich das auf Dauer sowieso nicht mehr leisten. Sie lassen nämlich die Bezirke sukzessive aushungern, um dann als großer Gönner dazustehen.

Aber nicht nur ich habe schon über Jahre hinweg immer wieder diese nicht nachvollziehbaren Praktiken der Contracting-Unternehmen kritisiert, auch das Kontrollamt hat das sehr eindringlich getan. Die vorgegebenen Einsparungsergebnisse wurden um bis zur Hälfte unterschritten, obwohl sie garantiert waren. Nicht nur, dass die Bezirksbudgets ständig Steigerungen bei den Energiekosten ausweisen, stellte das Kontrollamt fest, dass vielleicht dort und da die Heizkosten zurückgegangen, dafür aber die Stromkosten entsprechend gestiegen sind. Die Bezirke mussten die Grundkosten bezahlen, weil die Stadt es so vorgegeben hat, und jetzt hängen sie auch noch mit ständig steigenden Betriebskosten mit drinnen. Der Einspareffekt ist null und das Geld ist futsch. Ich kann mich jetzt nur noch einmal anschließen dem Herrn GR Valentin: „Alles ist verbesserungswürdig.“ (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr StR Ellensohn, ich erteile es ihm. 

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich werde mich im Wesentlichen auf den Wiener Gemeindebau konzentrieren, was nicht heißt, dass wir ökologisches Bauen oder den Passivhausstandard und andere Höhepunkte dieser Rechnungsabschluss- und Budgetreden nicht vertreten würden, aber man muss mit der Zeit haushalten. Ich beginne beim Gemeindebau und zitiere den Vorsitzenden des Wohnausschusses, Herrn Stürzenbecher: „Der Karl-Marx-Hof ist das Vorzeige-Wohnbauprojekt der Stadt Wien der letzten 80 Jahre“, gesprochen letztes Jahr hier bei der Debatte. Dagegen sage ich auch nichts. 

Ich komme aber zu Gemeindebauten, die wir die vergessenen Gemeindebauten nennen, nämlich die, die nicht wie der Karl-Marx-Hof immer saniert werden und auch auf Vordermann gehalten werden, sondern kleine Bauten, über die wir hier schon öfter gesprochen haben und wir werden dazu heute auch einen Antrag einbringen. Ich meine so Bauten, die über Fernsehsendungen wie den „Report“, die Frömmelgasse, zu trauriger Berühmtheit gekommen sind, bei der zugesagt wurde, irgendwann wird was passieren, Genaueres wissen wir nicht. Das war, wie Sie sich erinnern möchten, ein Bau, der über Jahrzehnte hinweg, also seit er gebaut wurde, keiner Generalsanierung unterzogen wurde. Das Fernsehen hat sich zwar sehr über die schönen Bilder gefreut, die Leute, die dort wohnen, nicht, weil es herunterbröckelt, es gibt Schimmel, es pfeift bei den Fenstern aus und ein. Sie kennen die Geschichte. Ein vergessener Gemeindebau, einer von vielen. 

Im 2. Bezirk in der Vivariumgasse wird man auch einen finden. Auch mehrere Jahrzehnte keine einzige größere Sanierung. Und beim Hugo-Breitner-Hof kann man nicht sagen, er ist nicht saniert. Der Hugo-Breitner-Hof ist jetzt saniert. Da gibt’s jetzt auch eine fertige Hauptmietzinsabrechnung für 2008, leider mit einem kleinen Minus. Da steht jetzt minus 1,3 Millionen EUR und die Frage ist: Wer zahlt denn das wann wo ein und von wem holt man sich das zurück? Die Sanierung ist offensichtlich mit den vorhandenen Reserven nicht möglich gewesen. Jetzt stehen minus 1,3 Millionen EUR zu Buche. Ich bin sehr gespannt, ob auch die noch Gegenstand von Verhandlungen werden. Am 29. Juli gibt’s ja einen Termin beim Bezirksgericht Fünfhaus, wo die Abrechnungen für die Jahre 2004, 2005 und 2006 des Hugo-Breitner-Hof in einer vierstündigen Sitzung, in einer vierstündigen Verhandlung angesetzt sind. Ich bin gespannt, ob auch die Abrechnungen 2008 irgendwann bei einem Bezirksgericht landen werden. Ich befürchte es fast. 

Die vergessenen Gemeindebauten führen dazu, dass wir einen Antrag für einen Sanierungsplan der Gemeindebauten einbringen werden. Das haben wir hin und wieder gefordert, aber einen Antrag länger nicht gestellt. Angesichts dessen, wie oft Leute bei uns anrufen und ich nehme an, bei der Sozialdemokratie sind es dann nicht weniger, sondern vermutlich noch mehr, die sich über die Nicht-Sanierung ihres Baues beschweren und vor allem darüber, dass da die Antwort kommt: „Irgendwann werden Sie schon dran sein“, werden wir einen Antrag stellen, der ganz einfach sagt, wir hätten gerne einen umfassenden Sanierungsplan für alle Gemeindebauten, die vor 1980 gebaut wurden, mit einem Zeitpunkt, wann die Sanierung dort beginnen und welche Aufgaben dort übernommen werden. Dann wissen die Leute, wie sie dran sind, und dann kriegen sie nicht, wie zum Beispiel in der Frömmelgasse, die Auskunft, irgendwann und irgendwann ist nicht heuer und nicht nächstes Jahr, sondern eben irgendwann. Das möchten Leute, die eine Schimmelbildung oder einen Feuchtigkeitseintritt in ihrer Wohnung haben, früher wissen. Ich glaube, das ist ein vernünftiger Antrag, dem eine Mehrheit hier leicht beistimmen können sollte. 

Wir bringen noch einen weiteren Antrag ein, der sich mit der Bundesgesetzmaterie beschäftigt, nämlich mit dem Mietrechtsgesetz für Erhaltungsverpflichtungen, weil wir mit einem neuen Urteil vom 24. März nicht sehr glücklich sind. Ich erspare Ihnen jetzt die Zahlen. In aller Kürze: Es besteht jetzt eine Situation, die bedeutet, dass bei aufrechtem Mietvertrag die Vermieter nicht mehr einfach verlangen können, dass die Heizungen in funktionstüchtigem Zustand sind. Das sind diese Thermenurteile und alles mögliche, Sie kennen das. Und da hoffe ich auf eine Mehrheit und ich hoffe dann auch darauf, dass die Sozialdemokratie in diesem Haus die Sozialdemokratie im anderen Haus überzeugen kann, dass sie da mitstimmen. Unser Antrag lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, eine Wohnrechtsnovelle vorzulegen, mit der vermieterInnenseitige Erhaltungsverpflichtungen auch im Hinblick auf Schäden, die nicht unmittelbar gesundheitsgefährdend für die BewohnerInnen sind oder sozusagen des Hauses an sich, nun eindeutig nicht zum Nachteil der MieterInnen klargestellt werden.“ 

Ich hoffe, dass der Antrag eine Mehrheit findet, er wird ja erst morgen Abend abgestimmt. 

Eines meiner Lieblingsthemen ist das Callcenter, weil das Callcenter von Wiener Wohnen tatsächlich immer wieder für eine Geschichte gut ist. Nur leider sind es keine guten Geschichten für die Leute, die sich bei uns beschweren. Nachdem es aber hin und wieder etwas genutzt hat, hier einen Fall zu präsentieren, weil man nachher kommt und sagt, was war da genau, werde ich das heute auch versuchen, weil die Betroffene hat vielleicht etwas davon: „Die vier Fahrräder der Familie D.“ Die Zusammenfassung hat die Dame selber gemacht, den Namen lasse ich aus: 

„Ich wohne in der Fred-Liewehr-Gasse 9/5 in einem netten kleinen Gemeindebau in Hietzing. Ende April kam eine Information von Wiener Wohnen, dass am 28. Mai der Fahrradraum und der Kinderwagenraum, der ausschließlich als Fahrradraum verwendet wurde“ - offensichtlich sind keine ganz kleinen Kinder mehr im Haus – „entrümpelt werden.“ Da hat sie sich ein bisserl geärgert, das steht dann genauer drin, weil alles andere musste auch schon entrümpelt werden, und, und, und. Jetzt ruft sie bei Wiener Wohnen unter der Nummer 05757575 an, Sie kennen die Nummer. Sie fragt, nachdem man sie gefragt hat, Adresse et cetera, wohin sie denn diese Fahrräder stellen soll. Die Familie hat fünf Fahrräder, zwei Erwachsene, drei Kinder, jede Person ein Fahrrad. Der nette Herr am Telefon, das klingt alles freundlich, hat gesagt: Na selbstverständlich dürfen die im Fahrradraum stehen bleiben, kein Problem. Die bleiben einfach da drin. Gute Auskunft. Sie denkt, ich habe angerufen bei Wiener Wohnen Kundenservice, das wird eine kompetente Antwort gewesen sein, und lässt die Fahrräder, wie sie schreibt, reinen Gewissens im Fahrradraum stehen. Am 28. Mai möchte sie mit dem Rad in den Dienst fahren und schließt den Raum auf, nur die Fahrräder sind nicht mehr da. Eines ist übrig geblieben, deshalb heißt die Geschichte „Die vier Fahrräder“, weil der Mann seines irgendwo auf einem Haken oben gehabt hat, die anderen sind alle weg gewesen. Weg, keine Ahnung, wo, kein Zettel, nichts. Sie ruft an und jetzt geht’s dann los. Irgendwann wird sie mit dem zuständigen Wohnberater, der Name tut nichts zur Sache, verbunden. Das funktioniert nicht, er wird zurückrufen. Sie ruft fünf, sechs Mal an, es ruft niemand zurück und so weiter, und so fort, verlängertes Wochenende. Dann ein Telefonat: „Ich weiß nicht, wer die Fahrräder mitgenommen hat.“ Fertig, Auskunft beendet, gut. Noch einmal fünf Mal anrufen, die Frau hat offensichtlich öfter telefoniert, der Text wird eine Spur unfreundlicher, aber ich muss ja nicht alles davon genau vorlesen. Jedenfalls geht sie schlussendlich selber in die Anton-Baumgartner-Straße, trifft den Herrn da auch an und fragt ihn noch einmal, was los war. Er sagt, er weiß nicht, wo die Fahrräder sind, man kann nichts machen und er wird sie am nächsten Tag anrufen. Nachdem es ungefähr die 37. Vertröstung ist, hat sie eh nicht mehr damit gerechnet, aber er hat sie am nächsten Tag angerufen und hat ihr auch eine Auskunft gegeben, wo die Fahrräder sind: Sie sind alle verschrottet worden. Die gibt’s nicht mehr. Verschrottet und aus, fertig. Gibt’s einen Ersatz? Nein. Hat sie Pech gehabt? Ja. Schmecks. Fertig. Die Geschichte hört da auf. Soweit meine Story zum Wiener Gemeindebau. 

Alles, was sich rausgestellt hat, ist, jetzt ist sie zwar beleidigt und hat diese Auskunft gekriegt. Aber das sind eben die Art Auskünfte, wo man sagen könnte: Das wird so nicht sein, das werden wir vielleicht noch richten können, nachdem die Fahrräder ja nicht wegwerfbar waren. In Holland finden sie öfter Fahrräder, wo sie das Gefühl haben, die sind irgendwie nicht mehr ganz im Betrieb. In Österreich ist das eher selten der Fall. Also ich glaube, dass man das so nicht machen kann. Wenn das Callcenter solche Auskünfte gibt, und das ist leider sicher kein Einzelfall, dann muss man sich fragen, ob das Callcenter in der Lage ist, solche Auskünfte zu erteilen oder ob sie dazu sagen sollen: Ich habe keine Ahnung davon oder was auch immer. Aber „schmeck's“ zu einer Frau zu sagen, deren drei Kindern man das Fahrrad verschrottet hat und ihr eigenes, das finde ich von der Auskunft her horrend und es zeichnet ein Bild, das mir nicht gefällt. 

Ein zweites Beispiel für Wiener Wohnen und das Callcenter beziehungsweise insgesamt den Umgang von Wiener Wohnen ist nicht ganz so lustig, würde ich sagen. Das andere war auch nicht lustig, aber es hatte wenigstens auch nicht so eine emotionale Komponente. Hier möchte eine Frau die Wohnung ihrer verstorbenen Schwester übernehmen. Die Frau ist letztes Jahr am 1. Juli gestorben und ab September laufen quasi die Verhandlungen für das Eintrittsrecht der Schwester. Das ist eine ganz lange Geschichte, und ich kenne die Frau auch persönlich, die vor allem darin gipfelt, dass die Auskunft hier ständig lautet, die Frau ist Wiener Wohnen gegenüber grantig, g’schnappig, frech, offensichtlich überfordert, Burn-out, und so weiter. Ich lasse das aus. Die Frau wohnt jetzt noch nicht in der Wohnung drin. Man hat ihr geraten, dass sie die andere Wohnung, die sie hat, die sie an ihre Tochter übergeben hat, quasi kündigen soll und dann hat sie niemanden mehr in der Familie. Sie hat ein Eintrittsrecht, weil es ihr zusteht, das ist so geregelt. Seit zehn Monaten werden ihr regelmäßig die Mietvorschreibungen geschickt. Sie darf brav die Miete zahlen, sie darf nicht drin wohnen, irgendwelche Elektroleitungen sind rausgerissen, das ist gar nicht bewohnbar. Die Wohnung ist quasi unbenützbar, aber die Mietvorschreibung kommt trotzdem. Und wenn sie hinkommt und nachfragt, bekommt sie Auskünfte, die - also würde ich das vorlesen und wären das meine Worte, würde ich für jeden zweiten Absatz einen Ordnungsruf bekommen. Aber es geht nicht darum, dass wir da jetzt versuchen, das möglichst drastisch darzustellen, sondern der Fall landet jetzt bei der Volksanwaltschaft. Und jetzt muss ich ehrlich sagen, das gehört nicht zur Volksanwaltschaft, sondern das gehört vorher geklärt. Das ist jetzt zur Volksanwaltschaft unterwegs, weil unter anderem Schreiben, die an Wiener Wohnen gerichtet wurden, einen ganzen Monat lang einfach nicht beantwortet wurden. Das sind Schreiben, die irgendwann Anfang Mai abgeschickt wurden. Jetzt haben wir eben Mitte Juni, 22. Juni, und sie sind immer noch nicht beantwortet. Die Frau möchte gerne in der Wohnung leben, weil sie in dieser Wohnung früher mit ihrer Schwester, die verstorben ist, gelebt hat und das hat auch einen Wert für sie. Sie würde einfach gerne dort wohnen, sonst nichts. Man hat ihr eh nicht gesagt, sie darf nicht. Sie darf brennen, nur einziehen darf sie nicht. Sie darf eh jeden Monat brav die Miete abdrücken. Ich würde ihr empfehlen, das nicht zu tun und würde hoffen, dass das nicht eine lange Geschichte beim Volksanwalt wird, sondern eine kurze Geschichte, die man vielleicht hier noch im kurzen Weg klären kann. Jedes Mal, wenn etwas kommt, sagt man immer: Einzelfall. Wir können in 20 Minuten nicht 100 Fälle diskutieren und jede Oppositionspartei hat ein paar solche und Sie kennen das auch. Das Callcenter ist, so wie es aufgestellt ist, offensichtlich nicht in der Lage, die Arbeit so zu erfüllen, wie Sie sich das wahrscheinlich auch wünschen. Da muss man sich etwas überlegen. Da muss man den Leuten dort sagen: Dann gebt’s bitte keine Auskunft, wenn ihr es nicht wisst, weil eine falsche Auskunft ist die schlechteste Auskunft. Die Leute verlassen sich auf die Auskünfte, wie sie sie auch bekommen, und es funktioniert hinten und vorne nicht. Das ist nicht nur schade, sondern in einem Fall finde ich es tragisch. Bei den Rädern ist es ein finanzieller Verlust. Ich hoffe, dass man den ausgleichen kann.

Zu einem auch gern besprochenen Thema Abbruchbescheid. Das wird man jetzt da nicht gut sehen, das Bild (Der Redner zeigt einen Ausdruck.), aber da steht eine sehr große Anlage, eine Villa mehr oder weniger. Diese Villa steht immer noch und es gibt seit 1999 einen Abbruchbescheid für die komplette Villa. Also doch schon eine geraume Zeit, würde ich sagen. Sie steht aber trotz Abbruchbescheid noch dort. Es ist in der Robert-Fuchs-Gasse. Jetzt wird sogar noch rundherum gerodet, da wird weiter gearbeitet und alles in Ordnung. Das Kontrollamt ist eingeschaltet. Es ist ja nur ein Beispiel, wie unterschiedlich vorgegangen wird. Wenn wir in Kleingartenanlagen kommen, gibt es immer irgendeinen, der sagt, der da dort oben hat irgendwas hingestellt, das ist sehr fragwürdig. Das schaut dann auch so aus, wo man sagt: Na, das war nicht die Idee davon. Aber er selber darf eine 10 cm Marmorplatte, die irgendwo zu weit hinausgeht, mit der Flex abtragen. Dass der schäumt, wenn er vor einem steht, ist klar und da musst du ihm dann hundert Mal erklären, dass du für das nicht zuständig bist, weil sonst hast du ja dort Schwierigkeiten.

Deswegen wünschen wir uns und werden im Wiener Landtag diese Woche noch einen Antrag einbringen „Rascheres Vorgehen bei Abbruchbescheiden.“ Was wir gerne hätten, ist jetzt nicht gleich ein fertiges Gesetz zu beschließen, sondern der Landtag möge eine Arbeitsgruppe einrichten, die sich überlegt, warum das immer so schnell geht, wenn es einen Kleinen trifft, der irgendeine Kleinigkeit machen muss, eine Terrassenpflasterung, die um 10 cm zu breit ist, Dämmung an Gebäuden, die ein bisserl zu dick ist, das geht alles, aber wenn jemand eine Riesenhütte hinstellt - und die Leute judizieren das durch und durch und durch -, dann muss man sich etwas überlegen, weil ein Abbruchbescheid, der zehn Jahre Gültigkeit hat und es passiert nicht nur nichts, sondern jetzt wird daneben noch gerodet - das halte ich einfach für einen schlechten Witz und sage: Pflanzen sollte man sich als Gesetzgeber nicht lassen und sollte sich etwas überlegen. Der Antrag wird dann lauten: 

„Eine Arbeitsgruppe einrichten, die unter Bedachtnahme aller Bundesgesetze, Regeln, et cetera schaut, wie man diese Ersatzvornahmen bei nicht vorschriftskonformen Bauvorhaben besser regeln kann.“ Ich hoffe, dass wir auch da zu einer gemeinsamen Abstimmung kommen. 

Ich komme schon zur letzten Geschichte, zum Wagenplatz. Wer sich die Mühe machen möchte, sich informieren, das geht ganz leicht: www.wagenplatz.at. Da steht alles mögliche oben, was die alles gerne hätten, wie die leben möchten und was sie sich alles vorstellen. Es ist ein alternativer Lebensstil, der wahrscheinlich den meisten hier herinnen nicht entspricht. Ich wohne auch nicht am Wagenplatz, sondern auch anders. Es muss auch niemand und die wollen auch niemanden zwingen, nur sie würden gerne anders leben. Das geht in sehr, sehr vielen Ländern in Europa sehr einfach. Es ist jetzt in Wien drei Jahre nicht einfach, aber doch, gegangen, nämlich in Simmering. Und es haben sich auch sozialdemokratische Gemeinderäte das schon vor Ort angeschaut und haben auch schon mit den Leuten geredet. Nur, jetzt geht es darum, eine neue Heimat für die Leute vom Wagenplatz zu finden. Momentan gibt es ein Angebot, das lautet: 22 000 EUR Miete plus irgendwelche andere Kosten und, und, und. Das ist ja kein Angebot, sondern da kann man ihnen gleich sagen: Lasst es bleiben, wir wollen das nicht. Offensichtlich gibt es aber immer noch genügend Leute, die sich überlegen, wie man zu einer Lösung kommt. Man darf sich in dem Fall nicht von der FPÖ narrisch machen lassen. Bei der „Pankahyttn“ hat es besser funktioniert, als oft geglaubt wird und oft gesagt wird. Und längst nicht alle Leute, die dort wohnen, sehen das so, wie es die Freiheitlichen sehen. Also es nützt auch etwas, dagegen zu halten. Beim Wagenplatz würde ich mir wünschen - die waren ja letzte Woche da im Hause und haben mit dem StR Ludwig ein längeres Gespräch führen können -, dass die Verhandlungen weitergeführt werden und dass es zu einem Ende führt und es am Ende heißt, es gibt auch in Wien, so wie in vielen Städten Europas, einen Wagenplatz, Wagenburg sagen da manche andere, eine alternative Lebensform mehr. Im Übrigen wohnen die Leute dort. Das sind Leute, die gehen in der Früh „normal“ arbeiten, die gehen auf die Uni. Ich habe mir das auch selber angeschaut. Ich weiß schon, der erste Eindruck ist, das sind irgendwelche Hippies, die irgendwie ganz draußen sind. Die wohnen nur anders. Es ist für manche Leute schwer vorstellbar, aber dort sind tatsächlich Leute, die gehen arbeiten und auf die Universität wie andere Leute auch, die machen eine Ausbildung, zahlen ihre Steuern, wenn sie arbeiten gehen, logischerweise – es bleibt ihnen ja nichts anderes übrig - und fertig und möchten gerne anders wohnen.

Ganz am Schluss noch einen Buchtipp - der passt fast nicht, es ist ja fast ein weihnachtliches Buch - nicht für den Herrn Pröll, aber für den Herrn Mahdalik, der da zu den Gefängnissen ganz kurz etwas gesagt hat und eine Homepage mit Gefängnissen zitiert hat. Es gibt ein sehr schönes Buch von Michel Foucault „Überwachen und Strafen, die Geburt des Gefängnisses“. Das ist härter angelegt als das, was hier verlesen wurde. Aber über ein Gefängnis darf man sich unterhalten, ob das einen Sinn macht oder nicht. Welchen Sinn das in einer Gesellschaft erfüllen kann, das könnte man auch auf höherem Niveau machen. Und wer nicht nur den „Schatz vom Silbersee“ lesen möchte – den ich auch gelesen habe, aber das ist schon länger her, in der Zwischenzeit waren auch ein paar andere Bücher dabei –, dem würde ich auch dieses Buch gerne ans Herz legen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Das Budget der Geschäftsgruppe Wohnen wurde mit mehr als 6 Prozent überzogen. Offensichtlich ist ein Überziehen des Budgets mit keinen besonderen Konsequenzen verbunden. Wir haben auch festgestellt, dass im letzten Jahr die Post „Wohnhaussanierung“ um mehr als 20 Prozent den größten Zuwachs hat. Das ist zwar lobenswert, es erscheint uns aber trotzdem etwas zu wenig, denn diese Ausgaben sind ... (Heiterkeit bei den GRen Heinz Vettermann und Dr Kurt Stürzenbecher.) Zu wenig, in dem Fall zu wenig, man kann ja umschichten. (Weitere Heiterkeit bei GRin Nurten Yilmaz und GR Peter Florianschütz.) Aber das Thema, mit dem ich mich beschäftigen möchte, ist ungefähr dasselbe wie das meines Vorredners StR Ellensohn. Es geht natürlich um Wiener Wohnen.

Beginnen wir mit dem Rechnungsabschluss von Wiener Wohnen. Er weist wieder einmal einen Verlust auf, diesmal von 102 Millionen EUR. Jetzt steht in der Bilanz eine halbe Milliarde Euro minus und die Bankschulden von 2,2 Milliarden EUR sind ganz beträchtlich. Ich frage mich, wann diese Schulden jemals zurückgezahlt werden. Die Verluste sind nämlich praktisch ident mit den jeweiligen gesamten Zinszahlungen für die ausstehenden Kredite. Auf der einen Seite stehen 8,8 Milliarden EUR als Aktiva für den Bestand der 210 000 oder 215 000 Wohneinheiten in rund 2 000 Objekten. Aber ich frage mich bei einem Schuldenstand von 2,2 Milliarden EUR langsam: Wann wird das Problem jemals gelöst werden? 

Wir kommen zu einem Lieblingsthema, das neuerdings auch der Herr Bürgermeister erkannt hat, zu den Hausmeistern, den Wiener Hausmeistern. Wir kennen das und wir haben, du weißt und der Herr Stadtrat weiß es, ihr habt bekanntlicherweise noch immer 2 500 Hausmeister und ihr könnt jederzeit neue Hausmeister einstellen, nur nicht mit den alten Privilegien, und um das geht es. Wir wollen nicht die alten Privilegien fortsetzen. Darum hat man ja einmal dieses Gesetz außer Kraft gesetzt. (Beifall bei der ÖVP.)
Zum Thema Hausmeister-neu. Ein netter SPÖ-Kollege aus dem 12. Bezirk hat gesagt: „Na ja, das ist ja eigentlich nur ein großer Schmäh. Jetzt werden wir sie fordern, um unsere Leute ein bissel zu beruhigen.“ Also wenn selbst die eigenen Genossen sagen, dass das alles nicht so ist wie der Herr Bürgermeister und der Vizebürgermeister es fordern, dann frage ich mich: Wo bleibt die Ehrlichkeit bei dem Geschäft? 

Der zweite Punkt: Betriebskosten. Wir haben heute schon Etliches von Betriebskosten gehört. Wir wissen, dass kaum ein Gemeindebau Aktiva hat, also Mietzinsreserve. Wir werden das große Problem haben, dass wir in Zukunft bei der Sanierung viele Ärgernisse haben, weil die gesamten Rücklagen aufgebraucht sind und es sich hier immer wieder um überhöhte und ungerechtfertigte Betriebskosten handelt. Ich denke nur im Hugo-Breitner-Hof, wo der StR Ellensohn gesagt hat, dass Ende Juli die Verhandlung über die Sanierung beziehungsweise über die Betriebskosten stattfinden wird. Da ist ja nicht einmal mehr die Schlichtungsstelle eingeschaltet worden, sondern man ist gleich zum Bezirksgericht gegangen, also sehr eigenartig und sehr bemerkenswert in diesem Fall. 

Kommen wir zur AußenbetreuungsGmbH und HausbetreuungsGmbH in einem. Offenbar hat man mit dem schnellen Wachstum der AußenbetreuungsGmbH die gärtnerische Sanierung nicht in den Griff bekommen und das Umstellen von Privatgärtnern auf die AußenbetreuungsGmbH hat hinten und vorne nicht funktioniert. Im konkreten Fall im Hugo-Breitner-Hof hat man offiziell sieben Mal einen Grasschnitt verrechnet, aber man hat nur fünf Mal geschnitten und in Wirklichkeit hat man nur vier Mal geschnitten und die Kosten waren 85 000 EUR. Man hat 8 500 EUR als Refundierung angeboten, eine Reduktion von nicht einmal 10 Prozent bei gleichzeitig 30 Prozent reduzierter Schnittleistung. Ich frage mich, wer kann hier nicht multiplizieren und dividieren? 

Kommen wir zur Mietermitbestimmung und den Mieterbeiräten. Kaum ein Mieterbeirat hat meines Wissens nach wirklich das Wissen, das voraussetzt, dass er auch jede Post der Betriebskostenabrechnung kontrollieren kann. Und ich stelle nach wie vor hier an dieser Stelle die Frage: Wie wird das in Zukunft sein, denn man kann zum Beispiel einen Mieterbeirat, einen 80-Jährigen, der nicht einmal mehr alle Gliedmaßen hat, mit diesen wirklich komplizierten Aufgaben betreuen. Da frage ich mich schon, ob hier nicht eine Prise Zynismus ist. Der 80-Jährige kann weder mit dem Computer umgehen noch kennt er sich bei den Betriebskosten aus, aber von der SPÖ ist er eingesetzt worden. (GR Dr Alois Mayer: Na vielleicht ist er gescheit? – Aufregung bei GR Heinz Vettermann.) 

Kommen wir zu Handwerkerleistungen. Die Unsitte, Pauschalen einzuführen, öffnet der Korruption Tür und Tor, denn die Rechnungen, die Betriebskostenabrechnungen, werden ja gar nicht mehr im Einzelnen kontrolliert und hier wird oft die Hand aufgehalten, leider, wir hören das immer wieder. 

Zu der Mieterbefragung oder MieterInnenbefragung. Der Stadtrat hat einmal geantwortet, dass das pro Rücksendung 70 Cent kostet. Natürlich stimmt das nicht, denn es ist eine ganze Reihe von Mitarbeitern von Wiener Wohnen mit der Aufarbeitung dieser Befragung befasst und offensichtlich heiligt hier der Zweck die Mittel. Was natürlich auch rausgekommen ist, ist: Man hat Maßnahmen gesetzt, die durchaus auch mit einer Stadtwache erledigt werden können, denn vorher hat man ja auch am Abend die Polizei gerufen, wenn der Nachbar zu laut geworden ist. Es gibt ein neues Service, der Herr Stadtrat hat das eingeführt, und dieses neues Service, „Night Watch“ nach unseren Worten benannt, kommt von der Gebietsbetreuung. Ich glaube nur, dieses Service wird in die Irre leiten, denn ich glaube, der Weg ist der falsche. Wenn man hier nicht laufend eine Betreuung macht, sondern nur hie und da jemanden am Abend schickt, der sich nur bei einzelnen Konflikten einbringt, dann glaube ich, das wird zu wenig sein. Oder die Durchsetzung der Hausordnung, das war auch ein Ergebnis. Wir haben das schon sehr lange gefordert, dass die Hausordnung durchgesetzt werden soll.

Kommen wir zum Thema „Day Watch“ oder „Wiener Wohnen unterwegs“, auch ein Ergebnis dieser Umfrage. Abgesehen davon, dass das Fahrzeug mit einer deutschen Nummerntafel in Wien herumfährt - offensichtlich hat es keinen österreichischen Betrieb gegeben, der etwas anbieten konnte -, hat man vor einer Woche in der ORF-Sendung „Am Schauplatz“ gesehen, dass hier ein Maulkorberlass erteilt worden ist. Dieser Maulkorberlass ist sehr identisch mit jenem Maulkorberlass, den ich hier an dieser Stelle schon einmal kritisiert habe, denn die Hausmeister dürfen nämlich auch nichts sagen und so darf offensichtlich die gesamte Wiener Wohnen-Mannschaft kein Wort zu unliebsamen Journalisten sagen, die auf unsere Fragen nachfragen. (GR Dr Wolfgang Aigner: Skandal!) Ja, wirklich ein Skandal. Aber ... (GR Dr Mathias Tschirf: Aber so wird man Bundeskanzler!) Ja, auch das ist möglich.

Nach wie vor gibt es nämlich bei diesem „Wiener Wohnen unterwegs“ massive Sprachprobleme, denn kein einziger Mensch mit Migrantenhintergrund ist zu „Wiener Wohnen unterwegs“ gekommen. Es sind nur jene gekommen, die hier schon lange Zeit wohnen und die sich eben gestört fühlen. Und da frage ich mich, ob das der richtige Einsatz von „Wiener Wohnen unterwegs“ ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber kommen wir nun zur HausbetreuungsGmbH und zur AußenbetreuungsGmbH. Hätten Sie nämlich beim Grasschnitt das Billigstbieterprinzip verwendet, so wie das bei der Stadt Wien üblich ist, dann hätten sich viele Mieterinnen und Mieter extrem hohe Betriebskosten erspart. Bei der letzten Kontrollamtsuntersuchung, beim letzten Kontrollamtsbericht wurde ja genau das kritisiert, dass hier extrem teure Leistungen an die Mieterinnen und Mieter verkauft und aufs Aug gedrückt worden sind. Die Mieterinnen und Mieter können sich nämlich bekanntlicherweise nicht wehren, denn es werden nirgends diese Leistungen ausgeschrieben, sie werden nämlich in house vergeben und In-house-Vergeben heißt, immer zum Nachteil der Mieterinnen und Mieter.

Abschließend eine endlose Geschichte, die Wiener Werkbundsiedlung. Genieren Sie sich nicht, dass dieses Arbeiterkulturdenkmal immer weiter verfällt? Seitdem ich hier im Gemeinderat stehe, habe ich dieses Thema immer wieder auf die Tagesordnung gebracht. Und was ist bis heute geschehen? Nichts. Denn man will offensichtlich 60 000 EUR, die man als Miete einnimmt, nicht mit 7 Millionen EUR kompensieren, die die Sanierung der Werkbundsiedlung kostet. Bis heute ist es nicht möglich, ein Konzept, ein wirklich durchgängiges Konzept zur Sanierung der Werkbundsiedlung zu erstellen, geschweige denn überhaupt den Mieterinnen und Mietern vorzustellen. Ich frage mich: Was will die SPÖ dort? Will sie nur mehr ihre Mieterinnen und Mieter vergraulen? Es geht nicht an, dass dieses Denkmal, dieses kulturhistorische Denkmal weiter verfällt. Sie sind aufgefordert, hier endlich die Konzepte vorzulegen. Wir werden nicht locker lassen, dass dieses Konzept endlich durchgeführt wird. Wir fordern es nach wie vor und wir werden den Leuten erzählen, dass es wieder nicht gemacht werden wird. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zu den drei VorrednerInnen, zur Kollegin Frank: Erstens ist Ihr eigener Antrag ein bisschen schlecht recherchiert, weil das natürlich 2000 abgeschafft wurde, aber ich komme dann noch kurz zu den Hausbesorgern. Fest steht aber, auch wenn Sie das jetzt eingebracht haben, was nicht zu Wiener Wohnen gehört, dass wir 1 300 PolizistInnen weniger hatten als 1999, als die schwarz-blaue Bundesregierung angetreten ist. (StR Johann Herzog: Was haben Sie seitdem gemacht? Nichts!) Es ist ein Faktum in Wien, das Sie nicht wegreden können. (StR Johann Herzog: Das hat der Bürgermeister zugegeben!) Das ist entsprechend ein Faktum, das Ihnen leid tut. Ich kann mich noch genau erinnern, dass der Kollege Strache das damals hier immer verteidigt hat, solange Sie in der Regierung dabei waren, und das auch begründet hat. So war es, so ist es und daher werden wir zu Recht darauf hinweisen. 

Dass Sie den Bürgermeister als politisch interessierten Bürger sehen, ist im Prinzip teilrichtig, weil das ist er auch. Aber natürlich hat er ganz klare Antworten gegeben, klare Lösungen zu den Problemen gezeigt, als er angesprochen worden ist. Er hat auch klar gesagt, was er von Ihrer Politik hält, nämlich dass sie zu Zwietracht, Hass und Gegeneinanderausspielen führt. Dementsprechend weiß ich nicht, ob Sie das Gleiche wie ich gesehen haben oder zumindest haben Sie es vielleicht nur nicht richtig verstanden. 

Mag sein, dass Sie uns die Mercer-Studie mit der IFES-Studie immer versuchen schlechtzureden, aber das verstehe ich überhaupt nicht, weil die IFES-Studie haben wir x-fach selbst präsentiert. Ich weiß also nicht, wieso Sie glauben, es ist geheim, wer gegen uns gerichtet ist. (GRin Henriette Frank: Das hat niemand gesagt!) Diese IFES-Studie zeigt uns, dass zum Beispiel 85 Prozent sehr gerne im Gemeindebau wohnen, dass es eine hohe Zufriedenheit gibt, dass die Menschen sagen, es taugt ihnen, weil es viel Grün gibt, weil die Mieten im Vergleich geringer sind. Sie wissen ja, was es woanders kostet, nämlich im Genossenschafts- und im privaten Wohnbau. Wenn jemand im Gemeindebau wohnt, weiß er, was woanders bezahlt werden würde. Das kommt aus der IFES-Studie klar heraus. Ich weiß nicht, was das für ein Vorwurf sein soll, dass es 15 Prozent trotzdem schlecht geht. Dass diese sozusagen aus dem Grund individuell nicht hundertprozentig zufrieden sind, wurde nie verschwiegen, ist aber aus meiner Sicht mehr eine Frage des Einkommens und der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung, als direkt über das Wohnbauressort zu lösen, wobei wir hier, wie Sie gesagt haben, entsprechende Individualförderungen ausschütten, sodass wir hier unterstützend wirken.

Alles in allem muss ich sagen, meinetwegen zitieren Sie die IFES-Studie. Ich finde, es gibt eigentlich ein gutes Beispiel und das zeigt übrigens, dass die Menschen durchaus zufrieden sind mit dem Zusammenleben im Gemeindebau. Das sage ich einmal grosso modo. Daher sollte uns das zwar freuen, nur weiß ich nicht, warum Sie das extra gebracht haben.

Beim Hausbesorgergesetz, und damit komme ich schon zur Kollegin Frank, muss ich sagen, nicht nur, dass das bei Ihrem Antrag von der Jahreszahl her nicht stimmt, bin ich dankbar, dass Sie gesagt haben, Sie haben es abgeschafft. Das haben Sie uns immer vorgeworfen. Was haben wir getan? Da kann ich Ihnen sagen, was wir getan haben. Wir haben gefordert, weil es ein Bundesgesetz ist, dass man es wieder einführt, dass wir wieder Hausbesorger in der alten Art und Weise anstellen können. Das wurde jeweils von Schwarz und Blau zurückgewiesen und wird bis heute von der ÖVP blockiert. So ist es und das ist der politische Skandal! (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Aber der liegt bei euch!)
Sechs Jahre lang ist das ignoriert worden. Sechs Jahre lang haben Sie es abgelehnt. (StR Johann Herzog: Wir haben gar nichts abgelehnt!) Die entsprechende Schwierigkeit ist die Haftungsübertragung, die bei normalen Angestellten nicht geht, aber im alten Hausbesorgergesetz schon da war. Das kann ich mit normalen Angestellten nicht machen und dementsprechend brauchen wir ein modernes, ein anderes, ein neues Hausbesorgergesetz (StR Johann Herzog: Da sind wir einer Meinung!) und nicht den Hinweis, dass das auch mit anderen Angestellten geht und aufrechenbar sein muss. Beide Dinge sind nicht gegeben. Daher können wir es bisher nicht durchführen. Daran war Schwarz-Blau schuld und ist heute die ÖVP die Bremserin, die uns nicht entsprechend unterstützt. (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Das ist Ihre Verantwortung! Ihr versucht, in der Geschichte des vorigen Jahrhunderts zu leben!)

Dass das aus dem vorigen Jahrhundert ist, stimmt. (StR Johann Herzog: Das haben Sie ja gerade gesagt!) Ich sage, ja, das stimmt. Nichtsdestotrotz sagen die meisten von den Zeitzeugen, die sich noch erinnern, wie es war, weil es sozusagen nicht ganz weit weg ist. Dementsprechend habe ich eben auch darauf hingewiesen. Nebenbei hat der Herr StR Norbert Walter das aus meiner Sicht sozusagen auf die Haustierebene gebracht, indem er gesagt hat, auch heute könnte man sich Hausbesorger halten. Bei einer Aussendung von gestern also eine merkwürdige Diktion. Ich nehme an, Sie haben damit gemeint, anstellen, beschäftigen oder wie auch immer. Auch das hat mich ein wenig befremdet.

Zum Kollegen Dworak gesagt, ich meine, dass Sie jetzt 6 Prozent mehr kritisieren, aber gleichzeitig ständig mehr fordern, da sind Sie selbst schon ins Schleudern gekommen, weil man muss sich schon einmal entscheiden, entweder oder. Entweder dass man sagt, man bleibt ganz hart an den vorgegebenen Linien oder man macht das, was notwendig ist. Wenn mehr Geld ausgegeben wurde, als notwendig ist, muss ich sagen, ist das nicht unbedingt ein Grund zur Freude. Wenn das Richtige ausgegeben wird, ist es zumindest politisch klar begründbar.

Die Sache mit den „Night Watchers“ haben Sie, glaube ich, nicht richtig verstanden, aber soll sein. 

Nachdem ich ein bisschen in Zeitdruck bin, möchte ich nur noch eine Sache ansprechen, nämlich den einen Mieterbeirat. Ich kenne diesen Herrn oder die Dame nicht, von dem oder der er da gesprochen hat, aber eines ist klar, Mieterbeiräte werden nicht eingesetzt, sondern werden gewählt. So ist es. Sie haben ein eigenes Statut, nach dem sie zu handeln haben. Ich muss nur sagen, nachdem ich zum Beispiel in der Josefstadt in einem Privathaus wohne, aber es die größte private Hausverwaltung ist, die mein Wohnhaus verwaltet, würde niemand auf die Idee kommen, mit den ganzen Problemen sozusagen direkt zur Hausverwaltung zu gehen und irgendeinen Mieterbeirat zu wählen. Wenn wir das machen würden, hätte er nämlich keinerlei Deckung. Das alles macht Wiener Wohnen freiwillig, aus sich heraus. Das zeigt eben, dass wir entsprechend politisch dafür sind, dass man Mieterbeiräte hat und es die entsprechende Mitbestimmung gibt, was ich eigentlich als massiven Fortschritt erlebe. 

Wir haben beim letzten Mal wieder über 700 sehr aktive Mieterbeiräte im Rathaus gehabt, wo all das, was Sie dieser einen Person vorwerfen oder über sie sagen, entsprechend nicht vorgekommen ist. 

Zum StR Ellensohn gesagt: Auf die Sanierungsoffensive werde ich dann kurz eingehen, das bringe ich dann nach. Auf die Initiative Wagenplatz und auf die Gemeindebauten wird der Kollege Florianschütz eingehen. 

Was mich ein bisschen stört, auch wenn ich es im Einzelfall da und dort gar nicht abstreiten will, ist diese Art anekdotischer Zugang zur Politik. Natürlich gibt es entsprechende Berichte, Schreiben, die einmal stimmen, einmal stimmen sie zur Hälfte, einmal stimmen sie gar nicht oder sind sehr subjektiv gefärbt. Aber ich sage auch, einmal stimmen sie. Natürlich gibt es das. Da muss man dann im Einzelfall darauf schauen, wo etwas schief gelaufen ist, dass man entsprechende Änderungen macht. Nachdem ich den einen oder anderen Fall das erste Mal höre oder bei dem einen Antrag, der dann kommen soll, gar nicht kenne, weiß ich gar nicht, wie wir dann abstimmen werden. Vielleicht kann man das in der Schnelligkeit gar nicht so schnell recherchieren. Ich finde nur, dieser anekdotische Zugang hat einen Unterhaltungswert, war politisch nicht der aussagekräftigste. Denn alles in allem sagt auch die IFES-Studie, dass 85 Prozent mit den Erfahrungen mit dem Callcenter durchaus zufrieden waren, was wiederum bedeutet, 15 Prozent sind es nicht und die werden wirkliche Rechte und subjektiv wahre Gründe haben. Natürlich wird man sich immer verbessern wollen und auch darauf schauen, dass es mehr an Zustimmung, mehr an subjektivem Wohlbefinden gibt. Alles in allem sind es aber eigentlich, verglichen mit allen anderen Callcenter-Leistungen, durchaus respektable und sehr gute Werte. Deshalb sage ich, uns hier mit Einzelfällen zu bombardieren, ist in dem Sinn nicht fair, weil man es nicht nachprüfen kann. Das sagt dann auch politisch nicht aus, ist das ein Hauptfall oder ist das eben da oder dort ein Einzelfall, was von niemandem geleugnet werden wird, dass es das auch gibt. Daher habe ich das jetzt erstmals gehört und daraus politisch noch keinen Schluss gezogen, weil es bei solchen Einbahnanekdoten auch nicht möglich ist.

Jetzt bin ich genau bei der Hälfte, zehn Minuten. Jetzt sage ich ein paar Dinge, die wir auch gut gemacht haben, damit ich mich nicht nur bei den Vorrednern aufhalte, sondern im Eilzugstempo, im Wordrap, ein paar Dinge sage, von denen ich glaube, dass sie schon entsprechend gesagt werden sollen.

Das Erste ist, dass wir so viel wie keine andere Stadt in Europa ausgeben. Das ist von den Zahlen her klar, eben 830 Millionen EUR gesamt, über die Wohnbauförderung 614 Millionen EUR. Ich werde versuchen, nicht mit Millionen herumzuwerfen. Interessant ist schon, was mit dem Geld geschieht, aber neben dieser beeindruckenden Quantität ist auch die Qualität, sind auch die Inhalte eine entscheidende Sache. Ich glaube, die können sich schon sehen lassen, denn mit der Wohnbauförderung wird der Neubau, der entsprechend gestiegen ist, gefördert, wird die Sanierung finanziert und wird die Subjektförderung finanziert, die auch entsprechend gestiegen ist, wo die Opposition zwischen Lob und Kritik schwankt, dass es überhaupt arme Menschen gibt, die das brauchen, und da zu keiner richtigen inneren Einschätzung kommt. 

Was mir gut gefällt und was bisher zumindest noch nicht angesprochen wurde, ist, dass wir zum Beispiel mit dem Geld auch sehr viel ökologischen Wohnbau in der Stadt vorantreiben, denn wir haben die höchste Dichte an mehrgeschoßigen Wohnbauten innerhalb Österreichs, was mich deshalb freut, weil natürlich Stadt mit Stadt, mehrgeschoßiger Wohnbau mit mehrgeschoßigem Wohnbau verglichen werden muss und nicht im flachen Land sozusagen Einzelwohnungen oder Einzelhäuser. 24 Prozent aller Neubauten haben heute schon den Passivhausstandard. In der Realisierung ist die größte Passivhaussiedlung Europas mit 740 Wohneinheiten. 

Wien wächst und die Stadt Wien hält mit, 2007 6 738 Wohneinheiten, 2008 6 017 Wohneinheiten und so geht es weiter. Wir werden das noch weiter steigern, sodass wir bis 2010 20 000 Wohnungen mehr gebaut haben werden. Dieses Ziel wird erreicht werden.

Wir haben sozusagen bei dem, was wir bauen, auch eine vierte Säule in den Bauträgerwettbewerben und im Grundstücksbeirat eingeführt, mit dieser sozialen Nachhaltigkeit, neben Architektur, Ökonomie und Ökologie. Dafür haben wir uns die Latte hochgelegt und kommen trotzdem noch leicht darüber. 

Aus Zeitgründen, obwohl es ich mir wirklich ein Anliegen ist, was an Nachhaltigkeit in die Wohnbauforschung einfließt, werde ich nicht ausführen, was damit alles Gutes kommt, aber eines ist klar, es wird bewohnerInnenfreundlicher, es wird nachhaltiger und es werden auch die Dinge, die wir besprechen und erforschen, entsprechend einfließen können. 

Zwei Dinge, die ich selbst, nachdem ich die rechtlichen Dinge im Ausschuss selbst betreue, wenn man so will, einbringe, wollte ich auch erwähnen, nämlich die Bauordnung, die hier beschlossen wurde und die, glaube ich, auch in einer guten Form durchgeführt wurde, weil wir einen Arbeitskreis mit allen Parteien hatten und wir es dann mit Ausnahme der FPÖ auch gemeinsam beschließen konnten, wobei die FPÖ durchaus im Arbeitskreis, wie mir berichtet wurde, sehr konstruktiv mitgearbeitet hatte, aber dann sozusagen über höher gelegene Oppositionsüberlegungen anscheinend nicht zustimmen durfte, wollte oder konnte. Diese Vorgangsweise wird auch bei den Garagen, im Garagengesetz in der Zukunft entsprechend angewendet werden, eine positive Erfahrung, auf die wir aufbauen können.

Sie wissen, bei der Bauordnung wurde § 69 neu gestaltet, diese so genannten unwesentlichen Abweichungen damit konkretisiert, dass sie übereinstimmend mit dem Flächenwidmungs- und Bebauungsplan sein müssen, dass es nur möglich ist, wenn die Wohnqualität steigt, dass das auch entsprechend nachgewiesen wird. Die Bezirksausschüsse aber bleiben in ihrer Entscheidungsfindung belassen, was auch deshalb nützlich und gültig ist, weil auf Grund der örtlichen Gegebenheiten die Bezirke näher dran sind. Die Giebelflächen sind auch entsprechend verbessert, verändert worden.

Was mich besonders freut, ist, die Kinder- und Jugendspielplätze sind gekommen. Wir haben das nicht nur sozusagen quantitativ hineingeschrieben, sondern über die Spielplatzverordnung auch eine qualitativ neue und bessere Nutzung ermöglicht. 

Die angekündigte Sanierungsverordnung ist ebenfalls beschlossen worden. Um zu sagen, was dort mit dem Geld geschieht, was dort inhaltlich geschieht, geht es vor allem um Umwelt- und Klimaschutz sowie ein Staffelmodell, das an die Höhe der Energiereduktion gekoppelt ist. Das ist natürlich auch gut für den Mieter, weil es deutlich weniger Heizkosten bringt. Es gibt eine zusätzliche Anreizförderung für die Dachgeschoßbauten und innovative klimarelevante Systeme, Pellets, elektronische Wärmepumpen, nach Möglichkeit verbunden mit Solaranlagen, um zum Beispiel eben im Sommer keinen Warmwasserkessel betreiben zu müssen. Fernwärme zählt ebenfalls dazu. Und wieder eine soziale Tat, die mich freut, ist, bei einem Austauschalter die 5 l Durchlauferhitzer, die bekanntlich bei der Abluft gar nicht angeschlossen sind, werden mit 600 EUR gefördert. Wenn man das Geld hat, dass man überhaupt ein klimarelevantes System einbaut - wird vielleicht nicht dauernd vorkommen - wird das bis maximal 5 000 EUR gefördert. Das alles sind natürlich maßgebliche Beiträge zur CO2-Reduktion. 

Thewosan wurde schon angesprochen. Dazu muss ich sagen, dass es natürlich dort schon wirkt, dass das eine beschäftigungswirksame Maßnahme und eine energie- und umweltrelevante Maßnahme ist, weil das in Frage gestellt wurde. Diese ganzen Sanierungsbestrebungen sichern 4 200 Arbeitsplätze. Das heißt, das sind Arbeitsplätze, die durch diese Aufträge entsprechend gesichert werden können.

Es werden auch Zusammenlegungen zur Wohnzufriedenheit vorangetrieben. „Night Watch“, Kommunikation, Ordnungsberater, MieterInnenmitbestimmung, die, wie ausgeführt, freiwillig ist. Das alles wird aber der Kollege Florianschütz genauer ausführen. 

Ich sage nur, dass auch die Gebietsbetreuung-neu kommen wird, die GB Stern, die für eine Stadterneuerung ist, bleibt und bleibt auch deshalb, weil sie deutlich auf ein Gebiet fixiert ist. Da macht es keinen Sinn, das gemeinsame Innenarchitekturbüro oder wer immer sich sonst bewirbt, durchzuführen. Aber die GB Wohn, die Gebietsbetreuung Wohnen, die bei den städtischen Wohnhausanlagen sind und waren, werden vereinheitlicht, werden im Wohnservice neuerdings als Wohnpartner fungieren. Die Ideen des Konfliktmanagements und der Prävention werden bleiben, aber es kommen einige Vorteile dazu. Es wird nicht alle drei bis fünf Jahre neu ausgeschrieben. Dadurch wechseln auch nicht die Ansprechpartner. Die Qualität wird vereinheitlicht, man kann sich auch gegenseitig austauschen, weil sich eben gezeigt hat, dass anders als bei der Stadterneuerung grätzelmäßig viele Probleme und Aufgabenstellungen doch vereinheitlicht werden können, also in ganz Wien gleich sind und daher auch die Personaldecke flexibler gehandhabt werden kann. Die Arbeit ist zwar dadurch nicht gleich, aber vergleichbar geworden. Die gleichen Qualitätsstandards geben den MieterInnen Sicherheit. 

Die Ausgaben im Bereich Wohnen waren wirtschaftsrelevante Aufwendungen, sie sind arbeitsplatzstützend, gerade die Sanierung 2008, 4 900 Wohnungen in 131 Wohnhausanlagen, diese Sanierungsoffensive im Gemeindebau mit Thewosan. Alles in allem haben diese Aufwendungen dazu geführt, dass wir heuer 17 000 Arbeitsplätze sichern und schaffen werden. Ich bin mir sicher, dass dort, wo es einbricht, sonst die Gefahr wäre, dass es Arbeitslose sind. Das heißt, es kommen nicht unbedingt neue Arbeitsplätze dazu, aber in der Bauindustrie, die sonst wenig Aufträge hat, hat diese Offensive, die eben arbeitsplatzintensiv ist, diese 17 000 Arbeitsplätze zumindest gesichert und dazu geführt, dass es nicht mehr Arbeitslose gibt und dass die Auftragsbücher mit sozialökologisch sinnvollen Aufträgen gefüllt sind. 

Das alles zeigt, dass sich die Wienerinnen und Wiener im Bereich Wohnen auf die Stadt verlassen können. Das ist ein Erfolg der Stadtregierung, insbesondere des VBgm Michael Ludwig und der BeamtInnen und all seiner MitarbeiterInnen, denen ich damit auch danken möchte, denn diese erfolgreiche Arbeit und das dazugehörige Zahlenwerk, nämlich der Rechnungsabschluss, zeigen, dass wir, was Wohnen betrifft, durchaus optimistisch in die Zukunft blicken können.

Zur Abstimmung gesagt, wer mitstimmt, ist am Erfolg beteiligt. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn Univ-Prof Dr Eisenstein. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Meine Ausführungen stehen natürlich in direktem Zusammenhang mit dem Rechnungsabschluss der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung. Ich werde mir aber erlauben, über den Rechnungsabschluss im engeren Sinne ein bisschen hinauszugreifen und schon auch etwas an Problemen und Fehlentwicklungen anzusprechen, für die die sozialdemokratische Führung der Gemeinde Wien die Verantwortung trägt. Ich werde aber nicht nur Kritik üben, sondern ich werde auch Lösungen oder zumindest Vorschläge für deutliche Verbesserungen in den Bereichen anbieten, in denen sie mir nötig erscheinen.

Ich entnehme zunächst dem Rechnungsabschluss 2008, dass die Investitionen von Wiener Wohnen um etwa 10 Millionen EUR gegenüber 2007 gestiegen sind, die in der Wohnbauförderung um zirka 36 Millionen EUR. Das ist grundsätzlich sehr erfreulich, besonders in Zeiten einer schweren Rezession, aber es bleibt halt doch eine geringe Steigerung angesichts der Kürzung der Investitionen in anderen Bereichen. Ich hätte mir schon erwartet, dass die Gemeinde Wien gerade im Bereich Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung ein bisschen freigiebiger gewesen wäre.

Sowohl im Berichtsjahr 2008 als auch schon in den vorangegangenen Jahren ist eine ungeheure Belastungslawine über die Wiener Bevölkerung hereingebrochen. Dazu zählen zugegebenermaßen eine Reihe von Preissteigerungen, für die der Bund verantwortlich ist, aber auch Preis- und Gebührenerhöhungen, die von der SPÖ-Mehrheit in Wien zu verantworten sind. Wenn ich bis 2006 zurückgreife, dann wurde drei Mal der Strompreis erhöht, im März 2006 um 5 Prozent, im Jänner 2007 um weitere 6 Prozent und im November 2008 nochmals um 8 Prozent. Es wurde ebenfalls drei Mal der Gaspreis erhöht, in den gleichen Monaten wie der Strompreis, aber um 17 Prozent, weitere 5 Prozent und nochmals um sagenhafte 21 Prozent. Ich weiß schon, im Jänner 2009 ist dann die leichte Rücknahme des Gaspreises gekommen, trotzdem bleibt eine gewaltige Erhöhung von insgesamt 33 Prozent bestehen. Ebenfalls drei Mal wurden die Müllgebühren erhöht oder, um ein weniger drastisches Wort zu gebrauchen, valorisiert, ebenso die Kanalgebühren. Auch die Kehrtarife der Rauchfangkehrer blieben von einer zweimaligen Erhöhung nicht verschont. Im November 2007 waren die Wassergebühren valorisiert worden, ein Jahr später, im November 2008, wurde der Fernwärmetarif um fast 7 Prozent angehoben und zu Beginn des heurigen Jahres wurden die Mietzinse in den Gemeindebauten erhöht. Aus all diesen Erhöhungen ergibt sich eine zusätzliche Belastung für einen Wiener Haushalt von 100 EUR im Monat, ein Betrag, der die Bezieher kleinerer Einkommen besonders hart trifft, weil es sich hier um Ausgaben handelt, meine Damen und Herren, denen sie nicht ausweichen können. Dass dabei besonders die Haushalte stark gefährdet sind und in Richtung Armut gesteuert werden, die von nur einem Elternteil geführt werden, liegt meiner Meinung nach auf der Hand. 

Im Gegenzug zu dieser Entwicklung fordern wir Freiheitliche ein leistbares Wohnen, wozu insbesondere der Weg weg vom Richtwertzins und Rückkehr zum Kategoriemietzins, aber auch eine deutliche Senkung der Betriebskosten zählen. Damit bin ich wieder beim Rechnungsabschluss 2008 und bei der rekordverdächtigen Belastung der Wienerinnen und Wiener durch Gebühren. Zählt man die Überschüsse zusammen, die der Rechnungsabschluss aus der Wasser-, Kanal- und Müllsteuer - Sie werden dafür Verständnis haben, dass ich das Steuer nenne - ausweist, kommt man auf eine Summe von 98 Millionen EUR, die zuviel kassiert wurde, um sie dem allgemeinen Budget zuzuführen. Die Gebühren dienen hier nicht der Deckung der Kosten, was sie eigentlich sollten, sondern sie stellen eine Abgabe zu Gunsten des Budgets dar. Das, meine Damen und Herren, ist keine vertretbare Vorgangsweise, aber sie wird nichtsdestoweniger weiter verfolgt, wie wir aus dem Voranschlag für 2009 wissen. Wir Freiheitliche sehen das ganz anders, wir fordern in diesem Zusammenhang die Abrechnung verbrauchergerechter Betriebskosten, die kostendeckend sind, aber nicht darüber hinaus die Wienerinnen und Wiener noch zusätzlich belasten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Überdies müssten die Gebühren und Tarife auch sozial gestaffelt werden, was man erreichen könnte, wenn man die Betriebskosten in die Wohnbeihilfe einrechnet. Das würde sozial Schwache deutlich entlasten. Vielleicht könnte eine gerechte und ausschließlich kostendeckende Vorschreibung der Betriebskosten mithelfen, die Zahl der Delogierungen wenigstens ein bisschen zu senken. Auf meine Anfrage zum enormen Zuwachs der Delogierungen aus Gemeindewohnungen hat mir der Herr Stadtrat freundlicherweise geantwortet, dass halt auch die wirtschaftliche Situation schuld daran hätte. Hier frage ich: Ist denn der Mehrheitsfraktion nie der Gedanke gekommen, dass nicht auch die von Ihrer Partei dominierte Gemeindeverwaltung mit ihrer unsozialen Gebührenpolitik vielleicht schuld an den Delogierungen sein könnte? 

Um aber wieder zum Thema Kostensteigerungen zurückzukommen, spreche ich die überfallsartig durchgeführte Erhöhung der Mietzinse im heurigen Frühjahr an. Diese Erhöhung wurde rückwirkend für den Zeitraum September 2008 bis März 2009 durchgeführt. Sie wurde ohne Vorwarnung eingehoben, sodass offenbar eine Vielzahl von Betroffenen, und mir selbst sind einige solche Fälle bekannt, große Mühe hatte, den Forderungen von Wiener Wohnen nachzukommen. 

Ich habe eingangs die gestiegenen Investitionen im Bereich Wohnen grundsätzlich begrüßt. Einen wirklichen Grund zur Freude können wir aber erst haben, wenn die Gemeinde Wien den vor einigen Jahren zur Gänze gestoppten kommunalen Wohnbau wieder aufnimmt. Es zeigt sich seit vielen Jahren, dass die Vergabe von Gemeindewohnungen den tatsächlichen Bedürfnissen der Wienerinnen und Wiener nicht gerecht wird und weit hinterherhinkt. Laut Quartalsbericht Jänner bis März 2009 ist die Zahl der Vormerkungen um 4 000 gestiegen und liegt aktuell bei etwas über 10 200, wobei die Jungwiener-Vormerkungen mit einer Anzahl von 7 600 noch gar nicht berücksichtigt sind. 

Übrigens sind die Jungwiener-Vormerkungen ein eigenes Thema. Sie bleiben, wie ich meine, eine Farce und dienen, so scheint es, hauptsächlich der Beruhigung junger Wohnungssuchender und ihrer Eltern. Dass die Vergabe von Gemeindewohnungen so schleppend vor sich geht, hat natürlich auch darin seinen Grund, dass es zu wenige Gemeindebauten und Gemeindewohnungen gibt, weil eben seit vielen Jahren keine neuen gebaut werden. Wir Freiheitliche fordern in diesem Zusammenhang die unverzügliche Wiederaufnahme der Errichtung von Gemeindewohnungen, wenn Sie so wollen, ein Sonderwohnbauprogramm für mindestens 5 000 neue Wohnungen jährlich, um dem Bedarf wenigstens einigermaßen gerecht zu werden.

Außerdem wird eine Vielzahl der noch verfügbaren Gemeindewohnungen an nichtintegrierte Neo-Österreicher und selbst an Ausländer vergeben, zum Nachteil der angestammten Bevölkerung. Dazu, dass eine Anzahl von Gemeindewohnungen in Wien leer steht, weil diese zu klein oder zu teuer sind, ist zu sagen, zugegebenermaßen ist deren Zahl relativ gering. Der genannte Quartalsbericht spricht von 281 Einheiten. Aber ich habe noch keine ernstzunehmenden Überlegungen seitens der Gemeinde gehört, wie man diese Wohnungen sinnvoll verwenden und nutzen könnte. Ich wiederhole hier das, was ich auch im Ausschuss gesagt habe: Wie wäre es denn mit der Verwendung solcher Wohnungen als Startwohnungen? Ich meine jetzt nicht Notfallswohnungen, die es ohnehin schon genug gibt. Für Ausländer scheinen genügend solcher Notfallswohnungen zur Verfügung zu stehen. 

Ich wiederhole mich auch, wenn ich an dieser Stelle noch einmal fordere, den nachträglichen Einbau von Sicherheitsvorkehrungen an Fenstern und Terrassentüren in Erdgeschoßwohnungen zu fördern. Die SPÖ-Fraktion hat einen entsprechenden freiheitlichen Antrag abgelehnt, ohne eine eigene Lösung zu präsentieren. Den bloßen Verweis darauf, dass das Thema Sicherheit in der Kompetenz des Bundes liege, sehe ich als eine Ausrede, um nicht tätig werden zu müssen. Die im Bericht von Herrn StR Dr Ludwig angegebene Förderung im Rahmen von Sanierungsmaßnahmen, aber nur in Altbauten, höchstens in der Höhe von 400 EUR und da auch nur bei Eingangstüren, ist keineswegs das, was die Bevölkerung in diesen unsicheren Zeiten braucht. 

Im Bereich Sicherheit im Gemeindebau, meine Damen und Herren, haben Wiener Wohnen und die Gemeinde Wien vollkommen versagt. Wir haben dies in unserer Dringlichen Anfrage im März dieses Jahres thematisiert und dabei die Rücksichtslosigkeiten, den Vandalismus und selbst die Bedrohungen, denen die Gemeindebaumieter nicht zuletzt - ich sage nicht ausschließlich, aber nicht zuletzt - von Zuwanderern ausgesetzt sind, angesprochen. Zu einem Abbau der massiven Konflikte und Spannungen in den Gemeindebauten ist es aber bisher nicht gekommen. Ich wage zu behaupten und geradezu zu prophezeien, kompetenzlose Ordnungsberater werden auch hier nichts ausrichten können! (Beifall bei der FPÖ.) 

In diesem Zusammenhang ein letztes Thema, meine sehr geehrten Damen und Herren, nämlich das der Hausbesorger: Gebetsmühlenartig wiederholen bis heute die Mandatarinnen und Mandatare, Funktionärinnen und Funktionäre der SPÖ bei jeder sich bietenden Gelegenheit, die schwarz-blaue Regierung hätte in ihrer Zeit die Hausbesorger abgeschafft und daher sei sie auch schuld an jeglicher Misere. Ich wiederhole hier, Herr GR Vettermann, ich bekenne mich zu dieser Abschaffung. Wenn Sie mich noch hundert Mal darauf festnageln, ich mich bekenne mich dazu. Aber wir haben im Jahr 2000 ein völlig veraltertes Hausbesorgergesetz abgeschafft - es war übrigens im vorigen Jahrtausend (GR Peter Florianschütz: Das ist aber nicht lange her!) -, das zu einem ungeheuerlichen und unglaublichen Privilegienstadl geführt hat, über den die SPÖ den Mantel des Schweigens gesetzt hat. (Beifall bei der FPÖ. - GRin Nurten Yilmaz: Das ist nicht wahr!)
Aber, sehr geehrter Herr GR Vettermann, nichts hat die Gemeinde Wien und ihre Führungspersönlichkeiten bisher daran gehindert, einen neuen Generalkollektivvertrag auszuhandeln. Sie wissen es genauso gut wie ich, wenn Sie vorher beklagt haben, es wäre die ÖVP, die da nicht mitspielen würde und so weiter, sehr geehrter Herr Gemeinderat, Ihre Partei stellt den Bundeskanzler! Können Sie sich nicht gegenüber dem Koalitionspartner durchsetzen? Sehr weit ist es gekommen. (GR Christian Hursky: Ausnahmsweise schimpfen Sie einmal nicht über Ausländer!)

Eine Bemerkung habe ich noch, eine abschließende Bemerkung zu den Anekdoten, die Sie ansprechen: Ich halte es für eine Unverfrorenheit, ganz offen sage ich das, von Anekdoten zu sprechen, wenn Bürger und Bürgerinnen ihre Probleme politischen Mandataren vortragen. Ich erzähle Ihnen jetzt eine ganz kurze Anekdote. (GR Heinz Vettermann: Ich kenne auch welche!) Gehen Sie bitte in eine beliebige Außenstelle von Wiener Wohnen, sagen Sie dort nicht, dass Sie Gemeinderat sind - Sie können sich sicher sein, Sie werden dort ganz bestimmt nicht erkannt -, stellen Sie sich an und wollen Sie etwas. Furchtbar, was Sie dort erleben werden! - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Dipl-Ing Gretner. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, ist getauscht worden!) - Nein, ist getauscht worden? Will jemand anderer von den GRÜNEN? (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe mit ihr getauscht.) - Herr Mag Maresch, bitte. Ist nicht bis zu mir durchgedrungen, aber Sie haben das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich möchte es wirklich kurz machen. Interessant war, man liest es immer in den Zeitungen, aber auch der Herr Stadtrat sagt es, 70 Prozent der Gemeindebauten sind thermisch saniert. Das war schon eine Herausforderung.

Ich habe mich beraten lassen und habe mir eine Thermobildkamera gekauft. Wir haben uns überlegt, uns einmal die Amtshäuser der Gemeinde Wien, die Gebäude von Wiener Wohnen und andere zum Vergleich anzuschauen. Ungefähr hundert Gebäude haben wir uns angeschaut. Das hat eine Zeitlang gedauert. Der Winter war nicht so warm, es war ganz angenehm, das zu tun. Und was stellt sich dabei heraus? Schlechte Wärmedämmung, schlechte Schäden auf der Fassade, schlechte Dämmung übrigens auch bei Bauten von Wiener Wohnen, kein Isolierglas, schlecht eingebaute Fenster, Wärmebrücken, Kältebrücken, dünne nicht gedämmte Wände, schlechte undichte Fenster, bei Balkonen sowieso. Ein Schmankerl war noch, wir haben auch das Parlamentsdach fotografiert. Dabei sind wir dann draufgekommen, dass das Dach des Parlaments, damit der Schnee nicht verflüssigt sozusagen beim Dach hineinrinnt, geheizt wird. Das gilt auch fürs Bundeskanzleramt. Interessant. Weitere Gebäude haben wir gefunden, wo die Kühlung der überheizten Zimmer im Winter durch Fensteraufmachen stattfindet. Das war auch eine interessante Geschichte. Insgesamt kann man durchaus sagen, dass sich die Gemeinde Wien sehr anstrengt, in Wien den Himmel zu heizen, und zwar mit schlecht gedämmten Gebäuden und dergleichen mehr. 

Jetzt kann man schon sagen, dass Wiener Wohnen vor vielen Jahren die Standards, die wir heute bereits haben, nicht erfüllt hat, aber grundsätzlich wäre es fein, wenn die Stadt Wien sich da einiges an Geld sparen könnte. Das ist der eine Aspekt. Ich glaube schon, dass wir da zum Teil auf dem richtigen Weg sind. Mit einem verbesserten Thewosan kann schon einiges passieren. Aber zu sagen, im Moment haben wir eine Rate von 1 Prozent von thermischer Sanierung im Jahr, ist für Wien schwach. Wir verlangen 3 Prozent Sanierungsrate. Das hätte einen Beschäftigungseffekt von einigen hundert Beschäftigten, wenn nicht tausenden Beschäftigten. Das heißt, wir brauchen pro Jahr 37 000 Wohnungen, um diesen Standard zu erfüllen. Das passiert aber nicht, weil einfach zu wenig Geld ausgegeben wird. Die Stadt Wien hat zwar nachgebessert, aber im Grunde genommen immer noch zu wenig. Das ist einmal das eine. 

Das Zweite, was uns besonders interessiert hat, waren natürlich die Amtshäuser der Stadt Wien, weil im Ausschuss kommen da und dort immer wieder einmal Amtshäuser, einmal in der Arnethgasse, dann wieder anderswo, heraus. Wir sehen dann immer, da ist einiges zu tun, einiges Geld wird auch von den Bezirken verlangt. Auf unsere Frage, wie es mit den Daten dieser Amtshäuser ausschaut, wird man auf eine Internetseite verwiesen. Wenn man auf diese Internetseite geht, kommt man darauf, dass man keine Zugangsberechtigung hat. Dann fragt man nach, warum es da keine Zugangsberechtigung gibt und es stellt sich heraus, zugangsberechtigt ist nur der jeweilige Herr Bezirksvorsteher oder die Frau Bezirksvorsteherin, von denen wir die Daten einzeln abrufen können. Das heißt aber in Wirklichkeit, alles, was bei den Amtshäusern gut oder nicht gut ist, können wir nicht herausfinden, außer wir wissen genau das Amtshaus und bekommen dann die Gnade der Information. 

Genau das wollen wir nicht. Wir haben immer wieder nachgefragt, was da passiert, und es ist immer wieder herausgekommen, das kann man uns nicht sagen, das kann man nicht machen. Wenn die Stadt Wien ihrer Informationspflicht in dem Fall nachkommen würde, dann würde sie die Daten einfach ins Internet stellen. Aber den Antrag haben wir gestellt und haben eine Ablehnung erhalten. Der zuständige Chef der Abteilung hat uns gesagt, das können wir in Zukunft so machen, wir sagen einfach den jeweiligen Bezirk und die richtige Adresse, dann kriegen wir die Daten. Das wollen wir nicht machen, sondern wir beharren nach wie vor darauf, es muss alle Daten im Internet geben. 

Noch einen Satz zur Frau Kollegin Frank: Frau Kollegin Frank, es gibt mittlerweile dermaßen gute Sanierungsmöglichkeiten, dass man sich nicht fürchten muss, dass man abbrennt und dass es zu klaustrophobischen Zuständen führt, wenn man in einem thermisch sanierten Wohnhaus wohnt. (GRin Henriette Frank: Fragen Sie einmal die Bewohner!) Nein, Frau Kollegin Frank, da brauchen Sie sich nicht zu fürchten! Da können Sie der Gemeinde Wien ruhig vertrauen. Darum sage ich in dem Fall, die werden das vielleicht besser machen als früher, aber immerhin schon ganz gut. 

Zum Schluss noch zwei Anträge: Der eine betrifft einen Sanierungsplan bei Gemeindebauten, weil da ist einiges noch im Argen. Da geht es darum: 

„Der Herr amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung wird aufgefordert, seine ihm nach der Stadtverfassung zustehenden Leitungsbefugnisse wahrzunehmen und die Direktion der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen dahin gehend anzuleiten ..." - was uns ganz wichtig erscheint – „... dass unverzüglich ein umfassender Sanierungsplan für alle jene Gemeindebauten, deren Baubewilligung von vor 1980 datiert und die noch keine thermische Sanierung erfahren haben, erstellt und dem Gemeinderatssausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung vorgelegt wird."

Weil es ist zwar ganz nett, wenn wir alles messen und wägen, wenn man so will, aber eigentlich hätten wir gerne die Daten von der Stadt Wien. 

Der zweite Antrag betrifft vermieterInnenseitige Erhaltungspflichten nach dem MRG. Da geht es darum, dass viele Erhaltungsarbeiten von den VermieterInnen nicht durchgeführt werden. Da wollen wir eine Erhaltungsverpflichtung haben. Der Antrag lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, eine Wohnrechtsnovelle vorzulegen, mit der vermieterInnenseitige Erhaltungspflichten auch im Hinblick auf Schäden, die nicht unmittelbar gesundheitsgefährdend für die BewohnerInnen sind und/oder die Substanz des Hauses an sich bedrohen, eindeutig und nicht zum Nachteil der MieterInnen klargestellt werden.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Zum Schluss noch eine Kleinigkeit: Wir werden uns diese hundert Gebäude in diesem Winter wieder anschauen und wir werden hoffentlich weniger davon sanierungsbedürftig vorfinden. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Kenesei, bitte schön. 

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nur ein Wort zum Kollegen Vettermann und den Hausbesorgern, um diese Wortwahl des Herrn StR Walter aufzuklären, über die Sie sich so mokiert haben: Interessant ist, und das war ein Satz, den Sie gesagt haben und der mir aufgefallen ist, Sie wollen Hausbesorger in der alten Form haben. (GR Heinz Vettermann: Das habe ich nicht gesagt!) - Das lesen wir dann im Protokoll nach. Hausbesorger in der alten Form, das ist genau das, was wir nicht wollen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Allein die Vertretungspraktiken waren mehr als undurchschaubar und wurden von allen, inklusive der Mieter natürlich, heftig kritisiert, weil die dafür fest gezahlt haben. Was mich wundert und was für mich absolut unverständlich von Seiten der SPÖ ist, sage ich Ihnen jetzt, ist die Ausschreibung Wohnbau Hauptbahnhof. Als vierte Säule steht bei der Nachhaltigkeit Hausbesorger-neu. Mich würde interessieren, wie das zu realisieren ist. Das würde mich interessieren, wie die Aufgabenstellung an die Wohnbauträger dort ist, Hausbesorger-neu anzubieten. Das würde mich interessieren. Das wird noch für einigen Gesprächsstoff sorgen. 

Wissen Sie, warum der Herr StR Walter gesagt hat, die SPÖ hält sich die Hausbesorger? Da gibt es eine Wohnhausanlage, wo die Hausbesorgerin im Haus für die EU-Wahl die SPÖ-Flugblätter verteilt! Genau das ist es, dieses Benutzen eines Dienstverhältnisses von Seiten der SPÖ für ihre Zwecke! Genau das ist, warum wir das nicht wollen! Genau das ist es! (Beifall bei der ÖVP.)
Darum auch diese Kritik von unserer Seite. (GR Karlheinz Hora: Das heißt, Sie wollen ein Verbot, dass man politisch aktiv sein darf?) Während der Arbeitszeit hat die Hausbesorgerin ihren Job zu tun. (GR Karlheinz Hora: Meinen Sie nur während der Arbeitszeit?) Während der Arbeitszeit hat der Hausbesorger eine klare Jobdescription. (GR Karlheinz Hora: Sie diskriminieren die Menschen, die eine politische Meinung haben!) - Nein, der kann die politische Meinung haben, in der Freizeit, am Wochenende, am Abend. Die kann er immer haben, aber nicht in der Zeit, wo er eigentlich für einen Job bezahlt wird, nämlich das Haus in Ordnung zu halten, sich darum zu kümmern, dass dort alles in Ordnung ist. Genau deshalb ist ein Hausbesorger in diesem Haus eingesetzt und wird mit den Geldern der Mieterinnen und Mieter auch bezahlt. Was diese Person in der Freizeit, am Abend, am Wochenende, im Urlaub oder wann auch immer macht, ist überhaupt kein Thema. Dann kann diese Person machen, was sie will. (GR Ernst Nevrivy: Das hat sie in ihrer Freizeit gemacht!) - Ich glaube nicht, dass um 10 Uhr am Vormittag ihre Freizeit gewesen ist. (GR Ernst Nevrivy: Sie haben die Hausbesorgerin um 10 Uhr am Vormittag gesehen?) - Sie ist zu diesem Zeitpunkt gesehen worden. (GR Ernst Nevrivy: Das stimmt doch nicht!) - Sie wissen es besser! Ich bin nur froh, dass Sie alles besser wissen! Sie könnten sich vielleicht gleich zum Herrn Kollegen Hora hinsetzen, weil Sie sind dann der Gemeinderat, der alles besser weiß und der Charly Hora ist der Gemeinderat, der für alles da ist. Wunderbar, hervorragend, wir haben einen neuen tollen Zwillingspartner für den Kollegen Hora! (Beifall bei der ÖVP. - GR Karlheinz Hora: Sie haben keine Ahnung!)

Ist schon vorbei, die Hausbesorgerdiskussion hat sich schon erledigt. Ich komme zu meinem ursprünglichen Thema, über das ich bei der Wohnbaudebatte reden wollte. (GR Ernst Nevrivy: Das war bis jetzt auch vollkommener Unsinn von Ihnen!) - Es passt schon, ist schon okay! Regt euch nicht so auf! (GR Ernst Nevrivy: Ich rege mich nicht auf!) Denkt einmal ein bisschen nach, wie es funktionieren könnte! Keep cool! Keep cool! Einen guten Vorschlag machen! Wir werden über alles reden, aber Hausbesorgern in der alten Form werden wir sicher nicht zustimmen. (GR Ernst Nevrivy: Das hat auch keiner gesagt!)

Ich komme zu meinem ursprünglichen oder eigentlichen Thema. Der Herr Stadtrat ist eh da. Ich wollte ihn nur fragen, was die Orte Neumarkt im Mühlkreis, Königsleiten, Fischamend, Kirchberg an der Pielach, Waidhofen an der Thaya, Rastenfeld oder Krems gravierend von Wien unterscheidet? Die sind ein bisschen kleiner, haben aber genauso eine Gemeindeverwaltung, die sich darüber Gedanken macht, wie sie ressourcenschonend und vor allem betriebskostenschonend für ihre Bewohnerinnen und Bewohner in ihren Gemeinden etwas tun kann. Und zwar sind das unter anderem Gemeinden, die für Regenwasserzisternen Förderungsschienen vorsehen, also genau das hundertprozentige Gegenteil von dem, was die Stadt Wien bei ihrer Wohnbauförderung vorsieht. Das Land Niederösterreich hat eine generelle Wohnbauförderung zum Einbau von Regenwasserzisternen. Dort gibt es 400 EUR pro Anlage zur Reduzierung des Trinkwasserverbrauches. In Wien gibt es das alles nicht. 

Wir haben einen Antrag gehabt, dass man zumindest eine Studie erstellt, welches Einsparungspotenzial sich ergeben würde, welche Möglichkeiten es in Reihenhausanlagen, bei Siedlungshäusern, bei Kleingartenanlagen, aber auch bei Wohnhausanlagen mit großem Grünflächenanteil gibt, diese Regenwasserzisternen einzubauen.

Nur ein kleines Rechenbeispiel, um auch da zu sehen, wie einfach das ist: Zuerst erkundigt, von Freitag Mittag, 12 Uhr bis heute zirka 16 Uhr sind in Wien zirka 36 l Regen pro Quadratmeter gefallen. Das macht bei einer Dachfläche von 100 m² rund 3 600 l Wasser, würde also eine Zisterne von 4 000 l, mit der man einen Garten in einer Größenordnung von 300 m² 10 Tage lang begießen könnte, fast zur Gänze befüllen. Diese 4 000 l sind rund 13 EUR Wasserkosten, 3,08, 1,30 Zuleitung, 1,78 Abwasser, 3,08. Diese Befüllung gelingt bei einem normalen durchschnittlichen Wetter, das wir pro Jahr haben, zirka 12 bis 14 Mal. Das heißt, hochgerechnet sind das 200 EUR Betriebskosten beziehungsweise Kosten, die sich der einzelne Mieter erspart. 

Es gibt leider keine Förderung von der Stadt Wien. Es ist überhaupt nicht vorgesehen bei durchgrüntem Wohnen, bei Siedlungshäusern, bei Reihenhäusern. Es gibt in Wien derzeit in Bau freiwillig, ohne Förderung ein einziges Projekt. In einer Millionenstadt wie Wien gibt es genau ein einziges Projekt, das derzeit in Bau ist, wo eine Regenwasserzisterne eingebaut wird. Das ist im 23. Bezirk, in der Rößlergasse Nummer 4. Das ist sogar ein mehrgeschoßiges Projekt, wo derzeit für die Gartenbewässerung eine Regenwasserzisterne errichtet wird. Andere Städte, andere Länder haben andere Förderungsinstrumente. Wien hat kein Förderungsinstrument. 

Was mich an der Geschichte besonders ärgert, ist, dass nicht einmal darüber geredet werden soll. Es sind unsere Anträge abgelehnt worden, es ist unsere Anfrage negativ beantwortet worden. Nicht einmal eine Studie, nicht einmal Unterlagen einholen, nicht einmal sich damit beschäftigen und einmal nachdenken, ob es möglich wäre. Da gibt es andere Varianten, nachzulesen zum Bespiel in der „Berliner Zeitung" vom 24. Mai 2006. Dort ist nämlich im Zuge der Fußball-Weltmeisterschaft in Deutschland das komplette Berliner Stadion mit einem Regenwasserzisternensystem ausgestattet worden. Das Gießwasser für das Berliner Stadion, und das ist ein bisserl eine andere Fläche als der Garten in der Kleingartenanlage, wird zu 65 Prozent mit Regenwasser bestritten und kostet die Berliner keinen Euro. 

Hier einmal nachzudenken, ein bisschen über den Tellerrand hinauszuschauen, würde auch dem sehr verehrten Herrn Wohnbaustadtrat und der SPÖ gut tun, sich ein bisschen woanders schlau zu machen. Es ist nicht alles gar so schlecht, was in anderen Bundesländern oder in anderen Ländern oder Städten gut funktioniert. Man muss es einfach nur machen, es durchführen, nachdenken und darüber reden. Aber wer die Diskussion verweigert, wird zu keinen Lösungen kommen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich wollte nur zum Vorredner Kenesei tatsächlich berichtigen, dass ich natürlich nicht fürs Hausbesorgergesetz-alt war, wir sind, wie gesagt, beim Hausbesorgergesetz-neu. Mir ist es darum gegangen, warum es nicht mit normalen Angestellten geht. Dazu habe ich als Grund gesagt, es ist die Haftungsübertragung, die wir rechtlich wie im alten Hausbesorgergesetz auch wieder im neuen brauchen. Wir wollen ein Hausbesorgergesetz-neu haben. Das war das eine Argument, warum das notwendig ist. Das war der Sinn meiner Ausführungen. (GR Ing Mag Bernhard Dworak: Aber der wird nur Mediator sein!) 

Alles andere war die politische Geschichte, die das Hausbesorgergesetz genommen hat, um einmal klarzustellen, wofür ich bin, war und warum wir ein Hausbesorgergesetz auch in neuer und moderner Form brauchen. - Vielen Dank. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Florianschütz.

GR Peter Florianschütz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Die bisherige Debatte war durchaus intensiv und verleitet dazu, zu einigen Wortmeldungen Stellung zu nehmen. 

Aber zuerst zu Wiener Wohnen: Es ist sicherlich kein Zufall, dass Wiener Wohnen ein wesentlicher, wenn nicht der Hauptpunkt der Debatte gewesen ist. Das ist ja auch das Herzstück der Geschäftsgruppe. 

Um einmal klarzustellen, weil da immer Diskussionen aufrücken, wir reden von 200 000 Wohneinheiten, wir reden von 47 000 Parkplätzen und Garagen, wir reden von 5 600 Lokalen, also einer beträchtlichen Anzahl Objekte, und wir reden von 650 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die dies alles verwalten. Eine schlankere Verwaltung kann ich mir nicht vorstellen. Auch auf Grund der Debatte, die wir jetzt die ganze Zeit geführt haben, möchte ich mich ausdrücklich bei Wiener Wohnen, sowohl bei der Leitung als auch besonders bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die geleistete Arbeit bedanken! (Beifall bei der SPÖ.)
Frau GRin Frank, Sie sagen, die Opposition macht Verbesserungsvorschläge. Das wäre eine gute Geschichte. Schauen wir uns einmal an, wie das mit diesen Verbesserungsvorschlägen in der Praxis ausschaut. Es ist zu Recht bekrittelt worden, dass wir manchmal ins Anekdotische abgleiten. Ich probiere es jetzt auch.

Ich war unlängst in einer Favoritner Gemeindewohnhausanlage und habe dort mit den Mieterinnen und Mietern geredet. Dort hat mir einer gesagt, es ist alles ein Wahnsinn, es ist eine Katastrophe, im Jahr 2017 ist die Mehrzahl der BewohnerInnen Wiens Türken. Darauf habe ich mir gedacht: Na servus! Woher das kommt, fragte ich. Darauf hat es geheißen, von der FPÖ. Sind das Ihre Verbesserungsvorschläge, so etwas zu behaupten, damit in Wirklichkeit Unruhe zu erzeugen und Angst und Schrecken zu verbreiten? So stelle ich mir das nicht vor! In Wirklichkeit würde ich mich über so etwas ehrlich gesagt schämen!

Das Zweite ist die Debatte zum Thema Hausbesorgerinnen und Hausbesorger. Meine Damen und Herren, nicht von der ganzen Opposition, aber von einem nennenswerten Teil, das jetzige Beklagen der Misere ist schon ein bisschen die Strategie des Diebes, der zuerst etwas klaut und nachher fragt, ob es Raub oder Diebstahl war. Zuerst etwas ersatzlos und ohne Diskussion abzuschaffen und nachher einzufordern, dass es wieder eingeführt wird, ist schon billig! (GRin Henriette Frank: Das ist ja nicht wahr!) Eigentlich wäre doch die bessere Herangehensweise gewesen, damals mit uns zu reden, ob man nicht eine Novelle machen kann. Das haben Sie nicht gemacht, Sie sind darübergefahren und haben die Hausbesorgerinnen und Hausbesorger abgeschafft. Warum es nicht möglich ist, Legistik auf Landesebene auszubessern, hat Ihnen der Herr GR Vettermann ausführlich erklärt. Das muss ich nicht auch noch machen. Es wird halt nicht richtiger. Du kannst nicht mit den jetzigen arbeitsrechtlichen Bestimmungen das, was wir wollen, nämlich eine Rund-um-die-Uhr-Betreuung, mit Verantwortung umsetzen. Dazu braucht man Gesetze. Wenn sich die Damen der ÖVP in diesem Haus beklagen, so können sie ja mit ihrem Vizekanzler reden. Dann würde man sich schon finden auf Bundesebene. 

Noch ein Wort zum Thema „es darf nichts kosten": Das ist die neu entdeckte Partei des kleinen Mannes. Das ist im Grunde genommen natürlich schon ein bisschen eine Chuzpe. Weil eines sage ich Ihnen, was ich noch nie von Ihrer Seite gehört habe, ist, dass Sie in Zukunft nicht daran denken, die Wiener Gemeindebauten zu verkaufen. Das habe ich nie von Ihnen gehört. Ich kann mich nur daran erinnern, was gewesen ist, als eine schwarz-blaue Regierung diese Regierung gebildet hat und was dann mit den Bundeswohnungen geschehen ist. Das werden wir in Wien nicht wollen, das werden wir verhindern und das werden wir den Leuten auch sagen, dass es unter Umständen einen Masterplan von Schwarz und Blau gibt, nach der nächsten Wahl die Gemeindebauten zu verkaufen! Ich sage Ihnen, das wird die Sozialdemokratie verhindern! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren, wie löst man Probleme wirklich? Es hat die größte Befragung stattgefunden, die in Wien je stattgefunden hat. 200 000 Haushalte sind über die Zufriedenheit oder Unzufriedenheit im Gemeindebau gefragt worden. Ein sensationelles Ergebnis: 45 000 Rückmeldung bei 20 Fragen, 2 000 davon mit individuellen persönlichen Wünschen. Herr Vizebürgermeister, für diese Initiative muss man Ihnen danken und Hochachtung aussprechen, weil das ist genau der richtige Weg, zu erkunden, was Sache ist, was das Problem ist, was die Menschen wollen, um dann daraus Konsequenzen zu ziehen. 

Meine Damen und Herren, 85 Prozent der Befragten haben gesagt, sie sind sehr oder ganz zufrieden mit dem Gemeindebau. Es ist ein anderes Bild, das Sie hier zeichnen. 85 Prozent der Menschen wollen in diesen Gemeindebauten bleiben und das ist ein anderes Bild, das Sie hier zeichnen. Das heißt, es herrscht eine große Zufriedenheit und es gibt natürlich auch Probleme. Zum Beispiel gibt eine große Anzahl an, dass sie mit der Einhaltung der Hausordnung nicht zufrieden sind und sie beklagen Schmutz und Lärm in den Anlagen. Dann gibt es halt konkrete Maßnahmen, die von Seiten der Stadt und der Geschäftsgruppe gesetzt werden. 

Erstens wird es OrdnungsberaterInnen geben, zweitens „Night Watch“. Ich habe mich selbst davon überzeugen können, in Simmering ist das eine hervorragende Sache, trägt sehr zur Zufriedenheit bei und ist genau die richtige mediative Konfliktlösung, die wir brauchen. Drittens wird die Gebietsbetreuung Wohnen in WohnpartnerInnen umgewandelt. Meine Kollegin Hatzl wird dazu morgen ausführlicher Stellung nehmen. Ich sage Ihnen nur, dass das eine sehr wichtige Stellung ist, weil genau das über Gespräche Konflikte schlichtet und nicht künstlich erzeugt, wie Sie das hier machen, und künstlich verstärkt.

Irgendwer - ich weiß jetzt nicht, wer das gewesen ist - hat gesagt, dass beim Wohnbus, ein guter Weg, Wiener Wohnen unterwegs, keine MigrantInnen hingehen. Mein eigenes Erleben ist ein anderes. Ich habe selbst welche getroffen. Ich halte das für eine hervorragende Möglichkeit, gerade für die Mieterinnen und Mieter vor Ort, über ihre Probleme zu reden und dort zu Verbesserungen beizutragen. Warum das von Ihnen schlechtgeredet wird, kann ich nicht nachvollziehen. Das sind alles nicht die Beiträge zur Problemlösung, von denen wir hier reden.

Dann noch ein Wort zu den Mieterbeirätinnen und Mieterbeiräten: Wir haben aktuell 880 Mieterbeirätinnen und Mieterbeiräte in 265 Anlagen. Auch da muss man dem Herrn Vizebürgermeister danken, dass er eine Initiative zur Stärkung und Unterstützung dieser Mieterbeiräte gesetzt hat. Im letzten Jahr ist eine Menge passiert. Ich erwähne da auch eine große Zufriedenheit und ich denke, das ist genau der Weg, den wir weitergehen könnten.

Ich muss Ihnen sagen, zu behaupten, dass Mieterbeiräte von der SPÖ ernannt sind, ist erstens falsch und zweitens unverfroren! Diese werden von den Mieterinnen und Mietern gewählt. Das ist gut so und wird natürlich auch so bleiben. 

Wagenplatz: Ich war bei der Frage Wagenplatz dabei und kenne das Projekt schon ganz lange und ehrlich gesagt, da stehe ich nicht an, ich halte das für ein durchaus vernünftiges und nettes Projekt. Ich kenne die Menschen, ich rede mit ihnen seit längerer Zeit. So ist es auch zu Lösungsvorschlägen gekommen. Nur muss man auch klarstellen, in Wirklichkeit ist es so, dass eine Gruppe von jungen Menschen an die Stadt herangetreten ist und gesagt hat, sie hat ein Problem und wir sollen helfen. Eine Verpflichtung dazu hat es nie gegeben. Trotzdem, wir sind eine sozial textierte Stadt, hat sich der Vizebürgermeister bereit erklärt, Gespräche zu ermöglichen, um diesen jungen Leuten zu helfen. Dann hat man lange herumgesucht und ein Grundstück für sie gefunden. Dieses Grundstück wurde von den Kosten her von der MA 69 mit einem bestimmten Preis geschätzt. Das Anliegen an den Vizebürgermeister, gegen eine Expertise der MA 69 zu verstoßen, ist merkwürdig. Würde das in irgendeiner anderen Form irgendein anderer Stadtrat machen, würde man das Kontrollamt einschalten und die Opposition würde schäumen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Du weißt, wo das Grundstück ist? Beim Kraftwerk Donaustadt!) 
Es gibt ein Schätzgutachten der MA 69. Ich bin nicht das Schätzamt. Ob das teuer oder nicht teuer ist, kann ich nicht beurteilen. Es ist ein amtliches Schriftstück, an das wir uns zu halten haben. Was wir schon machen werden, ist, der Herr Vizebürgermeister hat mich gebeten, weiterhin im Gespräch mit den jungen Leuten zu sein, um unter Umständen eine Lösung zu finden. Aber die Lösung wird nicht so sein, dass wir die Gesetze brechen, und zwar nicht deshalb, weil wir uns vor dem Kontrollamt fürchten, sondern weil wir uns grundsätzlich zum Legalitätsprinzip bekennen und gegen Gesetze aus Prinzip nicht verstoßen. Dort werden wir es auch in diesem Fall so machen. Das hat nichts mit der Sympathie oder Antipathie für das Projekt zu tun. Meine persönliche Sympathie für das Projekt ist beträchtlich hoch und das wird man dir auch sicher bestätigen. 

Noch ein Wort zum Rechnungsabschluss von Wiener Wohnen: Meine Damen und Herren, es gibt ein Anlagevermögen von Wiener Wohnen von 9 Milliarden EUR, ein Eigenkapital von mehr als 67 Prozent und einen positiven Prüfbericht. 

Das veranlasst mich dazu, Sie aufzufordern, diesem Rechnungsabschluss in der morgigen Sitzung zuzustimmen. Das kann man auch guten Gewissens machen.

Zum Abschluss noch Dank für die gute Arbeit an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsgruppe. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich war schon!) - Nein, nicht mehr, war schon.

Gibt es sonst noch eine Wortmeldung? – Nein, ich habe keine weitere Wortmeldung. Damit ist bereits der Herr Vizebürgermeister am Wort. Bitte schön, Herr Vizebürgermeister. 

VBgm Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werter Gemeinderat! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

In der Tat ist es so, dass die hohe Lebensqualität in unserer Stadt auch davon abhängig ist, wie wir das Wohnen organisieren. Wir haben heute schon mehrfach über die Mercer-Studie gesprochen. Die hat gezeigt, dass Wien im Vergleich am ersten Platz unter 215 Städten ist. Das für uns als Geschäftsgruppe Interessante ist der Umstand, dass bei drei Kategorien, die sich mit Wohnen beschäftigen, Wien zehn von zehn möglichen Punkten bekommen hat. Von daher wissen wir, Wohnen hat einen sehr hohen Stellenwert. 

Wir wissen auch, dass viele Forderungen an das Wohnen gestellt werden, mehr als in allen anderen Millionenstädten und Metropolen, weil wir eben einen hohen Standard haben und weil wir gewohnt sind, in Wien auf sehr hohem Standard weitere Forderungen zu stellen. Deshalb war in manchen Wortmeldungen der Opposition auch zu hören, dass es auf der einen Seite Kritik an den hohen Ausgaben gibt und zugleich in derselben Wortmeldung, manchmal sogar im selben Satz weitere Forderung eingebracht worden sind. 

Aber wo wir uns, glaube ich, sehr deutlich unterscheiden, auch von anderen Großstädten, ist der Umstand, dass wir ein sehr differenziertes Förderungsprogramm haben. Wir geben im Wesentlichen die Wohnbauförderung in drei großen Bereichen aus, nämlich im Neubau, in der Sanierung und in der Individualförderung. An diesen drei Bereichen, die auch sehr umfassend finanziert werden - im Neubau mit 284 Millionen EUR, in der Sanierung mit 208,5 Millionen EUR und in der Individualförderung mit 121,3 Millionen EUR -, sieht man, dass die Stadt Wien einen sehr hohen Anspruch an die Wohnbauförderung hat. Denn wir leisten nicht nur Mittel, die wir aus dem Finanzausgleich ziehen, für die Wohnbauförderung, sondern wir legen als Stadt noch einmal in etwa 145 Millionen EUR drauf, damit wir diesen sehr hohen Standard ermöglichen können. Das gilt für den Neubau, das gilt für die Sanierung, und das gilt für viele innovative Maßnahmen.

Es wundert mich fast ein wenig, dass in der Diskussion sehr wenig über die Ökoförderungen gesprochen worden ist, mit ganz wenigen Ausnahmen. Denn hier sind wir, wie ich meine, wirklich vorbildlich, und zwar im Bereich der Niedrighausenergieförderung - wir haben in Wien seit mehr als zehn Jahren im geförderten Wohnbau Niedrighausstandard verpflichtend -, in der Passivhausförderung, aber auch im Bereich der klimafreundlichen Wärmepumpen, der Biomasseheizungen, der Mini-Blockkraftheizwerke oder der solarthermischen Anlagen, wo wir mit insgesamt 3,7 Millionen EUR einen besonderen Schwerpunkt setzen und die Aktion Ökoförderung nicht nur verlängert, sondern auch weiter ausgebaut haben.

Das gilt auch für zusätzliche Förderungen im Bereich der finanziellen Unterstützung. Wir haben die Zuschüsse für die Be- und Entlüftungsanlagen deutlich angehoben. Bei den Niedrigenergiehäusern sind es 11 000 EUR, bei den Passivhäusern sogar 14 000 EUR.

Ich glaube, dass wir gerade auch in diesem Bereich, in der ökologischen Bauweise, zeigen, wie innovationsfreudig der Wiener Wohnbau ist. Es ist deshalb kein Zufall, dass wir mit den geförderten mehrgeschoßigen Passivwohnhäusern bereits die höchste Dichte an Passivhauswohnungen im mehrgeschoßigen Wohnbau in Österreich haben, dass wir das erste Studentenwohnheim der Welt auf Passivhaustechnologie haben oder auch die größte Passivhaussiedlung Europas vor der Realisierung haben. Das heißt, wir versuchen jetzt, gerade auch im Neubau, wo wir 24 Prozent aller Neubauten auf Passivhaustechnologie errichten, besondere Schwerpunkte zu setzen.

Ich möchte noch einmal den Bogen zu Kollegin Frank und zur Frage der thermisch-energetischen Sanierung spannen, weil auch das ganz bewusst ein Schwerpunkt von uns ist und wir aus heutiger Sicht natürlich nur den heutigen wissenschaftlichen und technologischen Standard beurteilen können. Da sagen uns alle Verantwortlichen, auch unsere eigene MA 39, die in diesem Bereich europaweit hohe Anerkennung genießt, dass das eine besonders günstige Form für den Klimaschutz ist, aber auch für die Mieterinnen und Mieter, die sich sehr viel an Heizkosten ersparen. 

Wir haben berechnet, dass wir im vergangenen Jahr 254 000 t CO2 allein durch die thermisch-energetische Sanierung eingespart haben. Das heißt, wir sind im Wohnbau auch ein ganz wichtiges Element im Bereich des Klimaschutzprogramms der Stadt Wien, und das wollen wir ausbauen. Wir haben im vergangenen Jahr 131 Wohnhausanlagen mit rund 4 900 Wohnungen thermisch-energetisch saniert und die Vorarbeiten beziehungsweise die Umsetzungsschritte durchgeführt. Die Gesamtsanierungskosten dafür haben rund 87 Millionen EUR betragen, davon allein 31 Millionen EUR an Fördermitteln der Stadt Wien.

Sie haben natürlich recht, es kann sein, dass in Zukunft weitere Probleme auftreten. Aus heutiger Sicht ist das, wie ich meine, für das Klimaschutzprogramm der Stadt Wien, aber auch für die Mieterinnen und Mieter eine hervorragende Leistung, die wir hier als Stadt Wien erbringen.

Dass wir in der Stadterneuerung ganz neue und sehr akzeptierte Wege gehen, zeigt der Umstand, dass der Stadterneuerungspreis, der in der vergangenen Woche von der Bauinnung und der Wirtschaftskammer vergeben worden ist, im Wesentlichen fast ausschließlich an geförderte Wohnbauten in Wien gegangen ist. Es war mir eine große Freude, dass beispielsweise der Kauerhof den ersten Platz gewonnen hat, ein früheres Spekulationsobjekt, das im Privateigentum stand, aber nun mit Unterstützung eines hervorragenden Bauträgers und mit Unterstützung der Stadt Wien zu einem ganz attraktiven Wohnbau geworden ist. 

So stellen wir uns Sanierungsschritte auch vor, dass man im Sinne der Bezirksbevölkerung Maßnahmen setzt, zugegebenermaßen mit hohem finanziellen Aufwand. Dazu bekenne ich mich auch, dass wir als Stadt hier sehr viel leisten, um auch private Hauseigentümer zu motivieren, solche Sanierungsschritte zu setzen. Aber ich glaube, dass das insgesamt, wenn man die Stadt als Ganzes, als eine Einheit sieht, ein großer Vorteil ist, weil es auch ein Beitrag zur sozialen Durchmischung in der Stadt Wien ist, damit es eben nicht, so wie in anderen Großstädten, abgewohnte Viertel gibt, die dann ausschließlich von sozial Schwachen bewohnt werden, sondern dass es eine sinnvolle soziale Durchmischung im gesamten Stadtgebiet gibt.

Einen Punkt möchte ich ansprechen, weil es mich ein bisschen gewundert hat, dass er von der Opposition nicht erwähnt worden ist. Das ist die Frage, wie wir in Zukunft noch bessere Serviceangebote für Menschen mit besonderen Bedürfnissen stellen können, für Menschen, die körperlich behindert oder vielleicht auch in einem fortgeschrittenen Lebensalter sind und deshalb besondere Unterstützung brauchen. Ich glaube, es ist eine große gesellschaftspolitische Herausforderung für uns alle, dass wir in Zukunft Wohnungen bauen, in denen Menschen mit besonderen Bedürfnissen möglichst lange auch in ihrer Lebenszeit bleiben können. 

Das ist der Grund dafür, dass ich im vergangenen Jahr eine Kompetenzstelle für barrierefreies Wohnen eingerichtet habe, um ein solches verbessertes Serviceangebot für behinderte oder ältere Menschen zu bieten. Da bin ich ganz besonders auch Frau Landtagspräsidentin Prof Erika Stubenvoll dankbar, die als Vorsitzende der Behindertenkommission als Motor dieser Kompetenzstelle fungiert hat. Wir haben das erfreulicherweise gemeinsam realisieren können, und ich hoffe, dass das auch eine Stelle ist, die für viele Menschen in unserer Stadt zusätzliche Verbesserungsmöglichkeiten für die Lebenssituation bewerkstelligen wird. 

Wir sehen, dass das schon greift. Im Jahr 2007 haben wir 191 Behindertenmaßnahmen mit Einmalzuschüssen durchgesetzt, im Jahr 2008 waren es bereits 237. Unsere verstärkte Beratungstätigkeit auch im Vorfeld der Einrichtung der Kompetenzstelle greift also, und ich bin davon überzeugt, dass es im heurigen Jahr wahrscheinlich noch mehr sein werden und wir für behinderte Menschen in unserer Stadt noch mehr tun können.

Ich denke, dass der Wohnbau auch ein ganz wichtiges Element der Konjunkturförderung ist. Ich glaube, es ist hier im Haus ziemlich unbestritten, dass es wichtig ist, dass der Wohnbau im Neubau, aber auch in der Sanierung Maßnahmen setzt, um die Wirtschaft und die Konjunktur zu beleben. Wir haben im vergangenen Jahr allein in diesen beiden Bereichen 475 Millionen EUR investiert und damit ein Bauvolumen von fast 1,5 Milliarden EUR in Gang gebracht! 

Das war sicher mit ein Grund dafür, dass wir nicht nur die 17 000 Arbeitsplätze, die sonst schon bei Großprojekten eingesetzt werden, sichern, sondern zusätzlich noch weitere Arbeitsplätze schaffen konnten, insbesondere durch die Sanierungsverordnung, die wir ja gemeinsam beschlossen haben, auch im Ausschuss, als es darum gegangen ist, vor allem die Klein- und Mittelbetriebe mit zusätzlichen Förderungen zu unterstützen, sodass wir mit dieser Sanierungsverordnung weitere 700 Arbeitsplätze schaffen konnten.

Ich möchte noch einen Punkt ansprechen, weil er vielleicht auch in der Diskussion ein bisschen missverständlich aufgenommen worden ist, und zwar den besonderen Themenschwerpunkt, den wir im Rahmen der Bauträgerwettbewerbe setzen. Wir haben bei den Bauträgerwettbewerben jetzt schon drei Kategorien gehabt, nämlich die Qualität der Architektur, die Ökologie und die Wirtschaftlichkeit, und wir haben jetzt eine vierte Säule neu eingeführt, nämlich jene der sozialen Nachhaltigkeit.

Da geht es uns nicht darum, Kollege Kenesei, dass wir Hausbesorger im Rahmen dieser sozialen Nachhaltigkeit einführen, sondern es geht uns bei dieser vierten Säule darum, dass wir schon beim Bau eines Gebäudes darüber nachdenken, wie es betreut wird. Denn wir glauben, dass es auch für die soziale Atmosphäre in einem Wohnbau ganz wichtig ist, wie Hausgemeinschaften vor allem in einem neu errichteten Gebäude zusammengeführt werden. 

Ich denke, es ist kein Zufall, dass den ersten Wiener Wohnbaupreis, der von einer internationalen Jury ausgewählt und vor wenigen Tagen verliehen worden ist, ein Objekt bekommen hat, bei dem es ganz besonders um diese Frage geht: Wie leben unterschiedliche soziale Gruppen miteinander, wie leben Zuwanderer, Menschen mit Migrationshintergrund, mit anderen harmonisch zusammen? Dass dieses Projekt, der Urbanbau im 23. Bezirk, den Zuschlag bekommen und den ersten Preis gewonnen hat, ist ein Zeichen dafür, dass sich Wohnbau nicht nur mit technischen Fragen, sondern auch mit sehr vielen Fragen des Zusammenlebens beschäftigen muss.

Ganz zum Schluss noch zu den Themen, die Wiener Wohnen betreffen. Sie wurden ja von meinen Vorrednern, den GRen Vettermann und Florianschütz, schon sehr umfassend dargestellt, aber auch hier vielleicht noch eine Anmerkung.

Wiener Wohnen betreut insgesamt 220 000 Wohneinheiten und fast eine halbe Million Menschen. Es ist mir völlig bewusst, dass es in dieser großen Menge immer eine Reihe von Punkten geben kann, die nicht zufriedenstellend ablaufen. Aber ich würde trotzdem sagen, dass man, wenn Kollege Ellensohn das Beispiel bringt, dass bei einer Räumaktion ein Fahrrad abhanden kommt, vielleicht doch nicht übersehen sollte, dass es wenige Groß- und Millionenstädte gibt, in denen ein Durchschnittsverdiener sich in einem Bezirk wie Hietzing eine Sozialwohnung leisten kann. Ich würde Sie alle einladen, sich einmal in einer anderen Millionenstadt umzuhören, wo sich in wirklich teuren Vierteln der Stadt Durchschnittsverdiener, manchmal sogar sozial Schwächere, eine Wohnung leisten können!

Daher sage ich, wenn das wirklich ein Problem ist, dann will ich es gar nicht gering schätzen, und dann wird sich auch die Hausverwaltung Wiener Wohnen damit beschäftigen. Aber wir sollten gemeinsam die Dimension sehen, in der wir solche Einzelfälle behandeln. Die Gesamtzusammenhänge sind schon so, dass sich viele Wienerinnen und Wiener einen leistbaren und gut ausgestatteten Wohnraum in unserer Stadt leisten können, und dafür treten wir auch ein.

Meine Damen und Herren! Ganz zum Schluss noch der Hinweis auf das, was wir legistisch auch gemeinsam durchgesetzt haben: Die Sanierungsverordnung habe ich schon angesprochen, mit einem völlig neuen Fördersystem, mit einem Staffelfördersystem, wodurch wir auch private Hauseigentümer noch stärker motivieren, Sanierungen durchzuführen. 

Es ist uns auch gelungen, gemeinsam eine Novelle zur Bauordnung zu beschließen - fast gemeinsam, sage ich, bedauerlicherweise nur fast gemeinsam, obwohl die gemeinsame Diskussion in der Arbeitsgruppe eine sehr konstruktive war. Ich glaube, dass wir mit der Präzisierung des § 69 viel erreicht haben, aber auch mit der Neudefinition der Giebelflächen in den Gebäudehöhen oder auch mit der Frage, inwieweit jetzt Jugendliche stärker berücksichtigt werden, auch im Neubau und in der Sanierung. Da bin ich sehr froh, dass die Arbeitsgruppe der GemeinderätInnen Heinz Vettermann und Tanja Wehsely Vorarbeiten dafür geleistet hat, dass das auch in die Bauordnung einfließt. 

Ich glaube, das muss auch der weitere Weg sein, dass wir gemeinsam versuchen, zu überlegen, in welcher Bandbreite es unsere politischen Stellungnahmen gibt und wie wir gemeinsam zu einer Lösung kommen. Wir hätten es mit einer absoluten Mehrheit leicht, wir hätten uns das alles nicht anhören müssen, aber ich glaube, es war richtig, dass wir es gemacht haben. 

Ich sage, ich habe auch gelernt auf Grund von Vorschlägen, die auch von den Oppositionsparteien gekommen sind, und wir haben, wie ich meine, eine gemeinsame Lösung getroffen, zu der wir stehen können. Ich denke, das wird uns bei der Novelle zur Garagenverordnung auch gelingen, auch wenn sich hier zeigt, dass die Bandbreite eine große ist. Aber ich bin davon überzeugt, dass wir uns im Ausschuss gemeinsam bemühen werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Deshalb möchte ich mich für die Unterstützung im vergangenen Jahr herzlich bedanken, bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meiner insgesamt sieben magistratischen Abteilungen, aber auch beim städtischen Unternehmen Wiener Wohnen, beim Wohnfonds und beim Wohnservice Wien, bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die wirklich hervorragende und sehr intensive Arbeit leisten. 

Ich möchte mich aber auch ganz besonders herzlich bei allen Mitgliedern des Wohnbauausschusses für die sehr konstruktive Diskussion bedanken und hoffe, dass wir das auch im heurigen und im kommenden Jahr weiter so pflegen. Denn ich bin davon überzeugt, dass wir zum Wohle der Wienerinnen und Wiener gemeinsam sehr viel bewerkstelligen können. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und zur Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen liegt mir keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. - Bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

In meiner ersten Rede zum Rechnungsabschluss im Bereich Kultur darf ich auch hier sagen, dass wir den Rechnungsabschluss in diesem Geschäftsbereich natürlich ablehnen, weil wir der Meinung sind, dass hier in vielen Bereichen falsche Prioritäten gesetzt werden, dass viel zu sehr ideologische Kunst und Kultur subventioniert wird und auch ideologisch grenzwertige Kunst und Kultur gefördert wird, und auch, weil hier viel zu wenig Kontrolle und Transparenz vorhanden ist.

Es ist auch heuer wieder symptomatisch, dass wir erst in der Früh den Kulturbericht und den Wissenschaftsbericht fürs letzte Jahr vorliegen hatten, kurz vor Beginn der Sitzung, wodurch eben die Gemeinderäte der Opposition immerhin auch keine Gelegenheit mehr hatten, sich wirklich einzulesen und in der heutigen Sitzung darauf einzugehen. Da sieht man auch, wie seitens der Mehrheitsfraktion, der SPÖ, hier im Gemeinderat vorgegangen wird, in welcher Arroganz gegenüber den Oppositionsparteien vorgegangen wird. Das wiederholt sich natürlich jedes Jahr, und es wird somit auch schwer sein, auf die Berichte einzugehen. 

Trotzdem ein paar Punkte zum Budget der MA 7, ein paar Punkte zum Beispiel, die mir am Herzen liegen und die auch in den letzten Sitzungen schon erwähnt wurden, wie zum Beispiel das Volkstheater, das jährlich 10 Millionen EUR an Subventionen bekommt, 6 Millionen von Wien, 4 Millionen vom Bund. Der Rechnungshofbericht hat auch eine mangelnde Auslastung festgestellt. Man sieht daran schon eines, nämlich dass das Volkstheater hier im roten Wien irgendwie ein ganz besonderes Prestigeobjekt ist. Es hängt ja nicht umsonst der rote Stern vor dem Volkstheater. 

Ich darf, nachdem ich gerade das Wochenende in Moskau verbracht habe, gemeinsam mit freiheitlichen Freunden, auch sagen: In Moskau, der Hauptstadt des Kommunismus - da ja Moskau auch das Zentrum der kommunistischen Ideologie und Macht war -, gibt es keine roten Sterne mehr! Da sind am Kreml, bei den Kremltürmen, bei der Einfahrt in den Kreml, die Sterne schon längst vergoldet worden, sie sind nicht mehr rot. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Aber hier - und das ist schon eigenartig -, im roten Wien, gibt es doch noch einen roten Stern am Volkstheater, der stolz präsentiert wird. (Beifall von StR Johann Herzog.)
Zurück zum Theater selbst: Überhöhte Gagen, mangelnde Auslastung, wie eben festgestellt, Pensionsversorgung für Geschäftsführer, kein Marketingkonzept, keine Kostenrechnung - da fragt man sich schon: Warum sorgt hier angesichts dieser hohen Förderung, die immer beschlossen wird, niemand für Ordnung?

Oder zum Ronacher: Die Vereinigten Bühnen haben mit 37 Millionen EUR einen sehr, sehr großen Anteil am Budget. Es ist aber doch eine gewaltige Provokation, wenn man weiß, dass dieses Theater erst vor zehn Jahren saniert wurde. Jetzt wurde erst wieder eine so genannte Funktionssanierung durchgeführt, mit einer neuen Bühnentechnik, mit zweigeschoßigem Dachausbau, aufklappbarem Dach, also auch bei Schönwetter unter freiem Himmel. Das ist alles sehr schön und faszinierend, auch Kellerausbau, Unterbühne, aber man kann doch, bitte, nicht alle zehn Jahre so ein Haus umbauen! Zuerst waren 34 Millionen EUR geplant, mittlerweile sind wir bereits bei 47 Millionen EUR für die Sanierung angelangt. Man sieht, es stellt sich das Ronacher auch als Fass ohne Boden heraus.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Solange es in Wien baufällige Schulgebäude gibt, solange es in Wien junge Menschen ohne Lehrstellen gibt oder solange es in Wien auch ein Sicherheitschaos gibt, dem man mit diesen Beträgen zumindest teilweise entgegenwirken könnte, kann ich mir solche Renovierungen eben nicht vorstellen, wenn man hier in Wien ernsthaft Politik betreiben will.

Ein Thema, das uns natürlich auch am Herzen liegt und das wir morgen im Ressort Bildung und Jugend diskutieren werden, weil es dort auch hingehört, sind die Musikschulen. Aber natürlich sind die Musikschulen auch eine Grundlage für eine kulturelle Entwicklung in Wien, deswegen sei das hier kurz gestreift. Wir haben es schon oft gesagt, aber man kann es nicht oft genug wiederholen: In Oberösterreich mit 1,4 Millionen Einwohnern gibt es 67 Musikschulen, und 57 000 Schüler dürfen sie besuchen. In Wien gibt es 1,8 Millionen Einwohner, 17 Musikschulen und 5 000 Schüler, die hier die Musikschulen besuchen. 1 000 hätten gerne einen Platz, bekommen diesen aber nicht, obwohl sie gerne eine Musikschule besuchen würden.

Deswegen erneuern wir auch heute unsere Forderung, unsere freiheitliche Forderung nach einem Musikschulgesetz. Wir werden von diesem Thema sicher nicht heruntergehen und Sie auch laufend daran erinnern, meine sehr geehrten Damen und Herren! Denn das ist uns wichtig. 

Das hat auch Herr Prof Michael Frischenschlager gesagt, der ehemalige Direktor der Wiener Musikhochschule. Ich zitiere: Von den Musikschulen hängt die Zukunft des Musiklandes Österreich ab. Auch Nikolaus Harnoncourt oder Otto Schenk haben gemeint, es sei ein Verbrechen, wenn Kindern eine musikalische Ausbildung vorenthalten wird. 

Aber leider besteht anscheinend hier im roten Wien kein Interesse daran, kein Interesse der SPÖ, etwas zu ändern. Es liegt auch der Verdacht nahe, dass der Musikstandort in Wien zerstört werden soll. Aber wir als Freiheitliche wollen das nicht. Wir wollen, dass hier auch ein Nachwuchs gedeihen kann, damit die Musikhauptstadt Wien erhalten bleibt. 

Die Wiener Festwochen sind vielleicht auch erwähnenswert. 11 Millionen EUR bekommen sie bei einer 30-prozentigen Auslastung. Unsere Kritik ist auch vollkommen klar: Es wird immer mehr zum Minderheitenprogramm, es gibt immer mehr internationale Produktionen, und es gibt immer weniger Wien-Bezug. Da gibt es einen ehemaligen Revolutionär Luc Bondy, der gleich einmal einen Zehnjahresvertrag bekommt, der fast einen Beamtenstatus hier in Wien erhält, oder den Regisseur Peter Sellars, der auch einen zehnjährigen Vertrag als fix Angestellter, als quasi Beamter hier im roten Wien bekommt. Da wurden eben krisensichere Jobs für diese Herrschaften geschaffen. 

Jetzt sagt der Kontrollamtsbericht über die letzte Periode, dass bei manchen Vorstellungen der Besucherplatz mit bis zu 1 200 EUR subventioniert wird. Das sind ja wirklich unvorstellbare Summen, wenn man das zum Beispiel mit den Budgets bei den Bezirksfestwochen vergleicht! Da wird einfach unangemessen gefördert, und das zieht sich wie ein roter Faden durch die Kulturpolitik hier im roten Wien. 

Aber im Gegensatz dazu gibt es auch Stiefkinder. Zum Beispiel die Musikschulen habe ich schon erwähnt, aber es sind auch die Bezirksmuseen. Der Jüdische Friedhof ist auch ein Stiefkind, oder die Denkmalpflege, es gibt nur 1 Million für die Denkmalpflege. Das muss man sich vorstellen: 47 Millionen für das Ronacher, und 1 Million für die Denkmalpflege! Die Bezirksmuseen bekommen 787 000 EUR für alle 23 Bezirke im Jahr. 

Es gibt also sehr, sehr viele Beispiele, die man hier nennen kann, für eine völlig falsche Prioritätensetzung. Zum Beispiel das WUK erhält ständig eine Subvention von über 1 Million EUR, auch im Jahre 2008, obwohl es von den Betreibern fast zur Konkursreife geführt wurde. Oder die Zeitschrift „k2", eine ganz eindeutige Werbung für die Landeshauptleute Häupl und Pröll, die hier im Hochglanzformat beworben werden. 

Weitere Beispiele: Das „Theater zum Fürchten" bekommt 300 000 EUR an Förderung, es gibt keine nachvollziehbaren Abrechnungen und keine unabhängigen Rechnungsprüfer. Oder der Theaterverein Gumpendorf: Dort haben sie zu 94 Prozent Förderung und zu 6 Prozent Eigenleistung, eine Auslastung von um die 45 Prozent, 23 Prozent Freikarten, also beträgt die Förderung pro Besucher 110 EUR. Das ist einfach nicht mehr verhältnismäßig.

Ihre Kulturpolitik zieht sich hier wie ein roter Faden weiter. Der Verein Netzzeit: überhaupt ein Skandal, da sich der Obmann und seine Frau, die Kassierin ist, anscheinend selbst die Honorarnoten auszahlen! Sie bekommen 400 000 EUR im Jahr. In den letzten zwei Jahren gab es in Wien ungefähr zu 50 Prozent Freikarten, und wenn sie außerhalb von Wien tätig sind, ist sowieso alles frei. Hier finanziert die Gemeinde Wien mit 1,6 Millionen EUR innerhalb von drei Jahren einen Verein, der gesetzeswidrige Statuten hat oder hatte, wo keine Wahl von Rechnungsprüfern nachweisbar ist, wo Obmann und Kassier, wie schon erwähnt, familiär gebunden sind, wo Krankenkassenbeiträge nicht bezahlt werden, und so weiter, und so fort.

Aber das ist nur die Spitze des Eisbergs, im roten Wien geht es ja auch sehr bunt zu. Man sieht auch an der kulturellen Prioritätensetzung, woher der Wind weht, weil es Bgm Häupl hier auch möglich macht, unser aller Steuergeld von den Bürgern für linke Geschmacklosigkeiten zu verwenden! Während die Gebührenschraube laufend nach oben gedreht wird, werden die Schulen kaputt gespart, das Wohnen wird immer teurer, immer mehr Leute bekommen die Krise zu spüren. Gleichzeitig hat man Geld für linke Geschmacklosigkeiten hier in Wien bei Kulturvereinen, die eben von der SPÖ-Wien gefördert werden. (GR Marco Schreuder: Kultur sind Arbeitsplätze ...!) 

Es ist Bgm Häupl anscheinend vollkommen egal, wenn linke Randgruppen und Minderheitenprogramme gefördert werden. Hauptsache, die Freundschaft und die Ideologie passen, der Geschmack ist vollkommen Nebensache. Man drückt auch bei der Finanzgebarung die Augen zu. Ich möchte hier einige Beispiele erwähnen, wo die FPÖ selbstverständlich gegen die Subvention gestimmt hat.

Zum Beispiel bekommt die Kunsthalle im Museumsquartier 300 000 EUR jährlich. Da werden zum Beispiel Ausstellungen wie „The Porn Identity" gefördert, „Expeditionen in die Dunkelzone", wo ausschließlich pure Pornographie zur Schau gestellt wird. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das mag ja mehreren Leuten privat gefallen, aber es ist doch, bitte, ein Widerspruch, für so etwas öffentliche Steuergelder zu verwenden und sie auch auszugeben. Man sucht dort auch den künstlerischen Aspekt vergebens, aber der Steuerzahler darf ganz tief in die Tasche greifen.

Immer wieder erregen die laufenden und geplanten Aktivitäten in der Kunsthalle die Gemüter, wie zum Beispiel vor einigen Jahren, als sich dort die mexikanische Künstlerin Teresa Margolles auf Kosten der Steuerzahler profilieren durfte, indem sie die Darstellung eines toten Babys präsentiert hat. Das wurde dem Steuerzahler stolz als Kunst präsentiert. Ich weiß, das hören Sie nicht gerne. Aber das ist genau die Gewichtung im Kulturbereich, die wir eben aus gutem Grund ablehnen, weil das nicht im Sinne des Steuerzahlers sein kann, verehrte Frau Kollegin Ringler. 

Das wurde also den Wienerinnen und Wienern stolz als Kunst präsentiert, oder andere Geschmacklosigkeiten wie Vibratorspiele oder missgebildete Säuglinge und weitere Sachen, die ich hier gar nicht erwähnen darf, weil man sie mit Worten gar nicht mehr ausdrücken kann. Aber das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist Ihre Kulturpolitik! Dafür werden Hunderttausende oder auch Millionen an Wiener Steuergeldern ausgegeben, das ist Ihre SPÖ-Kulturpolitik. Wahrscheinlich begeilt sich die linke Schickeria daran, aber den Bürger, meine sehr geehrten Damen und Herren, stößt das auch ab! (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Na ja, ich glaube, die linke Kulturschickeria begeilt sich sicherlich auch an den hundert türkischen Fahnen, eben auch beim Museumsquartier, wo sich ein türkischstämmiger Künstler austoben durfte, sich - ich zitiere - die kulturelle Hegemonie erkämpfen wollte und mit dem Halbmond auf Rot deutsches Kulturgut erobern wollte, wie Herr Zaimoglu selbst gesagt hat. Das mag die linke Kulturschickeria auch begeilen; ich glaube, der Steuerzahler findet das eher letztklassig. Dafür wurden extra noch 40 000 EUR zur Verfügung gestellt. Wir Freiheitliche haben natürlich lautstark dagegen protestiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die nächste Geschmacklosigkeit hat Kollege Ebinger sehr gut aufgedeckt: „Pension Fritzl" ... (GRin Inge Zankl: ... „begeilt" sich schon! - GR Dipl-Ing Martin Margulies: ... schon gesagt! - Weitere Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) Na ja, wissen Sie, es ist oft dasselbe, weil es wichtig ist. Es scheint Ihnen egal zu sein. Sie sind ja auch ein Teil der linken Kulturschickeria, Sie begeilen sich vielleicht daran. Aber uns ist es einfach zuwider, deswegen muss man es aussprechen, Herr Kollege Margulies. (Beifall bei der FPÖ. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Diese Rede haben Sie ...!)
Herr Kollege Margulies! Wenn Sie hier Reden zum Rechnungsabschluss halten, dann wird sich auch einiges wiederholen. Das haben Rechnungsabschlüsse so an sich. Aber man darf sich deswegen trotzdem nicht verschweigen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Aber das war vorigen Monat und vor zwei Monaten! Das war dieselbe Rede! - Gegenrufe bei der FPÖ.) Das glaube ich nicht.

„Pension Fritzl - eine Keller-Soap" im 3raum-anatomietheater: 150 000 EUR jährlich. Das mag Ihnen gefallen, wenn Herr Kramar sein eigenes Stück beschreibt: „Im Keller unterm Teppich: Tiefer geht es nicht mehr. Einfach: Nieder-Österreich". Weiter: „In der ‚Pension Fritzl' tummeln sich ... die bekanntesten und beliebtesten Österreicher: Der Herr Fritzl, der Fritzlsohn, die Fritzltochter, die Fritzlfrau." Das gefällt Ihnen wahrscheinlich sehr gut, Herr Margulies. Aber das ist tatsächlich nichts anderes als eine Verhöhnung der Opfer, und so etwas darf man mit unseren Steuergeldern nicht subventionieren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist auch etwas politisches Gewissen gefordert in solchen Situationen, wenn Opfer verhöhnt werden, wenn genau in dem Zeitrahmen, als der Prozess gelaufen ist und Herr Fritzl zu lebenslanger Haft verurteilt wurde, wegen Mordes durch Unterlassung, Vergewaltigung, Sklaverei angeklagt wurde, gleichzeitig so ein Stück mit unseren Steuergeldern subventioniert wird. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Da ist doch, bitte, politisches Gewissen notwendig (GRin Mag Marie Ringler: Haben Sie sich schon einmal den Deix angeschaut?), und das zeigt doch auch das wahre Gesicht der Wiener Kulturpolitik. (GRin Mag Marie Ringler: Haben Sie schon einmal darüber gelacht?) 

Ja, ich lache über Deix sehr oft, aber Deix bekommt ja, glaube ich, nicht für jedes seiner Bilder eine Subvention der Gemeinde Wien, oder? Das muss man ein bisschen unterscheiden. (GRin Mag Marie Ringler: Freiheit der Kunst! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Die Freiheit der Kunst - wenn die Kunst frei ist, dann braucht sie auch keine Subvention, Frau Ringler! Denn sonst ist sie nicht mehr frei, dann ist sie gebunden. Da geben Sie mir doch recht?! (Zwischenrufe bei FPÖ und GRÜNEN.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In einer humanistischen Gesellschaft gefordert ist ein politisches Gewissen, vor allem, was solche Fälle betrifft. Das vermissen wir.

Zum krönenden Abschluss - ich kann es nicht lassen, auch wenn es sich wiederholt: Das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes wird jährlich mit 303 000 EUR gefördert. Ich mag jetzt nicht zum hundertsten Mal das Gerichtsurteil wiederholen, dass eben die letzte Instanz zu Recht erkannt hat, dass gewisse Wertungen straffrei bleiben, wie zum Beispiel „linke Wühlarbeit", „Sümpfe aus Lüge und Denunziation". Trotzdem bekommt das DÖW jährlich 303 000 EUR. Da werden ganz, ganz gezielt - eben mit Steuergeldern, weil Sie es so beschließen und so wollen - Andersdenkende diffamiert, kriminalisiert und ins rechte Eck gestellt. Das lehnen wir ab. Es kann nicht sein, dass die Kulturpolitik in Wien so verläuft. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Abschließend fordere ich Sie deswegen auf: Lassen Sie endlich diese verstaubte 68er-Ideologie links liegen! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Kümmern Sie sich bitte endlich um die Anliegen und Bedürfnisse der Wiener. (Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) Hören Sie bitte auf, ewiggestrig zu sein, und leben Sie bitte in der Gegenwart! (Beifall bei der FPÖ.) Denken Sie an die Zukunft! Kramen Sie nicht dauernd aus den Schubladen oder aus dem Mülleimer der Geschichte alte, längst vergangene Ideologien heraus, sondern denken Sie an die Gegenwart und an die Zukunft. Versuchen Sie, die Probleme der Bürger zu lösen! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Wir fordern für die Kulturpolitik in Wien ein deutliches Bekenntnis zu Kunst und Kultur als Träger der österreichischen Identität ein. Wir fordern Kontrolle der Mittel ein. Wir fordern mehr Transparenz ein. Und wir lehnen diesen Rechnungsabschluss ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Mag Ringler. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Irgendwann einmal wird die Rache des Archivs Herrn Gudenus heimholen: Irgendjemand wird sich die Mühe machen und nachschauen, ob er jedes Jahr Wort für Wort das Gleiche sagt oder nur die gleichen Geschichten erzählt. (GR Dr Herbert Madejski: Er hat noch nie gesprochen bei der Kultur, Frau Ringler ...!) Das kann ich definitiv ausschließen, weil ich bei den Kulturdebatten immer anwesend bin. Daher weiß ich, wann Herr Gudenus spricht. Er hat zum Beispiel schon öfters über das Amerlingbeisl gesprochen; wir haben gerade sehr besorgt festgestellt, dass er es diesmal nicht erwähnt hat. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: ... Jugendausschuss! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Reden wir über die wichtigen Dinge! (GR Dr Herbert Madejski: Von denen Sie glauben, es ist wichtig!) Reden wir nämlich über die Frage des Budgets und darüber, was dieser Rechnungsabschluss zeigt und was das letzte Jahr für die Kulturschaffenden in dieser Stadt gebracht hat. 

Eine Erhöhung von Kulturgeldern ist ja grundsätzlich etwas Positives, etwas, was uns freut. Es freut uns, dass in den letzten Jahren das Kulturbudget immer weiter gestiegen ist. Aber wir ersparen Ihnen und uns nicht den Blick in die Details und schauen uns genau an, wohin diese Erhöhungen geflossen sind. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Jetzt wird es wichtig! Aufpassen!) Genau, Sie sollten gut zuhören! Vielleicht ist das ein Anstoß für die nächste Rede. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Die Bibliotheken, zum Beispiel, haben plus 37 Prozent, das ist erfreulich. Aber wenn unsere Recherchen korrekt sind, dann ist es deshalb so, weil es drei große Ankäufe gegeben hat - was auch erfreulich ist, was aber sagt: In dieser Post, in diesem Budgetansatz gibt es mehr Geld, aber nicht mehr Geld für laufende Arbeit, sondern für drei sicherlich wichtige Ankäufe. 

In der Literatur gibt es plus 156 Prozent des Budgets. Wenn wir unseren detektivischen Spürsinn richtig eingesetzt haben, dann sind das genau die 1,5 Millionen EUR für den Umbau der Alten Schmiede. Das ist zwar auch erfreulich, sagt aber nur: Die Erhöhung ist in eine große, wichtige, wertvolle Institution gegangen, und nicht in die Breite der Literatur und des Literaturschaffens in dieser Stadt. 

Der Tourismus hat durch die erhöhte Ortstaxe im letzten Jahr mehr Geld bekommen, auch einen ziemlich wesentlichen Betrag, und bei den Großveranstaltungen sind jetzt einige wesentliche Posten, unter anderem aus dem Mozartjahr, weggefallen. (GR Ernst Woller: Richtig gerechnet!) Dafür haben aber die Wiener Festwochen plus 770 000 EUR, das Donauinselfest plus 200 000 EUR und das ÖVP-Stadtfest plus 100 000 EUR. - Herr Woller sagt: „Richtig gerechnet.“ Das freut mich. Das wird auch meine Mitarbeiterin Daniela Pirk freuen, die sich da wirklich viel Mühe gemacht hat. Auf diesem Wege: Vielen Dank! 

Was sagt das aber, wenn wir uns jetzt den letzten Posten anschauen, nämlich jenen der Alltagskultur? Da beginnt sich nämlich langsam ein roter Faden durchzuziehen. Die Alltagskultur: plus 82,3 Prozent, auch fein! Alltagskultur ist etwas, was wir GRÜNE sehr unterstützen, in den Bezirken, vor Ort, lokalbezogene Kultur. Aber wenn wir genauer hinschauen, dann fragen wir uns: wohin ist dieses Geld geflossen?, und stellen fest: in SPÖ-nahe Vereine! In den Verein Stadtimpuls, in Kunst am Grund - ein Verein, bei dem sogar ein hier anwesender Gemeinderat die Unterschrift für die Subvention geleistet hat -, ins Donaukanaltreiben und ins Wiener Volksbildungswerk. 

Jetzt bin ich durchaus der Meinung, dass das Wiener Volksbildungswerk in den letzten Jahren, sagen wir einmal, Nachholbedarf gehabt hat. Und das Gute ist, dass man versucht, es neu auszurichten. Aber man kann festhalten: Die großen Erhöhungen in der Alltagskultur sind in die großen Vereine, die der SPÖ nahe stehen, geflossen. Und ebenso bei den Großveranstaltungen: plus 200 000 EUR für das Parteifest Donauinselfest, plus 100 000 EUR für das Parteifest der ÖVP. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das zeigt nur, dass hier bedauerlicherweise - mit einer löblichen Ausnahme, nämlich im Bereich der darstellenden Kunst, wo es Erhöhungen gegeben hat, die tatsächlich in unterschiedlichste kleinere Häuser und kleinere Projekte geflossen sind - im Großen und Ganzen Erhöhungen stattgefunden haben, die in große Häuser oder in SPÖ-nahe Vereine gegangen sind. 

Große Häuser sind per se nichts Schlechtes. Aber es zeigt die Systematik, mit der in dieser Stadt Kulturpolitik gemacht wird. Die Großen, die laut schreien, bekommen viel Geld, und die Kleinen haben es schon viel, viel schwerer. Wenn es nicht so etwas gäbe wie den Versuch einer Theaterreform - einiges ist da sicherlich gelungen, und einiges hat auch nicht funktioniert -, der maßgeblich darauf zurückzuführen ist, dass wir GRÜNE, damals noch gemeinsam mit der ÖVP, darauf gedrungen haben, dass hier etwas passieren muss, dann würde wahrscheinlich auch in diesem Bereich das ganze Geld ins Volkstheater fließen, in die Erhöhung bei den Wiener Festwochen fließen und wenig in die kleineren Projekte. 

Ist Kleinsein schon per se gut? Nein, auch nicht. Aber wenn Sie genau hinschauen: Die Innovation in dieser Stadt kommt von unten! Sie kommt tatsächlich von vor Ort, und sie kommt von den kleinen Projekten, die langsam beginnen, sprießen und wachsen dürfen. Das ist der wesentliche Punkt: Sie dürfen wachsen! Dürfen sie wachsen? - Nein, in den meisten Fällen sind sie damit konfrontiert, dass sie seit vielen Jahren die immer gleichen Subventionen erhalten. Erhöhungen für kleinere Vereine und Projekte sind kaum bis gar nicht möglich. 

Das bedeutet aber, dass das wichtige kleine Pflänzchen der kleineren Projekte am Wachsen gehindert wird. Das heißt, man bekommt 10 000 EUR, kann ein erstes Mal etwas ausprobieren, und wenn es dann darangeht, etwas ganz Neues daraus zu machen, den nächsten Schritt zu machen, sich weiterzuentwickeln, dann ist es aus! Dann ist die gläserne Decke erreicht, und dann gibt es nicht mehr Geld. Dann kann man genau dieses eine Projekt nicht mehr machen und diesen internationalen Künstler nicht mehr einladen, den man gerne eingeladen hätte, der dann vielleicht mehr Öffentlichkeit für dieses Projekt geschaffen hätte, mit dieser Öffentlichkeit mehr Publikum gebracht hätte, mit mehr Publikum vielleicht wiederum mehr positive Öffentlichkeit, die vielleicht dazu geführt hätte, dass man dann doch auch irgendwann einmal zu einer großen Institution wachsen darf. 

Das alles darf in dieser Stadt nicht sein - leider! Stattdessen wird viel Geld versenkt. Ich erinnere nur an die Highlights der letzten Jahre: 1,3 Millionen EUR für das Vindobona versenkt; versenkt auch 1 Million EUR für das Birdland; und viel Geld im Ronacher, das im aktuellen Kulturbericht bejubelt wird für große Erfolge der Vereinigten Bühnen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben darüber in den letzten Wochen ausführlich diskutiert, die Vereinigten Bühnen sind in einer sehr schwierigen Lage. Es ist eine echte Krisensituation, und von großen Erfolgen kann auch im Jahr 2008 keine Rede sein. Ich erinnere Sie nur an die 23 Monatsgehälter des scheidenden Intendanten Häußler, eine Summe, die sich, glaube ich, kein Österreicher und keine Österreicherin, mit Ausnahme von einigen wenigen zehntausend, überhaupt vorstellen kann. Herr Häußler hat sie dafür bekommen, dass er angeblich große Erfolge eingefahren hat. 

Die Vereinigten Bühnen sind uns seit vielen Jahren ein Dorn im Auge. Wir haben deshalb auch den Misstrauensantrag gestellt, um ein deutliches Zeichen zu setzen. Ein Teil unserer Beunruhigung, was die Vereinigten Bühnen betrifft, ist, dass es dort wenig Transparenz gibt und dass offensichtlich die harsche Kritik der Kontrollberichte der letzten Jahre wenig bis keine Konsequenzen zeigt. 

Wir werden auch an dieser Stelle wieder einen Antrag einbringen, der den Herrn amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft auffordert, zu veranlassen, dass die Vereinigten Bühnen Wien ab sofort hinsichtlich aller ihrer Geschäftsfelder dem Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft vierteljährlich einen schriftlichen Bericht zur wirtschaftlichen Lage, zur künstlerischen Arbeit und zur zukünftigen Planung vorlegen und mit den Mitgliedern des Ausschusses diskutieren. - In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ja, es ist schön, dass es in dieser Stadt mehr Geld für Kultur gibt. Das ist gut so, das ist wichtig so. Mein Kollege Schreuder hat vorhin den Zwischenruf zu Recht gemacht: Kultur sind Arbeitsplätze. Kultur, gerade auch in der Krise, braucht Subventionen und Unterstützung, und es ist wichtig, dass die Stadt sich nicht zurückzieht. Aber wir wünschen uns, dass diese Gelder auch stärker den innovativen kleinen Pflänzchen in dieser Stadt zukommen, nicht nur den großen, unbeweglichen Tankern, die für diese Stadt wichtig sind, die aber sicherlich in vielerlei Hinsicht bevorzugt sind und nicht den innovativen Boden ausmachen, den wir dringend brauchen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Dr Wolf. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich kann nahtlos an das, was Marie Ringler gesagt hat, anschließen. Ja, es ist schön, dass es mehr Geld für Kultur gibt, dass gegenüber dem Voranschlag 2008, der 216 Millionen EUR vorgesehen hatte, ungefähr 234 Millionen EUR in Kultur investiert wurden. (GRin Mag Sybille Straubinger: Das ist neu!) Nein. (GRin Mag Sybille Straubinger: Ja, das ist neu, dass Sie sich freuen über mehr Geld für die Kultur!) Da müssen Sie nur nachlesen, liebe Frau Kollegin: Ich habe mich jedes Jahr gefreut, dass es mehr Geld für die Kultur gibt. Was ich bis jetzt nicht getan habe, ist, den Steuerzahlern dafür zu danken, dass sie so bereitwillig so viel Geld für die Kultur zur Verfügung stellen. (Beifall bei der ÖVP.)
Mehr Geld für die Wiener Kultur ist gut und wird die Mehrheitsfraktion wieder zu Begeisterungsstürmen hinreißen. Aber die Frage ist schon erlaubt, was mit dem Geld geschieht. Es hat ja schon eine Fülle von Beispielen gegeben, was alles mit dem Geld auch passiert und geschieht: Es versickert, es wird fehlinvestiert, es wird einfach falsch investiert. Das alles kann man schönreden, aber damit wird der real existierende Sozialismus in der Kulturpolitik ausgeblendet.

Der Kontrollamtsbericht über die Vereinigten Bühnen Wien, der auch schon zitiert wurde, ist sozusagen ein Kernstück dessen, was hier wirklich passiert. Sie erinnern sich: Unverhältnismäßige Steigerungen der Gehälter für die Manager wurden kritisiert, zusätzliche, nicht nachvollziehbare Prämienzahlungen, hohe Gagen für die Manager, Privatverkauf des Dienstwagens an Geschäftsführer, zusätzliche, nicht gedeckte Sozialleistungen für Intendanten, Gewinne der Auslandstätigkeit, die im Subventionsantrag nicht angegeben wurden, die Auslandsproduktionen mussten wertberichtigt werden, die Abrechnungen mit Lizenznehmern stimmten nicht, der Umbau des Ronacher hätte als Leasing-Variante ausgeführt werden sollen, um die Ausschreibungspflicht zu umgehen, der Aufsichtsrat wurde über die Finanzierungsangebote nicht ausreichend oder umfassend informiert, die Umbaukosten wurden falsch eingeschätzt, die Baukosten sind schon vor Beginn überschritten worden, nach der Funktionssanierung ist vor der Sanierung des Ronacher, es muss nämlich schon wieder saniert werden. 

Das alles sind Dinge, die nicht nur bekannt sind, sondern die auch wiederholt an dieser Stelle diskutiert wurden. Konsequenzen blieben aus. Wir haben das vor wenigen Wochen diskutiert.

Interessant ist das alles auch deshalb, weil die Vereinigten Bühnen Wien der größte Einzelposten im Kulturbudget sind, mit 42,4 Millionen EUR im Jahr 2008, wie aus dem Kulturbericht hervorgeht. Das sind wirklich gigantische Summen! Darüber ist zu diskutieren, ob diese Mittel richtig eingesetzt wurden und ob es auch die entsprechende Kontrolle über die Verwendung dieser Subventionsmittel gibt.

Apropos Kulturbericht - es wurde schon gesagt: Wie üblich wurde uns der Kulturbericht knapp vor Sitzungsbeginn des heutigen Tages in der Druckversion zugänglich gemacht, und in der Online-Version am vergangenen Freitag. Es ist hier wie immer der Versuch, Transparenz nicht walten zu lassen und Kontrolle der Opposition möglichst zu erschweren. Aber es wird Ihnen das nicht wirklich helfen, weil die Kontrolle die wesentliche Aufgabe der Opposition ist. (Beifall bei der ÖVP.) Im Zusammenhang mit den Vereinigten Bühnen Wien möchte ich einen Resolutionsantrag einbringen: 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die zuständigen Mitglieder der Stadtregierung als Subventionsgeber sowie auch als Eigentümervertreter der Wien Holding sich dafür einsetzen, dass den Intendanten und Geschäftsführern im Bereich der Vereinigten Bühnen Wien im Vergleich zu den anderen Geschäftsführern der Wien Holding leistungsbezogene Gehälter gezahlt werden sowie objektive und nachvollziehbare Kriterien etwaiger Prämienzahlungen eingeführt werden. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung das Antrages an den Ausschuss der Geschäftsgruppe für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt." (Beifall bei der ÖVP.)
Danke schön für die Weiterreichung des Antrages, auch wenn ich Sie im Augenblick bei der Lektüre des „profil" gestört habe, Herr Stadtrat.

Der Kulturbericht wurde, so wie der Wissenschaftsbericht, heute veröffentlicht und soll eben, wie gesagt, auf Grund der Knappheit der Vorbereitungszeit dazu führen, dass hier möglichst wenig über Kulturpolitik diskutiert wird. Sie haben offenbar kein Interesse an einer kunst- und kulturpolitischen Diskussion. Sie reichen Subventionen durch, Sie verwalten, statt zu gestalten, und Sie tun einfach immer weiter, wobei es brennende Probleme in der Wiener Kulturpolitik gibt. 

Ein paar Beispiele: Die soziale Lage der Künstler ist nach einer Studie, die seit einiger Zeit vorliegt, katastrophal. Mehr als 50 Prozent der in dieser Studie befragten Künstlerinnen und Künstler stammen aus Wien, arbeiten in Wien, und geschehen ist nichts! Bis jetzt ist dieser Frage nicht nachgegangen worden, das ist so. Hier würden wir Taten erwarten, hier würden wir kräftige kulturpolitische Initiativen erwarten. Es kann nicht sein, dass das in der Studie behauptete Ungleichgewicht bestehen bleibt und nichts weiter geschieht.

Auch Ihre Lippenbekenntnisse zu Partizipation von vielen, von möglichst vielen oder allen an der Wiener Kultur, sind in der Tat nur Lippenbekenntnisse. Was ist mit dem Gratiseintritt in Museen? Nicht an einem Tag einmal im Monat, sondern eine Öffnung der Museen mit Gratiseintritt! Was ist mit dem freien Eintritt für Begleitpersonen von behinderten Menschen? Wir haben diese Anträge wiederholt gestellt, sie wurden immer wieder abgelehnt. 

Ebenso abgelehnt wurden - es wurde schon darauf hingewiesen - alle Anträge für den Ausbau des Musikschulwesens. Ich weiß schon, dass es ressortmäßig nicht im Kulturbereich ressortiert oder hier keine Zuständigkeit besteht - wobei übrigens auch zu diskutieren wäre, ob das richtig ist. Aber hier wurden zwölf Anträge unserer Fraktion seit 2006 abgelehnt. 

Da wären kulturpolitische Initiativen gefragt, aber stattdessen gibt es Lippenbekenntnisse wie die des Kernöl-Marxisten Franz Voves, der nichts anderes tut, als jeden Tag Steuererhöhungen zu verlangen - Reichensteuern, Erbschaftssteuer-Wiedereinführung -, und selbst von Stiftungen in seiner politischen Arbeit zumindest profitiert: Oder von Erich Haider, dem oberösterreichischen Landeshauptmann-Stellvertreter, der nicht genug an verbalen Rundumschlägen produzieren kann, um selbst von Stiftungen zu profitieren.

Hier wird die Doppelzüngigkeit manifest, eine Doppelzüngigkeit, die es auch in der Wiener Kulturpolitik gibt. Hier gibt es wirklich Beispiele - eines oder ein anderes kann ich Ihnen noch kurz nennen -, wo sich zeigt, wie falsch diese Politik läuft. 

Im Herbst soll ein Roma-Festival stattfinden - eine Volksgruppe, die aus mehreren Gründen schwer unter Druck steht und in Gefahr ist, ihre Identität zu verlieren. Dieses Roma-Festival, das Tanz, Musik und Literatur darstellt, hat um eine Subvention in Höhe von 10 000 EUR angesucht: 10 000 EUR, um ein Kulturfestival zu veranstalten, das im vergangenen Jahr noch unter dem Ehrenschutz des Wiener Bürgermeisters Michael Häupl stand. Heuer gibt es eine Ablehnung von der MA 7. Das Förderansuchen wurde abgelehnt, weil das Kuratorium für Off-Theater und Tanz, das sich damit beschäftigt hat, keine Empfehlung abgegeben hat. 

Das sind formale Tricks, die nicht in Ordnung sind. Es ist nicht zu verstehen, dass eine derartige kulturpolitische Initiative von einem Verein nicht unterstützt wird. Immerhin wird dieses Festival breit unterstützt, von Ö1, 3sat, Okto, Arte, also Medien, die auf Qualität ausgelegt sind. Die Wiener Kulturpolitik tut nichts, um das zu unterstützen.

Oder ein anderes Beispiel, das ganz gut zeigt, wie die Kulturpolitik in Wien funktioniert: Bei den Bezirksfestwochen in Margareten - Bezirksfestwochen, die ja neu strukturiert wurden - gibt es unter anderem die Möglichkeit, „gastliches Margareten zu erleben als kulturinteressierter Margaretner und Margaretnerin“, und es wird um Anmeldung gebeten: „Telefonische Anmeldung ist erbeten.“ Wer dort anruft, wird bei der SPÖ-Margareten landen. 

Das ist genau jene Vermischung zwischen Stadt und Partei, die wir ablehnen! (Beifall bei der ÖVP.) Diese Gleichsetzung von Wien und SPÖ, die sich auch in allen Ihren Reden durchzieht, ist etwas, was zum Nachteil der Kultur, zum Nachteil auch der Stadt gereicht. Dieses Kulturverständnis ist abzulehnen. Daher bringe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein:

„Die Gemeinde Wien möge einen jährlichen Bericht vorlegen, der alle Subventionen, die Empfänger, die Höhe der Summen, den Subventionszweck und die subventionsvergebende Stelle der Gemeinde Wien auflistet und öffentlich einsehbar macht. Transparenz ist ein Gebot der Stunde, und Transparenz ist offenbar das, was Sie am meisten fürchten. Des Weiteren möge auch dem Wiener Gemeinderat eine Auflistung jener Institutionen und Personen vorgelegt werden, die um eine Subvention angesucht haben, die aber abgelehnt wurde.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Für den Fall, dass sie sich durchringen, hier in der Kulturpolitik und in der Subventionspolitik der Stadt Wien eine gewisse Transparenz und Offenheit - Perestroika und Glasnost hat das vor vielen Jahren geheißen - walten zu lassen: Dann würden solche Fälle wie der von mir zitierte Fall des internationalen Roma-Kulturfestivals 2009 nicht stattfinden. 

Den Rechnungsabschluss lehnt meine Fraktion ab. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Zankl. - Bitte.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Es sind nicht viele, die sich für die Kultur interessieren. (Rufe bei der ÖVP: Bei der SPÖ! - GRin Mag Marie Ringler, auf die anwesenden Gemeinderätinnen und Gemeinderäte der GRÜNEN verweisend: O ja! - GR Alfred Hoch: Ein klassisches Eigentor war das! - Weitere Zwischenrufe.)
Kollege Gudenus hat in seiner Rede bewiesen, dass er sehr schnell reden und in 30 Sekunden 5 Mal begeilen sagen kann. Das ist das, was bei mir hängen bleibt. 

An Kollegin Ringler: Das Wiener Volksbildungswerk hat zwar einen sozialdemokratischen Präsidenten, ist aber der Dachverband für, ich weiß nicht, wie viele Vereine, und das sind, zu unserem Leidwesen, nicht alles Sozialdemokraten. (GRin Mag Marie Ringler: Aha, das wird Harry Kopietz ...! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Und zur Kunst am Grund: Der betroffene Kollege hat mich gebeten, zu sagen, er ist ein Förderer, er hat selbst gespendet, und er ist nicht der Obmann dieses Vereins. Vielleicht könnten Sie mit ihm darüber sprechen. (GRin Mag Marie Ringler: Nein, aber er hat zumindest im letzten Jahr das Subventionsansuchen unterschrieben!)
Von der Opposition werden jeweils konträre Schwerpunkte des Kulturangebotes verlangt. Die SPÖ möchte die Vielfalt des Angebots erhalten. Daher werden wir weiterhin große und kleine Vereine, Theatergruppen oder konservative und avantgardistische Projekte fördern. 

Eine EU-weite Studie hat ergeben, dass der Kulturbereich EU-weit 2,6 Prozent zum Bruttoinlandsprodukt der Europäischen Union beiträgt. Der Jahresumsatz beträgt das Zweieinhalbfache der jetzt so viel besprochenen Automobilherstellung. Das Wachstum des kulturellen Sektors liegt weit über dem allgemeinen Wirtschaftswachstum. Zuletzt waren beinahe sechs Millionen Menschen im kulturellen Bereich beschäftigt; zum Vergleich: Das sind die Berufstätigen von Griechenland und Irland zusammen. Der Zuwachs der Beschäftigung liegt über dem europäischen Durchschnitt. Fast die Hälfte der im kulturellen Bereich Tätigen haben einen Hochschulabschluss. 

Nach einer Untersuchung des Instituts für Höhere Studien über die ökonomischen Wirkungen ausgewählter Kultureinrichtungen wurden durch die Ausgaben der Salzburger Festspiele und die Ausgaben der Besucherinnen und Besucher eine Wertschöpfung von 148 Millionen EUR generiert und mehr als 2 400 Vollzeitarbeitsplätze in Österreich geschaffen. Auch bei den Wiener Festwochen bringt jeder Euro an Subvention der Wiener Wirtschaft 2,3 EUR zurück; inklusive Multiplikatoreffekt liegt der Mehrwert sogar bei 4,2 EUR. 

Eine Studie des IHS bezüglich ökonomischer Wirkungen der Theater ergab, dass Kultur als identitätsstiftendes Merkmal einer Region eine große Rolle spielt und daraus ein großer ökonomischer Nutzen entsteht. Das heißt, auch jemand, der oder die nie ins Theater oder in die Oper geht, profitiert daher indirekt durch Steuereinnamen, die durch kulturelle Einrichtungen entstehen.

Die Wiener Tourismuswirtschaft gibt mehr als 70 000 Menschen Arbeit und erwirtschaftet ungefähr 6 Prozent des Wiener Bruttoregionalproduktes. Wien hat im vergangenen Jahr mit mehr als zehn Millionen Nächtigungen einen neuen Jahresrekord erreicht. Nach der letzten Gästebefragung ist Kunst- und Kultur für über 70 Prozent der Touristinnen und Touristen das entscheidende Motiv für die Auswahl ihres Reiseziels. Touristinnen und Touristen geben 14 Prozent ihrer Ausgaben für Kultur und Unterhaltung aus. Die „New York Times" hat Wien heuer an die achte Stelle unter den Top Zehn der Reisedestinationen gewählt und verweist in einem besonderen Tipp auf das Haydn-Jahr.

Investitionen in Kultur sind Investitionen in die Zukunft. Kunst und Kultur fördern die Identität der Menschen mit ihrer Heimstadt, sichern die Lebensqualität, sind wichtige Voraussetzungen für Kreative und erhöhen die Attraktivität des Standortes für Firmen und qualifizierte Arbeitsplätze. Wien bietet täglich 25 000 Plätze für Musik und Theater an. Die Wiener Kultureinrichtungen haben 20 Millionen Besucherinnen und Besucher im Jahr.

Ich danke an dieser Stelle allen, die dieses große Angebot ermöglichen, den Künstlerinnen und Künstlern, den Beamtinnen und Beamten der zuständigen Abteilungen und den vielen Besucherinnen und Besuchern, die dieses Angebot nützen und die Karten kaufen. Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Kulturausgaben laut Rechnungsabschluss betragen heuer 234 Millionen EUR. Ich habe mir das ausgerechnet: Das sind 36 Cent pro Kopf der Bevölkerung und Tag; das entspricht dem Preis von einer bis zwei Zigaretten.

Das Wiener Kulturbudget ist seit 2001 um rund 40 Prozent gestiegen. Die Wiener Kulturausgaben betragen knapp die Hälfte jener des Bundes in ganz Österreich. Jeder 50. Euro wird in Wien für Kultur ausgegeben.

Die Ausgaben liegen um 7,6 Prozent über dem Voranschlag. Das wurde schon erwähnt. Die Stadt Wien hat im vergangenen Jahr Mehreinnahmen erwirtschaftet, mit denen wir zum Beispiel das Theater in der Josefstadt, den Loos-Nachlass und das Off-Theater finanzieren konnten. Erfreulicherweise wurde in den Magistratsabteilungen des Kultur‑ und Wissenschaftsbereichs bei Personalkosten, Mieten und EDV-Kosten eingespart.

Kunst und Kultur, die mit Steuergeldern gefördert werden, sollen nicht nur einer Elite vorbehalten, sondern allen Menschen zugänglich sein. Wie verlangt, sind viele Veranstaltungen wie die Eröffnung der Wiener Festwochen, das Filmfestival auf dem Rathausplatz, das Blasmusikfest oder das Adventsingen frei zugänglich. Ein wichtiges Ziel ist es, das Kulturangebot der Stadt für sozial Benachteiligte noch stärker zu öffnen und Jugendliche, bildungsferne Schichten, aber auch Menschen mit Migrationshintergrund anzusprechen.

Das Festival der Bezirke, das heute auch schon erwähnt wurde, erreicht die Menschen in allen Stadtteilen. Es wurde 2008 entworfen, und das Konzept ist heuer bereits voll aufgegangen. Die Dauerausstellungen des Wien Museums können sonntags bei freiem Eintritt besucht werden.

Die Aktion Kulturpass ermöglicht sozial Benachteiligten den Besuch von 120 Kultureinrichtungen. Das MUSA bietet kostenlose Führungen bei freiem Eintritt und bietet auch kostenlose Führungen für Schulklassen an, damit die Kinder sich so früh als möglich mit geistes- und kulturwissenschaftlichen Inhalten auseinandersetzen können.

Mit der Aktion „Cash for Culture" hat Wien ein schnelles Förderprogramm für junge Kreative von 13 bis 20 Jahren ins Leben gerufen. Im ersten Jahr wurden bereits 40 Kulturprojekte realisiert. Dieses Förderprogramm trägt dazu bei, kulturelle Barrieren abzubauen, geistige Freiräume zu schaffen und so junge Menschen für Kunst und Kultur zu gewinnen.

Eine ähnliche Funktion hat die Kunst im öffentlichen Raum. Ihre Hauptaufgabe ist die Belebung des öffentlichen Raums mit künstlerischen Projekten. Kunst im öffentlichen Raum soll nicht Dekoration der Stadt, sondern ein Angebot zur Auseinandersetzung mit ästhetischen und gesellschaftspolitischen Fragen sein.

Ich möchte eine interessante Intervention besonders hervorheben, nämlich „99,73 – Mahnmal gegen den Mythos des ersten Opfers" im Park des Mexikoplatzes. Der Künstler Marco Lulic errichtete überdimensionale Ziffern, die das Ergebnis der Anschlussabstimmung vom 10. April 1938 darstellen und dem Satz vom gewaltsamen Anschluss Österreichs gegenüber stehen. Dieses Projekt fügt sich in das Gedenkjahr im vorigen Jahr, das ganz im Zeichen der Gründung der Republik 1918, des Anschlusses, des Novemberpogroms 1938 und der Gründung Israels stand.

Musik und Theater haben einen besonderen Stellenwert im kulturellen Leben der Stadt. Die Wiener Symphoniker sind Wiens Konzertorchester und Kulturbotschafter und außerdem unser Opernorchester im Theater an der Wien. Andere, wie zum Beispiel das Frauen-Kammerorchester, haben sich auch der Moderne verschrieben oder bieten, wie das Ensemble „Die Reihe“ oder das Ensemble „Wiener Collage“, zeitgenössische Musik dar. Das Akkordeon-Festival, das Festival Wien Modern und das Wienerlied-Festival „Wean hean“ zeigen, dass Wien für jeden Geschmack und für jede Musikrichtung etwas zu bieten hat.

Ich bin davon überzeugt, dass die Umstrukturierung der Vereinigten Bühnen richtig war. Mit Thomas Drozda wurde ein Mann mit Erfahrung zum Generaldirektor der Vereinigten Bühnen Wien bestellt. Das Theater an der Wien konnte sich in kurzer Zeit mit einer Mischung aus klassischen Opern in höchster Qualität, seltener gespielter Barockopern und moderner Opern als das Opernhaus der Stadt Wien etablieren. Es bietet auch in den Sommerferien Aufführungen an und hat in kurzer Zeit ein begeistertes Stammpublikum erreicht. 

Im Musical-Bereich gibt es zur Zeit Rückgänge im Kartenverkauf. Ich denke aber, dass nicht die Qualität der Produktionen der Grund ist, sondern die allgemeine wirtschaftliche Lage. Uwe Kröger meint dazu im „News" vom 4. Juni: „Es ist seltsam, über den Untergang des Musicals zu lesen, wenn man jeden Abend allen Kritikern zum Trotz in die begeisterten Gesichter im Publikum schaut und Standing Ovations erlebt. Wien ist zur wichtigsten Musical-Quelle im deutschsprachigen Raum geworden. Die Österreicher sollen stolz darauf sein.“

Mit vier zeitgenössischen Opern konnten sich die Wiener Festwochen an ein neues, junge Publikum wenden. Insgesamt gab es 44 Produktionen, davon 4 Uraufführungen, und, Herr Kollege Gudenus, 10 Produktionen waren restlos ausverkauft. Bei der frei zugänglichen Eröffnung auf dem Rathausplatz waren voriges Jahr 44 000 Personen anwesend, und über 200 000 konnten diese im Fernsehen sehen.

Luc Bondy wurde als Intendant der Wiener Festwochen bestätigt. Damit bleibt er den Wiener Festwochen als wichtige Künstlerpersönlichkeit von internationalem Format erhalten.

Ich möchte das Festival „Impuls Tanz“ besonders hervorheben. Intendant Karl Regensburger schafft es seit 25 Jahren, internationale und heimische Größen des modernen Tanzes nach Wien zu locken.

Viele Aktivitäten der Stadt sind einfach gut und unbestritten. Die Opposition redet immer über das, was angeblich nicht funktioniert, jedoch nie oder nur selten über die Aktivitäten der Stadt, in die unser Steuergeld einfließt und die den Wienerinnen und Wienern gut gefallen.

Das Volkstheater konnte zum Beispiel seine Verkaufszahlen 2008 erheblich steigern und bietet mit dem Theater in den Bezirken den Wienerinnen und Wienern das Theater vor der Haustüre zum Preis einer Kinokarte.

Das Schauspielhaus Wien hatte eine sensationelle erste Saison unter der Leitung von Andreas Beck und heimste in- und ausländische Preise ein.

Im November vorigen Jahres fand erstmals die „Buch Wien – Internationale Buchmesse“ in der Neuen Messe Wien statt. Die „Frankfurter Rundschau“ schrieb vom größten Literaturfestival, das Österreich je gesehen hat.

Treffpunkt für junge Leseratten ist „Literatur für junge LeserInnen“. – Meiner Ansicht nach ist auch in Zeiten der elektronischen Medien ein gutes Buch am besten geeignet, die Phantasie von Kindern anzuregen.

Im Rahmen der Aktion „Eine Stadt – ein Buch“ wurde das Buch "weiter leben" von Ruth Klüger verteilt. Es erzählt die Erfahrungen eines Kindes im KZ und die Erfahrungen der erwachsenen Frau, wie sie selbst als Überlebende des Holocaust wahrgenommen wird.

Das MUSA Museum auf Abruf ist der Ausstellungsraum der Stadt. Genaueres können Sie in der aktuellen Mitarbeiterzeitung der Stadt Wien lesen, die wir alle bekommen. Für die Sammlung der Stadt Wien konnten 352 Kunstwerke durch Kauf und 117 durch Schenkungen erworben werden. Die Qualität unserer Kunstwerke ist bekannt. Auch Linz hat sich für die Kulturhauptstadt‑Ausstellung im Lentos Werke aus dem Besitz der Stadt Wien ausgeliehen.

Das Museumsquartier mit seinen 40 Kultureinrichtungen zählt zu den 10 weltweit bedeutendsten Kulturzentren. Eine dieser Kultureinrichtungen ist das Tanzquartier. Ich möchte mich bei Frau Sigrid Gareis bedanken, die das Tanzquartier von der ersten Stunde an bis heuer geleitet und ihm ein klares Profil gegeben hat. Die Idee, Theorie und Praxis in einem Haus zu verbinden, ist voll aufgegangen. Dadurch wurde die Wiener Tanzszene insgesamt gestärkt. Mir ist dort bei Aufführungen die hohe Anzahl junger Leute im Publikum aufgefallen. Sogar die Tanzquartier‑Plakate sind so gut, dass wir regelmäßig in die engere Auswahl für die Prämierung der besten Kunstplakate kamen.

Eine erste Adresse für Freunde und Freundinnen internationaler zeitgenössischer Kunst ist die Kunsthalle. Ich erwähne die Ausstellung „Punk". Sie entwickelte sich bei den mehrheitlich jungen Besucherinnen und Besuchern zum Publikumsmagnet. Mehr als 170 000 Personen haben im Jahr 2008 die Kunsthalle besucht. Die meisten Ausstellungen wurden vom Team der Kunsthalle konzipiert und teilweise an internationale Ausstellungshäuser exportiert. Diese Kooperationen führten zu Einsparungen oder zusätzlichen Einnahmen.

Für das Wiener Stadt- und Landesarchiv war die Inbetriebnahme des Wiener Archivinformationssystems WAIS ein wichtiger Schritt. Der Zugang zu den Daten wurde damit wesentlich erleichtert, weil seit der Übersiedlung in den Gasometer vor 8 Jahren die Bestände um mehr als 25 Prozent angewachsen sind. Das 800-jährige Jubiläum der ältesten Urkunde im Besitz der Stadt war Anlass für eine große internationale Tagung „Europäische Städte im Mittelalter“.

Auch hier regierte kurze Zeit der Fußball. Aus den Beständen des Stadt‑ und Landesarchivs und der Wien Bibliothek wurde die Ausstellung „Die Eleganz des runden Leders“ gestaltet.

Seit einigen Jahren steigt die Zahl der Besucherinnen und Besucher, die zu Veranstaltungen und Ausstellungen der Wien Bibliothek kommen, stark an. Highlights des vergangenen Jahres waren die Ausstellungen über Wiener Kochbücher, geraubte Bücher und ihr Schicksal, zum 100. Geburtstags Friedrich Torbergs und der Themenkomplex „Stadt und Frauen“.

Die Handschriftensammlung erhielt 2008 ein wertvolles Geschenk, die Sammlung von Otto Kallir. Die Musiksammlung konnte um den umfangreichen musikalischen Nachlass von Gustav Zelibor, dem langjährigen Klavierbegleiter Heinz Conrads, erweitert werden. (Zwischenruf von GRin Dr Sigrid Pilz. – Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ja, das muss auch gesagt werden! So ist es. Von vielen Daten muss ich ein paar hier erwähnen!

Die Wien Bibliothek erstellte 324 Biographien für Ehrungen und für die Verkehrsflächenbenennung. 2008 wurden übrigens vom Kulturausschuss 99 Verkehrsflächen benannt.

Wolfgang Kos wurde wieder zum Direktor des Wien Museums bestellt. Die Neupositionierung der letzten Jahre war sehr erfolgreich, was sich in den Besucherzahlen niederschlägt. Nach der Vergrößerung der Ausstellungsfläche des Römermuseums auf dem Hohen Markt konnten in kurzer Zeit über 35 000 Besucherinnen und Besucher gezählt werden.

Zur Vorbereitung des Haydn-Jahres wurde die Dauerausstellung im Haydn-Haus überarbeitet, der Eingangsbereich, der Garten und der Innenhof neu gestaltet.

Im Zuge der Restitution wurden sieben Kunstwerke rückgestellt. Das Gemälde „Mühle in Plankenberg“ wurde von den rechtmäßigen Besitzern rückgekauft und wieder in die Sammlungen eingegliedert. Auch der rückgekaufte Stutzflügel Johann Strauß’ wurde wieder in der Strauß-Wohnung aufgestellt.

Meine Lieblingsausstellungen 2008 waren: „Zauber der Ferne – Imaginäre Reisen im 19. Jahrhundert“ und „Glanzstücke Emilie Flöge und der Schmuck der Wiener Werkstätte“.

Ich bedanke mich auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Bezirksmuseen, die heute schon erwähnt wurden und die mit großem Engagement und ehrenamtlich hervorragende Arbeit leisten.

Was war für mich im vorigen Jahr noch ein besonderes Ereignis kulturpolitischer Art? – Zweifellos der Spatenstich des Palais Kabelwerk in der Meidlinger Oswaldgasse. Heuer im Winter fand die Gleichenfeier stand, und die Meidlinger Künstlerinnen und Künstler hatten vorige Woche das Privileg, in der Baustelle bereits eine Gemeinschaftsausstellung Meidlinger Schaffens zu präsentieren. Ich freue mich schon auf das zukünftige Programm!

Kultur in Wien gehört fix zu unserem Leben und bietet für jede Wienerin und jeden Wiener etwas. Unsere Stadtregierung hat richtigerweise die Investitionen in kulturelle Einrichtungen in wirtschaftlich schwierigen Zeiten noch verstärkt, was mehr Lebensqualität mit sich bringt und sich nachweislich positiv auf das Steuereinkommen Wiens und ganz Österreichs auswirkt.

Es ist kein Geheimnis, dass meine Fraktion dem Rechnungsabschluss die Zustimmung erteilen wird. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Univ-Prof Dr Eisenstein.

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich entschuldige mich bei Herrn Schreuder. Ich habe Ihnen nicht gesagt, dass ich vor Ihnen dran bin!

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Frau Zankl! Ich werde jetzt über etwas sprechen, worüber wir nicht unzufrieden sind, damit Sie heute noch einen schönen Abend haben. (GRin Inge Zankl: Danke schön!) Gerne! So bin ich.

Zu den Förderungen der Stadt Wien: Ich spreche jetzt nicht von den Vereinen und Organisationen, denen wir skeptisch oder ablehnend gegenüberstehen, sondern ich spreche von den Wissenschaftsförderungen und vom Wissenschaftsbericht 2008, also von den Förderungen, gegen die wir im Allgemeinen keinen Einwand haben, ob das jetzt die größeren Forschungsgesellschaften, Projekte von Institutionen, Einzelpersonen, Stipendienvergaben oder Förderungen des wissenschaftlichen Nachwuchses, insbesondere im Zusammenhang mit Wien oder mit einem bestimmten Wien‑Bezug betrifft.

Ich spreche jetzt davon, dass mir hier etwas fehlt und dass ich einen Nachtrag einzubringen habe. Mir fehlt nämlich eine Förderung von Dissertationen. Es ist für Dissertantinnen und Dissertanten – wir sprechen jetzt natürlich von Wien – häufig schwierig, ihre Dissertationen fertigzustellen, weil sie gezwungen sind, für ihren Lebensunterhalt zu sorgen, und dadurch ruhen die Abschlussarbeiten nicht selten für viele Jahre. Insbesondere wird die Situation für die Dissertanten in den geistes‑, kultur‑ und sozialwissenschaftlichen Fächern erschwert, weil es hier viel zu wenig Projekte gibt. Das heißt, Projekte gibt es ja nicht, Projekte beantragt man, aber es werden in diesem Bereich zu wenig Projekte beantragt und bewilligt, an denen diese Personen fachlich kompetent mitarbeiten könnten.

Ich meine, dass eine sichere und regelmäßige Subventionierung von Dissertationswerberinnen und –werbern an Wiener Universitäten beziehungsweise Hochschulen dem genannten Personenkreis ganz wesentlich helfen würde, Dissertationen in einer auch fachlich vertretbaren Zeit fertigzustellen, damit auch aktuellere Ergebnisse in den Dissertationen zu liefern und dem Arbeitsmarkt früher zur Verfügung zu stehen.

Dabei verstehe ich vollkommen, dass eine zeitliche Begrenzung der Subventionierung durchaus sinnvoll sein könnte. Eine Subvention nach dem zweiten Dissertationsjahr, wenn also bereits Ergebnisse – früher sagten wir: Noten – des Dissertationsstudiums vorliegen, die als Kriterium für die Zuweisung gelten können, ist meines Erachtens empfehlenswert. Jedenfalls sollte eine Subvention in einer Höhe gegeben werden, die es dem genannten Personenkreis auch ermöglicht, sich ausschließlich dem Abschluss der Arbeit zu widmen. Es ist vollkommen klar, worauf ich hinaus will. Ich bringe einen Antrag ein: 

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft und die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaft, Politik und Wiener Stadtwerke werden aufgefordert, für eine zeitlich begrenzte, regelmäßige Subventionierung von Dissertanten und Dissertantinnen an Wiener Universitäten zum Zweck der Abfassung ihrer Dissertationen in kürzest möglicher Frist zu sorgen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung.“ 

Meine Damen und Herren! In dem Antrag ist mit Absicht etliches vage formuliert beziehungsweise offen gelassen worden. Ich will die Gemeinde Wien nicht in irgendeiner Form bevormunden. Es geht darum, dass ich Stipendien für den Abschluss von Dissertationen und Diplomarbeiten, so wie es diese jetzt schon gibt, nicht als ausreichend empfinde. Ich wünsche mir, dass das Ganze institutionalisiert und auf eine breitere Basis gestellt wird. Ich bitte Sie, sich diesem Antrag nicht zu verschließen und ihm zuzustimmen. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Danke. Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Bitte schön.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Schönen guten Abend! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte ganz kurz auf die Ausführungen der Kollegin Zankl eingehen und eine Korrektur bringen. Sie hat von den Einsparungen bei der MA 7 gesprochen. Ich möchte dazu erwähnen, dass diese Einsparungen durchaus auf Kosten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtarchäologie erzielt wurden. Die Stadtarchäologie wurde ja bekanntlich aus der MA 7 ausgegliedert und dem Wien Museum unterstellt. So wurde diese Einsparung bewerkstelligt.

Ich habe mir überlegt, ob ich es tun soll oder nicht, und ich tue es jetzt einfach, nämlich Herrn Kollegen Gudenus kurz ein bisschen erklären, was Kunst ist. Ich glaube nämlich, er hat noch nie davon gehört, wozu es Kunst gibt. Herr Kollege Gudenus! Kunst ist dazu da, Begebenheiten, seien es Formen, seien es Erlebnisse des menschlichen Lebens, was auch immer, auf einer anderen, ästhetischen Ebene in einer Auseinandersetzung in einen Dialog zu setzen. 
Ich glaube, auch Sie können davon ausgehen, dass Sexualität ein sehr wichtiger Bestandteil des menschlichen Lebens ist und somit natürlich auch in der gesamten Menschheitsgeschichte immer wieder eine künstlerische Entsprechung hatte. Das fängt in den alten Kulturen an. Die ersten figürlichen Darstellungen, die wir kennen, sind Fruchtbarkeitsgöttinnen. Es gibt beispielsweise sehr viele Darstellungen aus dem sumerischen Reich – meine Kollegin Vana kennt sich da auch sehr gut aus –, die ganz klar die Sexualität des Menschen darstellen und teilweise rituellen Charakter haben; vieles wissen wir nicht mehr

Ich wüsste nicht, was im 21. Jahrhundert dagegen sprechen sollte, dass Sexualität ein Thema ist! Vielleicht haben Sie persönlich ein Problem damit, aber die Menschen interessiert es. Es ist ein wichtiger Bestandteil unseres Lebens und somit auch der Kunst und Kultur.

Wenn wir heute Bilanz über den Rechnungsabschluss ziehen, dann tut das nicht nur die Stadt Wien, sondern auch die Kulturinitiativen müssen Bilanz ziehen und feststellen, wie das letzte Jahr ausgegangen ist, und diese Kulturinitiativen haben ein Problem, das wiederum durchaus von der Stadt Wien mit verursacht wird. Darauf möchte ich jetzt eingehen und den Fokus legen.

Wenn eine Kulturveranstalterin oder ein Kulturveranstalter ein Festival, eine Theateraufführung, das Auftreten einer Gruppe oder die Vorführung einer Filmreihe plant, dann sind Planungssicherheit und rechtzeitige Information sehr wichtig. Zur Gewährleistung der Planungssicherheit gehört ganz eindeutig auch, dass Subventionen auch rechtzeitig kommuniziert werden und dass sehr frühzeitig klar ist, um welche Gelder es sich handelt, damit man weiß, welche Regisseure man einladen kann, welche Verträge man unterschreiben kann, welche Gebäude zu welchen Mieten man sich leisten kann, wie viel noch für Büromaterial zur Verfügung steht, wie viele Künstler und Künstlerinnen man engagieren und wie viele Plakate man drucken und affichieren kann.

Es ist auffällig, und das fällt mir seit Jahren im Kulturausschuss auf, dass es in viele Akten, die wir behandeln, um Veranstaltungen geht, die genau in der Woche stattfinden, in der sie im Ausschuss behandelt werden, oft kurz davor, manchmal sogar danach. Manchmal beschließen wir Subventionen für Veranstaltungen, die schon stattgefunden haben.

Das halte ich für ein großes Problem! Ich meine, das ist unglaublich arrogant gegenüber den Veranstalterinnen und Veranstaltern, die das planen. Es kann schon einmal notwendig sein, dass kurzfristig geplant wird, deswegen gibt es auch Rahmenbeträge. Das ist in Ordnung. Bei größeren Projekten frage ich mich aber schon, wie auf diese Weise Planungssicherheit gewährleistet werden soll. Manchmal rufen auch bei uns Vertreter von Kulturinitiativen an, die nicht einmal wissen, ob das Subventionsansuchen überhaupt behandelt wird. 

Daher meine Frage: Was ist so schwierig daran, wenn jemand eine Subvention beantragt, einen kleinen Brief zu schreiben, in dem man sich bedankt und bestätigt, dass das Subventionsansuchen eingelangt ist und bis zum Soundsovielten entschieden und das entsprechend kommuniziert werden wird? Das wäre ja machbar! Und man kann auch kommunizieren, warum es einmal nicht klappt, das ist ja durchaus möglich.

Es gibt aber auch noch eine ganze andere Strategie, die in letzter Zeit immer öfter angewendet wird, nämlich die Zahlung in verschiedenen Raten: Das heißt, man gibt eine Rate und lässt offen, ob es noch eine zweite oder vielleicht sogar noch eine dritte geben könnte. Das bedeutet für die betreffende Kulturinitiative einen erheblichen Aufwand. Man muss zwei- oder dreimal ansuchen und weiß am Anfang des Jahres noch immer nicht, ob man das geplante Programm auch wirklich durchziehen kann! Das halte ich auch für ein sehr großes Problem, das wir in dieser Stadt haben.

Wir werden tatsächlich oft damit konfrontiert, dass klare, transparente Kommunikation mit den Subventionsnehmern und Subventionsnehmerinnen nicht gewährleistet ist, daher bitte ich jetzt einfach einmal darum!

Wozu führt Planungsunsicherheit außerdem? Man weiß nicht, ob die Subventionsgelder kommen werden oder nicht. Man unterschreibt dann vielleicht in der Hoffnung, dass man die Summe erhält, die man beantragt hat, Mietverträge oder Verträge mit Künstlern und Künstlerinnen, man nimmt Personal auf, man druckt Flyer und so weiter, und dann kommt es oft zu Überschuldungen, weil die Summen, die letztlich genehmigt werden, geringer sind, als man gedacht hat. 

Wenn wir über den Rechnungsabschluss sprechen, möchte ich auch noch an die großen Baustellen, die es in Zukunft geben wird, erinnern. Ich möchte meine Rede jetzt wirklich so kurz wie möglich halten, denn wir sind ja alle schon sehr müde. – Die wirtschaftliche Bedeutung von Kunst und Kultur wurde schon angesprochen. Ich meine, es ist sehr wichtig, dass wir das hier festhalten, besonders wenn wir uns gerade in schwierigen Zeiten befinden. Kunst und Kultur bewirken eine enorme Wertschöpfungskette, dieser Bereich schafft viele Arbeitsplätze in dieser Stadt. Deswegen kann man auch in diesem Zusammenhang von einem Konjunkturpaket sprechen, wenn viele der Baustellen in diesem Bereich, die bis jetzt noch unerledigt sind, angegangen werden.

Ich möchte jetzt nicht das wiederholen, was schon genannt wurde. Ich möchte jetzt nur den Jüdischen Friedhof Währing, den jüdischen Friedhof in der Seegasse und auch den Jüdischen Friedhof am ersten Tor des Zentralfriedhofs erwähnen: Würde man dort pflegen, die Steine sanieren und das als kulturhistorischen Ort beziehungsweise als Freiluftmuseum der Öffentlichkeit zur Verfügung stellen, dann wäre das sicherlich ein Impuls in dieser Stadt! 

Ich möchte daran erinnern, dass es mittlerweile für Kulturinitiativen schwer möglich ist, zu ihren Veranstaltungen im öffentlichen Raum, für die sie Subventionen bekommen, einzuladen. Es wäre notwendig, dafür auch andere Formen der Werbung zu ermöglichen, und zwar abseits des Monopols einer der SPÖ nahe stehenden Firma namens Gewista.

In das Gartenbaukino investieren wir auch jedes Jahr 400 000 EUR, die sehr umstritten sind. Wir sind mittlerweile der Meinung, dass das Gartenbaukino ein für die Stadt dermaßen wichtiger Ort ist, dass wir auch zustimmen. Wir hatten gehofft, dass die Perspektive für das Gartenbaukino langfristiger und nachhaltiger ist, aber leider ist das Gartenbaukino nach wie vor desolat und in einem schrecklichen baulichen Zustand. Ich meine, es sollte auch einmal klarere Konzepte und klare Perspektiven geben, wie die Zukunft dieses Kinos aussieht, wenn wir schon jährlich 400 000 EUR investieren!

Im Stadtkino haben wir eine ähnliche Situation. Das Stadtkino hat jetzt unter großem Besucherschwund zu leiden. Wir hoffen, dass die neue Geschäftsleitung auch neue Wege findet! Der neuen Geschäftsleitung soll natürlich Zeit gegeben werden, aber man sollte sich auch genauer anschauen, ob der Standort so zu halten ist. 

Die Musikschulen wurden schon genannt.

Am Schluss möchte ich noch eine große Bitte äußern: Es gibt einen Beschluss und eine Resolution auf Ebene des Landes Wien und der Gemeinde Wien. Mittlerweile ist klar, dass es auf Bundesebene ein neues Gesetz geben wird. Meine Hoffnung ist, dass Wien nachzieht und damit auch die Fälle erfasst sind, die außerhalb des Zeitrahmens liegen, für den wir jetzt den Beschluss haben. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat! 

Wir haben heute schon gehört, dass das Kulturbudget überzogen wurde, und zwar um 17,8 Millionen EUR, ausgehend vom Voranschlag in Höhe von 216 Millionen. (GR Ernst Woller: Wolf hat es schon verstanden! Vielleicht sollten Sie sich auch informieren!)

Ja! Ich wiederhole es trotzdem, es schadet nicht, es zu wiederholen: Wir haben um 17,8 Millionen überzogen, aber es wurden 2,5 Millionen mehr an Ortstaxe eingenommen, und somit haben wir nur um 15 Millionen überzogen, und darüber kann man reden. – In Wirklichkeit wissen wir alle miteinander, was das Budget darstellt. Es ist bekanntlich nur als Handlungsrahmen für den Magistrat gedacht, und wenn man die Einzelposition betrachtet, ist es sozusagen ein Traumbüchl.

Das Kultur- und Wissenschaftsbudget wurde also um 7 Prozent überzogen. Gründe wurden uns während des Jahres schon öfter geliefert: Zum Beispiel Kunst im öffentlichen Raum mit dem erhöhten Aufwand für die neue GmbH, die bei der Kunsthalle angesiedelt wurde, die Zusatzkosten für das Künstlerhaus, diesfalls für die Ausstellungsförderung für den 80. Geburtstag von Alfred Hrdlicka, beziehungsweise die Zusatzsubvention für die Wiener Festwochen von rund einer Million. Es ist also laufend scheibchenweise etwas dazugekommen. Dennoch wartet das Künstlerhaus noch immer auf die Zusage für die Generalsanierung. Bekanntlich hat man erklärt, dass die Stadt Wien ein Drittel der Kosten hiefür übernehmen wird.

Das sind nur einzelne Aspekte, die Liste ließe sich beliebig fortsetzen.

Darauf, dass die Situation des Wien Museums bis heute noch immer nicht geklärt ist, möchte ich kurz eingehen. Betreffend Schausammlung war der Stadtrat so nett und hat bei der Festveranstaltung gesagt, dass er diese Sache stark unterstützen wird. Auch die Frage des Depots ist noch immer ungeklärt beziehungsweise sind der Standort, die Kosten und die Finanzierung offensichtlich nicht klar. Es ist bekannt, dass hier Gefahr in Verzug ist.

Zu den Wiener Symphonikern möchte ich bemerken, dass die Situation mit dem Verlust der 46 Millionen in der Bilanz des Vereins bis heute noch nicht geklärt ist. Operativ dürfte das Konzept der nachhaltigen Sanierung aufgegangen sein oder aufgehen. Die Situation der Quersubvention der Vereinigten Bühnen durch den Gratisauftritt im Theater an der Wien wird hoffentlich bald gelöst werden. Immerhin handelt es sich doch um eine gewaltige Summe, die den Wiener Symphonikern in ihrer Bilanz fehlen. Es sind das nämlich mindestens 200 Dienste, die sie gratis leisten müssen. Alternative Auftritte könnten sie durchaus mit höheren Erlösen erspielen, und damit würde auch das Thema Wiener Symphoniker nachhaltig gelöst werden. 

Zu der im Zuge der Euro 2008 groß angekündigten Kunstzone Karlsplatz: Ich habe festgestellt, dass dort eigentlich gar nichts nachhaltig geschaffen wurde, außer dass man dort immer wieder Feste feiern kann, die Feste auch gefeiert wurden und der Platz auf Kosten der Steuerzahler großzügig hergerichtet wurde. Aber die Probleme am Karlsplatz mit Drogen und Alkohol, verbunden mit Kriminalität und Gewalt, sind trotzdem geblieben, auch wenn man sich eingebildet hat, dass man diese Probleme mittels Kunst eindämmen könnte.

Auch die Forderung an den Herrn Stadtrat betreffend ein neues Konzept für die Kabarettszene ist bis heute unerfüllt. Unterdessen gehen eine Reihe von Kleinkabarettbühnen ein, und der Herr Stadtrat schaut zu und tut nichts. Von Sparen, der Reduzierung von Förderungen oder Überlegungen, die Förderungen anders einzusetzen beziehungsweise umzuschichten, habe ich weit und breit nichts gesehen!

Ein besonderes Ärgernis ist der Kulturbereich der Wien Holding. Abgesehen von der Tatsache, dass hier die SPÖ in Gutsherrenart, vollkommen unkontrolliert von der Rathausopposition, werkt und bestimmt, ist es zu unfassbaren Zuständen in diesem Kulturbereich gekommen. Die Vereinigten Bühnen, die heuer 37,6 Millionen EUR an Subvention bekommen und voriges Jahr 42,5 Millionen EUR an Subvention bekamen – es ist das der größte Einzelposten im Kulturbudget – haben sich bekanntlicherweise als Privilegienstadel herausgestellt. Ich denke jetzt nur daran, dass die Intendanten um 80 Prozent mehr bezahlt bekommen als die Geschäftsführer in der gesamten Wien Holding, dabei sind die Intendanten nur die zweite Führungsgarnitur und nicht die erste Führungsgarnitur, das wäre nämlich der Geschäftsführer. Prämien wurden nach Gutdünken vergeben, Vereinbarungen liegen nicht vor, die Prämien wurden auf Basis der laufenden Bezüge vergeben, obwohl diese Leistungen für die vergangenen Jahre sind.

Wir haben heute schon einen Antrag eingebracht. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass es hier offensichtlich ein falsches Führungsverhalten innerhalb der Wien Holding gibt.

Diese Liste ließe sich willkürlich fortsetzen. Wir werden deshalb dem Budget nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Für heute liegt mir nur noch eine Wortmeldung vor. Vorletzte Wortmeldung: Frau GRin Dr Vitouch. – Bitte. 

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Verehrter Herr Vorsitzender! Werter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich möchte Sie jetzt zu dieser fortgeschrittenen Stunde nicht mit Zahlen und Federfuchsereien langweilen. Ich möchte jedoch gerne meinen Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft übermitteln. Mein besonderes Dankeschön gilt Frau Mag Fassl-Vogler für die Unterstützung des European Cinema Summit 2008 vorige Woche in Brüssel und Herrn Univ-Prof Dr Ehalt für den vortrefflichen, sehr frauenlastigen, 312 Seiten umfassenden Wissenschaftsbericht. 

Die Wiener Forschungsrate ist mit 3,32 Prozent besser als jene aller anderen Bundesländer. Und ich muss Herrn Prof Eisenstein kurz korrigieren: Es gibt von der Stadt Wien geförderte Dissertationen, und zwar rund 30, die in 5 verschiedenen Programmen mit gefördert werden. (Beifall bei der SPÖ.)

Ja, das ist ein Grund zum Klatschen! Die Wissens- und Wissenschaftsförderung stellt sehr kluge Instrumente bereit, um zum Beispiel Defizite der Forschungsförderung des Bundes auszugleichen. Ich möchte exemplarisch den neuen Förderungsschwerpunkt der Geistes‑, Kultur‑ und Sozialwissenschaften sowie der medizinischen Wissenschaften mit dem Fonds für innovative interdisziplinäre Krebsforschung hervorheben.

Kunst und Wissenschaft schaffen Erkenntnis, neue Perspektiven, klare Lösungen, und sie tragen – ich zitiere Max Weber – zur „Entzauberung der Welt“ bei. Sie sind damit Garant für eine offene und freie Gesellschaft. Und nicht umsonst wurde Wien mit dem Prädikat – ich glaube, wir kennen es schon alle, aber man kann es nicht oft genug sagen – „Stadt mit höchster Lebensqualität weltweit“ ausgezeichnet. (Beifall bei der SPÖ.)

Als Standort für 20 universitäre Einrichtungen unterstützt die Stadt nicht nur für sie wichtige Forschungsfelder durch Preise, Stipendien, Tagungen, Auslandsprogramme und infrastrukturelle Maßnahmen, sondern sie stärkt auch den außeruniversitären Sektor, unter anderem die Österreichische Akademie der Wissenschaften, die Ludwig Boltzmann Gesellschaft, das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes, das Institut für die Wissenschaften vom Menschen, das Architekturzentrum Wien oder das Internationale Forschungszentrum Kulturwissenschaften. 

Integraler Bestandteil in diesem Ressort sind seit 22 Jahren die „Wiener Vorlesungen“. Sie fanden 2008 mit 61 Veranstaltungen und über 170 Referentinnen und Referenten ihren Höhepunkt durch Vorträge des Ehrenbürgers der Stadt Wien Eric J Hobsbawm, Medizinnobelpreisträger Eric Kandel, ebenfalls Ehrenbürger der Stadt Wien, und des UNO-Sonderberichterstatters für das Recht auf Nahrung Jean Ziegler. Seine Vorlesung hörten 2 400 Besucher und Besucherinnen. Ich meine, das ist eine Erfolgsgeschichte an der Schnittstelle von Wissenschaft und Öffentlichkeit, die der Förderung der Qualität und des Niveaus der politischen Kultur in unserer Stadt dient.

Werner Schwab hat es einmal so formuliert: „Alle Dinge, die differenziert nicht abgehandelt werden, kommen später vulgär zurück.“ – Deshalb gehört die Wissenschaft auch zu den am besten abgestimmten Querschnittsmaterien in dieser Stadt. Sie bildet einen Kernbereich der Wiener Stadtpolitik.

Die drei K – Kompetenz, Kreativität und Kooperation – und die drei T – Talent, Toleranz und Technologie – schaffen die Voraussetzung für Exzellenz und internationale Erfolge im globalen Wettbewerb, und zwar nicht mehr in einem weltfremden Elfenbeinturm, sondern im kontinuierlichen Kontakt mit den verschiedenen Magistratsabteilungen in allen Geschäftsbereichen der Stadt. Sieben Fonds versorgen Wien und seine Verwaltung mit wissenschaftlicher Expertise, sowohl auf dem Gebiet der Naturwissenschaften als auch auf dem Gebiet der Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften, ganz in der Tradition von Freud, von Wittgenstein und von Marie Jahoda.

Nun noch ein paar Highlights: Im Rahmen der Gründung des Vienna Open Medical Institute zur Positionierung Wiens als humanitäre Hauptstadt werden gemeinsam mit der American Austrian Foundation 200 Mediziner und Medizinerinnen aus mittel- und osteuropäischen Ländern zu einem Studienaufenthalt in Wien eingeladen. Weiters erwähne ich die Stiftungsprofessuren an der TU „Stadtkultur und öffentlicher Raum“ und die Roland Rainer Professur an der Akademie der bildenden Künste zum Thema Urbanismus.

Jetzt komme ich schon zu den Geistes‑, Kultur und Sozialwissenschaften: Hier gibt es 4,5 Millionen EUR für die nächsten drei Jahre. Der Wiener Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiefonds administriert diese Summe und startete 2008 den Call Art(s) and Sciences mit international besetztem Beirat, um zu aktuellen gesellschaftspolitischen Phänomenen Stellung zu nehmen. Hier gab es fünf Projekte und zwei Fellowships, die mit 1,4 Millionen EUR dotiert wurden. Eines davon war „Film.Stadt.Wien“.

Ich möchte noch erwähnen, dass das Wiener Wiesenthal Institut für Holocaust-Studien, das zwar erst 2012 starten wird, bereits jetzt eine vierjährige Vorlaufphase hat: Das Simon Wiesenthal Archiv wird digitalisiert, und es wird auch eine Online-Dokumentation über NS-Quellen geben.

Ich komme zurück zum Film: Von 20 Millionen Besuchern, die in Wien Kultur konsumieren, gehen 7 Millionen, also mehr als ein Drittel, ins Kino. Dazu tragen natürlich unsere Welterfolge bei. Bekanntlich gab es 2008 den Oscar für „Die Fälscher“ von Stefan Ruzowitzky, und bei diesem Film gab es immerhin 190 000 Besucher im Kino und fast eine Million Zuschauer beim Fernsehstart.

Ich nenne außerdem die Oscar-Nominierung für „Revanche“ von Götz Spielmann. Zudem gab es 32 Auszeichnungen bei international renommierten Festivals für von der Stadt Wien geförderte Filme. Jetzt wurde Michael Haneke für „Das weiße Band“ die Goldene Palme in Cannes verliehen, den Preis als bester Darsteller erhielt Christoph Waltz. Ich hatte das Vergnügen, ihn vor 35 Jahren bei seinem Debüt in „Am dam des“ zu begleiten.

Unser Stadtrat Mailath-Pokorny schnürt mit einem Plus von 4,25 Millionen EUR das Wiener Filmpaket: Es gibt viereinviertel Millionen Euro zusätzlich für den österreichischen Film. Das heißt: Fernsehfilmförderung neu zur Stärkung der Wiener Filmwirtschaft und zur Erhöhung der internationalen Präsenz. Die Vienna Film Commission in St Marx neu bietet Service und Beratung sowie Lobbying für den Drehort Wien. Es kommt zu einer Erhöhung des Filmfonds Wien bis 2010 auf 10 Millionen EUR. Es ist dies immerhin der europaweit führende Regionalfilmfonds. Weiters kommt es zu einer Erhöhung der Film- und Kinoförderung.

Schade, dass die ÖVP und die Kammer die Sparte Kinobetreiber im Herbst wegrationalisieren wollen! Die Kinos gehören dann zu den Schaustellern und Schlangenbeschwörern. Aber vielleicht ist das nur ein Gerücht! 

Schließlich gibt es Erhöhung der Subvention für Viennale und Stadtkino. Wien profitiert davon auch in puncto Tourismus. Wir haben es gehört: 71 Prozent der Touristen und Touristinnen besuchen uns wegen unseres Kunst‑ und Kulturangebotes, und jeder zweite ausländische Medienbericht über Wien betrifft Kunst und Kultur.

In diesem Zusammenhang freut es mich ganz besonders, dass die Vienna Ring Tram, die gelbe Ring-Rund-Bim, ein von mir schon seit Jahren intendiertes Projekt, jetzt endlich realisiert wurde und in den gut zwei Monaten ihres Bestehens bereits 10 000 Besucher und 87 Prozent Auslastung verzeichnen kann.

Was wäre es ohne einen Filmtipp? – Wer nicht auf das Filmfestival auf dem Rathausplatz warten kann, das am Samstag eröffnet wird, wer nicht zum „Kino unter Sternen“ auf dem Karlsplatz, zum Kino auf dem Dach der Hauptbücherei gehen will oder zu wem das mobile „Volxkino“ nicht kommt, der sollte in den Nanni Moretti-Film „Stilles Chaos“ gehen. In diesem Streifen werden nicht nur Liebe, Tod, Verrat und Freundschaft thematisiert, sondern auch der Überlebenskampf des europäischen Kinos gegen den Rest der Welt: Hingehen, anschauen! – Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke vielmals. Nun gelangt Herr StR Mailath-Pokorny zu Wort. – Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch das Jahr 2008 ist einmal mehr im Zeichen des Versuchs meiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Magistrats, die für Kultur und Wissenschaft zuständig sind und arbeiten, aber auch meiner Person gestanden, etwas zu erreichen, was, glaube ich, für die Kulturpolitik einer Stadt wie Wien von großer Bedeutung ist, nämlich Qualität und Exzellenz möglichst für alle zu ermöglichen, wobei ich die Betonung sowohl auf „ Exzellenz“ und „Qualität“ sowie auf den „Zugang für alle“, aber natürlich auf das ganz bedeutende Wort „ermöglichen“ lege.

Das Ganze soll selbstverständlich unter Förderung eines möglichst kritischen Bewusstseins und unter dem Aspekt der Aufklärung – wie ich jetzt sagen möchte – stattfinden. Das halte ich besonders in Zeiten, in denen sehr stark verengte politische Debatten stattfinden, für ganz entscheidend.

Ich glaube, dass eine Kulturpolitik dieser Stadt primär auch darauf ausgerichtet sein soll, ein Kunst- und Kulturschaffen zu ermöglichen, das in einem sehr weltoffenen Klima stattfinden kann, das die inhaltliche Auseinandersetzung fördert und sie nicht verweigert oder sie flieht, das in anderem, in Fremdem und Neuem keine Bedrohung sieht, sondern im Grunde eine Bereicherung für die Stadt. Insgesamt konnten wir, wie ich meine, im Jahr 2008 auch sicherstellen, dass es dieses offene Klima in Wien auch weiterhin gibt.

Mir ist wichtig, dass wir diese Aspekte ein wenig auch an den Beginn der Debatte stellen, dass wir nicht nur darüber debattieren, wie viele Förderungen an wen vergeben wurden, sondern dass wir das Ganze auch insgesamt in eine Politik für diese Stadt einbetten, gemäß welcher man versucht, nach vorne zu schauen und die Zukunft zu gestalten, anstatt gewissermaßen nur beckmesserisch einzelne Förderungen herauszugreifen. 

2008 war auch davon gekennzeichnet, dass wir in der Kulturpolitik sowie auch in der Wissenschaftspolitik versucht haben, gewisse Schwerpunkte zu setzen, die sich auch auf Grund der Entwicklung so ergeben haben. Es wurde richtigerweise schon darauf hingewiesen, dass eines der großen Vorhaben der Kulturpolitik des Jahres 2008 die Filmpolitik war, und zwar nicht nur, aber auch deswegen, weil der österreichische und auch der von der Stadt Wien geförderte Film große Erfolge feiern konnte, die insgesamt, wie ich meine, im Grunde auch eine Bestätigung der österreichischen Filmpolitik insgesamt sind. Wenn ich „im Grunde sage“, meine ich nicht, dass es nicht, insgesamt gesprochen, zu wenig Geld gibt. Für Kultur und den Film im Besonderen kann man natürlich immer mehr Geld brauchen. Ich meine aber, dass wir betreffend Struktur und System der österreichischen Filmförderung und auch der Wiener Filmförderung auf dem richtigen Weg sind.

Wir haben versucht, durch eine Erhöhung der Wiener Filmförderung um immerhin ein Viertel dieser ganz tollen Entwicklung Rechnung zu tragen, und haben sehr rasch ein allgemein anerkanntes Filmpaket geschnürt, das nicht nur die klassische Filmförderung und die so genannte kleine Filmförderung erhöht sowie auch die verschiedenen in Wien abgehaltenen Festivals ausreichend finanziert, sondern in dessen Rahmen auch eine eigene Film Commission eingeführt wurde. Damit und auch mit der klaren Standortpolitik im Bereich des Kinos und des Films, siehe Unterstützung des Gartenbaukinos, des Stadtkinos und vieler anderer Kinos in Wien, aber auch des Filmmuseums, wird das Filmschaffen in Wien in seiner ganzen Vielfalt unterstützt und in weiterer Folge auch ermöglicht.

Das Jahr 2008 stand darüber hinaus auch im Zeichen des Gedenkens. Wir haben in diesem Gedenkjahr verschiedene Maßnahmen gesetzt. Es gab über 60 sehr wesentliche Initiativen allein im Bereich der Wissenschafts- und Forschungsförderung.

Ich möchte jetzt nur ein Projekt nennen, nämlich die Neugestaltung der Gedenkstätte am Spiegelgrund. Es ist dies eines von mehreren Beispielen, die beweisen, dass wir selbstverständlich in dieser Stadt aktiv gedenken und die verschiedenen Gedenkstätten auch fördern und unterstützen. Im Jahr davor war es das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes, 2008 wurden die Gedenkstätte am Spiegelgrund und viele andere mehr neu gestaltet. Wir versuchen, diese einem größtmöglichen Publikum zugänglich zu machen. Wir haben versucht – denn es gerät schnell in Vergessenheit, dass das Jahr 2008 auch das Jahr der Fußball-EM war –, auch mit kulturellen und künstlerischen Aspekten zusätzliche Impulse zu setzen. Allein die Etablierung der Kunstzone Karlsplatz ist ja weit über die Fußball-EM hinaus von Bedeutung und wird nach wie vor sehr gut genützt.

Ich meine, man sollte nicht vergessen, dass wir selbstverständlich auch in die Häuser und in die Infrastruktur investieren. Es wurden neue Museen eröffnet, zum Beispiel das wirklich sehr gut angenommene Römermuseum, welches das Wien Museum aus dem laufenden Budget finanzieren konnte. Weiters nenne ich die Sanierung und Renovierung des Haydn-Hauses.

Im Bereich Theater gab es im letzten Jahr eine sehr erfreuliche Entwicklung. Es haben sich eigentlich auf allen Ebenen positive Entwicklungen gezeigt, nicht nur durch den ganz tollen Start des Schauspielhauses, sondern auch durch die Weiterentwicklung des „brut“ als eines der zentralen Kooperationshäuser in der Stadt, aber auch durch den Bau des Palais Kabelwerk et cetera.

Meine Damen und Herren! Auch die Vereinigten Bühnen Wien konnten Erfolge erzielen. Ich finde es sehr bedauerlich, dass in keiner Ihrer Reden beziehungsweise der Bilanzen, die Sie hier gezogen haben, auch nur mit einem Wort das Theater an der Wien erwähnt wurde. Es handelt sich hiebei schließlich um die größte Erneuerung der Wiener Theaterszene, und es ist dies nach wie vor auch die geldmäßig am besten ausgestattete. Ich meine, dass wir damit sehr gut liegen. In Kritiken und diesbezüglichen internationalen Äußerungen wird, wenn von Wien die Rede ist, mittlerweile an erster Stelle das Theater an der Wien genannt. – Ich halte es für symptomatisch, dass Sie in jeglicher Diskussion über die Vereinigten Bühnen Wien dieses Theater völlig außer Acht lassen, was immer Sie damit auch beabsichtigen!

Meine Damen und Herren! Ich stehe zu Sanierung des Ronacher. Diese konnte, was nur bei ganz wenigen großen Theatergebäuden der Fall ist, innerhalb des Finanzrahmens abgewickelt werden, was Sie übrigens auch nicht einmal einer Erwähnung wert finden, und zwar im Unterschied zum Kontrollamt, in dessen Bericht das sehr wohl hervorgehoben wird. Aber auch die programmatische Bespielung mit den „Producers“ war ein großer Erfolg, und zwar hinsichtlich der Kritiken, letztlich aber auch hinsichtlich der Zuschauerauslastung. Ich glaube, dass es richtig war, ein solches Musical, das für die Stadt Wien, für Österreich und für die österreichische Gesellschaft auf eine völlig neuartige Art und Weise das Thema Nationalsozialismus thematisiert hat, als erstes großes Musical im Ronacher zu zeigen.

Meine Damen und Herren! Ich weiß nicht, wie lange vorher Sie gerne einen Bericht hätten, damit man Ihre Wünsche nach Transparenz befriedigen könnte! Sie konnten den Kunstbericht insgesamt vier Tage im Internet anschauen. Ich weiß nicht, wie lange Sie brauchen, um ein solches Dokument zu lesen! Ich weiß, Samstag und Sonntag arbeiten Sie nicht! Das ist bedauerlich! Sie hätten aber vielleicht am Freitag und am Montag Gelegenheit dazu gehabt! Ich meine, dass vier Tage ausreichen sollten, ein solches Dokument zu studieren, in welchem ja auch einiges steht, was Ihnen nicht völlig unbekannt sein dürfte! 
Meines Erachtens sind sowohl der Kunst‑ und Kulturbericht als auch der Wissenschaftsbericht beredte und sehr gut gemachte Dokumente über die kulturelle Entwicklung in dieser Stadt. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich bedanke mich auch ganz besonders dafür, dass der Wissenschaftsbericht einmal mehr sehr ausführlich wurde. Es ist dies ein tolles Dokument, das belegt, dass die Stadt Wien in einem Bereich, der ihr eigentlich von der Kompetenzaufteilung gar nicht unmittelbar zustünde, nämlich im Bereich der Wissenschafts- und Forschungsförderung, so ungeheuerlich viel leistet. Ich lege Ihnen, wenn Sie jetzt über den Sommer vielleicht ein bisschen Zeit haben, ein solches Dokument zu studieren, die Lektüre dieses Wissenschaftsberichts sehr ans Herz, weil er sich nämlich, wie ich zu Beginn meiner Ausführungen gesagt habe, dem Prinzip der Aufklärung verschreibt: Es wird darin dargestellt, dass das, was hier in Wien auch im Bereich der Wissenschafts- und Forschungsförderung getan wird, genau diesem Prinzip der Aufklärung, des differenzierten Denkens, des Nachdenkens und nicht der Polarisierung und Vereinfachung das Wort redet. Ich meine, das kommt hier ganz wunderbar zum Ausdruck.

Wir haben versucht, meine Damen und Herren, mit unserem Programm der Förderung der Geistes‑, Kultur‑ und Sozialwissenschaft auch diesen Aspekt zu unterstützen, und ich bedanke mich explizit bei Prof Ehalt. Ich bedanke mich bei dieser Gelegenheit aber auch bei allen, die zu den anderen Berichten beigetragen haben. Diese Berichte sind Ausdruck einer sehr lebendigen und vielfältigen Kulturszene. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: In welcher Funktion reden Sie jetzt, als Stadtrat oder als Berichterstatter? – GRin Ingrid Zankl: Es gibt keinen Berichterstatter, das ist ja kein Geschäftsstück! ) 

Auch in vielen anderen Bereichen verfolgen wir neue Ideen, um vielen Menschen einen Zugang zur Kultur zu ermöglichen. Ich möchte Ihnen jetzt nur das Stichwort „Cash for Culture“ in Erinnerung rufen: Im Rahmen dieses Projekts stellen wir ganz jungen Menschen, die kulturbegeistert sind, zusätzliche Mittel zur Verfügung. Und ich meine, wir liegen auch mit einer grundsätzlichen Neugestaltung des Volksbildungswerkes und der Wiener Bezirksfestwochen sehr gut, wie die jetzt zu Ende gehenden Festwochen beweisen. Ich möchte an dieser Stelle erwähnen, dass wir das im letzten Jahr grundlegend neu konzipiert haben.

Meine Damen und Herren! Ich finde, es ist ein bisschen schade, dass die Beiträge, die Sie von Seiten der Opposition geliefert haben, im Grunde nicht besonders gehaltvoll waren. Ich weiß, dass sich die FPÖ grundsätzlich durch alles irgendwie angegriffen fühlt und in ihrem Kulturverständnis sozusagen ängstigt. Ich verstehe, dass die Grünen immer wieder auf diesen im Grunde nicht vorhandenen Gegensatz zwischen groß und klein zurück kommen. Ich möchte aber wirklich darum bitten, einmal ein bisschen genauer zu recherchieren, denn viele Zahlen, die Sie bringen, stimmen halt nach wie vor nicht! So gibt es zum Beispiel nicht 700 000 EUR mehr für die Wiener Festwochen, und ich weiß auch nicht, warum man immer wieder darauf zurückkommt und daran festhält, dass von größeren Institutionen nichts Innovatives komme. Als ob ausschließlich von den so genannten Kleinen das Innovative käme! 

Dieses Kulturverständnis ist wirklich längst überholt! Letztlich zählt einzig und allein, was eine Kultureinrichtung oder ein Kulturschaffender schaffen kann, ob das innovativ und qualitätsvoll ist und ob es auch einem gewissen Ausmaß an Exzellenz entspricht oder nicht. Ich halte daher dieses Unterteilen und dieses ewige darauf Rekurrieren, dass die Großen zu viel und die Kleinen nichts bekommen, nicht nur für faktisch falsch, sondern auch für die grundlegend falsche kulturpolitische Herangehensweise!

Im Übrigen reden sie auch immer mehr einem völlig unverständlichen Kulturbürokratismus das Wort. Die Hauptschwierigkeit, die Kulturschaffende heute haben, Herr GR Schreuder, ist nicht, dass sie nicht wissen, was mit ihren Anträgen passiert. Reden Sie einmal mit den Leuten! Vielmehr macht zum Beispiel das, was die Grünen über Kontrollamtsberichte einzuführen versucht haben, die ganze Abwicklung unendlich viel komplizierter und weniger transparent. Dass man heute genau das angeben muss, was man letztendlich bekommt, dass man nicht mehr angeben darf und dass eine sich über die vielen Jahre hinweg entwickelt habende Partnerschaft zwischen der Kulturverwaltung und den Künstlern immer komplizierter wird, ist allein Ihnen zu verdanken. Daher schlage ich Ihnen noch einmal vor: Reden Sie einmal mit den Leuten, dann werden Sie hören, was diese Ihnen zu sagen haben!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Selbstverständlich versuchen wir, Transparenz auch umzusetzen. Ich glaube, es gibt in Österreich kaum eine Kulturverwaltung, die so stark kontrolliert und die so sehr öffentlich ist wie die Wiener Kulturverwaltung! Jeder Cent, der hier ausgegeben wird, hat durch mehrere Gremien zu gehen, wird in einem Budget voraus veranschlagt, wird in einem Rechenschaftsbericht nachher besprochen und wird dazwischen in mindestens drei Gremien diskutiert. Auf was hinauf daher hier der Vorwurf mangelnder Transparenz kommt, kann ich nicht nachvollziehen!

Eine Kleinigkeit wollte ich noch richtigstellen, weil Herr GR Wolf hier so sehr auf ein Roma-Festival hingewiesen hat. – Sie werden es nicht wissen, aber ich sage es Ihnen gerne jetzt: Selbstverständlich fördert die Stadt Wien über die Kulturverwaltung mehrere Roma-Festivals. Wir fördert regelmäßig insgesamt zirka 20 Roma-Vereine. Heuer gibt es ein gefördertes Festival im Böhmischen Prater und auf dem Mexikoplatz.

Das Theaterfestival, das Sie offensichtlich angesprochen haben, hat das Kuratorium in der Tat abgelehnt. Dieses hat dann aber von mir sozusagen außertourlich noch einen Betrag von 10 000 EUR bekommen. Wenn Sie also behaupten, dass dieses Festival nichts bekommen hat, dann stimmt das erstens nicht, und zweitens sind wir mit insgesamt 20 Vereinen permanent in Kontakt, und diese bekommen auch Förderungen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Insgesamt beweisen wir auch 2008 einmal mehr – und das zeigt sich ja auch in allen Umfragen und in der Zufriedenheit nicht nur der Gäste, sondern auch der Bevölkerung Wiens mit der Kulturpolitik –, dass wir den eingeschlagenen Kurs der Ausweitung unter Beibehaltung von Qualität und Exzellenz und unter möglichst breiter Teilhabe und Teilnahme der Bevölkerung sehr erfolgreich fortsetzen konnten. Das Budget 2010 und auch der Rechnungsabschluss des diesjährigen Jahres werden zeigen, dass die Stadt Wien einmal mehr in einer ihrer wichtigsten Bereiche und Talente, nämlich in den Bereich der Kultur, nachhaltig investiert, und wir werden das auch in Zukunft so halten. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Auch Vorsitzende können sich irren. Das war nicht die letzte Wortmeldung zu diesem Punkt, da die Post 1 sehr weitgehend ist. Zu Wort gemeldet hat sich GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Wir können gerne noch eine Runde machen, es wird auch nicht allzu lange dauern!

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat!

In meiner Funktion als Kontrollausschussvorsitzender oder dessen Stellvertreter ist mir, wenn Sie in Kontrollausschusssitzungen waren, schon oft aufgefallen, dass Sie bei Kritik maximal dünnhäutig sind. Das können alle Kolleginnen und Kollegen im Kontrollausschuss durchaus bestätigen. Dass Sie aber auch einen eigenartigen Zugang zu demokratiepolitischen Verhaltensweisen haben, ist mir neu! (GR Mag Thomas Reindl: Das sehe ich nicht so!)
Sie erklären, dass man das ja lesen können hätte und dass all das kein Problem sei! Seit Freitag seien 310 Seiten gedruckte Version Wissenschaftsbericht und 203 Seiten Kulturbericht im Netz. – Nach Adam Riese, dem Rechenkünstler, hat man also von Freitag bis heute drei Arbeitstage, wenn Sie Samstag und Sonntag dazurechnen, Zeit, um sich das genussvoll zu Gemüte zu führen. Wir können aber gemeinsam gerne jetzt in den nächsten 15 oder 20 Minuten auch noch die wesentlichen Punkte aus dem Wissenschaftsbericht durchgehen! 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Nehmen Sie zur Kenntnis: Nicht alles, was Sie sagen, ist hier der Beweis für die Richtigkeit! Nehmen Sie Kritik der Opposition ernst, dann werden Sie sich viel leichter tun! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Nun liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir unterbrechen nun die öffentliche Sitzung des Gemeinderates und setzen sie morgen um 9 Uhr mit der Spezialdebatte der Geschäftsgruppe Umwelt fort.

Ich wünsche eine gute Nacht! Bis morgen!

(Unterbrechung der Sitzung um 22.05 Uhr.)
